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Moskaus Angebot an Rudolf Heß 


Vitale Gesundheit durch natürlichen Sauerstoff 


Die robuste Gesundheit und extreme Langlebigkeit der Einwohner eines 
kleinen Dorfes in den kaukasischen Bergen erregte schon vor 60 Jahren 
die Aufmerksamkeit russischer Wissenschaftler. 


Das Ergebnis ihrer Untersuchungen: Wer an einem Wasserfall lebt, 
genießt den Vorzug, den natürlichen Sauerstoff, den uns die Umwelt 
bietet, aufzunehmen. Die Wissenschaftler haben Geräte konstruiert, die 
den Wasserfall-Effekt nachvollziehen. Dabei entsteht jener gesunder 
Sauerstoff (Hydro-Ionen genannt), der für Körper und Organismus le- 
bensnotwendig ist. Der dtsch. Arzt und Biologe Dr. Dr. Konstantin von 
Brunowsky hat für alle, die gesund leben wollen, ein praktisches Gerät 
entwickelt. TROMA-ION heißt dieser Gesundheitsbrunnen. Es kann be- 
quem und ohne Extra-Installationen an der Badewannenarmatur oder 
auch an der Dusche angeschlossen werden. 
Biologisch lebendiger 
Sauerstoff 

Wasserfälle haben die Menschen seit je wie 
ein Magnet angezogen. Nicht nur der visuelle 
Eindruck vermittelt diesen Einfluß, es ist die 
frische, erholsame Luft. Die Luft, die durch 
den Wasserfall-Effekt entsteht, enthält hoch- 
wertigen »lebendigen« Sauerstoff (sogenann- "" 
te feuchte Sauerstoff-ionen). Dies wurde 
durch Nobelpreisträger Prof. Ph. Lenard 
nachgewiesen. 


Bereits ein zweimal täglicher Gebrauch des 
TROMA-ION kann die Lunge regenerieren und 
die Zellen »trainieren«, vermehrt Sauerstoff 
aufzunehmen. 

Sauerstoffmangel in den Körperzellen ist bekanntlich ein auslösender 
Faktor vieler Krankheiten. 

Die körpereigene Abwehrkraft (Immunsystem) kann gestärkt werden. 
Vorgebeugt wird den Infektions- und Erkältungskrankheiten, Wetterfüh- 
ligkeit wie z. B. Kopf- und Gliederschmerzen, Kreislauf- und Atembe- 
schwerden. 

Ausführliche Gratisinfos bei VITAL-Versand Tien, Postfach 2468/1, 
4460 Nordhorn, Eilanforderungen Tel. (0 59 21) 1 31 66 


DR. MED. OTTO MENNERICH 


ZEIT 
WENDE 


DURCH EINE NEUE BIOLOGIE, 
METAPHYSIK UND MEDIZIN 


»Das Werk von Dr. med. Otto Mennerich, der hoffentlich als einer der 
Überwinder des medizinischen Materialismus in die Geistesgeschich- 
te eingehen wird, ist so original einmalig, daß es entweder gar nicht 
beachtet werden wird oder eine geistige Revolution großen Stils aus- 
zulösen vermag.« Dr. Bodamer 
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Exclusives aus Politik und Wirtschaft 


Lieber CODE-Leser, ar. 
diese Zeitschrift versucht einen geistig-politischen Wandel in Deutschland einzuleiten. Denn trotz _ 
der schlimmen Erfahrungen eines halben Jahrhunderts und trotz aller demokratischen Rechte 

und Pflichten hält es die Mehrzahl der Deutschen heute nicht für erforderlich, sich um eine. 


sachlich fundierte politische Überzeugung zu bemühen oder gar sich zu einer solchen öffentlich . 
zu bekennen, sofern sie.den herrschenden Auffassungen widerspricht. 


Man freut sich wie ein Kind an den materiellen Konsumwerten unserer Gesellschaft, soweit man 

daran beteiligt ist, und denkt mehr an das Heute als an das Morgen. Inmitten schicksalsschwerer 

weltpolitischer Spannungen lebt man in einem spießbürgerlichen Behagen, das nur von Zeit zu 7 
Zeit — wenn die Drahtzieher die Deutschen wie Puppen bewegen - durch Angstträume unter- :*.- 
brochen wird. 
Es sieht aber nicht so aus, als werde dieses Behagen noch lange andauern. Die Welt von heute ist 
anders als die Welt von gestern, und die Welt von morgen wird nicht mehr die von heute sein. 


Ob es sich um Wirtschaftsfragen, Probleme des Dollars, der NATO, der Europäischen Gemein- | 
schaft, der dritten Welt oder des Zionismus handelt, kein Volk wird von diesen Fragen und damit. 
zusammenhängenden Entscheidungen stärker berührt als das deutsche. 


JEDEN MONAT NEU! 
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Das Herannahen der großen weltpolitischen Entscheidungen zwingt auch politisch träge Bundes- 
bürger, sich Gedanken über ihr Morgen zu machen. Das führt sie aber von selbst zu dem 
Gestern, zu der Frage, ob die Führung der Bundesrepublik in ihrer Politik dem Lebensinteresse. 
des deutschen Volkes aufs beste dient oder Irrwege im fremden Auftrag geht, ob die bundesdeut- 
sche Demokratie der sachlichen Meinungsbildung über politische Ziele und Methoden den 
erforderlichen Spielraum gewährt und wie es bei uns überhaupt um Demokratie und Freiheit 


bestellt ist. 
Als Leser von »CODE« kennen ‚Sie bereits viele Zusammenhänge und die offene kritische 


Haltung dieser Zeitschrift. Wir bitten Sie daher zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, . 
Ihrer Bekannten, Kollegen und Freunde Abonnent von »CODE« werden könnte. 


BE vera er 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühe wollen wir Sie gern entschädigen: Wenn Sie uns einen Abonnenten nennen, 
erhalten Sie als Prämie das Buch von Peter Blackwood »Die Netzwerke der Insider«. 
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Vielen Dank 
Ihr 
' Verlag Diagnosen 


/R erlag Diagnosen - Untere Burghalde. 51 - D-7250 Leonberg nr 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


En he aa Mehr Ri | Ba 

2 ; zur nnementspreis von erlischt automati i d h 
60,- DM einschließlich Porto und Mehrwertsirnet (im Mr a en 
Ausland DM 60,- zuzüglich DM 12,- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs i Datum 
umgerechnet) an: , ; 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des. 
3 Abonnements ohne Angabe von Gründen gege a 
Vorname dem V Diagnosen, Untere Burghalde D-72506 f 
Leonberg, binnen einer Woche s widerrufen " ; 
t cause kann, daB es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider-, 
Straße.und Hausnummer/Postfach spruch innerhalb der Inufenden Krise abpesandt wird. 


Postleitzahl/Stadt/Land 
Oo Der: neue SDR! ist damit Banden daß das Unterschrift 
nnentengeld von seinem Konto (Bank- oder Ich habe den neuen Abonnent i 
2 en geworben und erhalte 
Postscheckkonto) abgebucht wird. dafür das Buch »Die Netzwerke der Insider«. Der neue‘: 
. Abonnent war noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift und: 
ist nicht mit mir identisch. Meine Anschrift: E 
Bank/Ort z 
Bankleitzahl . Name 
Kontonummer 


Vorname x 

m Der neue Abonnent legt einen. Verrechnungsscheck A . 852 
über den Betrag von 60,- DM anbei (Ausland: , - - - - 
DM 72,- Gegenwert in ausländischer Währung Straße und Hausnummer/Postfach 
zum Tageskurs) Er 


Ü) Bittet um Übersendung einer Rechtung. |. Postleitzahl” 
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6 Kohl des Monats 


Statt deutsche Politik zu 
betreiben, watet Bonn 
derweil durch den Sumpf 
gegenseitiger 
Beschuldigungen von 


Wahlkampf zu Wahlkampf, 


ein »Saustall« — frei nach 
Franz Josef Strauß. 


7 Germaniam esse 
delendam! 
Gott straft England - gibt 
es doch eine ausgleichende 


Gerechtigkeit in der 
Geschichte? 


Winston Churchill, der britische 
Premier während des Zweiten 
Weltkriegs, hatte das britische 
Empire am 8. Mai 1945 verspielt. 


8 Deutschland 
moralisch zum 
Selbstmord 
verpflichtet 


Diskussion und Einwände 
zum Thema Asyl lösen 
heute einen »Sturm der 
Entrüstung« aus, indem 
jedesmal die »moralische 
Verpflichtung« den 
Deutschen vorgehalten 
wird. 


10 Die Enkel Adenauers 


11 »Atombomben auf 
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Wem dient das 
Bundesgesundheits- 
amt? 
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Der Boom konnte 
nicht ewig 
weitergehen 

Derzeit ist so viel Geld auf 
der Suche nach 
Anlagemöglichkeiten, daß 
die Gefahr besteht, daß die 
Entwicklung der 
Aktienpreise völlig 
unkontrollierbar wird. 


Großes Geld macht 
oft seltsame 
Bettgenossen 


Das Bündnis zwischen dem 
Oppenheimer-Clan und 
dem Kreml demonstriert 
eine seltsame Verbindung. 


Harry Oppenheimer kontrolliert 
den Edelmetallmarkt weltweit, 
das heißt, in Ost und West. 


Unruhen unter den 
Banker wegen 
Lateinamerika 


In Argentinien sind 
die Verlierer die 
Banker 
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Zum Verständnis von 
Rudolf Heß 


Die Motive von 
Rudolf Heß 


Moskaus Angebot an 
Heß 


Schweigen über die 
Hintergründe von 
Rudolf Heß 


Der Holocaust nach 
Kriegsende 


Die Opfer der 
Nazijagd in den USA 


Vergessene Opfer der 
Verfolgung 


Wer ist Arthur 
Rudolph? 


Verleumdung eines 
deutschen Raketen- 
Experten in den USA 


Internationales 


23 Angst vor einem 
nuklearen Jalta 


Wird beim kommenden 
Gipfel zwischen Reagan 
und Gorbatschow Europa 
ein neues Jalta-Schicksal 
erleben, ohne daß die 
europäischen Mächte in der 
Lage sind, ihre territoriale 
Integrität zu behaupten? 


Verkauft Ronald Reagan den 
»Laden Europa«, dann 
gewinnen die Sowjets die 
Oberhand über Westeuropa. 


24 Die Philosophie der 
multinationalen 
Unternehmen 

25 Attacke gegen die 

“ Freimaurer im 

Europäischen 

Parlament 


38 Warum die USA in 


Vietnam kämpften? 


»Kriege werden nicht 
ausgetragen, um einen ' 
Feind zu schlagen. Kriege 
werden ausgetragen, um 

- einen Zustand zu schaffen«, 
schrieb Edwin Stanton, 
Abraham Lincolns 
Kriegsminister vor 120 
Jahren. 
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41 Weltregierung - eine 
Schlange mit vielen 
Köpfen 


=; 
Franklin D. Roosevelt rettete die 
Sowjetunion vor dem politischen 
und wirtschaftlichen 
Zusammenbruch und ermunterte 
England zum Krieg gegen 
Deutschland. 


44 Abenteuertum als 
amerikanische Politik 


Naher Osten 


46 Israel schickt Waffen 
über Afrika an 
Khomeini 
Informanten bestätigen, 
daß große Mengen Waffen 
von Israel über obskure 
Kanäle durch schwarz- 
afrikanische Länder in.den 
Iran geliefert worden sind. 
Grund: Israels Angst vor 
dem Irak. 
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47 Mossad lieferte 
Fehlinformationen 
fürs Weiße Haus 


Eine NATO- 
Geheimdienstexperte 
meint: »Es ist 
offensichtlich, daß 
Präsident Ronald Reagan 
das Ziel einer 
ausgeklügelten 
Fehlinformations- 
Kampagne war, die von 
dem Mossad inszeniert 
worden ist.« 


48 Reagans Geschäfte 
mit Fahd 


49 Nuklearplan für den 
Nahen Osten unter 
dem Stichwort 
»Apokalypse« 


50 Israels Krieg gegen die 
schwarzen Hebräer 


Die schwarzen Hebräer 
sind Schwarze, die sich 
selbst für die wahren 
Nachkommen der Israeliten 
halten. 


51 Woher kommen die 
Hebräer? 


52 Diskriminierung von 
US-Bürgern in Israel 


Vatikan 


55 Zur Person von 
Clemens Flavius 
Romanus 


56 Clemens Flavius 
Romanus »Das 
Christentum in Rom« 


Um zur Wahrheit 
zurückzukehren und eine 
wirkliche christliche Kirche 
zu werden, ist die Schrift 


von Flavius Romanus »Das 
Christentum in Rom« von 
großer Bedeutung. Der 
Artikel ist nach der 
Handschrift des Clemens 
Flavius Romanus ohne 
Berichtigungen und 
Korrekturen nach einer 
wörtlichen Übersetzung 
gedruckt. Auch der Titel 
der Arbeit ist 
originalgetreu. 
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Mexiko; Tauschaktion 
Land gegen Schulden in 
Lateinamerika; Deutsche 
Linke finanzieren 
Guerillas; Steigerung der 
Investitionen in der EG; 
EG-Darlehen gegen 
Arbeitslosigkeit; Handel 
EG-Comocon nimmt ab; 
Spekulationen um Gold; 
Peru wird Banken 
verstaatlichen; Die Zahlen 
der Weltbank; Hongshang 
hat Marine Midland 
übernommen; EG-Minister 
fürchten Zusammenbruch 
des Dollar; UNICEF hat 
einen neuen Schuldenplan. 


21 Europa-Journal 


Polens Jaruselski verurteilt 
Stalin-Ara; Thatcher warnt 
Reagan vor 
Waffengeschäft; 
EG-Gelder für Erdwärme- 
Projekt; Katholiken lassen 
sich von Heiden weihen; 
Die Häresien des Papstes; 
Zahl der Abtreibungen 
steigt weiter; Billigflaggen 
kosten Arbeitsplätze; US- 
Wiedergutmachung für 
Deutsche; Südkorea sitzt 
der EG im Nacken; 
Hormone. im Schnitzel; 
Suche nach alternativen 
Energiequellen; Trübe 
Aussichten für Europäer. 
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Zitate 


Vertrauliches 


Künftig stärkere 
Beziehungen zwischen 
UdSSR und Israel; Mafia- 
Chef in Kolumbien aus 
Haft entlassen; Es fehlen 
tausend Medikamente in 
Polen; Patriarch von 
Konstantinopel besuchte 
Moskau; Sowjetunion 
führend in der U-Boot- 
Konstruktion; 
Heuschrecken zerstörten 
afrikanische Getreideernte; 
Maßnahmen gegen KGB- 
Spionage in Thailand; 
Besuch von Mutter 
Rußland in Kanada; 
Änderung der chinesischen 
Wirtschaftspolitik; 
Thailändische Abgeordnete 
besichtigen Kanäle in 
Europa; Niederländischer 
Arzt lehnt Euthanasie- 
Trend ab; Die Ermordung 
von Rudolf Heß; 
Destabilisierung in 
Jugoslawien geht weiter; 
Sowjetische Provokation an 
der NATO-Nordflanke; 
Kanada entläßt Sikhs- 
Terroristen; Moskau und 
Washington handeln 
gemeinsam im Nahen 
Osten; Mehr Macht für 
Börsenaufsicht in den 
USA; Drei Millionen 
Moslems müssen nach 
Sibirien; Nicht nukleare 
Cruise Missile wird 
entwickelt; Lord 
Rothschild kommt wieder 
ins britische Rampenlicht. 


Leserbriefe 


Bonn 


Kohl des 
Monats 


Werner Gebhardt 


Bis Dezember 1976 war Helmut Kohl ein Pfälzer Strahlemann, der 
»Jimmy aus Mainz - Mainzeljimmy«, wie er in einem Kommentar der 
Zeitung »Bild am Sonntag« charakterisiert wurde. In zehn Jahren 
des unaufhaltsamen Aufstiegs in Bonn galt der Mann mit der Gnade 
der späteren Geburt als streng antikommunistisch. 


Nachdem Helmut Kohl als Bun- 
deskanzler mit dem Gorba- 
tschow-Goebbels-Vergleich 
weltweit seine Gesinnung kund- 
getan hatte, haute der »Kohlkö- 
nig« (Zitat) noch Anfang des 
Jahres 1987 schwer auf den Putz, 
indem er unter anderem die 
Konzentrationslager in Mittel- 
deutschland anprangerte. 


Vier Milliarden 
Reparationen 


Doch schnell ließ sich der 
»schwarze Riese« diese Feststel- 
lung abhandeln, denn die Empö- 
rung bei den Marxisten aller 
Schattierungen war größer als 
erwartet. Willy Brandt alias 
Herbert Frahm und Herbert 
Wehner alias Funk sollen gar ge- 
weint haben. Der rote Vogel von 
der SPD lobte das KZ-Regime 
des vom DDR-Überläufer von 
Berg als »Halbrussen« bezeich- 
neten Honecker sogar ob dessen 
Zurückhaltung gegenüber der 
Äußerung Kohls, dem Vogel in 
aller Öffentlichkeit »Tölpelhaf- 
tigkeit« bescheinigte. 


Sogar einige schwarze Vögel der 
CDU/CSU hoben warnend den 
Zeigefinger, als das liebgewor- 
dene, über viele Jahre zum mo- 
ralischen Stützkorsett gehörende 
Gezeter und Gegacker über 
Mauer, Stacheldrahtt und 
Schießbefehl immer leiser wur- 
de. Doch Kohl hatte wohl einen 
Grund zur Zurückhaltung: Ho- 
necker hatte schon im Vorfeld 
seines Besuches seine Forderun- 
gen auf nur etwa vier Milliarden 
DM Reparationen begrenzt. 


Hätte Kohl den einstigen Trom- 
melbuben des Roten Frontkäm- 
pferbundes aus ‚Wiebelskirchen 
mit der Vorhaltung von Wahr- 
heiten geärgert, hätte es viel- 
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Bundeskanzler Kohl sollte er- 
kennen, daß die Nichtwähler 
bei jeder Wahl eine der stärk- 
sten Parteien stellen. 


leicht mehr gekostet. Wahrhei- 
ten können teuer zu stehen kom- 
men, wenn sie Herrschern - zum 
Beispiel aus Nahost - nicht pas- 
sen. An anderer Stelle wurden 
schon einmal zuerst 20 Millionen 
an Reparationen vereinbart, 
dann wurden es über einhundert 
Milliarden DM. 


Die der SPD nahestehende 
»Neue Ruhr-Zeitung/Neue 
Rhein-Zeitung« jubelte bereits: 
»Honecker-Besuch krönt die 
deutsch-deutsche Annäherung.« 


Und dann kam er endlich, der 
»Oberindianer«, wie ihn die 
»Bild-Zeitung« nannte. Exkanz- 
ler Helmut Schmidt biederte sich 
als »Ehrenjungfrau« an, und 
Zeitungen, Rundfunk und Fern- 
sehen überschlugen sich, den 
KZ-Kommandanten von Sach- 
senhausen, Bautzen und Umge- 
bung willkommen zu heißen. 
Honecker oben und unten, Ho- 
necker vorn und hinten. 


Tatbestand der 
Beleidigung 


Im Land der Bayern wagte es 
eine »Bürgerinitiative Wieder- 


vereinigung Deutschland« 
schlimmerweise, mit Plakaten 
und Flugblättern in Form eines 
Steckbriefes den »früheren 
Dachdeckergesellen« wegen 
»Anstiftung und Beihilfe zum 
Mord an DDR-Flüchtlingen in 
mindestens 190 Fällen« zu su- 
chen. Folgerichtig und zeitge- 
mäß leitete die Staatsanwalt- 
schaft in Hof ein Ermittlungsver- 
fahren ein. 


Ein Behördensprecher: »Hier 
geht es um den Tatbestand der 
Beleidigung eines ausländischen 
Staatsoberhauptes.« 


Soweit sind wir schon im Franz- 
Josef-Land Bayern. Es wird 
wohl nicht mehr lange dauern, 
bis das öffentliche Vertreten der 
Forderung des Grundgesetzes, 
»die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden«, als 
rechtsradikal und neonazistisch 
gebrandmarkt, verfolgt, und die 
Deutschen bestraft und einge- 
sperrt werden, die noch nicht be- 
griffen haben, wohin die Reise 
gehen soll. 


Fünf Tage später war nur noch 
von einem »sehr bescheidenen 
Beginn auf der langen Wegstrek- 
ke zur guten Nachbarschaft« die 
Rede. Von der Lebensfrage des 
deutschen Volkes, von der Wie- 
der- oder Neuvereinigung West- 
und Mitteldeutschland wurde 
nicht mehr gesprochen. 


Im Gegenteil: Unser — wohl be- 
sonders im Ausland — hochver- 
ehrter Bundespräsident nannte 
die DDR »Ostdeutschland« — wo 
in Wahrheit die Polen sitzen -, 
und erklärte Mitteldeutschland — 
und damit die deutsche Reichs- 
hauptstadt Berlin - als zu »Ost- 
europa« gehörig. 


Wen wundert es noch, daß das 
Vertrauen in die Politiker immer 
mehr abnimmt? Die einfältige 
CDU glaubte wohl noch, der 
Besuch Honeckers mit seinen 
SED-Bonzen würde sich bei den 
Wahlen in Bremen und Schles- 
wig-Holstein zu ihren Gunsten 
auswirken. Doch weit gefehlt. 
Jetzt ist der Katzenjammer groß. 
In: Schleswig-Holstein war die 
Wahlbeteiligung mit 76,6 Pro- 
zent um 8,2 Prozent geringer als 
vor vier Jahren. Fast eine halbe 
Million, bei gut zwei Millionen 
Wahlberechtigten — also fast ein 
Viertel aller. Wähler -, hatte die 
Nase voll. Die Nichtwähler wa- 
ren die drittstärkste Gruppe; 


sechsmal so viel Nichtwähler, 
wie die FDP an Stimmen erhielt. 


Der Sumpf der 


Beschul 


In Bremen verlor die CDU fast 


gungen 


jeden dritten Wähler. Hier wa- 


ren schon vorher drei CDU-Ab- 
geordnete zu den »Republika- 
nern« übergelaufen. Doch mit 
1,2 Prozent war Schönhuber 
diesmal nicht »dabei«. 


Der DVU erging es etwas bes- 
ser, sie schaffte im Landesteil 
Bremerhaven die Fünf-Prozent- 
Hürde und ist damit im Bremer 
Parlament mit einem Abgeord- 
neten vertreten. »Alte Hasen« 
erinnern sich unwillkürlich an 
die Landtagswahl in Rheinland- 
Pfalz 1959, als der Landtagsab- 
geordnete Hans Schikora allein 
auf weiter Flur stehend schika- 
niert, verfolgt und verleumdet 
wurde. Ähnlich wird es in Bre- 
men ausgehen. 


Durch den konkurrierenden An- 
tritt von zwei oder gar drei Par- 


teien in Bremen wird man un- 


willkürlich auch an die fünfziger 
Jahre erinnert. Da trat bei den 
Wahlen gegen die Deutsche 
Reichs-Partei meistens auch 
noch eine andere Partei, die 
Deutsche Gemeinschaft, an. Im- 
mer wieder das gleiche Spiel- 
chen, mit dem es der »Verfas- 
sungsschutz« und andere Agen- 
ten der etablierten Parteien 
schaffen, nationale und unab- 
hängige Parteien an einem 
Wahlerfolg zu hindern. 


Wie die Unabhängige Wählerge- 
meinschaft Schleswig-Holstein 
auseinanderdividiert wurde, ist 
ja durch das Vorgehen, das zum 
Rücktritt von Barschel als Mini- 
sterpräsident geführt hat, be- 
kanntgeworden. 


Wo in der Vergangenheit trotz 
allem auch nur der kleinste 
Wahlerfolg für »Deutsche« ein- 
getreten war, wurde und wird 
die ganze Partei offiziell verbo- 
ten - wie die Sozialistische 
Reichspartei - oder höchst de- 
mokratisch niedergemacht und 
zerschlagen wie die NPD. 


Statt.deutsche Politik zu betrei- 
ben, watet man derweil hier 
durch den Sumpf gegenseitiger 
Beschuldigungen von Wahl- 
kampf zu Wahlkampf, ein »Sau- 
stall« - frei nach Franz Josef 
Strauß - von »Nordlichtern«, 
der kaum noch zu überbieten ist. 
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Deutschland 
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 Germaniam 


delendam 


Werner Gebhardt 


Vor hundert Jahren wurde der deutschen Exportindustrie von der 
damaligen Weltmacht Nummer eins, Großbritannien, das als Makel 
gedachte »Made in Germany« aufgezwungen. Nach etwa zehn Jah- 
ren stellten die Briten fest, daß mit dem »Made in Germany« das 
Gegenteil von dem erreicht worden war, was man beabsichtigt hatte. 
Daher wurden vor 90 Jahren in England die propagandistischen 
Weichen für einen Krieg gegen Deutschland gestellt. 


Schon längere Zeit war der 
wachsende Neid der Engländer 
auf die Erfolge und steigenden 
Anteile der Deutschen am Welt- 
handel immer mehr erkennbar. 
Dazu kam der Aufschwung des 
deutschen Lebensstandards, 
nicht zuletzt der des deutschen 
Arbeiters, der vor dem Ersten 
Weltkrieg den höchsten Stand in 
Europa erreicht hatte. 


Die Fülle der Erfindungen, der 
technischen und sonstigen Lei- 
stungen drohte die der Englän- 
der zu überholen. Das Marken- 
zeichen »Made in Germany«, 
auf englischen Druck abwertend 
eingeführt, wurde zum weltwei- 


ten Begriff deutscher Tüchtig- 
keit und Wertarbeit. 


Anfang des Jahres 1897 erschien 
in der führenden englischen Wo- 
chenzeitung »Spectator« ein Ar- 
tikel, »der für den Engländer die 
verlockenden Folgen eines Krie- 
ges gegen Deutschland hervor- 
hob: Vertreibung der Deutschen 
vom Weltmarkt, Vernichtung ih- 
rer Handels- und Kriegsflotte, 
Wegnahme der. Kolonien und 
das Erzwingen einer hohen 
Kriegskontribution durch Blok- 
kade der Nord- und Ostsee«. 


Wenige Monate später wurde in 
dem meinungsbildenden. Wo- 


chenblatt »Saturday Review« in 


‘der Ausgabe vom 11. September 


1897 _ eine ungeheuerliche 
Kriegshetze gegen Deutschland 
veröffentlicht: 


»Überall liegt der englische Ge- 
schäftsreisende mit dem deut- 
schen Hausierer in Konkurrenz. 
Eine Million  Verärgerungen 
können den größten Krieg ver- 
ursachen, den die Welt gesehen 
hat. Wenn Deutschland morgen 
aus der Welt vertilgt würde, gä- 
be es übermorgen keinen Eng- 
länder, der nicht reicher wäre als 
heute. Völker haben jahrelang 
um eine Stadt oder ein Erbfolge- 
recht gekämpft; sollten sie nicht 
um einen jährlichen Handel von 
250 Millionen Pfund (fünf Mil- 
liarden Mark) Krieg führen? 
England ist die einzige Macht, 
die ohne enormes Risiko und 
ohne Zweifel am Erfolg 
Deutschland besiegen kann. Ei- 
ne Vergrößerung der deutschen 
Flotte würde nur dazu beitragen, 
den Schlag, den Deutschland 
von England erhielte, um so 
schwerer fühlbar zu machen. 
Seine Schiffe würden bald auf 
dem Grund des Meeres liegen 
oder: als Prisen in englische Hä- 
fen eingebracht werden. Ham- 
burg und Bremen, der Kieler 
Kanal und die Ostseehäfen wür- 
den unter Englands Kanonen 
liegen und warten müssen bis zur 
Festsetzung der Kriegsentschä- 


digung. 


Wenn unser Werk so weit voll- 
endet ist, können wir Frankreich 


Winston Churchill, britischer Premierminister während des Zweiten Weltkieges, »schlachtete das 
falsche Schwein« und verspielte das Empire. 


und Rußland zurufen: »Nehmt 


euch von Deutschland, was ihr 
haben wollt.«« 


Gesiegt, aber das 
Weltreich verspielt 


Der Artikel schließt mit der hi- 
storischen Wendung: »Germa- 
niam esse delendam!« 


Nachzulesen in Alfred Schulze- 
Hinrichs »Tirpitz«, Muster- 
schmidt Verlag, Göttingen/Ber- 
lin/Frankfurt, 1958. Das Buch 
beschließt diese Zitate mit dem 
Hinweis: »Bei diesen massiven 
Drohungen handelte es sich 
nicht um irgendwelche obskuren 
Organe, sondern um zwei der 
meistgelesenen Wochenblätter.« 


Die weitere Entwicklung bis zu 
den englischen Kriegserklärun- 
gen am 4. August 1914 und am 
3. September 1939 ist den Le- 
sern bekannt. Am 8. Mai 1945 
hatte England »gesiegt« und sein 
Weltreich verspielt. 


Für England allein wäre das Er- 
reichen seines Zieles — die Ver- 
nichtung Deutschlands — aus- 
sichtslos gewesen. Doch der 
Landesverrat, die US-amerika- 
nische Rüstungsindustrie und 
dazu die Menschenmassen der 
Roten Armee - von den rund 
fünfzig anderen, meist von Eng- 
land zur Kriegserklärung getrie- 
benen Kriegsgegnern abgesehen 
— haben einen möglichen deut- 
schen Sieg, mindestens aber ei- 
nen erträglichen Frieden für alle 
verhindert, Europa zerstört und 
das britische Weltreich zur Auf- 
lösung geführt. 


Bereits am 23. März 1933 hatten 
gewisse Kreise Deutschland den 
Krieg erklärt. Man braucht nur 
in den »Daily Express« vom 
24. März 1933, Seite 1, zu schau- 
en. Das ist - ohne jede Bewer- 
tung — eine objektive historische 
Tatsache, die bei der nunmehr 
über vierzigjährigen Umerzie- 
hungspropaganda verschwiegen 
wird. 


Kurz nach 1945 kam selbst der 
Deutschenhasser Winston Chur- 
chill auf den Trichter, daß man 
wohl »das falsche Schwein ge- 
schlachtet« habe -— doch da war 
es für England zu spät. 


Die einzige Macht, die die So- 
wjetunion und den Panslawis- 
mus zumindest hätte im Zaum 
halten können, das Deutsche 
Reich, war zerschlagen. England 


- Deutschland 
Germaniiam 
esse delendam 


‚hatte mit seinen zwei Kriegser- 


klärungen gegen Deutschland: 


sein Weltreich verspielt. Vor 
‘dem Ersten Weltkrieg stellte lei- 
der die mehr oder weniger poli- 
tisch blinde und degenerierte 
Adelskaste die Nachfolger für 
den großen Staatsmann und 
Reichskanzler Otto von Bis- 
marck. Es ist eine Tragik, daß 
diese nicht in der Lage waren, 
Kaiser Wilhelm II. davon abzu- 
halten, in deutscher Nibelun- 
gusE zu dem damaligen 

ielvölkerstaat Österreich am 
1. August 1914 Rußland den 
Krieg zu erklären. 


Der Schlüssel 
zur Wiedervereinigung 


Dagegen war der Abschluß des 
deutsch-sowjetischen Nichtan- 
griffspaktes vom 23. August 
1939 ein Sprung über eine sehr 
hohe ideologische Hürde, er- 
möglichte es aber, den größen- 
wahnsinnigen Polen in achtzehn 
Tagen ihre geplante »Schlacht 
im Grunewald« — gemeint war 
Berlin - gründlich zu versalzen. 


Ob dann der Krieg gegen die So- 
wjetunion (1941) ein Präventiv- 
oder Angriffskrieg war, darüber 
streiten sich noch heute die 
Fachgelehrten. Ein kluger Russe 
‚hat dazu einmal festgestellt, daß 
das für heute ein genauso unnüt- 
zer Streit wäre wie der, ob das Ei 
oder das Huhn zuerst dagewesen 
wäre. 


Jedenfalls darf sich der Verfas- 
ser, Kriegsfreiwilliger vom 
1. September 1939 und Ge- 
schützführer an der Ostfront bis 
fünf nach zwölf, erlauben, fest- 
zustellen: Den Krieg hätte ich 
sehr gerne gewonnen. Doch 
jetzt können wir den Frieden nur 
noch gewinnen, wenn und indem 
wir mit Rußland - wie damals 
Reichskanzler von Bismarck - 
eine Verständigung und einen 
Ausgleich anstreben, denn: Der 
Schlüssel zur Wiedervereinigung 
liegt in Moskau! 


Selbst Konrad Adenauer, der 
seit den Rheinbund-Tagen eine 
Politik gegen die deutsche Ein- 
heit geführt hatte, hat das kurz 
vor seinem Lebensende eingese- 
hen und auch offen ausgespro- 
chen. Wer sich mit der engli- 
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schen Politik befaßt, weiß, daß 
England alle Kräfte mobilisieren 
würde, um eine drohende deut- 
sche Einheit zu verhindern, ge- 
nauso wie Frankreich, Washing- 
ton und Tel Aviv. 


Und was ist nun aus der ehemali- 
gen stolzen Weltmacht Nummer 
eins - England - geworden? Wir 
sagen bewußt »England« und 
nicht »Großbritannien«, denn 
sonst müßten wir auch von 
Großdeutschland sprechen wie 
zum Beispiel Gustav Strese- 
mann, Reichskanzler und Au- 
Benminister der Weimarer Re- 


publik, wie Paul Löbe (SPD), 


ehemals Präsident des Reichsta- 
es und erster Vorsitzender des 

sterreich-Deutschen Volks- 
bundes für den Anschluß, oder 
wie Karl R. Renner, Staatskanz- 
ler der ersten österreichischen 
Republik und Bundespräsident 
nach 1945, für die der Begriff 
Großdeutschland noch selbst- 
verständlich war. 


Gibt es noch eine 
ausgleichende 
Gerechtigkeit? 


In England, bei unseren germa- 
nischen Vettern, leben nach 
zwei »gewonnenen« Weltkrie- 
gen knapp 60 Millionen Einwoh- 
ner, davon über 15 Millionen 
unter dem Existenzminimum, 
obwohl England von der zur 
Einbindung und Ausnehmung 
der Deutschen geschaffenen Eu- 
ropäischen Gemeinschaft und an 
Besatzungskosten Milliarden 
einstreicht. 


Für den Bürgerkrieg in Nordir- 
land, nunmehr im achtzehnten 
Jahr, fehlt die Kraft; es reicht 
nicht mehr, ihn siegreich zu be- 
enden. Gegen die viertklassige 
Militärmacht Argentiniens lang- 
te es noch, wie auch zu dem an- 
schließenden Jubel. Ansonsten 
sind Engländer nur noch ge- 
fürchtet, wenn sie auf fremden 
Fußballplätzen randalieren und, 
wie in Brüssel, Zuschauer tottre- 
ten, Läden plündern und besof- 
fen sind. 


Gott straft England - gibt es 
doch eine ausgleichende Ge- 
rechtigkeit in der Geschichte? 


Laßt uns das traurige Ergebnis 
der im September 1897, vor nun- 
mehr 90 Jahren, begonnenen 
englischen Kriegshetze mit der 
Überschrift eines Artikels von 
Paul C. Martin in der Zeitung 
»Welt am Sonntag« abschließen: 
»Britannia, wie bist du arm und 


‚schmuddelig geworden.« DO 


Deutschland | 


Moralisch 


zum 


Selbstmord 
verpflichtet 


Günter Deckert 


Im Zusammenhang mit dem weiterhin unverminderten Einströmen 
von Asylanten wird von den Befürwortern der »Laßt-die-Tore- 


- offen«-Politik immer wieder das: Argument vorgebracht, sozusagen .- 
als letztes, nicht mehr widerlegbares Polit-Dogma, »wir haben die 
moralische Verpflichtung, Verfolgte aufzunehmen, weil während der 


Zeit des Dritten Reiches Deutsche im Ausland Zuflucht gesucht und 


Schutz gefunden haben«. Günter Deckert, Stadtrat im baden-würt- - 


tembergischen Weinheim, hatte im Rahmen der letztjährigen Haus- 
haltsberatungen mit einem Zwischenruf in die rot-grüne Richtung 
sowie mit seinen Ausführungen zum Thema Asyl einen »Sturm der 
Entrüstung« ausgelöst, in.dem ihm diese »moralische Verpflichtung« 
vorgehalten wurde. Günter Deckert hat daraufhin mehr und 
Genaueres wissen wollen und hat das Münchener Institut für Zeitge- 
schichte angeschrieben. Er erhielt daraufhin ein sogenanntes »Sepa- 
ratum« in englischer Sprache, das als Vorspann zu Band 2 zu einem 
»Biographischen Handbuch der deutschsprachigen Emigration nach 
1933« dient. Es handelt sich bei diesem Werk um eine Gemein- 
schaftsarbeit der Research Foundation for Jewish Immigration, New 
York, und des Instituts für Zeitgeschichte, München. 


‚Die beiden Bände enthalten 


9000 Lebensläufe von politi- 
schen und anderen Flüchtlingen. 
Der nachfolgende Beitrag be- 
ruht auf dem englisch abgefaß- 
ten Aufsatz von Werner Röder, 
der im oben erwähnten $epara- 
tum als »Introduction XXVII« 
erscheint und der mit »The Poli- 
tical Exiles: their Policies and 


‘their Contribution to Post-War 


Reconstruction« (»Das politi- 
sche Exil: seine politischen An- 
sichten und Tätigkeiten und sein 
Beitrag zum Wiederaufbau nach 
dem Kriege«) überschrieben ist. 


Die erste Welle 
der Emigranten 


Die nicht-jüdischen Emigranten 
gliedern sich in zwei Gruppen: 
einmal die politischen Gegner 
des NS-Systems aus KPD, SPD, 
Gewerkschaften und Zentrum; 
zum anderen Künstler, Schrift- 
steller und Wissenschaftler, die 
mit der NS-Kulturpolitik Proble- 
me hatten oder bekamen und 
meist ihre Stellung verloren ha- 
ben, oder nur solche, denen das 


»Klima« nicht mehr zugesagt 
hat. 


Im Gegensatz zu den jüdischen 
Emigranten hätten sich viele 
politische wie intellektuelle Emi- 
granten weiterhin mit der »deut- 
schen und österreichischen« Na- 
tion — so Röder — verbunden 
gefühlt und sich als die wahren 
Vertreter der Überlieferungen 
Deutschlands gesehen 


Die erste Welle politischer Emi- 
granten habe aus Leuten bestan- 
den, die als »Novemberverbre- 
cher« nach der Machtübernah- 
me im Januar 1933 in akuter 
Lebensgefahr gewesen seien. 
Vor allem nach dem Reichstags- 
brand hätten sich viele örtliche 
wie überörtliche bekannte Akti- 
visten der politischen und publi- 
zistischen Elite als Touristen 
verkleidet und wären legal oder 


‚llegal.über die Grenzen in die 


»Nachbarländer« eingereist: 
Saargebiet, Frankreich, Hol- 
land, Belgien, Dänemark, 
Tschechoslowakei, Österreich 
und Schweiz. 


Viele dieser Flüchtlinge - zeitge- 
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nössische Quellen sprechen von 
einem Drittel - seien auch we- 
gen ihres jüdischen Hintergrun- 
des in Gefahr gewesen. Die 
zweite Emigrantenphase habe 
Mitte 1933 eingesetzt, und zwar 
aufgrund der Notverordnung 
zum Schutz von Volk und Staat 
(28. Februar 1933) sowie des 
»Gesetzes gegen die Neubildung 
von Parteien« (14. Juli 1933). 


Unter den politischen wie intel- 


lektuellen Flüchtlingen hätten 
sich neben Kommunisten, So- 
zialdemokraten, Gewerkschaft- 
lern auch bürgerliche und christ- 
liche Vertreter, ja sogar 
NSDAP-Oppositionelle befun- 
den. Ende 1933 hätten etwa 3500 
Sozialdemokraten und Gewerk- 
schaftler als Flüchtlinge außer- 
halb des Reichsgebietes gelebt. 


Einem Bericht des Hochkom- 
missars für Flüchtlingsfragen des 
Völkerbundes zufolge hätten 
sich im Jahr 1935 fünftausend bis 
sechstausend Sozialdemokraten, 
6000 bis 8000 Kommunisten und 
fast 5000 andere Gegner des Na- 
tionalsozialismus im Ausland be- 
funden; insgesamt habe das 
»deutsche Exil« Ende 1935 
16 000 bis 19 000 Personen um- 
faßt. 


Nach der »Invasion« Österreichs 
- so Werner Röder - sowie der 
Übergabe des Sudetenlandes ha- 
be sich das deutsche Exil weiter 
vergrößert. Bis kurz vor dem 
Krieg hätten etwa 30 000 Men- 
schen Deutschland, Österreich 
und.die deutschsprechenden Ge- 
biete der CSSR verlassen. 


Während die Mehrzahl der jüdi-- 


schen Emigranten versucht hät- 
te, in die USA oder nach Palästi- 


‚na zu gelangen, hätten es die 


meisten politischen Flüchtlinge 
vorgezogen, in an das Reich an- 
grenzenden Staaten zu bleiben. 
So seien sie in enger Verbindung 
mit den Entwicklungen im Inne- 
ren des Reiches geblieben und 
hätten ihre Verbindung zu oppo- 
sitionellen Gruppen aufrechter- 
halten können. Schriftsteller, 
Publizisten und Presseleute hät- 
ten neben ihrem Exilpublikum 
Leser aus dem deutschsprachi- 


‘gen Raum Europas gefunden, in 


dem das kulturelle und geistige 
Klima heimischer als anderswo 
gewesen sei. 


Vor dem Krieg seien die Haupt- 
zentren des Exils Frankreich und 
die CSSR - vor allem das Sude- 
tengebiet - gewesen. In Frank- 
reich habe es 1933 etwa 30 000 
Flüchtlinge aus dem Reich Bere 
ben, darunter 7000 bis 1 


politische Flüchtlinge. Paris sei 
das geistige, kulturelle und poli- 
tische Zentrum des deutschen 
Widerstandes gegen Hitler ge- 
wesen. 


In der CSSR, vor allem im Sude- 
tenland, hätten rund 1500 politi- 
sche Flüchtlinge gelebt. In der 
UdSSR hätten nur ungefähr 
3000 deutschsprachige Emigran- 
ten, überwiegend Kommuni- 
sten, Aufnahme gefunden. Nach 
dem deutsch-russischen Pakt sei 
eine beträchtliche Anzahl davon 
an das Reich ausgeliefert wor- 
den; eine nicht unbeträchtliche 
Zahl sei auch den Stalinschen 
Säuberungen zum Opfer ge- 
fallen. 


Angst vor 
Überfremdung 


Zur Zeit der- spanischen Repu- 
blik hätten 5000 Deutsche aus 
dem Reich und Österreich in 
den Reihen der Internationalen 
Brigade gekämpft; 2000 seien et- 
wa gefallen. Der Rest habe sich 
nach Frankreich abgesetzt, wo 
er sofort nach dem Grenzüber- 
gang interniert worden sei; eini- 
ge hätten es geschafft, mit dem 
späteren kommunistischen Wi- 
derstand in Südfrankreich Ver- 
bindung aufzunehmen. 


Nach der Annektierung - so Rö- 
der — des Sudetenlandes im 
Herbst 1938 sowie der Beset- 
zung der Rest-Tschechei seien 
Großbritannien und Schweden, 
die bis dahin nur als Notlösun- 
gen angesehen worden seien, 
Mittelpunkte politischer Flücht- 
linge geworden, obwohl gerade 
die Londoner Regierung strenge 
Maßnahmen ergriffen habe, um 
die Zahl der Flüchtlinge über- 
schaubar und in Grenzen zu hal- 
ten. In den Kriegsjahren- hätte 
man auch die Flüchtlinge zur Ar- 
beit in der Rüstungsindustrie 
verpflichtet, um sie damit aus 
der britischen Parteipolitik her- 
auszuhalten. 


1938 hätten etwa 4000 Flüchtlin- 
ge aus dem Reich, Österreich 
und dem 'Sudetenland in Groß- 
britannien, vor allem in London, 
gelebt. London sei ab 1941 das 
Zentrum des sozialdemokrati- 
schen Exils geworden, wobei die 
sudetendeutsche Sozialdemo- 
kratie stark vertreten gewesen 


. sei. 


In Schweden habe es 1937 nur 
1500 Emigranten aus Deutsch- 
land gegeben, weil das Land we- 
gen seiner strengen Ausländer- 


politik und seiner antisemiti- - 


schen Gesetzgebung in Sachen 
Einwanderung keine Anzie- 
hungskraft besessen habe. 1943 
seien von den 5000 deutschspra- 
chigen Flüchtlingen etwa. ein 
Drittel politische gewesen, die 
sich bevorzugt in den städtischen 
Ballungsräumen aufgehalten 
hätten. 


Die Schweiz habe aus wirtschaft- 
lichen Gründen wie auch aus 
Angst vor Überfremdung nur 
widerwillig Flüchtlinge aufge- 
nommen. 1939 habe man dort 
3000 politische Flüchtlinge und 
5000 deutschsprachige Juden ge- 
zählt. Während des Krieges hät- 
ten sich etwa 10 000 deutsch- 
sprachige Emigranten durchgän- 
gig in der Schweiz aufgehalten; 
die Mehrzahl seien Juden gewe- 
sen. Man habe auch nur befriste- 
te Aufenthaltserlaubnis erteilt. 
Zudem sei schon 1933 mittels 
Verordnung die politische Betä- 
tigung wie auch das Arbeiten un- 
tersagt worden. 


Die USA hätten anfänglich we- 
gen der Entfernung zum Kern 
des Geschehens und den euro- 
päischen Exilzentren nur wenige 
politische Flüchtlinge angezo- 
gen. Mit der zunehmenden 
Kriegsgefahr in Europa hätten 
jedoch einige hundert politische 
Flüchtlinge, vor allem Wissen- 
schaftler, Professoren, Schrift- 
steller und Publizisten sowie ei- 
ne kleine Zahl von Politikern 
den Weg in die USA gewählt; 
letztere seien vor allem aus der 
Sozialdemokratie und dem bür- 
gerlichen Lager gekommen. 
Diese Gruppen hätten über ent- 
sprechende Beziehungen oder 
Geld verfügt, so daß die Quo- 
tenregelungen für Einwanderer 
umgangen werden konnten. 


Zähltman _ 
die Höchstzahlen 


Die Zahl der politischen Flücht- 
linge, die nach Mittel- und Süd- 
amerika gegangen seien, soll 
einige Tausend betragen haben. 
Zielländer seien vor allem Boli- 
vien, Chile und Mexiko gewe- 
sen, wo in erster Linie Kommu- 
nisten und Linkssozialisten und 
Überlebende der Internationa- 
len Brigade Zuflucht gefunden 
hätten. 


Zählt man die Höchstzahlen, die 
wegen ständiger Umschichtung 
und Übergang von einem Land 
zum anderen nur als unsichere 
Höchstwerte gelten können, zu- 
sammen, so ergibt sich in den 
oben genannten Aufnahmelän- 


dern eine Zahl von etwa 30 000 
Personen, die als politische 
Flüchtlinge gelten können; eini- 
ge sollen sogar das Angebot auf 
Rückkehr durch die Reichsre- 
gierung angenommen haben. 


Auf der Grundlage des Gesetzes 
über den Widerruf von Einbür- 
gerungen und über die Aberken- 
nung der deutschen Staatsbür- 
gerschaft (14. Juli 1933) sollen 
bis Frühjahr 1945 40 000 Perso- 
nen die deutsche Staatsbürger- 
schaft verloren haben. In den 
Anfangsjahren sei dieses Gesetz 
in erster Linie für die politischen 
Gegner gedacht gewesen, um 
deren Beweglichkeit durch den 
Paßentzug einzuengen: Ab 1937 
seien auch Juden davon betrof- 
fen gewesen, so daß die Zahl 
von 40.000 als Obergrenze für 
die Zahl an politischen Flücht- 
lingen gelten kann. Also: 40 000 
in zwölf Jahren, und das mit obi- 
ger Einschränkung! 


Nicht unerwähnt bleiben soll ab- 
schließend, daß zur Zeit der Re- 
form des türkischen Hochschul- 
wesens durch Vermittlung des 
türkischen Kulturministers, ei- 
nes deutsch-schweizer Profes- 
sors, ab Mitte der dreißiger Jah- 
re Hochschullehrer und wissen- 
schaftliches Personal an türki- 
schen Hochschulen - Istanbul 
und Ankara - Zuflucht gefunden 
haben. 


Es soll sich um etwa 150 Perso- 
nen gehandelt haben; ‘darunter 
84 Professoren, wobei aus der 
Untersuchung nicht hervorgeht, 
ob es sich nur um politische 
Flüchtlinge gehandelt hat. Bis 
Kriegsende waren 14 Professo- 
ren in die USA, sieben in andere 
Länder ausgewandert. Nach 
1945 seien 24 Professoren ‚und 
sieben Assistenten wieder nach 
Deutschland zurückgekehrt. 


Vergleicht man diese Zahlen so- 
wie die Zielländer mit den heuti- 
gen Asylantenzählen und deren 
Herkunftsländer - sie stammen 
immerhin aus Quellen, denen 
man Deutschfreundlichkeit wohl 
kaum nachsagen kann -, so kann 
niemand allen Ernstes behaup- 
ten wollen, wir seien wegen der 
Flüchtlinge zur Zeit des Dritten 
Reiches moralisch besonders 
verpflichtet, eine Politik der of- 
fenen Türen zu betreiben, eine 
stille Landnahme durch die Hin- 
tertür zuzulassen und jeden, der‘. 
auch nur irgendwie das Wort 
»Asylant« stammeln kann, auf- 
zunehmen und ihn sozialpoli- 
tisch sofort wie einen Deutschin- 
länder zu behandeln. oO 
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Die Enkel 
Adenauers 


Walter Pal 


Es wird immer deutlicher: Die Zerschlagung der Mitte Europas mit 
all seinen weltweiten Folgen wird in Ost und West immer stärker als 


eine Belastung empfunden. 


Die blutende Grenze inmitten 
Europas läßt sich durch keinerlei 
Maßnahme entschärfen. Sie 
führt zu einer dauerhaften 
Kriegsgefahr zwischen den bei- 
den Großmächten und Syste- 
men. Diese Situation zwingt zu 
einem Wettrüsten bis zur wirt- 
schaftlichen Erschöpfung. 


Frieden als Krie 
mit anderen Mitteln 


Eine dazu erforderliche unver- 
antwortliche Ausbeutung der 
Grundstoffe dieser Erde kann 
nicht dauerhaft fortgesetzt 
werden. 


Die Zerrüttung des Weltwäh- 
rungssystems nimmt bedrohliche 
Formen an. Folge dieser unge- 
sunden Weltwirtschaft ist auch 
die zunehmende Zerstörung des 
natürlichen Gleichgewichts auf 
unserem Planeten. 


Nach dem Zweiten Weltkrieg 
verkündeten die Sieger trium- 
phierend, nun sei der Weltstö- 
renfried besiegt, nun könne 
nichts mehr den Frieden gefähr- 
den. Hat es seither ein Jahr ohne 
Kriege geben? 


Müßten sich die Großen dieser 
Welt nach den »Gesetzen« von 
Nürnberg verantworten, die 
Produzenten von Hanfseilen 
würden erheblich zur Belebung 
des Arbeitsmarktes beitragen 
können. 


Dabei sollte das Augenmerk 
nicht allein auf Kriege mit Waf- 
feneinsatz gerichtet bleiben. 
Hieß es noch zu Bismarcks Zei- 
ten, Krieg sei die Fortsetzung 
der Politik mit anderen Mitteln, 
so ist spätestens seit 1945 der 
Frieden die Fortsetzung des 
Krieges mit anderen Mitteln. 


Spionage, Umerziehung, Pro- 
.paganda, Massenbeeinflussung, 
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Unterwanderung, Drogenhan- 
del, Aufhetzen der Jugend, Auf- 
lösung der Familie, Zerstörung 
des bodenständigen Bauern- 
tums, Rassenpolitik durch Ver- 
mischung, das sind nur einige 
Waffen des modernen Friedens. 


‚In der Anfangsphase wurden 
diese Mittel behutsam einge- 
führt, kaum merklich für die Be- 
troffenen, die Opfer. Feldzugar- 
tige Einsätze mit steigender In- 
tensität waren zu beobachten. 
Dem aufmerksamen Frontbeob- 
achter konnte eine generalstabs- 
mäßige Strategie im Hinter- 
grund nicht verborgen bleiben. 
Heute nun unterliegen die Völ- 
ker einem Dauerbeschuß, der 
kaum zu steigern ist. 


Wie zur Produktion von Kriegs- 
waffen bestimmte Rohstoffe er- 
forderlich sind - zur Sprengstoff- 
herstellung etwa eine gela- 
tineartige, schleimigklebrige 
Masse -, so auch für die Frie- 


Der Warschauer Kniefall von Bundeskanzler Brandt vor dem 


Ehrenmal im Ghetto. 


denswaffen. Hauptrohstoff ist 
die »Humanität«. 


Die Fronten 
verschieben sich 


Mit zu Tränen rührenden Bil- 
dern und Beschreibungen kann 
man Mittel in Krisengebietelen- 
ken, die ein Ergebnis eben die- 
ser weltweiten Politik sind. Da 
finanzieren die europäischen 
Völker die farbigen Mörderban- 
den in Südafrika, damit sie die 
eigenen Verwandten umbringen 
können. Da spenden Deutsche 
an die »notleidende« polnische 
Bevölkerung und damit unter- 
stützen sie den polnischen Staat, 
die uns geraubten Gebiete zu be- 
wirtschaften. 


Das zunehmende Chaos, durch 
die neuen Weltbeherrscher seit 
der Zerstörung der europäischen 
Mitte hervorgerufen, ist nun so 
offensichtlich, daß ein weltwei- 
tes Erwachen beginnt. 


Damit verbunden verlieren die 
Weltmächte zunehmend ihre 
Autorität. Ihre Strategie ist er- 
kannt. Man glaubt ihnen nicht 
mehr .die Lauterkeit ihrer Ab- 
sichten. Man glaubt ihnen über- 
haupt nichts mehr. Die Angst 
vor ihren Kriegswaffen ist gerin- 
ger als die vor ihren Friedens- 
waffen. Und genau das versetzt 
sie in höchste Alarmbereit- 
schaft. 


Die Fronten verschieben sich: 
Standen sich die beiden Großen 


bisher .drohend gegenüber, nur 
gebremst von der Angst vor ge- 
genseitiger Zerstörung, so sehen 
sie sich nun gemeinsam einer 
wachsenden Bedrohung ausge- 
setzt. 


Wen wundert es da, wenn sie 
sich Gedanken machen über die 
Möglichkeiten einer Entschär- 
fung der Lage? Wen wundert es, 
wenn die gemeinsame Gefahr sie 
zusammentreibt? 


Mit-Coca-Cola und MacDonald 
in Moskau wurde ein Anfang ge- 
macht. Nun verhandelt man 


über Waffenlager auf beiden 


Seiten.-. Durch gemeinsame 
Weltraumforschung will man 
den technischen Vorsprung ge- 
genüber allen anderen unan- 
greifbar ausbauen, ohne sich ge- 
genseitig zu bedrohen. 


Wenn da auch noch auf beiden 
Seiten viel berechtiges Mißtrau- 
en im Spiel ist, wenn sich das 
ganze über Jahre hinzieht, aber 
spätestens bei solchen Meldun- 
gen merkt auch hierzulande der 
kleine Mann auf der Straße, daß 
sich da etwas ändert in der Welt- 
politik. 


Knien vor der Welt 
in Schuldgefühlen 


Nur die Enkel Adenauers und 
Ulbrichts scheinen das nicht zu 
merken. Oder wollen sie es nicht 
wahrhaben? Sie tuten noch im- 
mer in das gleiche angerostete 
Horn, das man ihren Großvä- 
tern einst geschenkt hat. Sie ha- 
ben 'sich in den vergangenen 
Jahrzehnten unnötig festgelegt 
in ihren Aussagen. Entgegen 
dem Auftrag des Grundgesetzes 
sprechen sie noch heute von dem 
Segen, den eine dauerhafte Tei- 
lung Deutschlands für die Welt 
bedeute. Sie knien vor der stau- 
nenden Welt in Schuldgefühlen, 
deren Berechtigung ihnen nie- 
mand mehr abnimmt. 


In Moskau stellt man ernsthafte 
Überlegungen an, wie man eine 
der Hauptursachen der weltwei- 
ten Fehlentwicklung, diese un- 
heilvolle europäische Teilungs- 
grenze, beseitigen kann. In den 
USA werden zunehmend Stim- 
men laut, die einen Truppenab- 
zugin Europa fordern, weil diese 
Truppen dort keinerlei Bedeu- 
tung mehr haben. Vor wem sol- 
len sie uns schützen mit ihrem 
Atomgürtel mitten durch unser 
Land? Warum fleht man sie an 


. dazubleiben? 


ne 


Bonn 


»Atombomben 


auf Moskau« 
Werner Gebhardt 


Zwanzig Jahre nach dem Tod 
des Separatstaat-Politikers Kon- 
rad Adenauer ist die Diskussion 
über die versäumte Gelegenheit 
des sowjetischen Angebots einer 
Wiedervereinigung Deutsch- 
lands — die Stalinnote vom 10. 


‚März 1952 - wieder voll im 


Gang. 


Konrad Adenauer habe zu 
Recht die Stalin-Note mit dem 
Vorschlag der Wiedervereini- 
gung bei Neutralität abgelehnt, 
schrieb Professor Wilhelm Gre- 
we, Staatsrechtler und ehemali- 
ger Botschafter. Professor Dr. 
Rolf Steininger, Institut für Zeit- 
geschichte der Universität Inns- 


. bruck, entgegnet: »Hätte Ade- 


nauer Stalin auf die Probe stel- 
len, die Note ausloten wollen, 
die Chance war gegeben. Aber- 
und das ist entscheidend - Ade- 
nauer wolite nicht.« 


Faktisch ein 
Protektorat der USA 


Der abgehalfterte CDU-Politi- 
ker Rainer Barzel und der Histo- 
riker und Emigrant Golo Mann 
unterstützen zwar — wie könnte 
es bei den Herren anders sein - 
die Verteidigung Adenauers 
durch Wilhelm Grewe, während 
andere Zeitgenossen Adenauers 
völlig anderer Meinung sind. 


Der Justizminister im ersten Ka- 
binett Adenauers und. spätere 
FDP-Vorsitzende Dr. Thomas 
Dehler erklärte schon vor fast 30 
Jahren: 


»Stalin hat-uns damals angebo- 
ten, gesamtdeutsche freie Wah- 
len unter Viermächtekontrolle, 


Freiheit der Presse und so wei- 


ter, und so weiter, Friedensver-. 


trag, Abzug aller Truppen inner- 
halb eines Jahres, nationale Be- 
waffnung eines wiedervereinig- 
ten Deutschlands - von 300 000 
Mann war die Rede -, eine Rü- 
stungsproduktion für diese 
300 000 Mann unter bestimmten 
Beschränkungen, keine Neutra- 
lisierung, nicht Neutralität war 
die Bedingung, sondern es war 
lediglich gefordert, daß 
Deutschland nicht in eine Mili- 


'tär-Allianz eintritt. 


Und was das Schlimme war: man 
hat nicht einmal darüber debat- 
tiert; man hat nicht einmal ver- 
sucht, ein Wort zu wechseln.« 


Selbst der spätere CDU-Bundes- 
kanzler Kurt Georg Kiesinger 
stellte im Mai 1958 als. Vorsit- 
zender des außenpolitischen 
Ausschusses in Bonn fest: »Wir 
sind doch faktisch ein Protekto- 


. rat der USA.« 


Und Kiesinger ein Jahr später: 
»Es ist sicher richtig, wenn man 


feststellt, die Zustimmung, der ' 
"Sowjetunion zur deutschen Wie- 


dervereinigung ei nicht zu er- 
hoffen, wenn sie. befürchten 
müsse, daß ein . geeinigtes 
Deutschland Mitglied des nord- 
atlantischen Bündnisses würde. 
Ein nicht-kommunistisches Ruß- 
land würde sich in dieser Frage 
von der Sowjetunion kaum un- 
terscheiden.« 


»Ich sehe keine 
andere Lösung . .. .« 


Im Frühjahr 1948 rechnete der 
CDU-Vorsitzende der britischen 
Zone, Adenauer, bereits mit ei- 


nem dritten Weltkrieg. Während 


eines »Herrenfrühstücks« mein- 
te Adenauer: »Meine Herren, 
der Krieg zwischen Amerika und 
Rußland kommt auf jeden Fall, 
und dann müssen wir auf der 
richtigen Seite dabei sein.« 


Im Sommer 1950, noch vor Aus- 
bruch des Korea-Krieges, hatte 
der Herausgeber des Buches 
»Welt ohne Krieg«, Professor 
Dr. Ulrich Noack, ein Gespräch 
mit dem intimen Freund Ade- 
nauers, Pferdmenges: »Zu mei- 
ner ‚tiefen. Erschütterung. sagte 
Herr Pferdmenges, den ich als 
Exponenten der Hochfinanz und 
zugleich als einen tonangeben- 
den Mann für die CDU betrach- 
ten mußte: »Ich sehe keine ande- 
re Lösung als Atombomben auf 
Moskau«.« &) 


” 


Endlich Schluß mit Tabakqualm, Schmutzstoffen und Staub. 


"genaue Lätreinigungsverfahren 


Wissenschaftler stellten fest, daß viele chronische Krankheiten durch Luftver- 
schmutzung verursacht werden. Zwar bekämpfen wir zu trockene Luft mit 
Befeuchtern; aber die viel schädlicheren Schwebepartikel bleiben unbeachtet, 
weil diese unspürbar, unsichtbar und oft auch geruchlos sind. Damit ist jetzt 


‚Schluß! 


Lungengängige Schwebepartikei (z.B. Zigarettenrauch), Schmutzstoffe, 
Bakterien, Pollen und Allergiestoffe werden mit dem von der Universität in 
Bern empfohlenen Raumluftreiniger und lonisator VITAR beseitigt. Das 
Schweizer Qualitätsgerät reinigt die Raumluft in Wohnräumen, an Büro- und 
Arbeitsplätzen und auch in Praxisräumen durch ein: neuartiges System. Die 
Stoffe und Partikel werden mit VITAR-lonen verbunden, aufgeladen und an 


einem Streifen am Gerät gesammelt. 


Das System arbeitet sehr wirkungsvoll und es wird - was sehr wichtig ist - 
hauptsächlich mikrofeiner Luftschmutz, auch Zigarettenrauch, entfernt! 
Diese sensationelle Neuheit erhielt auf der Intern. Erfindermesse in Genf die 
Silbermedaille. VITAR reinigt die Atemluft wirksam. 


Weitere erhebliche Vorteile 

des Gerätes: } 

%* Ohne Wasser; keine tägliche 
Wartung oder Pflege nötig! 

%* Kein Luftzug durch VITAR! 

%* Ohne jegliche Geräusche! 

%* Geringer Stromverbrauch 
(nur 1 Watt)! 

% 4 Wochen Test möglich (kosten- 
los, ohne Vorauszahlung). 
Zahlung erst nach Ablauf der 
Probezeit oder Rücksendung des 
VITAR - kein Risiko. -! 

%* Geringe Größe (25 cm 2). 

Gerät und: Gratisinfos erhalten Sie 

vom Vertreiber. Die Adresse: VITAL- 

Versand Tien, In der Märsch 20 D, 

4460 Nordhorn, Tel. (0 59 21) 1 31 66. 


Aufladung der Schmutz- 
und Staubpartikel der Raumluft: 


Das neuartige, patentierte Wir- 
kungssystem des VITAR-Raumluft- 
reinigers und lonisators. 40 000fach 
weltweit bewährt. 


Neuerscheinung 


SÜDWESTAFRIKA 
im Brennpunkt der Zeitgeschichte 


' 7 s/w-Abb., ca. 210 Seiten 
Ardagger 1987 
Preis: 6S 304,-/DM/SFr. 38. — 


Bestellungen an den Autor 
... Dr. Michael Damböck 
A-3321 Ardagger, Markt 86 
Österreich 


Wem dient 
das Bundes- 
gesundheits- 


amt? 


Stefan H. Moses 


Ein »Freitag der dreizehnte« mußte es wohl sein, der Termin, an dem 
die B-2-Kommission-Rheumatologie beim Bundesgesundheitsamt in 
Berlin, ihren Beschluß zu den sogenannten »Chondroprotektiva« 
verabschiedete. Ein Beschluß, der für Millionen Arthrose-Kranke in 
der Bundesrepublik eine Katastrophe, für das neue Arzneimittelge- 
setz eine Niederlage und für das deutsche Gesundheitswesen einen 


Skandal darstellt. 


Demnach soll ab 1. Januar 1990 
eine ganze Medikamentengrup- 
pe verboten und damit aus der 
Therapie verdrängt werden. Fast 
alle Fachärzte und viele Wissen- 
schaftler laufen Sturm gegen die 
Entscheidung, die ihnen ein 
wichtiges Therapiemittel aus der 
Hand schlagen würde. Sie argu- 
mentieren, daß ein Verbot von 
Medikamenten, die erfolgreich 
in Gebrauch seien und für die es 
keinen Ersatz gäbe, ein Verbre- 
chen an Patienten und eine un- 
zulässige Einschränkung der 
Therapiefreiheit wären. 


Filz, Geld 
und Rechthaberei 


Die Recherchen scheinen die- 
sem Standpunkt Recht zu geben: 
“Arthrosen gelten bis heute als 
»Schicksal«, unabänderlich, un- 
heilbar, bestenfalls mit Schmerz- 
mittel dämpfbar und mit sonsti- 
gen Medikamenten in den Sym- 
ptomen, nicht aber den Ursa- 
chen beeinflußbar. Auf bis zu 20 
Milliarden DM wird der volks- 
wirtschaftliche Schaden ge- 
schätzt, der durch die 8 bis 10 
Millionen deutschen Arthrotiker 
jährlich entsteht. 


Ein Mittel, das diese Krankheit 
verhindert, heilt oder auch nur 
stabilisiert, müßte also eigentlich 
jubelnd begrüßt werden. Doch 
die einzigen Mittel, die diesem 
Anspruch zu genügen scheinen, 
sollen nun den Kranken über- 
haupt nicht mehr zur Verfügung 
stehen. Es sind die sogenannten 
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Hilft das Bundesgesundheitsamt, daß die großen im Fünfzehn- 


te einer Zulassungsprüfung be- 
ziehungsweise Nachzulassung zu 
unterziehen sind. Vor neutralen 
Gutachterkommissionen müssen 
die Wirksamkeit, Ungefährlich- 
keit oder zumindest doch ein 
ausgewogenes Verhältnis zwi- 
schen diesen beiden Faktoren 
nachgewiesen werden. 


Bei der Kommission 
zählt nicht der Mensch 


Das Gesetz schreibt vor, für jede 
Stoffgruppe eigene kompetente 
Gutachterkommissionen zu bil- 
den. Die Kommission B-2-An- 
tirheumatika, die über »Organo- 
therapeutika« (Stoffgruppe 3) 
befindet, ist aber eigentlich ge- 
bildet für die Stoffgruppe 1 
(»reine Chemie«), entspricht al- 
so wohl kaum der gesetzlichen 
Vorschrift. 


Bundesgesundheitsamt und Mi- 
nisterium aber ficht dies, Geset- 


Milliarden-Pharmamarkt auf Kosten der kleinen Unternehmen 


immer größer werden? 


»Chondroprotektiva« (»Knor- 
pelschutzmittel«), sie »ermun- 
tern« sozusagen den Gelenk- 
knorpel dazu, wieder Schmier- 
stoffe zu produzieren und so die 
Arthrose zurückzubilden. 


Ihr Verbot wurde zu einem 
Skandal um Standpunkte und 
Rechthaberei, um Filz und 
Geld, ausgetragen auf dem Rük- 
ken kranker, leidender Men- 
schen. Es kann eigentlich nur in 
Form dessen, was es wirklich 
war, treffend beschrieben wer- 
den: als Trauerspiel. 


Das geltende Arzneimittelgesetz 
bestimmt, daß alle Medikamen- 


zestext hin, Gesetzestext her, 
nicht an, das sei schon in Ord- 
nung und legal, so behaupten 
sie. 


Erster Akt »Stoff-Sammlung«: 
Die Hersteller reichen Gutach- 
ten von führenden deutschen 
und internationalen Wissen- 
schaftlern ein. Die Kommission 
wird diese Arbeiten später als 
unzureichend, nachlässig und ir- 
relevant bezeichnen. Sie selbst 
aber fördert, als bislang einzigen 
»Beleg« für die »Unwirksam- 
keit« der Chondroprotektiva, 
ein »Gegengutachten« zutage, 
das jeder Wissenschaftlichkeit 


Hohn spricht, später aber von. 


der Kommission als »methodisch 
einwandfrei« bezeichnet werden 
wird. 


Auf diese Arbeit wird sich die 
Ablehnung im wesentlichen stüt- 
zen. Sie besteht aus einem 
knapp einseitigen Brief mit einer 
einseitigen, halbseitigen Tabelle 
eines jugoslawischen Professors, 
der berichtet, daß er die Origi- 
nalarbeit eines anderen nicht 
mehr habe finden können. Die 
Daten beziehen sich auf eine 
Versuchsreihe von 1974, die 
nach zwanzig Injektionen been- 
det wurde, obwohl mindestens 
eineinhalb Jahre zur Behand- 
lung nötig wären, um Erfolg und 
Mißerfolg überhaupt festlegen 
zu können. 


Zweiter Akt »Patienten quä- 
len«: Die in »laborwissenschaft- 
lichen« Kategorien denkenden 
Mitglieder der Kommission for- 
dern »Doppel-Blind-Studien«, 
Versuche also, bei denen eine 
Gruppe das echte Medikament, 
eine Kontrollgruppe aber ein 
wirkungsloses Präparat (Place- 
bo) erhält. 


Bei Arthrose würde dies endlo- 
ses Leiden für die Kontrollgrup- 
pe bedeuten. Denn, Arthrose 
baut sich in Jahren und Jahr- 
zehnten auf, so daß eine Thera- 
pie ebenfalls Jahre braucht, bis 
auch röntgenologisch meßbare 
Ergebnisse vorliegen. Doppel- 


Blind-Versuche werden deshalb 


von allen Praktikern aus ethi- 
schen Gründen abgelehnt. 


Doch für die Kommission zählt 
offenbar nicht der Mensch, nicht 
Ethik, nicht Leiden, - nur die 
Gesetze der Statistik müssen er- 
füllt sein. Ungläubige Rückfra- 
gen der Offentlichkeit blockt 
man dann mit Hinweis auf die 
Geschäftsordnung ab. 


Vorauseilender Gehorsam 
der Beamten 


Dritter Akt »Vernehmungen«: 
Das Trauerspiel wird zum Kri- 
mi, denn unabhängige Experten 
erfrechen sich auszusagen —- und 
das gegen die Meinung der Vor- 
sitzenden. Nur gut, daß ein Vor- 
sitzender seine Mittel zur Diszi- 
plinierung hat. Man läßt die Ex- 
perten stundenlang auf ihre 
»Vernehmung« warten, gibt ih- 
nen nur kurze Redezeit (15 Mi- 
nuten) und kann ja noch nach 
Belieben abbrechen. Sie werden 
zu fachfremden Problemen be- 
fragt und mit unbekannten und 
unautorisierten Arbeiten kon- 
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frontiert und vom Vorsitzenden 
in lockerem Ton »angemacht« - 
wie Touristen in Berlin-Kreuz- 
berg von Skinheads -, wehren 
sie sich, folgt ein Hinauswurf. 


Zwischenspiel »Aussteiger«: 
Zwei Kommissionsmitgliedern 
schlägt dann doch das Gewissen, 
sie verlassen die Kommission 
unter Protest und Rücknahme 
des Abstimmungsvotums - doch 
das Bundesgesundheitsamt be- 
hauptet öffentlich, trotz besse- 
ren Wissens, es seien nur »per- 
sönliche« Gründe maßgeblich 
gewesen. 


Vierter Akt »Die Stimme seines 
Herm?«: Die Veröffentlichung 
eines Kommissions-Beschlusses, 
einer »Monographie«, im Bun- 
desanzeiger dauert in der Regel 
sechs bis acht Wochen. Die An- 
druckfahnen werden von der 
Druckerei der Leitung des Bun- 
desgesundheitsamtes immer zur 
Korrektur vorgelegt - nur im 
Falle der Chondroprotektiva 
klappte das nicht. 


Wie vertraulich zu hören ist, so- 
gar entgegen ausdrücklicher An- 
weisung der Amtsleitung, die 
wohl nach den vorhergegange- 
nen skandalösen Vorgängen ei- 
ne Zusage auf erneute Anhö- 
rung gegeben hatte. Bereits ein- 
einhalb Arbeitstage nach der be- 
schlußfassenden Sitzung war das 
Manuskript - es muß wohl be- 
reits vorbereitet gewesen sein - 
in Händen der Druckerei und 
wurde schon neun Tage später 
im nächsten Bundesanzeiger 
veröffentlicht - ohne Korrektur. 
Um vollendete Tatsachen zu 
schaffen, vielleicht? 


Auf wessen Geheiß? Wer war 
der Herr, dessen Stimme den 
Beamten des Bundesgesund- 


heitsamtes zu solch »vorausei-. 


lendem Gehorsam« trieb? War 


es die Leitung des Amtes, die 


nach innen und außen ein dop- 
peltes Spiel treibt? Oder war es 


vielleicht gar ein fremder Herr? 


Das Bundesgesundheitsamt hüllt 
sich in Schweigen, bestreitet so- 
gar die Tatsachen, die das Mini- 
sterium zugibt, es unterliegt 
zwar gesetzlicher Auskunfts- 

flicht - aber von einer »Wahr- 

eitspflicht« sagt das Gesetz 
nichts. 


Fünfter Akt »Desinformation«: 
Nun wird die Öffentlichkeit auf- 
merksam, das: Bundesgesund- 
heitsamt und die Professoren der 
Kommission »mauern« eifrig, 
gemeinsam und unter heftigem 
Korrespondenz- und Aktenaus- 
tausch. »Kungelei« würden wohl 
unfreundlichere Zeitgenossen 
dazu sagen, denn weder das Maß 
an Wahrheit noch das an Klar- 
heit nimmt zu. 


Die Frage nach Stil 
und Moral bleibt offen 


Das Konglomerat von Filz und 
Nebel wird laufend dichter und 
man stellt sich, mit Blick auf 
Kommission und Bundesgesund- 
heitsamt, die Frage, die schon 
für die alten Griechen so wichtig 
war: »Wer aber bewacht die 
Wächter?« 


Fragen sollte man nun nach Ge- 
setzlichkeit und Ungesetzlich- 
keit des Verhaltens einer Bun- 
desbehörde — die Fragen nach 
Stil, Moral und Demokratiever- 
ständnis kann man sich wohl 
sparen, denn gerade in diesen 
Kategorien sagt Verhalten mehr 
als Worte. 


Sechster Akt »Eine klammheim- 
liche Entscheidung steht bevor«: 
Der Drang, dem Bürger Überra- 
schungen zu bereiten, scheint 


Die protestantischen Kirchen im Sog 


des Kommunismus 


Die evangelischen Kirchen sind zu Mägden des atheisti- 
schen Kommunismus ‘erniedrigt worden, weil kirchliche 
Meinungsmacher (z. B: aus dem Genfer Weltkirchenrat) 
‘ein Dogma mit Unfehlbarkeitscharakter aufnötigen: daß». | 
‚Sozialismus ..verbindlicher sei als: das Evangelium. Vom 
Durchbruch dieser geistlichen’ Perversion handelt die 


genannte: Schrift. 


“ . Autor: Dr. jur. B..C. Bäschlin, 


44 Seiten, SELVAPIANA-VerIAg, CH-6652:Tegna.: 


‚Preis: 14,- DMW12 sfr. 


.: Direkt beim Verlag war: inbegriffen} oder: :im ‚Buch- 
E handel. e 


ungebrochen. Eine neue Ent- 
scheidung soll bis Jahresende er- 
gehen. Zieht man die Heimlich- 
tuerei der Kommission in Be- 
tracht, so ist Gefahr im Verzuge, 
Gefahr für die Kranken, Gefahr 
für die Arzte, Gefahr für den 
Ruf einer Bundesbehörde, Ge- 
fahr für alle demokratischen 
Kontrollmechanismen und nicht 
zuletzt Gefahr für den Ruf eines 
bedeutenden Teiles der deut- 
schen Medizin, die auf dem be- 
sten Wege ist, sich international 
zu diskreditieren und lächerlich 
zu machen. 


Denn dafür, daß es besser wer- 
den könnte, fehlen bisher alle 
Hinweise — im Gegenteil, die 
neuesten Monologe der Kom- 
missionsspitzen zeigen deutlich, 
daß man an einer wissenschaftli- 
chen Lösung kaum interessiert 
ist, sie strotzen vor logischen 
und methodischen Fehlern, wie 
Spezialisten der betroffenen 
Fachgebiete versichern. 


- Ein großer Teil der ins Feld ge- 


führten Daten ist zudem in be- 
zug auf Herkunft und Zuverläs- 
u nicht überprüfbar, Nach- 
nn n gestatten die Autoren 
nicht. Der Kreuzzug soll offen- 
bar weitergehen, sein erstes O 
fer hat er schon gefunden - de 


“ Ehrlichkeit der Wissenschaft. 


Epilog: Was kann denn nun hin- 
ter soviel verbissener Uneinsich- 
tigkeit, hinter soviel Glaubens- 
krieg, hinter soviel Täuschung 
und Enttäuschung stecken? Die 
Angst des Wissenschaftlers, eine 
Entscheidung öffentlich und un- 
ter Rückfragen vertreten zu 
müssen, statt verkünden zu 
dürfen? 


Die Unfähigkeit, möglicherwei- 
se Irrtümer zu erkennen und 
Standpunkte revidieren zu müs- 
sen? Der Übereifer von Beam- 


Naturgemäß leben 


Unser GRÜNER GESUNDHEITSKATALOG 
enthält ca. 1700 bewährte Artikel naturge- 
mäßer Lebensweise: Bettwaren - Biolog.. 
Pflanzenbedarf - Filzschuhwerk - Freizeit- 
werken - Gesundheitsliteratur : Gesund- 
kost - Holzhäuser u. baubiolog. Produkte - 


‚. Kur- und .Fitneßbedarf : Naturkosmetik: 


"Naturtextilien - Reformhausrat - Umwelt- 
schutz und Energieeinsparung - - Volksheil- 
und Kurmittel. Erfahrene Ärzte und-Heil- 
eg halfen bei der. Zusamimenstel- 
lung. 


ten, die eigentlich überwachen 
müßten, den hohen Herren der 
Kommission gefällig zu sein? 


Hoffentlich, denn alles andere - 
und vieles läßt den. Verdacht 
nicht einschlafen - wäre eine Ka- 
tastrophe für das gesamte deut- 
sche Gesundheitswesen. Kann 
das alles wirklich nur der Kampf 
sein um ein relativ kleines Fünf- 
zig-Millionen-Mark-Segment - 
so hoch ist etwa der'Umsatz der 
Chondroprotektiva jährlich — an 
dem Fünfzehn-Milliarden-Mark- 
Pharmamarkt der Bundesrepu- 
blik? Noch dazu ein Segment, 
das nicht erobert, sondern nur 
vernichtet werden könnte? 


Lohnt es, dafür Gesetze, Verfas- 
sung, Moral und medizinische 
Ethik ins Unterbewußtsein oder 
noch tiefer zu verdrängen? 
Lohnt es, dafür Tausende, ja 
Millionen Patienten mehr und 
länger leiden zu lassen? 


Die Antwort 
ist teuflisch 


Der Preis scheint unangemessen 
und so. bleibt nur: die höllischste 
aller Fragen: Cui bono - wem ° 
nützt es? 


Die einzig sinnvolle Antwort ist 
teuflisch: Wer Schmerzen hat, 
nimmt Schmerzmittel, wer lange 
Schmerzen hat - oft, wer dau- 
ernd Schmerzen hat - für immer 
und immer mehr. Und Schmerz- 
mittel sind ein Millionen-Mark- 
Markt allein in der Bundesrepu- 
blik - Jahr für Jahr. 


Rat an die Betroffenen: »Nein, 
nicht nur auf die Pfoten schaun - 
auch kräftig auf die Pfoten 
haun’... .« reimte 1968 ein Lie- 
dermacher - die Melodie sollte 
Gesetzgeber und Aufsichtsbe- 
hörden im Ohr geblieben sein! ] 


Heilpraktikerschule 


seit 1962, mit Seminaren in 13 Städten so- 
wie -Intensivkursen {auch für ‚Schul- 
fremde). 


Schule für Psychologie 


Schriftpsychologle, Psychotherapie, Gei- 
stestraining, Berufsertüchtigung und.Per- 
sönlichkeitsbildung. 

Die Lehrgänge sind berufsbegleitend und: 
it, ‚Fernunterrichtsgesetz staatlich. zuge- 
lassen. 


Gesundheitskatalog C-47 und Schulprospekt C 47 gratis über & (0 21 ALTE 


Heilpraktikerschule - BILDUNGS- UND GESUNDHEITSZENTRUM -Naturgemäße Waren 
„Dipl.-Kfm, .R. Hardt - Heilpraktikerin Ch. Hardt :. Memeler Straße 25 - D-5657. Haan. 


Banker- 
Journal 


Merrill Lynch: 
Schockbe- | 


handlung für 
Mexiko 


Merrill Lynch hat eine Studie 
herausgegeben, in der für die 
mexikanische Regierung, die der 
von Präsident Miguel de la Ma- 
drid folgt, eine Katastrophe vor- 
ausgesagt wird. Dadurch, daß 
die Sparmaßnahmen der Regie- 
rung nicht zu den »erwarteten 
Ergebnissen geführt haben«, ist 
: die Wirksamkeit der »orthodo- 
xen Politik« gefährdet und könn- 
te die Anwendung einer 
»Schockbehandlung« notwendig 
machen. 


»Es ist gut vorstellbar, daß der 
politische Druck den Vorschlag 
einer vollständigen Neuverhand- 
lung der Position des Landes er- 
forderlich machen wird«, heißt 
es in dem Bericht. Dies würde 
erneut eine massive Kapital- 
flucht auslösen, Inflation in Hö- 
he von 160 Prozent oder darüber 
und einen Anstieg in der 
Schwarzmarktwirtschaft. In Me- 
xiko City sind allein schätzungs- 
weise 600 000 Straßenverkäufer 
tätig. Dies würde seinerseits »die 
fragile Finanzstabilität aushöh- 
len, die seit Mitte des Jahres 
1986 existiert«, und eine »abwei- 
chende Schockplanung« erfor- 
derlich machen. IM 


Tauschaktion 
Land gegen 
Schulden in 
Lateinamerika 


Die Weltkommission der Ver- 
einten Nationen für Entwicklung 
und Umwelt schickte eine hoch- 
rangige Delegation durch 
Lateinamerika, die eine »um- 
weltfreundliche Lösung für Au- 
-Benschulden« propagiert, .das 
heißt Tauschaktionen Schulden 
-gegenLand. 


Nach kürzlich von Bolivien und 
Costa Rica getroffenen Verein- 
‘barungen wurde beispielsweise 
eine bestimmte Menge Land als 
»natürliches Schutzgebiet« vor- 
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gesehen, das nie erschlossen 


werden soll, was als Gegenlei- 
stung diente für eine bestimmte 
Menge an Schuldscheinen des 


"Landes. : 


Die »Bruntland-Kommission« - 
nach dem norwegischen Partei- 
vorsitzenden Bruntland benannt 
- stellte in Argentinien ihren Be- 
richt »Unsere gemeinsame Zu- 
kunft« vor, der als ein »neuer 
weltweiter Versuch, die Proble- 
me von Schulden, Entwicklung 
und Umweltschutz anzugehen«, 
beschrieben wird. 


Zu den Mitgliedern der Kom- 
mission gehören unter anderem 
Vladimir Sokolov von der sowje- 
tischen Akademie der Wissen- 
schaften, ' die kolumbianische 
Umweltschutzpolitikerin Marga- 
rita Botero, Brasiliens Umwelt- 
schutzminister Paulo Nogueira 
Netto, der ehemalige sudanesi- 


. sche Außenminister Mausour 


Khalib und die Senatorin Susan- 
na Agnelli aus Italien, die Leite- 
rin der italienischen Sektion des 
World Wildlife Fund (WWF) 
und Sproß einer der reichsten 
Familien Italiens. ' 


Der WWF hat den Tausch 
Schulden gegen Land im Fall 
Boliviens vermittelt. U 


Deutsche 
Linke 


finanzieren 
Guerillas 


Präsident Duarte von El Salva- 
dor richtete schwere Vorwürfe 
gegen deutsche Linke, die Mil- 
lionen-Dollar-Beträge an die 
Aufständischen seines Landes 
überweisen. Zu den Förderern 
der Guerillas zählt auch die in 
Westberlin erscheinende  »Ta- 
geszeitung«, die ein Konto für 
Waffenkäufe eingerichtet hat. 
Auf diesem Konto liegen zur 
Zeit vier Millionen DM. Diese 
Unterstützungen kosten täglich 
Hunderten Bürgern des. Landes 
das Leben. 


Steigerung der 
Investitionen 
in der EG 


Im Jahr: 1986 sind die Investitio- - 


nen in. der Europäischen Ge- 
meinschaft (EG) insgesamt um 


3,4 Prozent gestiegen. Nach ei- 
nem jetzt vorgelegten Bericht 
der EG-Kommission bedeutet 
dies eine deutliche Steigerung 


gegenüber 1985 (2,3 Prozent). 


Die Entwicklung reichte jedöch 
für eine spürbare Senkung der 
Arbeitslosigkeit bei weitem 
nicht aus. 


Zur Belebung der Investitionstä- 
tigkeit haben in. den meisten 
Mitgliedstaaten mehrere Fakten 
beigetragen: eine verbesserte Fi- 
nanzlage der Unternehmen, 


Zinssenkungen, Steigerung der 


Kapitalerträge im Industrie- und 
Dienstleistungssektor sowie in 
einigen EG-Ländern staatliche 
Investitionsanreize. ; 


Derzeit ‘sind Investitionen in 
Produktionssektoren nahezu 
ebenso gewinnversprechend wie 
spekulative Anlagemöglichkei- 
ten. Allerdings haben die Kapi- 
talerträge nur in der Bundesre- 
publik Deutschland das Niveau 
vor der ersten Ölkrise im Jahr 
1973 erreicht. 


Die Zunahme der Investitionstä- 
tigkeit ist in Dänemark, Spa- 
nien, Portugal, den Niederlan- 
den und Belgien besonders aus- 
geprägt. Nach Ansicht der Kom- 
mission haben die durch den 
EG-Beitritt der .beiden  iberi- 
schen Länder erforderlichen 


Modernisierungsmaßnahmen ei- - 


nen beträchtlichen Investitions- 
schub ausgelöst. Eine abneh- 
mende Investitionstätigkeit ver- 
zeichneten lediglich Irland und 
Griechenland. 


Am stärksten war der Anstieg 
mit 5 Prozent (inflationsberei- 
nigt) im industriellen Bereich. 
Verarbeitungssektoren wie die 
Textil-, Holz-, ' Papier- und 
Kunststoffbranche wiesen 
Wachstumsraten von 14 Prozent 
auf. Auch elektrömechanische 
Industriezweige konnten einen 
Zuwachs von 13 Prozent verbu- 
chen. Nur die metallverarbeiten- 
den Unternehmen mußten Ein- 
bußen hinnehmen. 


Schwachpunkt bleibt nach Auf- 
fassung der Kommission das 
Mißverhältnis zwischen der In- 
vestitionstätigkeit in den zwölf 
EG-Staaten und ihrem Wirt- 
schaftswachstum. Die jährlichen 
Steigerungsraten lägen nach wie 
vor weitaus niedriger als vor 
dem ersten Olschock. Daher sei 
ein beträchtlicher Abbau der 
Arbeitslosigkeit nicht zu 'erwar- 
ten. . u 


Bes 


EG-Darlehen . 


gegen 
Arbeits- 
losigkeit 


Die von der Europäischen Ge- 
meinschaft 1986 gewährten Dar- 
lehen von insgesamt 8,5 Milliar- 
den ECU (ein ECU gleich 2,07 
DM) werden nach Einschätzun- 
gen der EG-Kommission zur 
Schaffung von 60 000 Arbeits- 
plätzen beitragen. 


Wie aus einem Bericht über die 
gemeinschaftlichen Anleihen 
und Darlehen hervorgeht, stan- 
den den von der Europäischen 
Investitionsbank (EIB) gewähr- 
ten Krediten Investitionen von 
insgesamt 22,8 Milliarden ECU 
gegenüber. Brüssel erwartet von 
diesem Investitionsbereich 
30 000 neue Arbeitsplätze, da- 
von 23000 in der Industrie. 
Mehr als 80 Prozent der Arbeits- 
plätze im Industriesektor wür- 
den nach den Berechnungen der 
Kommission auf die kleinen und 
mittleren Betriebe entfallen. 


Dank der Darlehen, die die Eu- 
ropäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl für Maßnahmen 
zugunsten der von der Krise im 
Kohlebergbau und Stahlsektor 
betroffenen Arbeitnehmer zur 
Verfügung gestellt hat, werden 
voraussichtlich 31 000 Ersatzar- 
beitsplätze entstehen. 


60 000. neue Stellen sind ange- 
sichts der Millionen von Er- 
werbslosen in der EG zwar ein 
Tropfen auf den heißen Stein. 
Dennoch ist die Bedeutung der 
EG-Darlehen nicht zu unter- 
schätzen, da sie in die EG-Re- 
ionen mit dem höchsten Ar- 
eitslosenanteil fließen. IM 


Handel EG - 


Comecon 


nimmt ab 


In den beiden vergangenen Jah- 
ren hat der Warenaustausch der 
Europäischen Gemeinschaft 
(EG) mit den Ostblockländern - 
abgesehen vom innerdeutschen 
Handel - erheblich abgenom- 
men. Nach Angaben des Statisti- 


schen Amtes der EG sank der ° 
- Anteil der Importe aus den Co- 


mecon-Staaten an den’ gesamten 


EG-Einfuhren von 9,2 Prozent s 
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im Jahr 1984 auf 8,3 Prozent im 
Jahr 1985 und sogar auf 7,6 Pro- 
zent im letzten Jahr. 


Entsprechend verringerten sich 
die Ausfuhren der Gemeinschaft 
in diese Länder von 6,3 Prozent 
(1984) auf 6,2 Prozent (1985) 
und schließlich auf 5,9 Prozent 
(1986). Dieser Rückgang war im 
Handel mit fast allen Ostblock- 
staaten zu beobachten. 


1986 erhöhten sich nur die Ex- 
porte in die DDR. Im ersten 
Quartal dieses Jahres ließ sich 
eine Fortsetzung des allgemei- 
nen Trends feststellen. Der Han- 
del der EG mit den Comecon- 
Ländern verringerte sich im Ver- 
gleich zum selben Zeitraum im 
Vorjahr erneut um 17 Prozent. 


Spekulationen 
um Gold 


‘Der Vorschlag des amerikani- 


"schen Finanzministers James Ba- 
ker, einen Warenkorb ein- 
schließlich Gold als Indikatoren 
aufzunehmen, die die Zentral- 
banken beobachten sollen, wenn 
sie ihre währungspolitischen 
Richtlinien festlegen, hat zwar 
eine Menge Aufmerksamkeit 
auf sich gezogen, doch es ist in 
Wirklichkeit ein Vorschlag, mit 
wenig Substanz. Was er sagt, ist: 
Wir sollten zusammen mit allen 
anderen Dingen, die wir beob- 
achten, den Rohstoffpreisindex 
aus dem »Economist«, Dow Jo- 
nes oder von Reuters beob- 
achten. 


Es ist falsch anzunehmen, daß 
Baker damit eine Art Rückkehr 
zum Goldstandard vorschlagen 
will. Wichtiger ist die Reaktion 
auf einen deutschen und japani- 
schen Vorschlag, der Internatio- 
nale Währungsfonds (IWF) solle 
einiges von seinem Gald verkau- 
fen und die Erlöse zur Unter- 
stützung armer afrikanischer 
Länder verwenden. 


“Der Direktor der Weltbank 


meinte, er sei überrascht, daß 
einige der IWF-Mitglieder die 
»Familienjuwelen« verkaufen 
wollten. Eine starke Opposition 
dagegen kam aus den Vereinig- 
ten Staaten - eine entscheidende 
Änderung im Vergleich zur ame- 
rikanischen Politik vor zehn 
‚Jahren. 


Zweifellos ist die Haltung der 


USA teilweise auf Saudi-Ara-. 


bien zurückzuführen, die dem 
IWF 12 Milliarden Dollar gelie- 
hen haben und diese Sicherhei- 
ten nicht gefährdet sehen wol- 
len. Folglich kann man ziemlich 
sicher sein, daß es in den näch- 
sten ein bis zwei Jahren zu kei- 
nen größeren Goldverkäufen 


'von seiten der Staaten kommen 


wird. 


Das Gold stockt noch immer am 
unteren Ende ’seiner engen Han- 
delsspanne. Solange es über 450 
US-Dollar steht, hält es spekula- 
tive lange Positionen. Da der 
Aufwärtstrend des Dollar end- 
gültig zu Ende ist, könnte das 
Gold noch immer laufen. Wenn 
das Gold allerdings unter 450 
Dollar fällt, kann man davon 
ausgehen, daß der gegenwärtige 
saisonbedingte Aufwärtstrend 
vorüber ist. E 


Peru wird 
Banken 
verstaatlichen 


Die Banken Perus werden viel- 
leicht schon bald verstaatlicht 
werden. Der Gesetzentwurf zur 
Verstaatlichung des Bankensy- 
stems ist von den Politikern an- 
genommen. Die vom Senat vor- 
geschlagenen Änderungen erfol- 
gen un 
dann vom Präsidenten Alan 
Garcia eingebracht werden, 


nachdem nachgewiesen worden 


war, daß große Mengen von 
Drogengeldern innerhalb des 
Bankensystems reingewaschen 
wurden. D 


Hongshang 
hat 

Marine 
Midland 
übernommen 


Wie das »Wall Street Journal« 
berichtete, hat die Hongkong- 
und Shanghai-Bank unter dem 
Vorbehalt der Genehmigung des 
Vorstandes von Marine Midland 
die Genehmigung erhalten, »48 
Prozent von der Marine Midland 
Banks zu kaufen, die sie noch 
nicht besitzen, indem sie ihr An- 
gebot stark erhöhen, nämlich 
auf rund 758 Millionen Dollar«. 


Dem Bericht der Zeitung zufol- 
ge »würde der Besitz der ganzen 
Marine Midland der Hongkong- 


der Gesetzentwurf kann’ 


und Shanghai-Bank einen siche- ; 


ren Hafen bieten, wenn sie im 


- Jahr 1997 einen brauchen sollte, 


dem Jahr, in dem die Kontrolle 
Hongkongs von England auf 
China übergeht«. IM) 


Die Zahlen 
der Weltbank 


Die Weltbank berichtet, daß im 
Jahr 1986 mehr Entwicklungs- 
projekte in der dritten Welt fi- 
nanziert. worden sind als je zu- 
vor, dabei fiel die Darlehens- 
summe von 1,16 Milliarden Dol- 
lar auf 920 Millionen. Die Daten 
der Weltbank zeigen, daß 109 
Schuldnerländer 30 Milliarden 
Dollar mehr an Zinsen gezahlt 
haben, als sie von amtlichen und 
privaten Kreditgebern netto aus- 
bezahlt bekamen. 


EG-Minister 
fürchten Zu- 


sammenbruch 
des Dollar 


Die Finanzminister der zwölf 
Länder der Europäischen Ge- 
meinschaft (EG) haben Schritte 
unternommen, um ihre Länder 
vor einem möglichen Zusam- 
menbruch des Dollar zu schüt- 
zen. Die Minister genehmigten 
einen Vorschlag der Schweizer 
Bank for Internationale Settle- 
ments in Basel, die empfohlen 
hat, Interventionen zur Wäh- 
rungsstützung unter den Mit- 
gliedsstaaten des europäischen 
Währungssystems zu koordinie- 
ren. Insbesondere Frankreich 
hat diesen Vorschlag stark be- 
fürwortet. 


Die Gespräche gingen auch in 
die Richtung, daß die EG-Län- 
der Schritte zur Beseitigung be- 
stehender Devisenkontrollen in- 
nerhalb der Gemeinschaft unter- 
nehmen, ein Schritt, der von je- 
nen befürwortet wird, die den 
europäischen Handel zuneh- 
mend in einer europäischen 
Währungseinheit, dem ECU, 
abwickeln wollen und nicht 
mehr in Dollar oder den Landes- 
währungen. 


Jüngste währungspolitische Stür- . 


me haben vor allem Italien hart 
getroffen. Inzwischen verkünde- 
te die Regierung Goria in Rom 
eine Reihe von Notmaßnahmen 


‘zur Stabilisierung der Lira, in- 


dem die Bankkreditabschöpfung 


von gegenwärtigen 13 Prozent =: 
auf acht Prozent gesenkt wurde. =. 


Nach einem Zeitraum, der an 
der Mailänder Börse nach und 
nach in den Zusammenbruch 
führte, war die Lira gegenüber 
anderen Währungen im europäi- 
schen Währungssystem stark ge- 


fallen. Im Verlaufe einer einzi- A 


gen Woche gab die Bank von 


‚Italien zwei Milliarden Dollar 


zur Stützung ihrer Währung aus. 
Konfrontiert mit den Alternati- 
ven Abwertung oder Kreditkür- 


zung, entschloß sich Goria für 


das letztere. 


UNICEF hat 
einen 
neuen 
Schuldenplan 


»Ein innovativer Plan für Ban- 
ken, afrikanische und lateiname- 
rikanische Kredite in Spenden 
zu verwandeln, würde die Schul- 
dendienstzahlungen in den 


Schuldnerländern arbeiten las- ı 


sen«, heißt es in einem Bericht 
der »Financiaf Times«. 


Weiter wird berichtet: »Mr. Ri- 
chard Jolly, stellvertretender Di- 
rektor bei UNICEF, sagte in 
London, man verhandele mit 
verschiedenen US-Banken und. 
eine habe den Plan - Schulden- 
erlaß für das Überleben der Kin- 
der - in Erwägung gezogen.« 


Die Banken würden einen Teil 
ihrer Kredite an die UNICEF 
überschreiben und sie als steuer- 
abzugsfähige Spende dann ab- 
schreiben können. Die UNICEF 
werde dann versuchen, das Geld 
einzutreiben. Eine ungenannte 
Bank erwähnt eine Abschrei- 
bung in Höhe von fünf Millionen 
Dollar, heißt es in der britischen 
Zeitung. 


DerB oom 
geht nicht 
ewig weiter 


C. Gordon Tether 


Derzeit ist so viel Geld auf der Suche nach Anlagemöglichkeiten, daß 
die zunehmende Gefahr besteht, daß die Entwicklung der Aktien- 
preise von den Grundlagen der Nationalökonomie völlig abweicht. 
Es ist eine klassische Ironie, daß trotz der vielberedeten Renaissance 
traditioneller monetärer Kontrollen der Konjunktur im letzten Jahr- 
zehnt der Geldbestand weltweit nie zuvor in dem Ausmaß ausgewei- 
tet wurde wie seit Anfang der achtziger Jahre. 


Die Erklärung dafür liegt in der 
Tatsache, daß durch die weit- 
verbreitete Liberalisierung des 
Finanzverkehrs und dessen zu- 
nehmende Internationalisierung 
die Bankengemeinden in :gro- 
ßem Rahmen internationale 
Kredite schaffen konnten — und 
zwar in den meisten Fällen unter 
völliger Mißachtung der Restrik- 
tionen im eigenen Land. 


. Schlechte Aussichten 
für Obligationen 


Diese ungeheuere Expansion in 
der nach Anlagemöglichkeiten 
suchenden Geldmenge fiel zu- 
sammen mit einem deutlichen 
weltweiten Konjunkturab- 
schwung. Die Vereinigten Staa- 
ten haben natürlich in den letz- 
. ten Jahren deutliche Steigerun- 
gen im Bruttosozialprodukt zu 
verzeichnen gehabt. 


Doch anderswo waren Stagna- 
tion oder ungewöhnlich schlech- 
te Jahreszuwachsraten die Re- 
gel. Die unvermeidliche Folge 
war eine anhaltende Tendenz für 
ein Angebot von nach Anlage- 
möglichkeiten suchenden Fi- 
nanzmitteln, um die sich erge- 
benden Gelegenheiten zu 
nutzen. 


Nirgendwo sonst wurde dies 
deutlicher als im Verhalten von 
Märkten, auf denen gewöhnli- 
che Aktien gehandelt werden. In 


der Vergangenheit hätte man - 


damit gerechnet, daß bei einem 
Überangebot an Anlagekapital 
die Wertpapierpreise im glei- 
- chen. Verhältnis steigen, - das 
- heißt, daß Obligationen im glei- 
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chen Maße steigen wie Dividen- 
denpapiere. 


Die Investition in Obligationen 
ist jedoch schlecht, seit die Of- 


. fentlichkeit auf bitterem Wege 


erfahren mußte, wie sehr Papie- 
re, die mit dem Geldwert so 
stark identifiziert werden, ange- 
sichts von Inflation in so hohem 
Maß an Wert verlieren. 


Außerdem wurde: das verstärkte 
Interesse, der Investitionen in 
festverzinsliche Wertpapiere, 
die der starke Fall in den Infla- 
tionsraten verstärkt hätte mit 
sich bringen sollen, zunichte ge- 
macht, weil sich die Zinssätze 
nicht auf die üblichen Werte zu- 
rückbewegt haben. 


Sowohl in den Vereinigten Staa-. 


ten als auch in Großbritannien 
sind sie beispielsweise noch im- 
mer doppelt so hoch, das heißt, 
die Marktwerte der jeweiligen 
Aktien sind um so vieles niedri- 
ger, als sie wären, wenn die tra- 
ditionellen _Verhaltensmuster 
von Anlagepapieren eingehalten 
worden wären. 


Überangebot an 
Anlagekapital 


Das Endergebnis ist, daß das 
UÜberangebot an Anlagekapitel 
auf normalen Aktienmärkten 
nach Anlagemöglichkeiten 
sucht, was allem Anschein nach 
zu einer größeren Preisverzer- 
rung führt. Vor einem Jahr be- 
trugen die Aktienerlöse laut 
Dow Jones Index durchschnitt- 
lich 3,5 Prozent. Kürzlich lag der 
Wert bei 2,5 Prozent. 


Eine ähnliche Bewegung ist in. 


Großbritannien aufgetreten, wo 
der-Wert laut »Financial Times« 
von 4,5 auf 3,5 Prozent gesun- 


ken ist. 


Das Ausmaß, in dem sich Anla- 
genverzinsungen durch die neu- 
en Faktoren in den letzten Jahr- 
zehnten auf den Wertpapier- 
märkten verändert haben, wird 
noch deutlicher, wenn man die 
gegenwärtige Situation mit frü- 
her vergleicht, das heißt, bevor 
zweistellige Inflationszahlen 
selbst in fortgeschrittenen Indu- 
strieländern die Regel wurden. 
Früher lagen die Verzinsungen 
bei Industrieaktien in der Regel 
- pro 100 investierten Dollar - 
über den Sätzen, die für festver- 
zinsliche Staatspapiere erzielbar 
waren. 


Der Grund dafür lag darin, daß 
die Kapitalanleger der Ansicht 
waren, daß die größere Zuver- 
lässigkeit von Staatspapieren 
niedrigere Erlöse aus solchem 
Papieren rechtfertigte. 


Heute verhält es sich vielmehr 
genau umgekehrt. Derzeit erhält 
man aus einer typischen ameri- 
kanischen Industrieaktie pro 100 
investierte Dollar nur wenig 
mehr als ein Viertel dessen, was 
man aus festverzinslichen Bun- 
desanleihen erzielen kann. 


Eine ähnliche Situation herrscht 
in Großbritannien, wo sich die 
Verzinsungen bei Industrieak- 
tien bei 3,5 Prozent befinden ge- 
genüber Erlösen von etwa zehn 
Prozent bei Staatspapieren. Das 
gleiche gilt im wesentlichen auch 
für die Bundesrepublik Deutsch- 
land und andere wichtige Indu- 
strieländer. 


Die Frage, die sich offensichtlich 
stellt, ist, ob der Ansturm auf 
die gewöhnlichen Aktien nicht 
so weit gegangen ist, daß eine 
Situation geschaffen wurde, wo 
die Marktwerte den Kontakt zu 
den ökonomischen Realitäten 
völlig verloren haben. Damit - 
das sollte betont werden - soll 
nicht angedeutet werden, daß 
festverzinsliche Papiere so weit 
unter ihrem Wert liegen, daß sie 
zu einem »guten Kauf« gewor- 
den sind. 


Eine grundlegende 
Trendwende 


Man könnte argumentieren, daß 


bei den Markteinschätzungen . 


für ihre Aussichten die günstigen 
Auswirkungen der grundlegen- 


den Wende zum Besseren hin an 
der Inflationsfront nicht genü- 
gend berücksichtigt wurden. 
Doch es gibt noch. so viele ande- 
re Imponderabilien bezüglich ih- 
rer Aussichten, daß .der Kapital- 
anleger gut beraten sein mag, 
wenn er sie weiterhin in Ruhe 
läßt. 


Was offenbar erkannt werden 
muß, ist die Tendenz der. Ak- 
tienmärkte, sich so zu verhalten, 
als würde der Boom bei den ge- 
wöhnlichen Aktien ewig so wei- 
tergehen - wenn auch nicht in so 
großen Schritten wie in der jüng- 
sten Vergangenheit -, doch dies 
ist in keiner Weise gerechtfer- 
tigt. 


Anders ausgedrückt: Man kann 
sicherlich behaupten, daß durch 
die Erhöhung der Preise auf die 
Werte der letzten Monate die 
Aktienmärkte sich die Menge 
der Früchte, die die Industriefir- 
men aus dem voraussichtlichen 
Wirtschaftswachstum wahr- 


scheinlich ernten werden, für die‘ 


nächsten Jahre 


verringern 
werden. j 


Daraus würde folgen, daß eine 
grundlegende Trendwende in 
Ordnung wäre, wobei die Auf- 
wärtsbewegung der Preise unter- 
brochen und möglicherweise in 
gewissem Maß sogar umgekehrt 
werden könnte, wie es in den 
letzten Wochen tatsächlich welt- 
weit passierte. 


Das Verhalten auf einigen der 
führenden Aktienmärkte weist 
seit Jahresmitte sogar darauf 
hin, daß diese Vorstellung zu- 
nehmend an Boden gewinnt. 
Am deutlichsten war diese plötz- 
liche Abwärtsbewegung der Ak- 
tienpreise an der Londoner Bör- 
se etwa einen Monat nach den 
Wahlen in Großbritannien, als 
klar war, daß die Regierung 
Thatcher weitere fünf Jahre an 
der Macht bleiben würde - zur 
großen Freude der Geschäfts- 
welt. Die Kapitalanleger wären 
überall klug beraten, sich diese 
wichtigen Informationen zu Her- 
zen zu nehmen. 
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Großes Geld 
und seltsame 


Bett- 


genossen 


Carl Freigang 


Die Politik, so heißt es, macht seltsame Bettgenossen. Das gleiche 
gilt für das große Geld, wie durch das Bündnis zwischen Harry G. 
Oppenheimer und dem Kreml demonstriert wird. 


Die Sowjetunion ist angeblich 
der Todfeind sowohl des priva- 
ten Kapitalismus als auch von 
Südafrika, und Oppenheimer ist 
einer der Welt größten Kapitali- 
sten und stammt aus Südafrika. 
Doch die Sowjets sind-eng mit 
Oppenheimers De Beers Corpo- 
ration verbunden, dem südafri- 
kanischen Diamantenkonsor- 
tium, und leiten ihre in Sibirien 
hergestellten Edelsteine durch 
die Kanäle der Oppenheimer- 
Firma. 


Kontrolle des Welt- 
Diamantenmarktes 


Nach dem Tod von Sir Cecil 
Rhodes hat die Familie Oppen- 
heimer dessen Diamanten-Impe- 
'rium übernommen. Rhodes 
Diamanten auf der De-Beers- 
Farm entdeckt, die er zusammen 
mit angrenzenden Farmern von 
den Buren gekauft hatte. Diese 
Farmen wurden die ersten De- 
Beers-Diamantenminen und wa- 
ren jahrelang weltweit die 
Hauptlieferanten für Diamanten 
und Edelsteinqualität. 


Anfang der fünfziger Jahre tra- 
ten auch Britisch-Guiana und 
die Goldküste — heute Ghana — 
als Diamantenproduzenten von 
Edelsteinqualität hervor, doch 
lagen sie weit hinter der Kappro- 
vinz von Südafrika und dem süd- 
afrikanisch kontrollierten Süd- 
westafrika - manchmal auch Na- 
mibia genannt wegen der Wüste 
Namib, wo sich der größte Teil 
der Diamantenlager befindet. 


Im Mittelpunkt der Situation 


stand die Tatsache, daß Rhodes 


Harry Oppenheimer kontrol- 
liert den Diamanten-Markt in 
Ost und West, allerdings tau- 
chen seit Gorbatschow Wol- 
ken am Horizont auf. 


hohe Kredite bei J. P. Morgan 
aufgenommen hatte, dem ameri- 
kanischen Finanzier, der An- 
drew Carnegies Stahlimperium 
gekauft hatte und US-Steel - 
jetzt die USX Corporation - dar- 
aus schuf. 


Die Oppenheimer-Familien ha- 
ben sich ebenfalls zusammen mit 
anderen Kapitalisten früh dort 
eingekauft. Schon ab einem sehr 
frühen Zeitpunkt Anfang dieses 
Jahrhunderts kontrollierte ein 
Oppenheimer den Löwenanteil 
des Welt-Diamantenmarktes. 
Alles war unter Kontrolle bis 
Anfang der fünfziger. Jahre. 


Dann überschlugen sich die Er- 
eignisse. 


Belgisch-Kongo - jetzt Zaire - 
überholte sowohl Südafrika als 
auch Südwestafrika als der Welt 
führender Diamantenproduzent. 
Zum Glück für De Beers war 
dies jedoch hauptsächlich Der 
»Bort« (Ausschuß), oft Indu- 
striediamanten genannt, und be- 
einflußte den Edelsteinhandel 
kaum. 


Dann war Botswana an der Rei- 
he. Das ehemalige britische Pro- 
tektorat in Südafrika machte als 
bedeutender Produzent von Dia- 
manten mit Edelsteinqualität 
von sich reden. Rasch reihte sich 
auch die Sowjetunion in die Rei- 
he der Diamantenproduzenten 
ein und erschloß wichtige Vor- 
kommen in Nordostsibirien. 


Der Machtbezirk 
der Oppenheimer 


Gerade als die UdSSR De Beers 
weltweit wichtigsten Diamanten- 
produzenten von Edelsteinquali- 
tät herausforderte, kam Austra- 
lien daher und beflügelte beide 
mit Vorkommen im westlichen 
Teil des Inselkontinents. 


Im Jahr 1986 ging Australien mit 
29,2 Millionen Karat als Dia- 
mantenhersteller in Führung - 
verglichen mit 20,5 mc (mettri- 
sche Karat) für Zaire, 13 mc für 
Botswana, 12 mc für die Sowjet- 
union und 10,2 me für Südafrika. 


Etwa drei Viertel der im vergan- 
genen Jahr im Wert von fast 2,6 
Milliarden Dollar verkauften 
Diamanten kamen von außer- 
halb von Südafrika und Südwest- 
afrika -— dem Machtbezirk der 
Oppenheimers. Doch der Lon- 
doner »Financial Times« zufolge 
wurden diese Diamanten durch 
Joint-ventures vermarktet, in 
denen sich De Beers und externe 
Lieferquellen hervortaten. 


Wie kam das? Wenn es ums Ge- 
schäft geht, weiß das Oppenhei- 
mer- und De-Beers-Manage- 
ment, wie man im voraus plant. 
Als neue Diamantenminen ge- 
öffnet wurden, begann De Beers 
eine Kriegskasse zu starten: Re- 
serven in Bar, in Gold und ande- 
ren, leicht umsetzbaren Vermö- 
genswerten, die eingesetzt wer- 
den sollten, sobald eine Notsi- 
tuation auftreten würde. 


Diese Nötsituation trat in der 
Rezession Anfang der achtziger 


Jahre ein, als der Preis eines ein- 
karätigen Diamanten von Spit- 
zenqualität von 60 000 Dollar 
auf 10 000 Dollar fiel. De Beers, 
die ihren Reservevorrat an Dia- 
manten im Jahr 1980 ausge- 
schöpft und sie zu damals stabi- 
len Preisen von 60 000 Dollar 
pro Karat verkauft hatten, mar- 
schierten plötzlich in die entge- 
gengesetzte Richtung, als die 
Rezession kam. 


De Beers benutzten ihre Kriegs- 
kasse und kauften Diamanten zu 
10 000 Dollar das Karat von 
Händlern, die sich übernommen 
hatten und bankrott gingen, und 
schafften sich so einen erneuten 
Vorrat im Wert von 1,9 Milliar- 
den Dollar. In dem Zusammen- 
hang wurden Geschäfte ausge- 
handelt, im Zuge derer De 
Beers Marktzugeständnisse er- 
hielt. 


Gorbatschow für eigenen 
Diamanten-Handel 


Obwohl die UdSSR die diploma- 
tischen Beziehungen zu Südafri- 
ka im Jahr 1963 abgebrochen 
hat, werden die Steine aus Sibi- 
rien über Zwischenhändler an 
De-Beers-Vertriebsstellen gelie- 
fert. Die Beziehung bringt den 
Sowjets jährlich rund eine Mil- 
liarde Dollar an Exporterlösen. 


Doch da gibt es eine Wolke am 
Horizont. Michail Gorbatschow 
will mehr externe Einnahme- 
quellen und wird mit De Beers 
vielleicht in Wettbewerb treten. 
Die UdSSR verkauft polierte 
Steine bereits selbständig und 
leitet ihre ungeschliffenen Steine 
über die De-Beers-Kanäle. 


Es ist möglich, daß die Sowjets 
in direkten Wettbewerb zu dem 
Oppenheimer-Konzern treten, 


was die sowjetische Unterstüt- 
zung der streikenden Minenar- 
beiter in Südafrika noch ver- 
dächtiger macht. Die Leute an 
den Welt-Diamantenbörsen be- 
obachten das Ganze mit ängstli- 
cher Sorge. DO 


Banker 


Unruhen in 
Latein- 
amerika 


Jose Garcia 


Was hat der Kampf des peruanischen Präsidenten Alan Garcia mit 
den internationalen Banken und der Anwesenheit zahlreicher US- 
Kampftruppen in Ecuador zu tun? Schon etwas, doch man muß die 
Gesamtentwicklung in diesem Zusammenhang sehen, um die Ver- 


bindung erkennen zu können. 


Das Überleben mehrerer latein- 
amerikanischer Regierungen 
hängt tatsächlich von einer ver- 
wirrenden US-Politik und den 
Machenschaften multinationaler 
Banken ab, die Riesensummen 
an die Regime in der dritten 
Welt verleihen. 


Spione in der 
egierung Garcia? 


Die Garcia-Regierung wird un- 
terwandert. In einem Bericht 
aus Lima, der in »El Dia« in 


Montevideo, Uruguay, erschien, 


wird von Perus Außenminister 
Allan Wagner behauptet, er 
wolle die Subversion in seinem 
Land neutralisieren. 


In der Diskussion-um den Ur- 
"sprung der »Unterstützungs- 
ruppierungen«, die den terro- 
ristiichen _Sendero-Luminoso 
(Leuchtender-Pfad-)Guerillas 
helfen, behauptete er, daß sol- 
che Gruppen »in den Vereinig- 
ten Staaten, Europa und Indien 
gebildet werden«. Wagner fuhr 
fort, »diese Gruppen sind klein 
und wurden von unseren Bot- 
schaften im Ausland entdeckt«. 


Der argentinische Kolumnist 
Eric Ehrmann sagt: »Man könn- 
te geneigt sein, Wagner und sei- 
nem Agent-provocateur-Szena- 
rio zu vergeben, das sich anhört, 
als wäre es mehr für den inländi- 
schen als den internationalen 
Gebrauch bestimmt.« 


»Zu einer Zeit«, so Ehrmann, 
»wo Perus Demokratie es nötig 
hat, von der Welt ernst genom- 
men zu werden, trägt eine solche 
Sprache schließlich wenig dazu 
bei, dies zu erreichen.« 
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Lateinamerikanische politische 
Experten vermuten, daß Garcia 
und seine Regierung von kom- 
munistischen Guerillas und mög- 
licherweise auch von Nationali- 
sten des äußersten rechten Flü- 
gels unterlaufen werden. Sollte 
dies der Fall sein, so kann die 
Präsenz der Vereinigten Staaten 
in Ecuador der Region zumin- 


De 


Er 


dest .die symbolische Zusiche- 
rung geben, daß Amerika zur 
Stabilität in dieser Gegend bei- 
tragen möchte. 


»Leider«, sagt Ehrmann, »die- 
nen Wagners Aussagen nur da- 
zu, diese Stabilität auf militäri- 
schem Weg. zu schaffen und 
nicht auf diplomatischem Weg.« 
Das ist es, was die Südamerika- 
ner beunruhigt, die Demokra- 
tien wollen und sowohl antikom- 
munistisch als auch antimilitäri- 
sche Diktaturen sind. 


Die seltsame Rolle 
der US-Truppen 


Es ist bekannt, daß die Vereinig- 
ten Staaten Kampftruppen in 
Ecuador stationiert haben, an- 
geblich um der Regierung dabei 
zu helfen, gegen die Drogen- 
händler vorzugehen, die im 
nördlichen Teil des Landes ope- 
rieren. Die Präsenz und das 
Ausmaß, in dem US-Militär dar- 
in verwickelt ist, wurde kürzlich 
durch eine einflußreiche argenti- 
nische Zeitung, den »Herald« 
aus Buenos Aires, bestätigt. 


Doch es ist mehr an der ameri- 
kanischen Militärpräsenz in 
Ecuador als für das bloße Auge 
sichtbar. Der Präsident von 
Ecuador, Leon Febres Cordero, 
sollte vor kurzem das Opfer ei- 
ner Entführung werden, die an- 
geblich von Anhängern des Ge- 
nerals der Luftwaffe, Frank Var- 
gas, ausging. Er wird Febres’ 
Gegner in den Wahlen sein, die 
im kommenden Jahr stattfinden, 
und er kann auf die Unterstüt- 
zung des Militärs zählen. 


Kurz nach diesem Kidnapping- 
Zwischenfall lud Febres die Ver- 


Contra-Soldaten transportieren ihre verwundeten Kameraden 
entlang der nicaraguanisch-honduranischen Grenzen nach 
einem Kampf mit den Sandinistas. 


einigten Staaten ein, auf ecuado- 
rianischem Boden eine sechsmo- 
natige Übung mit dem Namen 
»Blazing Trails« (»Heiße Spu- 
ren«) durchzuführen. Unter dem 
gegenseitigen inter-amerikani- 
schen  Hilfsabkommen kann 
Ecuador die USA um technische 
Schulung und Unterstützung bit- 
ten, die von US-Soldaten jetzt in 
Ecuador geliefert wird. 


Der Londoner Zeitung »Latin 
American Weekly Report« zu- 
folge, können die USA im Rah- 
men der »Blazing-Trails«-Ubung 
zu einer Zeit bis zu 6000 Mann 
ihrer Truppen in Ecuador ha- 
ben. Eine wichtige Aufgabe der 
amerikanischen Streitkräfte ist — 
nach Angaben der Regierung 
Febres — der Bau von Straßen 
und die Wiederinstandsetzung 
von Brücken, die im März dieses 
Jahres bei Erdbeben zerstört 
wurden. 


Diese Erklärung wird allerdings 
von den Nachbarländern von 
Ecuador kaum akzeptiert. 


Raul Alfonsin, Vertreter der 
Banker-Partei in Argentinien, 
mußte bei den letzten Wahlen 
starke Verluste einstecken. 


Eine militärische Operation die- 


ser Größenordnung hat gewisse 
Ähnlichkeiten mit den derzeiti- 
gen Aktivitäten der Reagan-Re- 
gierung in Honduras im Zusam- 
menhang mit der Destabilisie- 
rung der Regierung in Nicaragua 
und dem allgemeinen Eindäm- 
men der Ausbreitung des Kom- 
munismus und kommunistischer 
Bewegungen in Lateinamerika. 


Ehrmann sagt über die Präsenz 
von US-Streitkräften in Ecua- 
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dor: »Man könnte annehmen, 
daß die Operation »Blazing 
Trails aus ähnlichen Gründen 
durchgeführt wird.« 


»Benehmt Euch oder 
Ihr werdet gestürzt!« 


Und obwohl es in Presseberich- 
ten Hinweise dafür gibt, daß die 
kommunistischen Shining-Path- 
Guerillas ihren Ansatz zur Re- 
volution im benachbarten Peru 
dahingehend geändert haben, 
daß sie sich jetzt auf Aktionen in 
den Städten Lima und Callao 
konzentrieren, herrscht berech- 
tigte Sorge unter den Militärs in 
den Vereinigten Staaten und La- 
teinamerika, daß die maoistisch 
orientierten Guerillas sich auch 
auf die Nachbarländer ausdeh- 
nen werden. 


Das Gebirgsdreieck, das von 
den Grenzen Ecuador, Kolum- 
bien und Peru gebildet wird, bie- 
tet eine ausgezeichnete Wir- 
kungsstätte für Guerilla-Opera- 
tionen. 


Garcia ist davon überzeugt, daß 
die kommunistischen Guerillas 
von den Banken finanziert wer- 
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Alan Garcia war mit seiner Re- 
gierung das erste Land, daß 
die Zinszahlungen zunächst 
stornierte. 


den, um Druck auf seine Regie- 
rung auszuüben. Die Botschaft 
lautet: »Benehmt Euch oder Ihr 
werdet gestürzt!« 


Garcia möchte ein Bündnis süd- 
amerikanischer Länder gegen 
die Inhaber externer Obligatio- 
nen schaffen, denn alleine kann 
er wenig ausrichten. Doch die 
anderen Länder in der Region 
halten sich zurück und warten 
ab, was in Argentinien passiert. 


Raul Alfonsin, der Präsident Ar- 
gentiniens, kooperiert jedoch 
mit dem Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) und scheint 
wenig geneigt, auf die Linie Gar- 
cias einzuschwenken. 


Zwei neue Entwicklungen haben 
jetzt die Lage der Dinge verän- 
dert. Die jüngsten Wahlen in 
Argentinien haben gezeigt, daß 
Alfonsin auf dem Land an 
Macht verloren hat. Die Peroni- 
sten hatten in diesen Gebieten 
größere Gewinne zu. verzeich- 
nen, eine Situation, die dem Re- 
gime Alfonsin nichts Gutes ver- 
heißt. 


Und in Peru hat Garcia verkün- 
det, daß er die Verstaatlichung 
des Bankensystems des Landes 
beabsichtigt, was ihm in seinen 
Verhandlungen mit den interna- 
tionalen Großbanken mehr 
Macht, Einfluß und Druckmittel 
geben würde. 


Die N ische 

US-Taktik 

Was demokratisch orientierten 
Lateinamerikanern Sorge 


| Wer sind wir? 
= Woher kommen wir? 
= Wohin gehen wir? 


macht, ist die Tatsache, daß die 
US-Streitkräfte es mit den Mili- 
tärs verschiedener Länder zu tun 
haben und nicht mit den jeweili- 
gen gewählten Regierungen. 


Febres ist scheinbar der Mei- 
nung, er könne eine politische 
Herausforderung durch das Mili- 
tär dadurch abschwächen, indem 
er sich offen zeigt für direkte Mi- 
litärhilfe, also US-Militär direkt 
an ecuadorianisches Militär. 
Garcia dagegen bereitet den Bo- 
den dafür, amerikanische Mili- 
tärhilfe gegen die Shining Path 
zu verlangen, in der Hoffnung, 
den internationalen Banken da- 
mit ebenfalls einen Schlag zu 
versetzen. 


Und in Argentinien zerbröckelt 
Alfonsins Zivilregierung nach 
und nach durch ein Wiederaufle- 
ben der Militärs, die das Land 
jahrelang regiert haben. 


Unterdessen fragen sich die La- 
teinamerikaner, was - wenn 
überhaupt — die Bevölkerung in 
den Vereinigten Staaten wohl 
über die Operation »Blazing 
Trails« und das, was sich dahin- 
ter verbirgt, weiß. 


Diese drei Fragen bewegen den Menschen seit jeher. 
Der „Einblick in die magische Weltsicht” gibt Ant- 
worten auf diese drei großen Fragen; fußend auf 
Erkenntnissen babylonischer Weiser - und aufgrund 
der Ur-Evangelienfragmente des Marcion. 
Und all dies zeigt auf faszinierende Weise den vor- 
gezeichneten Weg des deutschen Volkes und die 
esoterischen Ursachen seines Schicksals. 
Der „Einblick in die magischen Prozesse” spricht 
darüber hinaus von der lichten Magie babyloni- 
scher Priesterinnen und vom Sinn der magischen 
Zahlen. 


Einblick in die magische Weltsicht 
und die magischen Prozesse 


Auf 140 Seiten (einschließlich Abbildungen) ist hier ein Wissen 
zusammengefaßt, das die Inquisitionen aller Zeiten bekämpften und 
zu vernichten trachteten. Numerierte Privatauflage, Preis pro Exemplar öS 230,-/DM 33,-. 
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| Arg Efnlen 
Die. 
Verlierer 
sınd die 
Banker 


Warren Hough 


In einem ungeheueren Rückschlag für den Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) und dessen Großbankenklüngel wurde der Regie- 
rung von Argentiniens Präsident Raul Alfonsin in turbulenten Natio- 
nalwahlen im September die Macht - wenn nicht gar das Amt - 


entzogen. 


Die Peronisten, Argentiniens 
führende nationalistische Oppo- 
sitionspartei mit Verbindungen 
zum Militär, bekamen die Kon- 
trolle über die 245 Sitze des Un- 
terhauses im Kongreß und fünf 
von sieben Gouverneursposten. 


Niederlage 
der IWF-Partei 


Alfonsins Radikale Partei wurde 
schwer geschlagen, selbst in ih- 
‘rer Hochburg, der Provinz von 
Buenos Aires, einem Schlüssel- 
wahlkreis, der mehr als ein Drit- 
tel der argentinischen Wähler 
aufweist. 


»Die Wirtschaftspolitik der Re- 
gierung verlieh uns den An- 
schein einer IWF-Partei«, räum- 
te der Parteivorsitzende Juena 
Casella ein, der in seiner Kandi- 
datur um den Gouverneurspo- 
sten von Buenos Aires geschla- 
gen worden ist. »Die Peronisten 
wurden als die einzig wirklichen 
Gegner der Banken angesehen. 
Das genügte, um sie. an die 
Macht zu bringen.« 


Seit er im Jahr 1983 mit etwas 
über 50 Prozent der Stimmen 
zum Präsidenten gewählt wurde, 
hat Alfonsin Argentinien re- 
giert, »als wäre er Vorstandsmit- 
glied des TWF«, sagte Dr. Massi- 
mo Vicenzio, ein argentinischer 
Wirtschaftswissenschaftler im 
UNO-Generalsekretariat. 


»Die Banken überall haben Al- 
fonsin als beispielhaften Führer 
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in der dritten Welt hingestellt«, 
erläuterte Vincenzio. »In Argen- 
tinien bekam der IWF immer al- 
les, was er wollte. Das Ergebnis 
ist eine lebhafte Demonstration 
dafür, daß das, was gut ist für 
den IWF, schlecht ist für die 
Schwellenländer.« 


Die Wirtschaftsexperten des 
IWF fassen ihre eigenen Rezep- 
te für arme Länder in einem ein- 


zigen Wort zusammen: »Spar- 
maßnahmen«. 


Doch andere interviewte Beob- 
achter verwenden weniger ein- 
drucksvolle Begriffe, um die 
jüngsten Entwicklungen in Ar- 
gentinien zu beschreiben. 


»Unter Alfonsin hieß es, Spar- 
maßnahmen für die Armen, 
aber »Überfluß« für die Finan- 
ziers«, sagte Joachim Vielman, 
ein Korrespondent, der soeben 
aus Lateinamerika zurückge- 
kehrt ist. »Argentinien hat fast 
die Hälfte seines hart verdienten 
Exporterlöses auf die Schuld- 
scheine der internationalen Ban- 
ken verwendet. Die Folge: die 
Arbeitslosigkeit stieg über 21 
Prozent und es kam zu zahlrei- 
chen Kürzungen in der indu- 
striellen Produktion.« 


Profite für Banker 
und Spekulanten 


Wenn die Establishment-Me- 
dien über solch schlimme Ent- 
wicklungen berichten, heißt es 
gewöhnlich, die »Lebenskosten« 
sind gestiegen - in Argentinien 
um rund 120 Prozent im vergan- 
genen Jahr. 


»Aus jenen Zeitungsartikeln 
geht selten hervor, daß die Prei- 
se für Waren und Dienstleistun- 


Antonio Cafiero, der Kandidat der Peronisten für den Gouver- 
neursposten der Provinz Buenos Aires, trug vor dem von 
Argentiniens Präsident Alfonsin gestützten Kandidaten einen 


überwältigenden Sieg davon. 


gen, die von den Arbeitern be- 
nötigt werden, am stärksten stei- 
gen«, sagte Vielman. »Die Bus- 
fahrpreise, der ‘Brotpreis, die 
Stromkosten, die Preise für 
Speiseöl, Arbeitsschuhe - diese 
Zahlen haben sich innerhalb ei- 
nes Jahres zweimal verdoppelt. 
Im Vergleich dazu stiegen die 
Preise für Zigarren, Maßklei- 
dung, Mitgliedschaften in Coun- 
try Clubs und für Weine weitaus 
geringer. Die Finanzmärkte pro- 
duzieren jedenfalls genug Profi- 
te für die Banker und Spekulan- 
ten, so daß der Inflation der 
Schwung genommen wird.« 


Als Alfonsin die drei Jahre sol- 
cher, vom IWF auferlegter, Poli- 
tik mit den Wahlen vom Septem- 
ber törichterweise auf die Probe 
gestellt hat, war das Ergebnis 
verheerend. Seine Partei verlor 
fast ein Drittel der Stimmen und 
erhielt nach Hochrechnungen 
schätzungsweise weniger als 35 
Prozent. 


»Obwohl wir die Regierung 
noch nicht kontrollieren, so kon- 
trollieren wir doch die Mehr- 


heit«, sagte Antonio Cafiero, 


der siegreiche peronistische 
Kandidat der Provinz Buenos 
Aires. »Wir werden unser Man- 
dat verantwortungsvoll einset- 
zen, doch es wird Änderungen 
geben müssen. In dringlichen 
Sozialfragen sind unmittelbare 
Reformen notwendig.« 


Ein solch dringliches Thema, bei 
dem Alfonsin jetzt mit den uner- 
bittlich gegen den IWF einge- 
stellten Peronisten zu einer Eini- 
gung kommen muß, wenn er bis 
zum Ende seiner Amtsperiode — 
sie endet im Jahr 1989 - im Amt 
bleiben will, ist die Neuverhand- 
lung von Argentiniens lähmen- 
der Außenschuld in Höhe von 
jetzt 57 Milliarden Dollar. 


Die Banker 
haben Angst 


»Die internationalen Banken 
brauchen uns nicht zu fürchten«, 
verkündete der designierte Gou- 
verneur Cafiero, »wenn sie be- 
reit sind, sich unseren Bemühun- 
gen um gerechtere und lebensfä- 
higere Bedingungen für Argenti- 
niens Arbeiter anzuschließen.« 


Doch andere Informanten waren 
weniger optimistisch. So Viel- 
man: »Wie ich höre, haben die 
Banker Angst, und ich denke, 
mit Recht.« 


an ner ee 


Europa- 
Journal 
Polens 
Jaruselski _ 
verurteilt 
Stalin-Ara 


General Wojziech Jaruselski, 


der polnische Präsident, hat die ’ 


»Unterdrückung und das Ab- 
schieben« von polnischen Zivili- 
sten im Zweiten Weltkrieg in ei- 
nem Artikel in der Parteizeitung 
der sowjetischen Kommunisti- 
schen Partei »Kommunist« ver- 
urteilt. Das Erscheinen des Arti- 
kels an dieser Stelle deutet auf 
sowjetische Zustimmung von 
höchster Ebene hin. 


Jaruselski bezog sich auf die In- 
vasion Polens durch Sowjettrup- 
pen im Jahr 1939 und sagte, 
Moskaus Aktionen »hätten im 
Widerspruch gestanden zu Po- 
lens Recht auf Unabhängigkeit«. 
Er erinnerte auch an die Säube- 
rungen .des Zentralkomitees der 
polniscen Kommunistischen 
Partei durch Stalin im Jahr 1938 
und behauptete, sie sei »auf der 
Basis grundloser, provokativer 
Anklagen« erfolgt. 


Jaruselski schrieb, die Beziehun- 
gen zwischen Polen -und der So- 
wjetunion vor und nach dem 
Krieg »seien gekennzeichnet ge- 
wesen durch einen Mangel an. 
Vertrauen und durch Feindselig- 
keit, die sich’oft in einen offenen 
Konflikt verwandelten. Sie führ- 
ten zu mehr als einer Tragödie 
und haben dem Gewissen beider 
Seiten ihren Stempel aufge- 
drückt.« 


In dem Artikel ist keine Rede 
von dem Molotow-Ribbentrop- 
Pakt, unter dem sich Hitler und 
Stalin im Jahr 1939 einigten, Po- 
len zu teilen, und auch das 
»Massaker von Katyn« an polni- 
schen Armeeoffizieren im Jahr 
1941, das von Moskau niemals 
offiziell bestätigt worden ist, fin- 
det keine Erwähnung. oO 


Thatcher 
warnt Reagan 
vor | 
Waffengeschäft 


Die britische Premierministerin 
Margaret Thatcher warnt den 


amerikanischen Präsidenten Ro- 
nald Reagan vor »den Gefahren 
eines übereilten Handelns mit 
Rußland über Atomwaffen-Kür- 
zungen im Hinblick auf West- 
europa«. Sie hat Reagan die Be- 
fürchtungen der britischen Ver- 
teidigungs- und Sowjetexperten 
vorgetragen, die der Meinung 
sind, daß eine »Nulloption« 
Westeuropa der Überlegenheit 
an konventioneller Macht der 
Sowjets aussetzen würde. 


Die britischen Verteidigungs- 
bosse befürchten, daß Reagan 
für die Interessen Europas bei 
seinem Bemühen, in seiner 
Amtszeit von einem historischen 
Waffenhandel von sich reden zu 
machen, »taube Ohren« haben 
wird. 


Inoffiziell befürchten die briti- 
schen Experten, daß die Sowjets 
- falls Europa in einem Handel 


. der Supermächte frei von Atom- 


waffen sein wird - eine Invasion 
in Westeuropa vornehmen 
könnten und dabei darauf spe- 
kulieren, daß die USA niemals 
einen nuklearen Holocaust für 
Europa riskieren würden, indem 
sie ihr interkontinentales Arse- 
nal freisetzen. oO 


EG-Gelder für 
Erdwärme- 
Projekt 


Die Bundesrepublik Deutsch- 
land und Frankreich haben jetzt 
ein Abkommen zur gemeinsa- 
men Erschließung eines geother- 


mischen Feldes bei Sulz (Unter- 


Elsaß) unterzeichnet. In dem be- 
treffenden Gebiet wurden im 
unterirdischen Gestein außerge- 
wöhnlich hohe Temperaturen 
gemessen: 500 Meter unter dem 
Erdboden kletterte das Thermo- 
meter auf 50 Grad, bei 1000 Me- 
ter sogar auf 110 Grad. Norma- 
lerweise erreichen die Tempera- 
turen in diesen Bereichen nur et- 
wa 20 Grad. 


Bis Ende 1988 sollen die Exper- 
ten ein Gutachten über die 
Durchführbarkeit des Vorha- 
bens erstellen. Bei einem positi- 
ven Ergebnis könnte die. Erd- 
wärme der Stromerzeugung die- 
nen oder ein Verteilersystem für 
Heizungswasser speisen. 


An den Gesamtkosten von 7,6 
Millionen ECU (ein ECU gleich 
DM 2,07) beteiligt sich die Euro- 


päische Gemeinschaft im Rah- 
men ihres Programms zur Erfor- 
schung nicht-nuklearer Energien 
mit 2,1 Millionen ECU, den 
Rest werden deutsche und fran- 
zösische Institutionen aufbrin- 
gen. 


Katholiken 
lassen 

sich von 
Heiden 


weihen 


Im Februar 1987 ließ sich Papst 
Johannes Paul II. im Indira- 
Gandhi-Stadion von Neu-Delhi 
von einer Inderin das Tilak-Sym- 
bol auf die Stirn zeichnen. Inzwi- 
schen wurde bekannt, daß auch 
Bischof Stimpfle in Begleitung 
von Bischof Müller in Indien 
»gezeichnet« wurde, und zwar 
mit dem Phallus-Symbol eben- 
falls auf die Stirn. Katholische 
Geistliche sollten eigentlich die 
Gefährlichkeit solcher Riten 
kennen. [I 


Die Häresien 
des Papstes 


»Was ist Johannes Paul II.?%« 
fragt Abbe Georges des Nates in 
»Contre-Reforme Catholique«. 
Nachdem er die letzte Weih- 
nachtsansprache vom Papst ana- 
Iysiert, gibt er selbst die Ant- 
wort: »Die Dogmatik des großen 
Häresiarchen predigt und prakti- 
ziert die Apostasie, die Selbst- 
zerstörung der Kirche, den gei- 
stigen, moralischen, politischen, 
sozialen und militärischen Zer- 
fall des Abendlandes in Anbe- 
tracht der jüdischen, islami- 
schen, -freimaurerischen und 
sehr wohl auch kommunisti- 
schen Fanatismen. Dies ver- 
spricht der Welt im Zorn Gottes 
die Drangsale der Apokalypse. 2 


Zahlder 
Abtreibungen 
steigt weiter 


Im vergangenen Jahr wurden in 
Nordrhein-Westfalen - 29 926 
Schwangerschaftsabbrüche regi- 
striert, ein. Anstieg um .8,6 Pro- 
zent gegenüber. dem Vorjahr. 
Die Zahlen stiegen auch in Hes- 


sen, Saarbrücken und Berlin, 
sanken jedoch in den anderen 
Bundesländern. 


Nordrhein-Westfalen ist in der 
Gesamtzahl der Abbrüche mit 
32 Prozent nach Ansicht des fa- 
milienpolitischen Sprechers der 
CDU im Landtag, Antonius Rü- 
senberg, »überproportional ver- 
treten«. Rüsenberg wertete es 
als »Skandal«, daß im SPD-re- 
gierten Nordrhein-Westfalen 
über 89 Prozent der Abtreibun- 
gen mit schwerer sozialer Not 
begründet wurden. 


Die Zahlen sind der offiziellen 
Statistik entnommen, .die die 
wirklichen Abtreibungen ver-- 
schleiert. Die wahre Anzahl der 
durchgeführten Abtreibungen 
darf man nach den bisherigen 
Erfahrungen dreimal so hoch be- 
ziffern. 


Billigflaggen 
kosten 
Arbeitsplätze 


Die Anzahl der Beschäftigten in 
den Handelsmarinen der EG- 
Staaten ist seit 1980 von 400 000 
auf 150 000 gesunken. Verant- 
wortlich für diese Entwicklung 
ist nach Ansicht des zuständigen 
EG-Kommissars Stanley Clinton 
Davis hauptsächlich die wach- 
sende Konkurrenz der Billigflag- 
gen. Immer mehr europäische 
Schiffe führen unter den Flaggen 
Liberias oder Panamas. Die Be- 
satzungen. kämen daher nicht 
mehr in den Genuß der EG-So- 
zialvorschriften. m 


US-Wieder- 
He 
ür Deutsche 


Sechs Jahre nachdem zwei US- 
Militärpolizisten einen deut- 
schen Familienvater zu Tode ge- 
prügelt hatten und dafür verur- 
teilt wurden, gewährte die US- 
Army den Hinterbliebenen ei- 
nen Schadenersatz von 1823 
DM. 


Sudkorea sitzt 
der EG im 
Nacken 


Im Wettrennen um neue Aufträ- 
ge behaupteten sich die europäi-: 


. chen. 


schen Werften im vergangenen 
Jahr auf dem zweiten Platz hin- 
ter Japan. Dicht im Nacken sitzt 
den Europäern allerdings Süd- 
korea, das seine Produktion in 


spektakulärer Weise steigern 
konnte. Wie die EG-Kommis- 
sion bestätigte, bleibt die Lage 
im Schiffsbau weiterhin kritisch. 


Schon seit einiger Zeit bauten 
die Werften weltweit mehr 
Schiffe, als sie verkaufen konn- 
ten. Deswegen hätten die japa- 
nischen und insbesondere die 
europäischen Schiffsbauer ihre 
Kapazitäten bereits beträchtlich 
abgebaut. Südkorea, China und 
Taiwan, haben ihre Produktion 
jedoch noch ausgeweitet. 


Sorge bereitet der EG-Kommis- 
sion vor allem, daß die südkore- 
anischen Werften ihre Schiffe zu 
Dumpingpreisen auf dem Markt 
. anbieten. Bislang habe die Ge- 
meinschaft die südkoreanische 
Regierung nicht zum Verzicht 
auf diese Praktiken bewegen 
können. 


Hormone im 
Schnitzel 


Schnitzel oder Koteletts auf den 
Tellern der EG-Bürger sind mit- 
unter von zweifelhafter Qualität. 
Nach Informationen des Dach- 
. verbandes der europäischen 
: Verbraucherorganisationen 
blüht in Europa das illegale Ge- 
schäft mit zur Tierfütterung be- 
stimmten Hormonen. 


Das Europäische Parlament hat- 
te bereits mehrfach die EG- 
Kommission auf dieses Problem 
hingewiesen. Dabei beriefen 
sich die Europa-Abgeordneten 
auf eine EG-Richtlinie aus dem 
Jahr 1985. Sie verpflichtet die 
. Mitgliedstaaten, Herstellung, 
Lagerung, Transport und Han- 
del der in einer anderen Richtli- 
nie von 1981 genannten gefährli- 
chen Substanzen zu überwa- 
Eine dritte Richtlinie 
schreibt zudem vor, daß Unter- 
nehmen, die; Thyreostatika, 
Östrogene und Gestagene pro- 
duzieren, vertreiben oder bei 
der Herstellung pharmazeuti- 
scher beziehungsweise tiermedi- 
zinischer Produkte verwenden, 
. über die produzierten, erworbe- 
nen, verwendeten oder verkauf- 
ten Mengen genau Buch führen 
müssen. 


Welche Gefahr für den Verbrau- 


Sa cher: von .der verbotenen: Hor- 
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. verbrennung zu gewinnen. 


monfütterung ausgehen kann, 
verdeutlicht ein Fall aus Süd- 
westfrankreich. Dort kamen die 
Behörden 1986 einem illegalen 
Handel auf die Spur. Die dabei 
sichergestellten Mengen hätten 
zur Behandlung von 15 bis 20 
Prozent des gesamten französi- 
schen Rinderbestandes ausge- 
reicht. 


Besonders besorgt zeigten sich 
die Europa-Abgeordneten über 
Gerüchte, wonach die Amerika- 
ner Druck auf die Kommission 
ausüben, um sie zu einem Ver- 
zicht auf diese Richtlinien zu be- 
wegen. Damit könnten die Ver- 
einigten Staaten weiterhin 
Fleisch von hormonbehandelten 
Tieren nach Europa exportie- 
ren. o 


Suche. nach 
alternativen 


Energiequellen 


Im Jahr 2000 könnten erneuer- 
bare Energiequellen wie Was- 
ser, Wind, Sonne oder Müll fünf 
bis sechs Prozent des gesamten 
Energiebedarfs in der Europäi- 
schen Gemeinschaft decken. Er- 
neuerbare Energiequellen bie- 
ten gegenüber herkömmlichen 
einen doppelten Vorteil: Sie 
können - im Gegensatz zu Koh- 
le-, Erdöl- und Gasvorkommen 
- nicht versiegen und sind zudem 
noch überall in der Zwölferge- 
meinschaft vorhanden. Die Nut- 
zung alternativer Energien er- 
fordert jedoch häufig hohe For- 
schungs- und Investitionskosten. 


Nach Angaben der EG-Kom- 
mission bieten in dieser Hinsicht 
Biomasse und Müllverbrennung 
die besten Perspektiven. Die 
Gemeinschaft könne eines Tages 
über acht Prozent ihres Energie- 
verbrauchs aus der Umwandlung 
von Pflanzen sowie Abfällen der 
Holzindustrie, Landwirtschaft, 
Lebensmittelindustrie und priva- 
ten Haushalten decken. Schon 
jetzt sei es auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der Wirtschaftlich- 
keit durchaus möglich, drei Pro- 
zent der in der EG benötigten 
Energie aus Biomasse und Müll- 


Sonnenenergie könne, von der 
Jahrhundertwende an, ebenfalls 
zwischen einem halben und ei- 
nem Prozent beisteuern. In den 
südlichen Ländern der Gemein- 


schaft gebe es bereits rentabel 


arbeitende Anlagen zur Warm- 
wassergewinnung für sanitäre 
Einrichtungen. 


Geothermische Energie, das 
heißt die Nutzung von unterirdi- 
scher Wärme, könnte für 0,4 
Prozent des EG-weiten Energie- 
bedarfs sorgen. Sachverständige 
haben bereits 40 geeignete Gerä- 
te in der Gemeinschaft ausge- 
macht. Ein Nachteil besteht in 
den hohen Erschließungskosten. 


Schließlich könnte die EG, vom 
Jahr 2000 an, bis zu ein Prozent 
des von ihr benötigten Stroms 
mit Hilfe der Windenergie pro- 
duzieren. 0 


' Trübe 


Aussichten 
für Europäer 


Mit einem spürbaren Rückgang 
der Arbeitslosigkeit ist in der 
Europäischen Gemeinschaft we- 
der 1987 noch 1988 zu rechnen. 
Nach den jüngsten Prognosen 
wird die Zahl der Erwerbslosen 
1987 insgesamt bei 11,8 Prozent 
liegen und auch im kommenden 
Jahr nicht unter 11,7 Prozent 
sinken. Dies bedeutet keinen 
wesentlichen Fortschritt gegen- 
über 1986 mit'11,9 Prozent. 


Noch trüber erscheinen die Aus- 
sichten für Europäer im Ver- 
gleich zur Entwicklung in den 
USA. Dort wird die Arbeitslo- 
senquote 1987 bei 6,3 Prozent 
und 1988 sogar nur bei. sechs 
Prozent liegen. 1983 hatten noch 
zehn Prozent der US-Amerika- 
ner keine Stelle. 


In Japan wird sich der Anteil der 
Erwerbslosen mit drei Prozent in 
diesem und 2,9 Prozent im kom- 
menden Jahr gegenüber 1986 
mit 2,8 Prozent unwesentlich er- 
höhen. 


In den zwölf EG-Staaten wird 
die Zahl der offenen Stellen 
1987 um 0,8 Prozent und 1988 
um 0,6 Prozent steigen. Dieser 
Zuwachs wird sich allerdings 
kaum. bemerkbar machen, da 
gleichzeitig jugendliche Schulab- 
gänger auf den Arbeitsmarkt 
drängen. Im gleichen Zeitraum 
wird die Zahl der offenen Stellen 
inden USA 1987 um 2,5 Prozent 
und im kommenden Jahr um 1,9 
Prozent wachsen. Japan erwar- 
tet dagegen keine Zunahme. 


Ende vergangenen Jahres hatte 
die EG-Kommission aufgrund 
einiger positiver Faktoren - wie 
die niedrigen Preise für Erdöl 
und andere Rohstoffe - die wirt- 
schaftliche Lage der Zwölferge- 
meinschaft noch optimistischer 
eingeschätzt. Das Wirtschafts- 
wachstum wird jedoch mit 2,2 
Prozent in diesem und 2,3 Pro- 
zent im kommenden Jahr hinter 
dem von 1986 mit 2,6 Prozent 
zurückbleiben. Auch in dieser 
Hinsicht dürften Amerikaner 
und Japaner besser abschneiden. 


Die EG-Kommission sah sich 


insbesondere durch die Entwick- 


lung der europäischen Ausfuh- 
ren und Investitionen veranlaßt, 
ihre Prognosen nach unten zu re- 
vidieren. 1987 wird das Export- 
volumen der Gemeinschaft nicht 
mehr als 1986 (zwei Prozent) 
steigen. Für das kommende Jahr 
rechnet die Kommission mit ei- 
nem Zuwachs von 3,3 Prozent. 
Die Investitionstätigkeit der In- 
dustrie wird in diesem Jahr um 
5,3 Prozent zunehmen. 1988 
wird dieser Wert mit vier Pro- 
zent hinter dem von 1986 (4,9 
Prozent) zurückbleiben. Auch 
das Baugewerbe verzeichnet ei- 
nen Rückgang der Investitions- 
tätigkeit. 


Mit 3,2 Prozent werden die Prei- 
se in diesem Jahr zwar etwas we- 
niger steigen als 1986 (3,7 Pro- 
zent). Für 1988 erwartet man je- 
doch eine Inflationsrate von 3,4 
Prozent. Zudem befürchtet die 
EG-Kommission ein Ansteigen 
der Erdölpreise. oJ 
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Angst vor 


emem 


nuklearen 


'Jalta 


Alec de Montmorency 


Das bevorstehende sowjetisch-amerikanische Gipfeltreffen - bei 
dem der Sowjetchef Michail Gorbatschow mit US-Präsident Ronald 
Reagan über eine Reihe von Weltthemen plaudern wird - wird in 
Westeuropa doch mit großer Sorge gesehen. 


Im Zusammenhang mit diesem 
Gipfeltreffen der Supermächte 
wird immer häufiger von einem 
»nuklearen Jalta« gesprochen. 
Viele Europäer fürchten, daß 
die Vereinigten Staaten und die 
UdSSR die Welt wie im Februar 
1945 in Jalta in Einflußsphären 
aufteilen werden. Offiziell als 
»Krim-Konferenz« 
trafen in Jalta damals Präsident 
Franklin D. Roosevelt von den 
Vereinigten Staaten, Josef Stalin 
aus der Sowjetunion und Win- 
ston Churchill aus Großbritan- 
nien zusammen. 


Wird die sowjetische 
Oberhoheit anerkannt? 


Es gibt zwei Unterschiede zwi- 
schen der kommenden Gipfel- 
konferenz und der von vor 40 
Jahren: Erstens, es steht nicht 
nur Ost- und Mitteleuropa auf 
dem Spiel; und zweitens, dies- 
mal geht es um eine nukleare 
Bedrohung. Europäer, die ihr 
Ohr am Boden haben, fürchten, 
daß Westeuropa durch einen 
Rückzug der amerikanischen 
Nukleardeckung der Erpressung 
durch die Sowjets ausgesetzt 
wird und die Länder in eine Po- 
sition aufgezwungener Neutrali- 
tät versetzt werden. 


Juan P. Quinonero weist in der 
einflußreichen Madrider Tages- 
zeitung »ABC« darauf hin, daß 
in der Konferenz von Jalta nur 
das politisch ratifiziert worden 
ist, was durch die Besatzungs- 
truppen bereits geschaffen war 
oder bald geschaffen werden 
sollte. : 


bezeichnet, 


.deln«, 


‘kanische Einigung scheint einen 


Die Siegermächte wollten Deutschland in ein Weideland ver- 


In dieser Zeit hat Moskau seine 
nuklearen und konventionellen 


“ Streitkräfte kontinuierlich auf- 


gebaut, um die Schaffung der 
Doktrin des »wohl abgewogenen 
Gegenschlags« zu untermi- 
nieren. 


Wenn die Vereinigten Staaten 
ihre Nuklearmacht in diesem 
Teil der Welt »hinwegverhan- 
wird die 
Oberherrschaft so überwälti- 
gend sein, daß die UdSSR in der 
Lage sein wird, Westeuropa zu 
neutralisieren, selbst wenn die 
Sowjets sich hinsichtlich Atom- 
raketen Zug um Zug ebenfalls 
zurückziehen - das ist zumindest 
die Meinung der Westeuropäer. 


Dynamit für die 
Sicherheit Europas 


»Die geplante sowjetisch-ameri- 


wandeln, so daß es nie wieder zu einem Konkurrenten für das 


. Dollar-Imperium werden könnte. 


Der Warschauer Pakt hat das gi- 
gantischste Kriegsarsenal in der 
Geschichte dieser Region mit ei- 
ner überwältigenden Überlegen- 
heit an konventionellen Waffen 
gegenüber den Ländern der 
westlichen Demokratien aufge- 
baut. »Die NATO konnte die 
Unabhängigkeit Europas allein 
dank der abschreckenden Wir- 
kung der Stationierung von 
Atomwaffen sicherstellen«, 
schreibt Quinonero. 


Seit zwanzig Jahren konnte sich 
Europa der historischen Verant- 
wortung entziehen, für seine ei- 


“gene Sicherheit zu sorgen, und 


zwar aufgrund. der nuklearen 
Überlegenheit der Amerikaner. 


weiteren bedeutenden Zusam- 
menbruch in der diplomatischen 
und militärischen Geschichte 
Europas zu kennzeichnen«, sagt 
Quinonero. 


Die Vereinbarung verlangt den 
Rückzug der in Europa statio- 
nierten und gegen die UdSSR 
gerichteten amerikanischen Ra- 
keten - und im Gegenzug wird 
die UdSSR Raketen zurückzie- 
hen, die speziell auf Westeuropa 
gerichtet sind. 


Was für die Sicherheit des We- 
stens und der Sowjetunion glei- 
chermaßen gut erscheint, bedeu- 
tet nichts Gutes für Europa. So 
Quinonero: »Diese Vereinba- 


sowjetische 


rung ist Dynamit für die Sicher- 
heit Europas.« 


Was die Befürworter des Vertra- 
ges nicht sagen, ist, daß die Be- 
drohung eines nuklearen Vergel- 
tungsschlags durch die NATO 
gegen die Sowjets beseitigt sein 
wird, während Moskau immer 
noch über mehr als 10 000 ato- 
mare Langstreckensprengköpfe 
verfügt, mit denen »jedes Ziel 
zwischen Warschau und Lissa- 
bon eliminiert werden kann«. 


Quinonero: »Sobald das Nuk- 
learbindeglied der europäischen 
Sicherheit einmal zerstört sein 
wird, wird die UdSSR die 
Machtdimension ihrer konven- 
tionellen militärischen Überle- 
genheit erneut bekräftigen.« 


Dem spanischen Kolumnisten 
zufolge reicht die Überlegenheit 
der konventionellen sowjeti- 
schen Streitkräfte gegenüber der 
NATO von drei zu eins bei der 
gepanzerten Landstreitmacht bis 
zu 5,54 zu eins bei den Panzerab- 
wehrwaffen. 


Reagan hat »den 
Laden verkauft« 


Das einzige Gleichgewicht zwi- 
schen NATO und Warschauer 
Pakt besteht hinsichtlich der 
Pershing-Raketen. Wenn man 
die Pershing-Raketen wegnimmt 
— das geplante Ergebnis der Gor- 
batschow-Reagan-Gespräche -, 
so gewinnen die Sowjets die 
Oberhand. 


Wie in Jalta wird das Schicksal 
Europas zwischen den Vereinig- 
ten Staaten und der UdSSR aus- . 
gehandelt, ohne daß die-euro- 

päischen Mächte in der Lage 
sind, ihre territoriale Ian 


‚zu behaupten. 


One World 


Philosophie 
der Multis 


Oscar Boline 


Michael Kilby bildet eine Ausnahme unter den ehemaligen Top- 
Managern europäischer Tochterfirmen von amerikanischen multina- 
tionalen Unternehmen. Er hat nicht seine Rente genommen und sich 
einfach in den Ruhestand abgesetzt. Er schrieb ein Buch. 


Michael Kilby - »Mike« für sei- 
ne Freunde und Kollegen - 
schrieb ein Buch über das, was 
passiert, wenn die amerikani- 
sche Hauptverwaltung eines 
multinationalen Unternehmens 
von »Könnern« übernommen 
wird, die von der »One-World«- 
Doktrin erfüllt sind. Kilby 
schied im Jahr 1983 aus und ging 
in die Politik. Im Jahr darauf 
wurde er in das Europäische 
Parlament gewählt. 


Kein Interesse an 
europäischen Töchtern 


Sein erklärtes Ziel ist es, alles, 
was unter seinen Mitbürgern in 
Westeuropa Rang und Namen 
hat, hellhörig zu machen für die 
Gefahren, die darin liegen, 
wenn sie es zulassen, daß ihre 
Industrien von amerikanischen 
multinationalen Unternehmen 
übernommen werden, die nicht 
mehr länger an dem Wohlerge- 
hen ihres europäischen Tochter- 
unternehmens, dessen Arbeitern 
und dem Land, in dem sie arbei- 
ten, interessiert sind. 


All das ist entbehrlich, wenn es 
darum geht, »One World« 
durchzusetzen, an dem sich die 
multinationalen Firmen eifrig 
beteiligen. 


Kilby begann seine lange Karrie- 
re in der Automobilindustrie als 
Lehrling bei der Tochterfirma 
von General Motors in England 
vor fast 40 Jahren. Schon sehr 
bald war er auf seinem Weg die 
Karriereleiter hinauf. Er machte 
sich einen Namen als herausra- 
gender Manager eines Werks, 
das Bauteile für Automobile fer- 
tigte, als das General-Motors- 
Management Kilby die Verant- 
wortung für den Verkauf, das 
Marketing, die Planung und die 
Beziehungen zu Regierungen im 
Hinblick auf Automobilteile in 
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müssen wir tun, um in Osteuro- 
pa Umsätze zu machen, und wir 
wurden ganz schön hereingelegt, 
um offen zu sein. 


Meine amerikanischen Kollegen 
(die Direktoren von General 
Motors in den USA) wollten 
nicht auf die Meinungen von uns 
Europäern hören, als wir warn- 
ten: »Paßt auf, was ihr tut. Die 
Osteuropäer — und die Russen 
insbesondere - sind schlaue Ver- 
handlungspartner.« 3 


Anstatt auf die Warnungen der 
Führungskräfte ihrer Tochterge- 


Der ehemalige Firmenchef - jetzt Mitglied des Europäischen 
Parlaments — Michael Kilby (links) im Gespräch mit unserem 
Mitarbeiter Oscar Boline. 


Europa übertrug. Man hatte er- 
kannt, daß der Automobilmarkt 
in Westeuropa seinen Höhe- 
punkt erreicht hatte und daß 
Wachstum nur durch das Lokali- 
sieren neuer Märkte sicherge- 
stellt werden konnte. 


Die Automärkte der Länder des 
Sowjetblocks hatten eine attrak- 
tive Wirkung auf die »wachs- 
tums-orientierten« Führungs- 
kräfte in Detroit. Die Autover- 
käufe dort stiegen ungeheuer an 
und General Motors und andere 
westliche Automobilhersteller 
waren eifrig bestrebt, auf diese 
Märkte vorzudringen, und such- 
ten nach Mitteln und Wegen, 
dies zu verwirklichen. 


»Wir schauten auf das Markt- 
wachstum in Osteuropa«, über- 
legte Kilby. »Sie fingen gerade 
erst an, Automobile zu kaufen. 
Das Wachstumspotential war 
enorm. Wir fragten uns also, was 


sellschaften in Westeuropa zu 
hören, machte General Motors 
seinen Vorstoß und beharrte da- 
bei auf die Logik des »Gegenge- 
schäfts«, die vom Sowjetblock 
vertreten wurde, ein Begriff, der 
genau wie »Euro-Dollar« von 
den »klugen Köpfen« in Moskau 
geprägt worden ist. Mit »Gegen- 
geschäft« wird der Abfluß von 
Devisen aus der Wirtschaft des 
Sowjetblocks verhindert oder 
eingeschränkt, zu dem es beim 
Import von Gütern aus dem We- 
sten kommt. 


Gegengeschäft bedeutete — was 
General Motors betraf -, daß 
das Unternehmen einem Unter- 
nehmen im Sowjetblock die Li- 
zenz zur Herstellung von Auto- 
mobilteilen für seine Fahrzeuge 
erteilen würde. Die Teile wür- 
den in den Westen exportiert 
und in die im Sowjetblock ver- 
kauften Fahrzeuge von General 
Motors eingebaut. 


Das Geschäft basiert auf einem 
Technologietransfer, der dem 
Hersteller im Sowjetblock hilft, 
sein Produkt zu verbessern, oh- 
ne dabei Forschungskosten zu 
haben. Mit dieser Technologie 
konnten Automobilhersteller im 
Sowjetblock ihre gesamte Fahr- 
zeugpalette verbessern. 


»Ihr kauft von uns, wir kaufen 
eure Technologie«, sagten die 
osteuropäischen Verhandlungs- 
partner. »Wir stellen eure Pro- 
dukte her und verkaufen sie auf 
unseren Märkten. Doch wir wol- 
len auch, daß ihr diese Produkte 
und auch andere Erzeugnisse als 
Teil des Gegengeschäfts ab- 
kauft.«« 


Durch seine Verantwortung für 
die Beziehungen zu Handel und 
Regierungen geriet Kilby inmit- 
ten diese Verhandlungen zwi- 
schen West- und Osteuropa. Er 
sagte: 


»Ich konnte genau sehen, wie sie 
uns in eine Falle führten. Ich 
erinnere mich noch daran, wie 
ich zu meinen amerikanischen 
Kollegen gesagt habe: »Wir soll- 
ten lieber aufpassen. Die Keh- 
ren uns das Innere nach außen, 
wenn wir da nicht ganz, ganz 
vorsichtig sind.« 


Es sei ein 
gutes Geschäft 


Ob Sie’ es glauben oder nicht, 
wir verkauften ihnen schließlich 
unsere Technologie, die sie ha- 
ben wollten, um die Automobil- 
teile herzustellen, von denen sie 
dann einiges wieder an uns ver- 
kauften. 


Doch als Teil des Handels muß- 
ten wir bulgarische Gabelstapler 
kaufen und ungarische sowie 
bulgarische Kühlschränke und 
Kühltruhen, alles schlechte Qua- 
lität - einfach Schrott«, berichte- 
te Kilby. 


»Wir brachten die Gabelstapler- 
hersteller und Hersteller von 
Automobilteilen in der Europäi- 
schen Gemeinschaft um ihr Ge- 
schäft. Wir haben sogar unseren 
eigenen Kühlapparate-Produk- 
tionszweig geschädigt, indem wir 
die Produkte aus Osteuropa be- 
zogen und aufhörten, sie in der 
Europäischen Gemeinschaft zu 
fertigen. So verloren wir auch 
noch Arbeitsplätze. 


Als ich zu meinen amerikani- 
schen Kollegen sagte: »Meint 
ihr, daß das ein guter Handel 
ist?«, antworteten sie mir: 


»Mike, Du hast Deine Meinung 


Bene 


=" 


gesagt. Jetzt halte den Mund. 
Wir hatten keine andere Wahl, 
als dieses Abkommen eines Ge- 
gengeschäfts abzuschließen, 
wenn wir unsere Fahrzeuge und 
unsere Technologie verkaufen 
wollten.«« 


Die Schlauköpfe in Detroit be- 
trachteten Kilby offenbar als ei- 
nen weiteren Engländer, der be- 
sessen ist von den hirnrissigen 
europäischen Vorstellungen 
über Verantwortung eines Un- 
ternehmens für seine Arbeiter, 
seine Gemeinde und das Land 
oder die Länder, in dem bezie- 
hungsweise in denen man arbei- 
tet. Eine derartige Verantwor- 
tung bildet die Grundlage der 
westeuropäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft, der Strukturen der 
Regierungen und Gesellschaften 
in Westeuropa. 


Es ist seit langem anerkannt, 
daß angesichts der begrenzten 
natürlichen Reserven in diesen 
Ländern ihre kulturelle, wirt- 
schaftliche und politische Struk- 
tur nur durch Regelungen erhal- 
ten werden kann, die sämtliche 
Konzepte von »Laissez-faire« 
verletzen, bei denen die Ge- 
schäftseigentümer die Regeln 
festlegen, nach denen die Wirt- 
schaft funktioniert, ohne daß der 
Staat eingreift. 


Kilby und viele andere sind sich 
darin einig, daß die Schlauköpfe 
in Detroit die Tatsache überse- 
hen haben, daß das einzige euro- 
päische Staatsoberhaupt, das die 
Doktrin des Laissez-faire über 
Bord geworden hat und sein 
Land für Importe von überall 
her öffnete, Ludwig XVI. von 
Frankreich gewesen ist. Er und 
seine Laissez-faire-Minister und 
Freunde haben Anfang der 
neunziger Jahre des 18. Jahrhun- 
derts ihre Köpfe durch die Guil- 
lotine in der Französischen Re- 
volution verloren. 


Das Trojanische Pferd 
der Multis 


Diese Schlauköpfe sind Kilby 
zufolge dadurch ermutigt wor- 
den, daß die britische Regierung 
den multinationalen Firmen 
jüngst vollständige Freiheit ge- 
währt hat zu tun und zu lassen, 
was sie wollen. Großbritannien 
läuft jetzt Gefahr, von anderen 
Europäern als Trojanisches 
Pferd angesehen zu werden, das 


die Wirtschafts- und Sozialstruk-. 


turen Westeuropas zum Zusam- 
menbruch bringt. 


Das ist ein Kollisionskurs, meint 


Kilby, der nur in staatlichen Ein- . 


griffen enden kann, um nationa- 
le Interessen zu schützen, und 
das Ende für General Motors 
und andere multinationale Un- 
ternehmen bedeutet. 


Diese Schlauköpfe in Detroit 
sind eifrig bemüht, General Mo- 
tors in ein weltweites Handels- 
unternehmen zu verwandeln, 
vielleicht nach dem Muster jener 
Handelsfirmen, die in Moskau 
zur Zeit Stalins entstanden und 
die heute den sowjetischen Au- 
Benhandel kontrollieren. 


Kilby macht: für diese Entwick- 
lung zu einem großen Teil die 
britischen Regierungen der 
Nachkriegszeit verantwortlich. 
Hier ein Zitat aus seinem Buch 
»The Man at the Sharp End«: 


»Jede neue britische Regierung, 
die auf die vorgehende folgt, tut 
sich mit einem noch größeren 
und besseren Handelsabkom- 
men mit Moskau hervor. Doch 
wie wirken sich diese Geschäfte 


- aus? Auf jeden Fall besser für 


die Russen und ihre Partner. 


Warum sonst importieren wir so 
viele osteuropäische Fahrzeuge, 
Gabelstapler, Reifen und Haus- 
haltsgeräte, wenn wir diese Wa- 
ren selbst zu niedrigeren Real- 
kosten und in höherer Qualität 
herstellen könnten? 


Es ist jedesmal das gleiche. 
Großbritannien zahlt die Zeche, 
während eine ‘andere Regierung 
und die multinationalen Firmen 
sich auf dem Weg zur Bank die 
Hände schütteln. Das geht jetzt 
fast schon 20 Jahre lang so.« 


Weiter heißt es in seinem Buch: 
»Großbritannien operiert auf ei- 
nem europäischen Markt, wo 
der Hauptwettbewerb nicht 
wirklich zwischen lokalen und 
multinationalen Firmen stattfin- 
det, sondern zwischen Ländern. 
Der europäische und internatio- 
nale Handel findet in Wirklich- 
keit zwischen den Regierungen 
statt, die die Spielregeln festset- 
zen, die ihnen passen.« 


In diesem »Krieg«, meint Kilby, 
kann Westeuropa nicht gewin- 
nen, denn er bedeutet die Zer- 
störung seiner Gesellschafts- 
strukturen, seiner Kultur und 
seiner politischen Strukturen. 


"Deshalb muß Großbritannien 


aufhören, das Ziel einer »One 
World« zu verfolgen, das die 
Schlauköpfe in Detroit vor Au- 
genhaben. D 


Europäisches 
Parlament 


Attacke gegen 


Freimaurer 


Ein gewählter Abgeordneter des 
Europa-Parlaments der briti- 
schen Arbeiterpartei, Mr. Terry 
Pitt, hat einen Resolutionsvor- 
schlag in die Versammlung des 
Europa-Parlaments in Straßburg 
eingebracht, eine Untersuchung 
über die Rolle der Freimaurerlo- 
gen in den Institutionen der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft durch- 
zuführen. 


Im Hinblick auf die explosiven 
Verzweigungen der Freimaurer- 
loge P-2 und wahrscheinlich in- 
formiert über den bedeutenden 
Einfluß der angelsächsischen 


. Logen auf Politik und Finanzen, 


vielleicht auch ermutigt von 
Marxisten alter Schule, erklärte 
der britische Abgeordnete, es sei 
ihm ein Anliegen, jegliche Kor- 
ruption in der Verwaltung der 
Kasse der Europäischen Ge- 
meinschaft, die mit Geheimor- 


“ ganisationen, wie den Freimau- 


rern, entstehen würde, zu elimi- 
nieren. 


Abgeordnete sollen 
Mitgliedschaft 


'bekanntgeben 


Zusätzlich bat der Abgeordnete 
den Präsidenten und die Abge- 
ordneten zu beschließen, es mö- 
ge eine obligatorische Liste für 
Abgeordnete und Beamte aufge- 
legt werden, in welcher diese of- 
fenzulegen hätten, ob sie Frei- 


maurerlogen oder anderen Ge- 
heimbünden angehören. Andere 
Abgeordnete der britischen La- 
bor Party haben das Wort ergrif- 
fen, um die Forderung ihres Kol- 
legen zu unterstützen. 


Die Freimaurer konnten eine so 
scharfe Attacke, die so frontal 
gegen das Grundsatzprinzip der 
Geheimhaltung angeht, nicht 


. unbeantwortet lassen. Sie haben 


durch den sozialistischen Abge- 
ordneten M. Fajardie, der sich 
stolz bekannte, ein Freimaurer 
zu sein, die Antwort gegeben. 
Er protestierte gegen den Reso- 
lutionsvorschlag des britischen 
Kollegen: »Ich möchte öffentlich 
meine Entrüstung über diesen 
skandalösen Vorschlag ausdrük- 
ken. Er erinnert mich an die Zei- 
ten der Nazis, als die Freimaurer 
erfaßt wurden, aus Öffentlichen 
Funktionen vertrieben, einge- 
sperrt... .. In einer. Zeit, wo der 
Rassismus gefährliche Auswir- 
kungen zeigt, ist es erschütternd 
festzustellen, daß Abgeordnete 
eine Verfolgung aus einem ande- 
ren Zeitalter gegen die Männer 
einleiten wollen, deren Prinzi- 
pien die Völker Europas einigen 
sollten.« 


Die Affäre wird 


. natürlich begraben 


Die Abgeordneten der briti- 

schen Labor Party werden sicher 
das Argument ein wenig 
schwach finden. Wer auch im- 
mer an diese Frage des freimau- 
rerischen Geheimnisses rührt; 
wird unverzüglich als Torquema- 
da, besser als Nazi eingestuft. 


Aber was soll das? Die Affäre 
wird sicher prompt begraben 
und man wird nicht erfahren, 
welche Abgeordneten die 
schweinslederne Schürze tragen. 
Es wird nicht ohne Interesse 
sein, in den kommenden Jahren 
die politische Karriere dieses 
neugierigen Terry Pitt zu verfol- 
gen; er wird sicher keine großen 
olitischen Chancen mehr ha- 


en. DO 


[SopEe 25 


Zweiter Weltkrie 


Zum 


Verständnis 
von Rudolf 


Heb 


Crowell Berrey 


Rudolf Heß lebt nicht mehr. Das Martyrium seiner Folterhaft ist 
beendet. Er besiegte alle jene, die den Frieden, für den er sein Leben 
wagte, nicht wollten. Sein Leben ist Sieg. Man kann Rudolf Heß, den 
man fast ein halbes Jahrhundert lang hinter Gittern zum Schweigen 
gebracht hat, nur dann verstehen, wenn man seine Briefe an seine 
Frau und seine engsten Freunde, die er von seiner Zelle aus schrieb, 


liest. 


Die gesammelten Briefe von Ru- 
dolf Heß stellen die aufrichtigen 
Gedanken eines ruhigen, emp- 
findsamen und verantwortungs- 
vollen Mannes dar mit einem ho- 
hen Pflichtgefühl gegenüber sei- 
ner deutschen Heimat und dem 
Führer, dem er sich entschlossen 
hatte zu folgen. 


Ein Gefangener 
des Friedens 


Wenn man auch nur einen Teil 
dieser bewegenden Briefe gele- 
sen hat, wird man darin eine völ- 
lig andere Persönlichkeit erken- 
nen als den störrischen Mann auf 
der Anklagebank in Nürnberg. 
In jenem Schauprozeß wurden 
die dramatischen Bemühungen 
von Heß, Frieden mit Großbri- 
tannien zu machen, mit dem Ur- 
teil »Anzettelung eines Angriffs- 
kriegs« belohnt. Das Urteil erin- 
nert an den Spruch aus George 
Orwells Buch »1984«, in dem es 
heißt: »Krieg ist Frieden; Frie- 
den ist Krieg.« 


Aus seinen Briefen spricht ein 
Mann der Liebe für die Frau, die 
er verehrte, für den kleinen 
Sohn, mit dem er ausgelassen 
war, und für seine Waffenkame- 
raden, die unter der brutalen 
Besatzung seiner deutschen Hei- 
mat zu leiden hatten. 


Es ist viel Poesie in dem Mann, 
der Trost findet im Anpflanzen 
von Sonnenblumen auf dem fel- 
.sigen Boden des Spandauer Ge- 
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fängnisses an jeder Stelle, die 
die Sonne auch nur erreichen 
kann, im Lesen der Klassiker 
und im Hören klassischer Musik, 
und der dabei den Planet Jupiter 
aus der Dunkelheit seines Zel- 
lenfensters heraus beobachtet, 
sowie in seinen liebevollen, opti- 
mistischen Briefen an seine Fa- 
milie und seine Freunde. 


Seltsamerweise kommt keinerlei 
Ärger in diesen Briefen zum 


Ausdruck; kein bitteres Wort 
über jene, die ihn gefangenhal- 
ten, oder den Scheingerichtshof 
in Nürnberg. Statt dessen zeigt 
sich eine fatalistische Akzeptie- 
rung der grausigen Karten, die 
ihm das Leben zugespielt hat. 


»All diese 
erfundenen Geschichten« 


Hier ein Auszug aus seinen 
Briefen: 


»Nun, es war ein langgehegter 
Traum von uns, daß wir der 
Welt eines Tages einen großen 
Dichter und Musiker würden 
präsentieren können, der der 
Menschheit Glück bringen wür- 
de.« Diesen Brief schrieb Heß 
am 25. März 1943 mit Bezug auf 
seinen Sohn. 


»Ich bin sehr froh darüber, aus 
Euren Briefen immer wieder zu 
erkennen, daß sich an Euren in- 
neren Beziehungen zu dem 
Mann nichts geändert hat, mit 
dessen Schicksal wir seit über 20 
Jahre in Freud und Leid so eng 
verbunden waren.« In diesem 
Brief vom 4. September 1943 
spielt er auf die Loyalität auch 
seiner Frau zu Hitler an und lobt 
sie. 


»Schicke mir wieder Bücher. 


Unter den monotonen. Umstän-, 


den meiner Einzelhaft sind sie 


Die Ministerbank während der Reichstagsrede von Hitler am 
6. Oktober 1939. Neben Heß: Ribbentrop, Raeder, Frick, Goeb- 
bels und Neurath. 


von allergrößtem Wert.« Ge- 
schrieben am 26. Februar 1944. 


Am 25. Januar 1946 schreibt Ru- 
dolf Heß aus Nürnberg: »Möge 
Gott der Allmächtige Dir wei- 
terhin Kraft geben, die Er auc 
mir verleiht.« 


»Alle möglichen seltsamen Ge- 
rüchte über uns hören nicht auf 
zu kursieren. Ich höre nur hier 
und da davon, denn ich lese kei- 
ne Zeitungen, und die Dinge, 
die ich höre, bestätigen mich nur 
in meiner Ansicht, daß ich rich- 
tig damit liege, wenn ich mit all 
diesen erfundenen Geschichten 
nichts zu tun habe.« Heß schrieb 
dies am 2. Mai 1946 aus Nürn- 
berg. 


»Du wirst das Ergebnis des Ver- 
fahrens hier und mein Urteil »le- 
benslange Haft« gehört haben. 
Ich bin sehr überrascht, denn ich 
hatte mit einem Todesurteil ge- 
rechnet. In Übereinstimmung 
mit meiner prinzipiellen Ableh- 
nung, das Gericht anzuerken- 
nen, habe ich der Verkündung 
des Urteils in meinem Fall — de- 
monstrativ — keine Aufmerk- 
samkeit geschenkt. Ich habe den 
Kopfhörer nicht aufgesetzt, über 
den die Übersetzung erfolgte, 
und ich habe auch nicht zuge- 
hört, was der (Gerichts-)Präsi- 
dent auf Englisch gesagt hat.« 
Aus einem Brief vom 2. Oktober 
1946. 


Ein Maßstab 
für seine Kraft 


»Es überrascht mich nicht, daß 
Du Dich über meinen Tomaten- 
anbau amüsiert hast (er nimmt 
Bezug auf einen früheren Brief). 
Dazwischen habe ich auch noch 
Tabak angepflanzt. Als Nicht- 
raucher fand ich es ziemlich un- 
fair mich um solche Pflanzen zu 
kümmern, damit sich die Skla- 
ven des Nikotins mit Gift voll- 
stopfen können (ha, ha).« Der 
Brief vom 5. Oktober 1947, 
geschrieben im Gefängnis 
Spandau. 


Ein Maßstab für die Kraft Ru- 
dolf Heß’ ist seine Fähigkeit, un- 
ter solchen Umständen 93 Jahre 
alt zu werden. Seine Briefe zei- 
gen, daß er eine der größten Ga- 


ben des Menschen eingesetzt 


hat: Interesse an anderen, an- 
statt Beschäftigung mit sich 
selbst - und einen Sinn für Hu- 
mor, der niemals lange unter- 
drückt werden konnte. 


IN 
- 


Zweiter Weltkrie 


Die Motive 
von Rudolf 


Heb 


Alec de Montmorency 


Es gibt eine nicht erzählte Geschichte über Rudolf Heß und seine 
verzweifelten Bemühungen einen Krieg zwischen Deutschland und 
Großbritannien zu vermeiden. Seine Bemühungen führten dazu, daß 
Heß in das Spandauer Gefängnis kam und dort jahrzehntelang bis zu 
seinem Tod in diesem Jahr in Einzelhaft zubringen mußte. 


Als Rudolf Heß ein kleiner Jun- 
ge war, ging sein Vater aus ge- 
schäftlichen Gründen nach 
Ägypten. Heß wurde übrigens in 
Ägypten geboren. Dort wurde 
der junge Rudolf Heß in eine 
englisch Schule geschickt. 
Ägypten stand damals unter bri- 
tischer Kontrolle. 


Viele ehemalige 
Schulkameraden 


Als der Erste Weltkrieg aus- 
brach, kämpfte der junge Deut- 
sche als Pilot für sein Land. Un- 
ter den feindlichen Piloten be- 
fanden sich viele seiner ehemali- 
gen Schulkameraden, die jetzt 
im Royal Flying Corps dienten, 
das später in den Namen Royal 
Air Force umbenannt wurde. 


In seinem Herzen hat Heß nie 
aufgehört, diese Männer als sei- 
ne Freunde zu betrachten. 


Während der Olympischen Spie- 
le des Jahres 1936, die in Berlin 
abgehalten wurden, traf Heß 
zwei britische Flieger, mit denen 
er sich anfreundete; es handelte 
sich um den Duke of Hamilton 
und dessen Bruder, Lord Mal- 
colm Douglas-Hamilton. Die 
britischen Flieger waren durch 
ihren Flug über den Himalaya zu 
Berühmtheit gelangt. Heß be- 
trachtete sie als seine »Flieger- 
Kameraden«. 


In den zwanziger Jahren hat Heß 
zusammen mit Adolf Hitler im 
Gefängnis gesessen; beide waren 
wegen nationalsozialistischer 
Aktivitäten verhaftet worden, 
die zur Zeit der Weimarer Re- 
gierung mißbilligt wurden. Da- 


mals half Heß Hitler das Buch 
»Mein Kampf« zu schreiben und 
wurde ein enger Freund des 
künftigen deutschen Reichs- 
kanzlers und Führers. 


Als der Zweite Weltkrieg aus- 
brach, verschwand Heß im Hin- 
tergrund. Doch dann entwickel- 
te sich etwas, das ihn wieder zu- 
rück ins Rampenlicht brachte: 
die Gefahr eines vernichtenden 
Schlages Stalins gegen Deutsch- 
land. 


In Erfüllung des Molotow-Rib- 
bentrop-Paktes des Jahres 1939 
hatte Stalin Deutschland mit 
Kraftstoff beliefert und Hitler 
verwendete einiges davon, um 
Großangriffe in den Niederlan- 
den und Frankreich zu fliegen. 
Dann kam der Kampf um Groß- 
britannien, der in einem Patt en- 
dete. 


Es blieb 
nicht viel Zeit 


Einige von Hitlers Beratern 
meinte, daß nun die Zeit günstig 
sei für die deutsche Wehrmacht 
sich gegen Stalin zu wenden, der 


Rudolf Heß, Hitlers Stellvertreter, zusammen mit Martin Bor- 
mann beim Besuch im Führer-Hauptquartier. 


dabei war, große Panzer zu bau- 
en, offensichtlich für einen An- 
griff gegen Deutschland. 


Informationen über Salins Rie- 
senpanzer waren nach Berlin 
vorgedrungen, unter anderem 
eine Wochenschau, in der eine 
deutsche Panzerabwehrwaffe ge- 
zeigt wurde, die auf einen fah- 
renden Stahlkoloß abgefeuert 
wurde, und die deutschen Ge- 
schosse prallten an seinem Stahl- 
kern ab. 


Es blieb nicht viel Zeit. Deut- 
sche Geheimdienstberichte deu- 
teten an, daß Stalin innerhalb 
weniger Monate für einen Pan- 
zerangriff auf die deutschen 
Grenzstellungen — die damals 
durch Polen und Litauen verlie- 
fen - bereit sein würde, was für 
Deutschland fatale Folgen ge- 
habt hätte. 


Bevor dies geschah, beschloß 
Heß zu versuchen Frieden zwi- 
schen seinem Land und Großbri- 
tannien auszuhandeln, um somit 
deutsche Truppen von der West- 
front freizubekommen. Er nahm _ 
ein kleines Flugzeug, das schon 
lange außer Betrieb gesetzt war 
und flog nach Schottland, wo er 
auf dem Anwesen des Duke of 
Hamilton eine Bruchlandung 
machte. 


Dem Wachtposten, der ihn an- 
sprach, sagte er, er wolle zu dem 
Duke. Darauf wurde Heß ge- 
sagt, dieser befände sich in Lon- 
don, wo er in der Royal Air For- 
ce diente. 


»Ich bin ein deutscher Offizier«, 
sagte Heß dem Schotten, »und 
ich werde mich als Kriegsgefan- 
gener ergeben.« 


Der Wachtposten nahm Heß mit 
zu sich auf seine Farm, wo er 
und seine Frau dem verletzten 
Deutschen Eiıste Hilfe leisteten. 
Dann holte man britische Solda- 
ten, die sich des Gefangenen an- 
nahmen. Die Frau des Wachtpo- 
stens und Heß tranken inzwi- 
schen Tee zusammen und Heß 
zeigte ihr einige Familienfotos, 
die er bei sich hatte. Dann ka- 
men britische Soldaten und nah- 
men Heß fest und transportier- 
ten ihn ab. Oo 


Revisionismus 


Moskaus 
Angebot an 


Heb 


James P. Tucker 


Die unglaubliche Enthüllung, daß Rudolf Heß es vorgezogen hat, die 
letzten 35 Jahre seines Lebens in Spandau zu verbringen, anstatt in 
relativer Freiheit und Luxus in der DDR, ist in den westlichen, 
einschließlich der amerikanischen Establishment-Medien unter- 


drückt worden. 


Im Austausch dafür, daß er das 
kommunistische Regime in Mit- 
teldeutschland rühmt, waren 
ihm Freiheit, ein luxuriöses Zu- 
hause und eine Führungsposi- 
tion angeboten worden. In dem 
vollen Bewußtsein, daß dies ein 
Leben ebenfalls im Gefängnis 
anstatt in-Freiheit bedeuten wür- 
de, lehnte er es »hochmütig« ab 
mit den Kommunisten zu kol- 
laborieren. 


Auf Anweisung 
von Josef Stalin 


Diese Geschichte ging an jede 
Tageszeitung und Rundfunksta- 
tion in den Vereinigten Staaten 
durch detaillierte Berichte von 
Associates Press, United Press 
International und Reuters. Jede 
Tageszeitung und Rundfunksta- 
tion in den USA hatte Zugang 
zu mindestens einem dieser 
Nachrichtendienste; die großen 
amerikanischen Tageszeitungen 
werden von allen drei Agentu- 
ren versorgt. 


Eine Computerüberprüfung bei 
der »New York Times«, der 
»Washington Post« und der »Los 
Angeles Times« ergab, daß alle 
drei diese Geschichte weggewor- 
fen haben ohne sie zu benutzen. 
Man hat Rudolf Heß im März 
1952 von Spandau in eine mittel- 
deutsche Stadt geflogen, wo das 
bemerkenswerte Angebot und 
die stolze Ablehnung stattfand, 
so berichtet Dr. Werner Maser, 
ein angesehener deutscher Hi- 
storiker. 


Maser gab dies in der Pariser 
Wochenzeitung »Le Figaro Ma- 
gazine« preis. Detaillierte Arti- 
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Wehmütig betrachtet Heß seine Hauptmannsuniform und den 
Fliegermantel, die er am 10. Mai 1941 trug. 


setzen und ihm im Austausch für 
Freiheit und Luxus zur Kollabo- 
ration zu zwingen, so enthüllte 
Maser. 


Maser wurde von 
Grotewohl informiert 


Maser ist ein sehr angesehener 
Historiker und Experte über die 
Hitler-Ara in Deutschland. Er 
war der erste, der die sogenann- 
te Hitler-Tagebücher im Jahre 
1983 für eine Fälschung hielt, die 
inzwischen auch offiziell als sol- 
che angesehen werden. 


»Ich weiß, daß ich meine Glaub- 
würdigkeit, meinen Ruf und 
mein Ansehen aufs Spiel setze«, 
sagte Maser. »Ich übernehme 
die volle Verantwortung für das, 
was ich heute Ihnen gegenüber 


kel wurden verfaßt für die Mor- 
genzeitungen am Freitag, dem 
4. September 1987, für die 
Abendzeitung am Freitag und 
die Morgenzeitung am Samstag. 
Am Samstag, dem 5. September 
1987, erschien die Geschichte 
wenigstens auf der Titelseite der 
amerikansichen Zeitung »Free 
Lance Star«, von Fredericksburg 
im US-Bundesstaat Virginia. 


Doch die Computerüberprüfung 
bei den großen amerikanischen 
Zeitungen von New York, Wa- 
shington und Los Angeles ergab 
am 8. September 1987, daß diese 
Geschichte von allen vollständig 
ignoriert worden war. 


Auf direkte Anweisungen von 
Josef Stalin wurde Heß von 
Spandau weggebracht, als die 
Sowjets mit der Bewachung an 
der Reihe waren, und man ver- 
brachte eine ganze Nacht damit, 
den Gefangenen unter Druck zu 


Rudolf Heß, er ist 92 Jahre alt, 


behaupte: In den 40 Jahren und 
29 Tagen seiner Gefangenschaft 
in Spandau hat Heß einen Tag 
heimlicher »Freiheit« genossen.« 


Warum hat Maser diese Infor- 
mation nicht schon vor 35 Jahren 
preisgegeben? Dafür gibt es zwei 
Gründe: Erstens, Heß war ge- 
sagt worden, daß er Repressa- 
lien zu erwarten habe - die von 
den Sowjets leicht verwirklicht 
werden konnten, da sie sich ja 
mit den Amerikanern, Franzo- 
sen und Briten bei der Bewa- 
chung des Spandauer Gefängnis- 
ses abwechselten —, wenn Infor- 
mationen über das Abenteuer 
enthüllt würden. 


Zweitens, Maser wurde von dem 
verstorbenen Oberhaupt der 


DDR-Regierung, Otto Grote- 


wohl, von dem Ereignis infor- 
miert mit der Bedingung, daß er 
erst 20 Jahre nach seinem Tod 
darüber sprechen dürfe. Grote- 
wohl starb 1964. Doch hätte Ma- 
ser »termingerecht« darüber ge- 
sprochen, also im Jahr 1984, so 
hätte Heß drei Jahre unter so- 
wjetischer Folter zu leiden ge- 
habt. 


Maser zitiert Grotewohl aus dem 
Mai 1952: »Was Rudolf Heß an- 
geht, so habe ich ihn vor zwei 
Monaten gesehen ..... Die Rus- 
sen haben ihn - insgeheim natür- 
lich — auf Anweisung Stalins aus 
Spandau herausgeholt. Sie wa- 
ren damals mit der Bewachung 
an der Reihe. Ich war in dem 
Flugzeug, in dem er auch saß. In 


im Garten des von den Alliierten 


bewachten Gefängnisses in Berlin-Spandau. 


4) 


jener Nacht haben die Russen 
und ihre DDR-Zwischenhändler 
Heß einen Kontrakt vorgeschla- 
gen. Er sollte eine öffentliche 
Aussage dahingehend machen, 
daß der Sozialismus, von dem er 
sein ganzes Leben geträumt ha- 
be, in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik praktiziert 
würde. Wenn er das tun würde, 
wäre seine Gefangenschaft zu 
Ende. Er müßte erst gar nicht 
mehr nach Spandau zurückkeh- 
ren, sondern würde sofort auf 
freien Fuß gesetzt und man wür- 
de ihm ein Zuhause in einer ele- 
ganten Wohngegend verschaf- 
fen. Nach: Abgabe dieser Erklä- 
rung würde er der Führer der 
Nationaldemokratischen Partei, 
die ehemalige Nazis in der DDR 


vereinigte. Stalin wollte seinen 
Namen.« 


Grotewohl fuhr fort: »Heß lehn- 
te diesen Vorschlag kategorisch 
und hochmütig ab. Er sagte, er 
könne Hitler nach. dessen Tod 
nicht diesen Streich spielen. Die 
Zeit verging und der Morgen 
graute. Die Russen wurden 
plötzlich sehr böse und sagten 
Heß, wenn das seine UÜberzeu- 
gung sei, dann würde er den 
Rest seines Lebens Gefangener 
bleiben. Dann drohten sie ihm 
mit »besonderen : Strafmaßnah- 
men«, wenn er über das, was sie 
ihm gesagt hatten, reden würde. 
Anschließend flog das sowjeti- 
sche Militärflugzeug nach Berlin 
zurück und Heß wurde wieder in 


Russisch-amerikanische 
Wachablösung vor dem Ein- 
gang zum Spandauer »Kriegs- 
verbrecher«-Gefängnis. 


seine Spandauer 
bracht.« 


Zelle ge- 


Maser sagte, Heß’ künftige luxu- 
riöse Wohnung sollte in Dresden 
sein, eines der Kulturzentren 
Europas, ein Denkmal für den 
Bombenterror der Alliierten im 
Zweiten Weltkrieg, wobei sämt- 
liche Museen, Galerien und 
Baudenkmäler der Stadt zerstört 
wurden. Die Alliierten wollten 
mit diesen Bombardierungen an 
der »Heimatfront«, mit der nur 
Zivilisten getroffen wurden. ohne 
daß man militärische Ziele zer- 


Das Spandauer »Kriegsver- 
brecher«-Gefängnis in West- 
berlin; es ist nach dem Tod 
von Heß abgerissen worden. 


störte, die Kampfmoral der 


Deutschen schwächen. 


Das Treffen mit Rudolf Heß 
fand entweder in Dresden oder 
Weimar vermutlich in der Nacht 
vom 17. März 1952 statt. Der 
Bericht des Historikers steht in 
Einklang mit allem anderen, was 
über Heß bekannt ist, der als 
Hitlers Stellvertreter dessen Op- 
position gegenüber dem Kom- 
munsimus teilte. 


Die Entscheidung der westlichen 
Establishment-Medien - die of- 
fenbar koordiniert war, da es un- 
wahrscheinlich ist, daß alle diese 
Geschichte unabhängig vonein- 
ander unterschlagen würden - 
paßt auch zu der Tatsache, daß 
die Heß-Geschichte fast ein hal- 
bes Jahrhundert lang - seit Mai 
1941 — vertuscht worden ist. 


Im Mai 1941 war Heß nach 
Schottland geflogen, dort mit 
dem Fallschirm abgesprungen 
und hatte ein Gespräch mit Win- 
ston Churchill verlangt und er- 
klärt, er käme in einer Friedens- 
mission. Statt dessen wurde er 
gefangengenommen und ver- 
brachte den Rest seines Lebens 
hinter Gittern. 


Die Alliierten haben nie auf den 
Friedensvorschlag von Hitlers 
Stellvertreter und engem Ver- 
trauten reagiert. Nachdem Heß 
derart verschmäht worden war, 
war Hitler gezwungen das Wag- 
nisunternehmen von Heß zu ver- 
urteilen. Bei den Nürnberger 
Prozessen lehnte Heß es ab, sein 
Land zu denunzieren. Da er ge- 
fangengenommen worden war, 
noch bevor der Krieg richtig be- 
gonnen hatte, wurde er verur- 
teilt bei der »Planung« des Krie- 
ges geholfen zu haben. 


Heß wurde nie erlaubt ein Inter- 
view zu geben. Bezeichnender- 
weise zeigte die Presse wenig In- 
teresse daran zu versuchen mit 
dem einzigen Mann zu sprechen, 
der nach dem Tod Hitlers histo- 
risch wichtige Informationen 
hätte geben können. 


Aus irgendeinem Grund war'es 
wichtig, daß er jegliche Informa- 
tionen, die er hätte geben kön- 
nen, mit ins Grab nahm und 
jetzt ist es für die Establishment- 
Presse ebenso wichtig, daß alles, 
was nach seinem Tod hoch- 
kommt, ebenfalls. unterdrückt 


wird. 
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Zweiter Weltkrie ! 


Schweigen 
über die 


Hintergründe 


JamesP. Tucker 


Eine Fülle von Wissen über die Ursprünge des Zweiten Weltkrieges 
ging in einem letztlichen Sieg der Manipulation der öffentlichen 


Meinung mit Rudolf Heß ins 


Sechsundvierzig Jahre lang war 
Heß, Adolf Hitlers Stellvertre- 
ter, ein Gefangener. Niemals in 
dem fast halben Jahrhundert 
konnte die Presse Rudolf Heß 
interviewen, der am 18. August 
1987 im Alter von 93 Jahren im 
Spandauer Gefängnis gestorben 
ist. Die offiziellen Meldungen 
waren anfangs beschränkt auf ei- 
ne knappe Aussage ohne Anga- 
be von weiteren Umständen. 
Später hieß es, Heß, der zwei- 
mal zuvor versucht hatte Selbst- 
mord zu begehen, habe sich mit 
einem Kabel erhängt. 


Mythen über den Krieg 
zerstören 


Besonders bezeichnend ist die 


Tatsache, daß die Establish- 
ment-Presse keinerlei ernsthafte 
Versuche unternommen hat Heß 
zu interviewen, der doch offen- 
sichtlich eine reichhaltige Quelle 
für historische Informationen 
gewesen wäre. 


Das weltweite Establishment hat 
-in der Befürchtung Heß könne 
irgendwie interviewt werden und 
die sorgfältig gehegten Mythen 
über den Zweiten Weltkrieg zer- 
stören - äußerste Vorsichtsmaß- 
nahmen ergriffen. 


In den letzten einundzwanzig 
Jahren war Heß der einzige In- 
sasse im großen Spandauer Ge- 
‚fängnis in Westberlin, das von 
100 Soldaten bewacht wurde, 
wobei sich die. Alliierten des 
Zweiten Weltkriegs - Amerika, 
Großbritannien, Frankreich und 
die Sowjetunion - monatlich ab- 
: wechselten. 


Was besaß Heß für ein Wissen, 


n was das Establishment veranlaß- 
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te ihn so zu fürchten? Was 
brachte die Medienmanager da- 
zu, die Bestimmung, daß nie- 
mand Heß jemals interviewen 
dürfe, so bereitwillig zu akzep- 
tieren, wo sonst starke Proteste 
laut werden, wenn Interviews 


mit überführten Mördern und 


Kindesschändern 
werden? 


abgelehnt 


Eine Antwort darauf läßt sich 
unter Umständen finden, wenn 
man die geschichtlichen Ereig- 
nisse untersucht: 


Praktisch alle Historiker sind mit 
der revisionistischen Haltung ei- 
nig, daß Deutschland keinen 
Krieg mit Großbritannien woll- 
te. Der Krieg an der Westfront 
hätte in den Jahren 1940 oder 
1941 auf friedliche Weise gelöst 
werden können und hätte sich 


nicht in einen zweiten Weltkrieg 


ausweiten müssen, der 52 Millio- 
nen Menschen das Leben koste- 
te — 27 Millionen Soldaten und 
25 Millionen Zivilisten — und der 
die Sowjetunion zu der Gefahr 


machte, die sie heute darstellt. 


Was ist das Geheimnis, das das 
Establishment zu _ verdecken 
suchte? 


Wenn Heß hätte 
reden können 


Wenn Heß Gelegenheit bekom- 


men hätte, seine Geschichte zu 


erzählen, hätten aufgebrachte 
Amerikaner vielleicht die Abset- 
zung ihres Präsidenten Franklin 
D. Roosevelt verlangt: Winston 
Churchill wäre in Ungnade 'ge- 
storben. 


Heß flog am 10. Mai 1941 nach 


‘Schottland, um britischen Füh- 


rern zu versichern, daß Deutsch- 


. land keinen Krieg mit Westeuro- 


pa wolle. Großbritannien hat auf 
dieses Friedensangebot niemals 
reagiert. 


Man wird niemals erfahren, was 
sich zwischen Heß, der auf der 
Stelle gefangengenommen wur- 
de, und den Briten zugetragen 
hat, denn man sorgte dafür, daß 
es darüber keinerlei Protokolle 
gab. Auf das: Friedensangebot 
von Heß reagierte man mit 
Schweigen. 


Das zwang Hitler aus Gründen 
der Kampfmoral an der Heimat- 
front das Unternehmen seines 
engsten Mitarbeiters als »eigen- 
mächtig« hinzustellen. Heß war 
Hitlers Stellvertreter und eng- 
ster Freund gewesen seit jenen 
Tagen, als sie gemeinsam im Ge- 
fängnis gesessen und an Hitlers 
Buch »Mein Kampf« zusammen- 
gearbeitet hatten. 


Der dramatische Flug von Heß 
nach Schottland war nicht die 
einzige Friedensinitiative 
Deutschlands. Ein Jahr zuvor, 
im Frühjahr 1940, hatte Hitler 
England bereits schon einmal 
ein freimütiges Friedensangebot 
gemacht. 


Die gesamte britische Armee 
war an die Küste von Dünkir- 
chen getrieben und von Panzern 
umzingelt worden. Jeder Histo- 
riker des Establishments stimmt 
zu, daß die britische Armee von 
den deutschen Soldaten leicht 
hätte ausgelöscht werden kön- 
nen, -und die meisten wundern 
sich darüber, daß es auf Hitlers 


direkten Befehl zu keinem An- - 


griff gekommen ist. Statt dessen 
standen die Deutschen daneben 
und sahen zu, wie britische 
Schiffe den Kanal überquerten 
und die Armee retteten. 


Die einzig mögliche Erklärung 
für diese außergewöhnliche Be- 
gebenheit ist die Tatsache, daß 
Hitler eine andere Botschaft ge- 
schickt hat: »Wir. wollen keinen 
Krieg zwischen Großbritannien 
und Deutschland.« 


Über die Jahrzehnte hinweg seit 
dem Zweiten Weltkrieg beweist 
eine Fülle von Informationen in 
Büchern von vielen bekannten 
Historikern, Militärführern und 


hohen Beamten, daß der Zweite 


Weltkrieg von Churchill und 
Roosevelt: unterstützt und. ge- 
schürt worden ist. 


Während das menschliche Wis- 


. 


sen über die Kräfte, die die Welt 
in den Krieg getrieben haben, 
mit dem Tod und erzwungenen 
Schweigen von Rudolf Heß ver- 
lorengegangen ist, sind die ex- 
tremen Maßnahmen, die ergrif- 
fen wurden, um ihn mundtot zu 
machen, in sich selbst Beweis ge- 
nug für die Vertuschung. 


Er durfte seine Geschichte 
nicht erzählen 


‚Während seiner Gefangenschaft 


haben die Medien immer wieder 
versichert, daß Heß nicht auf 
freien Fuß gesetzt werden kön- 
ne, weil sich die UdSSR wider- 
setze. Die Wahrheit ist, daß jede 
einzelne der vier Mächte ihn ein- 
seitig hätte freilassen können. 


Großbritannien, Frankreich, die 
Vereinigten Staaten und die 
UdSSR haben sich jeden Monat 
in Spandau mit der Wache abge- 
wechselt. Man hätte Heß aus hu- 
manitären Gründen jederzeit 
freilassen können, während ein 
bestimmtes Land die Wache hat- 
te. Die Vereinigten Staaten hat- 
ten hinreichend Gelegenheit 
dies zu tun, doch sie taten es 
nicht. 


Selbst professionelle Holocaust- 
Verfechter behaupteten, daß es 
im Mai 1941 keine Vernich- 
tungslager gegeben habe, doch 
Heß mußte der »Kriegsverbre- 
chen« überführt werden, um zu 
verhindern, daß er seine Ge- 
schichte jemals erzählen kann. 


Bei den Nürnberger Prozessen 
wurde der Mann, der dafür ins 
Gefängnis gekommen war, daß 
er den Frieden gesucht hatte, 
wegen »Anzettelung zum An- 
griffskrieg« verurteilt. 


Diese Absurdität war die 


Grundlage dafür, daß man ihm 
46 Jahre lang Schweigen aufer- 
legt, bis er das Wissen, das nur 
er haben konnte, mit ins Grab 
nahm. DU 


Zweiter Weltkrieg 


Der 


Holocaust 


nach 


Kriegsende 


Martin Mann 


Entgegen der Behauptungen der Historiker des Establishments ist 
das Ende der Feindseligkeiten im Zweiten Weltkrieg von einem 
vergessenen Holocaust gekennzeichnet. Seine Opfer waren Russen, 
Volksdeutsche, Kossacken und Ukrainer, Christen, die von den 
Regierungen der Vereinigten Staaten und Großbritannien in die 
»Massaker-Maschinerie« Josef Stalins geschickt worden sind. 


Von allen westlichen Ländern, 
die in dieses historische Verbre- 
chen verwickelt waren, war die 
US-Regierung — für die angeb- 
lich der Antikommunismus ein 
Losungswort ist — besonders 
ängstlich darauf bedacht, die 
Tatsachen zu verbergen, die ins- 
geheim als »Operation Keel- 
haul« bekannt sind. 


Proteste gegen die 
Greueltaten 


»Keelhaul« (»Kielholen«), eine 
tödliche und sadistische Form 
der Bestrafung bei der Marine, 
bei der das Opfer an einem Seil 
unter dem Schiff durchgezogen 
und an der anderen Seite fast im- 
mer tot wieder herausgezogen 
wird. 


Mehr als nur ein Name, war es 
eine exakte Metapher für die 
Verschleppung und Deportation 
von schätzungsweise 3,7 Millio- 
nen Christen durch Europa hin- 
durch in die Todeslager der So- 
wjetunion. 


Die Verantwortung für die 
Durchführung der Greueltaten 
in Verbindung mit der Opera- 
tion »Keelhaul« lag bei den 
westlichen Alliierten, deren 
Führer und Befehlshaber schon 
im Sommer 1944 dagegen zu 
protestieren begannen. 


Im August 1944 schickte Sir 
James Grigg, der damalige briti- 
sche Kriegsminister, Premiermi- 


nister Winston Churchill eine 
streng geheime Aktennotiz, in 
der es hieß, daß die »Zwangsre- 
patriierung in die Sowjetunion 
für jeden »russischen« Flüchtling 
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den sicheren Tod bedeutet«. Die 
Verwendung des Wortes Russen 
bedeutet hier auch die Einbezie- 
hung der Bewohner Georgiens 
und die Tscherkessen. 


Was den hohen britischen Be- 
amten in Sorge versetzte war 
nicht nur das böse Schicksal, das 
jeden Christen erwartete, der in 
die kommunistische Tyrannei 
»repatriiert« wurde. Sir James 
sah voraus, daß jeder Versuch 
solche Deportationen in großem 
Maßstab durchzuführen, zu »ab- 
stoßenden und unaussprechli- 
chen Greueltaten« führen wür- 
den und er war besorgt über die 
Auswirkungen solch barbari- 
scher Verbrechen auf die Moral 
seiner Truppen. 


Hilfe bei der Offensive 


gegen Stalin 
Seine Befürchtungen waren 
wohl begründet. Obwohl es 


schwer ist an genaue Zahlen her- 
anzukommen — die meisten der 
entsprechenden Statistiken sind 
im Interesse der Geheimhaltung 
vernichtet worden - ist bekannt, 
daß sich rund sieben Millionen 


ie 


« 


” 
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Josef Stalin war seit 1933 der heimliche Verbündete von 


Franklin D. Roosevelt. 


Männer, Frauen und Kindern 
gegen die sowjetische Herrschaft: 
erhoben haben, als deutsche 
Truppen in ihrer Offensive ge- 
gen Stalins Streitkräfte in den 
Jahren 1941 und 1942 tief in die 
Ukraine und Rußland vor- 
stießen. 


Viele von ihnen waren Antikom- 
munisten, die bereitwillig ihre 
Waffen gegen die stalinistische 
Herrschaft erhoben, sobald die 
Sowjettruppen weg waren. In 
noch größerer Zahl wurde die 
Bevölkerung dieser umkämpften 
Territorien in deutsche Arbeits- 
bataillons zusammengezogen, 
die hinter den Kampflinien Re- 
paratur- und Bauarbeiten durch- 
führten. 


Die Antikommunisten schlossen 
sich schließlich einer der größe- 
ren Formationen an, die von 
deutschen Befehlshabern als 
Hilfsstreitkräfte rekrutiert wor- 
den waren: der von General An- 
drei Wlassow geführten Befrei- 
ungsarmee, einem Offizier der 
Roten Armee, der sich gegen 
den Kommunismus wendete, so- 
bald er Anfang des Jahres 1942 
von deutschen Truppen an der 
Ostfront gefangengenommen 
worden war; oder sie schlossen 
sich den Kosaken- oder ukraini- 
schen Einheiten an. 


Jene, die in den Arbeitsbatail- 
lons arbeiteten, besaßen keine 
politischen Verpflichtungen 
oder Engagements, doch. sie 
wurden dennoch in dem Strudel 
des gigantischen Kampfes mitge- 
rissen. Im Herbst 1943 wurden 
fast drei Millionen von diesen 
Arbeitern von den Deutschen 
westwärts geschickt, denn die 
Frontlinien der Ostfront ver- 
schoben sich unter den steigen- 
den Angriffen der Sowjets im- 
mer mehr nach Westen. 


Es gibt Schätzungen - unter an- 
derem von Graf Tolstoy, der den 
ersten Hintergrundbericht über 
die Operation Keelhaul zusam- 
mengestellt hat —, daß bis zum 
Herbst 1944 über vier Millionen 
»Russen« und Volksdeutsche ih- 
re Heimat verlassen hatten und 
sich in Westeuropa befanden. 
Die westlichen alliierten Streit- 
kräfte begannen Tausende von 
ihnen gefangenzunehmen, so- 
bald sie ihre Invasionsangriffe in 
Italien und Frankreich aus- 
führten. 


Die sowjetische Regierung woll- 
te die Menschen zurückhaben; 
daran gab es keinen Zweifel. 
Doch unter den westlichen Ver- 
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' Zweiter Weltkrieg 
. Der Holocaust 
nach 
Kriegsende 


bündeten gab es Unsicherheit 
über die »Zwangsrepatriierung« 
der »sowjetischen« Flüchtlinge 
in die brutalste Diktatur Eu- 
Topas. 


Brutalität 
und Hinterhältigkeit 


Der Ausverkauf, der das Schick- 
sal von Millionen christlicher 
Flüchtlinge besiegelte, wurde 
von dem englischen Premiermi- 
nister Winston Churchill ange- 
führt und Lord Avon - der frü- 
here Anthony Eden, Außenmi- 
nister im Kriegskabinett von 
Churchill - flog am 10. Oktober 
1944 nach Moskau und traf mit 
Stalin ein persönliches : Ab- 
kommen. 


Es sah vor, daß jede Person im 
Westen, die einen »tatsächlichen 
oder möglichen Anspruch auf 
sowjetische Staatsangehörig- 
keit« besaß - eine Definition, 
die massenweise Polen, Ruthe- 
nen, Balten und selbst Auslän- 
der, die niemals unter kommuni- 
stischer Herrschaft gelebt haben 
-, Iepatriiert werden würden, 
»egal, ob sie in die Sowjetunion 
zurückkehren wollten oder 
nicht.« 


Die Vereinigten Staaten folgten 
dem Beispiel auf der berühmten 
Konferenz von Jalta, auf der der 
amerikanische Präsident Frank- 
lin D. Roosevelt ein ähnliches 
Abkommen mit Josef Stalin ak- 
zeptierte. 


Alles, was blieb, war die Durch- 
führung des Handels, der in 
mehr als einer Hinsicht einer 
Hinrichtung gleichkam. Hinter- 
hältigkeit, Brutalität und Mas- 
senmord waren nötig, um die 
Flüchtlinge aus ihren letzten Fe- 
stungen der Freiheit herauszu- 
holen - ‘den schrecklichsten 
Zwangsumsiedlungslagern unter 
alliierter Verwaltung in West- 
deutschland, Österreich, Italien 
und Frankreich. 


Als der Tag der Deportation 
herannahte, wurden Männer in 
die Lager geschickt, die versuch- 
ten, die Menschen davon zu 
überzeugen, daß sie lediglich in 
»größere Lager« kämen. Doch 
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die Unterernährten in ihren zer- 
rissenen Kleidern spürten, daß 
sie von den Oberherrn der west- 
lichen, liberalen Demokratien 
verkauft worden waren, und daß 
sie zur Hinrichtung in die So- 
wjetunion transportiert werden 
sollten. 


Als die Stunde für die »Repatri- 
ierung« geschlagen hatte, be- 
gann die Tragödie dieser Chri- 
sten überall in ähnlichen Rah- 
men. Amerikanische und briti- 
sche Infanterie mit Kampfmuni- 
tion umzingelten die Flüchtlings- 
lager, unterstützt durch Panzer. 


In den ‘Lagern versammelten 
sich die Gläubigen in der Mor- 
gendämmerung vor den Altären 
im Freien. Tausende von Ge- 
sangbüchern und Kruzifixen 
wurden in einem letzten Lebe- 
wohl gen Himmel gerichtet. Als 
der Stacheldraht aufgerollt wur- 
de und die Truppen mit ihren 
Gewehren in den Seiten herein- 
stürmten, stürzten sich viele 
Flüchtlinge unter dem Ruf »Tod 
vor der Deportation« in den 
Tod. 


Augenzeugenberichten zufolge 
war es der größte und schreck- 
lichste Massenselbstmord in der 
westlichen Geschichte. 
Menschen warfen sich zu Hun- 
derten unter die Räder der vor- 
wärtsfahrenden Panzer. Andere 
gingen zu zweit in den Tod: zwei 
Männer oder zwei Frauen stan- 
den einander gegenüber und 
schnitten sich gegenseitig die 
Kehle durch. 


Inmitten dieser Verzweiflung 
der Massen mußten amerikanı- 
sche und britische Soldaten - 
von denen viele den christlichen 
Glauben ihrer Opfer teilten - ih- 
re brutalen Befehle mit Bajonet- 
ten, Gewehrkolben, Keulen und 


: Ketten durchführen. Jeder, der 


versuchte zu entkommen, wurde 
erschossen. 


Jene, die überlebten - schät- 
zungsweise 2,7 Millionen Män- 
ner, Frauen und Kinder - wur- 


‚den wie »Tiere zum Schlacht- 


hof« - wie es der Korrespondent 
Douglas Reed damals bezeich- 
nete - in die Sowjetunion zu- 
rückgetrieben. Nach Ankunft 
auf sowjetischem Boden wurde 
eine unbekannte, doch erheblich 
große Zahl sofort erschossen. 
Jüngsten Feststellungen zufolge 
überlebten weniger als zehn Pro- 
zent dieser Menschen das erste 


‚Jahr in Stalins Zwangsarbeitsla- 
= 


gern. 


Die. 


Nazijagd 


Die Op 


ferin. 


den USA 


Peter Blackwood 


Volksgruppen in Amerika - besonders Osteuropäer - ducken sich in 
Furcht vor der anhaltenden sowjetisch-amerikanischen Kampagne 
der Denaturalisierung und Deportation von Bürgern zur Exekution, 
die das Pech hatten im Zweiten Weltkrieg in Europa Antikommuni- 


sten gewesen zu sein. 


Spricht man mit solchen Leuten, 
so wird man sofort gebeten kei- 
ne Namen von Einzelpersonen 
oder ÖOraganisationen zu nen- 
nen. Die Mitglieder von osteuro- 
päischen Volksgruppen sind sehr 
stark beunruhigt, doch sie fürch- 
ten auf der anderen Seite, daß 
sich der Zorn der »Nazijäger« 
auch gegen sie wendet. Und das 
bedeutet eine Medienkampa- 
gne, die.den Ruf und das Leben 


. einer Einzelperson oder Gruppe 


zerstören und große Belästigung 
für die Protestierenden mit sich 
bringen kann. 


Mit Beschuldigungen 
ist man schnell zur Hand 


Diese Volksgruppen sind Opfer 
von »moralischem Terroris- 
mus«. Eingestimmt auf »Nazi- 
manie« ist dieser Terror eine 
sorgfältig inszenierte Kampagne 
zur Brandmarkung von jeder- 
mann, der sich gegen eine Ver- 
zerrung der amerikanischen 
Verfassung wendet, um eine 
über 40 Jahre alte »Blutrünstig- 
keit« als »Nazi« zu befriedigen 
und ächtet ihn damit in den Au- 
gen der Volksgruppen. 


Während also naturalisierte Bür- 
ger denaturalisiert und zur Hin- 
richtung deportiert werden, be- 
obachten ihre Volksgruppen das 
ganze Schauspiel - von wenigen 
Ausnahmen abgesehen - still- 
schweigend und haben Angst ge- 
gen diese groben Justizfehler zu 
protestieren. 


Eine wichtige Rolle bei diesem 
moralischen Terror spielen die 
Establishment-Medien, die das 
Opfer in Wort und Schrift an- 
greifen, ebenso wie jedermann, 
der es wagt, die Aussagen des 
Amts für Sonderermittlungen 
(OSI) im amerikanischen Justiz- 


ministerium in Frage zu stellen. 
Das Ergebnis solcher Anklagen, 
Angriffe und Prozesse ist immer 
das gleiche: »der Kriegsverbre- 
chen schuldig« oder im Fall je- 
ner, die protestieren »des Neo- 
nazismus schuldig«. 


An vielen Beispielen kann dieses 
Vorgehen deutlich gemacht wer- 
den. Erzbischof Valerian Trifa 
von der römisch-orthodoxen 
Kirche in Amerika wurde be- 
schuldigt Kontakt mit einer anti- 
kommunistischen Gruppe in sei- 
ner Heimat zu haben; Anndrija 
Artukovic, ein Kroate; John 
Demjanjuk, ein Ukrainer; Karl 
Linnas, ein Este; Kurt Wald- 
heim, der österreichische Bun- 
despräsident. 


Um die Mitglieder seiner Kirche 
nicht der finanziellen und psy- 
chologischen Last ihn gegen die 
OSI-Anklagen zu verteidigen, 
auszusetzen, zog Trifa es vor, 
die Vereinigten Staaten nach ei- 
ner Nazikampagne durch die 
Medien freiwillig zu verlassen. 
Ihm wurde weder der Prozeß ge- 
macht, noch ist er irgendeines 
Verbrechens überführt worden. 
Doch die Establishment-Medien 


verwendeten ständig und fälsch- 


licherweise das Wort »depor- 
tiert« und erweckten so den Ein- 
druck, daß er schuldig sei. 


Vom moralischen zum 
körperlichen Terror 


Artukovic ist, wenn er noch am 
Leben ist, in Jugoslawien und 
wartet auf seine Hinrichtung. 
Demjanjuk ist in Israel und war- 
tet nach seinem noch andauern- 
den Schauprozeß ebenfalls auf 
seine Hinrichtung. Linnas ist be- 
reits von den Sowjets hingerich- 
tet worden. 


Kurt Waldheim ist durch Anord- 
nung des amerikanischen Justiz- 
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ministers Edwin Meese persona 
non grata in den Vereinigten 
Staaten. 


Als eine Folge dieser Aktionen 
sind Volksgruppen, ethnische 
Minderheiten, in den Vereinig- 
ten Staaten terrorisiert worden. 
Sie wagen nicht den Mund auf- 
zumachen, damit sie nicht auch 
einzeln verurteilt und unter 
Druck gesetzt werden. 


Vom moralischen Terror ist es 
nur ein kleiner Schritt zum kör- 
perlichen Terror, und letzterer 
ist um so wirkungsvoller, wenn 
ersterer ungestraft erfolgen 
kann. In den Büroräumen des 
Institute for Historical Review in 
Torrance, US-Bundesstaat Kali- 
fornien, wurden am 4. Juli 1984 
Brandbomben geworfen. Die 
Täter befinden sich noch immer 
auf freiem Fuß und jene, die sich 
nach dem Stand der Ermittlun- 
gen erkundigen, erhalten von 
den Behörden lediglich vage 
Antworten, wenn sie überhaupt 
welche bekommen. 


Tcherim Soobzokov wurde be- 
schuldigt ein Nazikriegsverbre- 
cher zu sein und starb später bei 
einem Bombenanschlag in sei- 
nem Haus in Paterson im US- 
Bundesstaat New Jersey. Ironi- 
scherweise hatte das US-Justiz- 
ministerium ihn von den Ankla- 
gen freigesprochen. 


Es sollte darauf hingewiesen 
werden, daß das amerikanische 
Justizministerium, das amerika- 
nische Staatsbürger vor Terror 
im In- und Ausland schützen 
soll, sich offenbar der Unisono 
inszenierten Kampagne gegen 
die verschiedenen ethnischen 
Minderheiten in den USA nicht 
bewußt ist. 


Wer ist als nächster an der Rei- 
he? Fragen Sie das OSI. Der Fall 
Waldheim ist in diesem Zusam- 
menhang besonders interessant, 
da es sich hier um das öster- 
reichische Staatsoberhaupt han- 
delt. 

Wird die Regierung Reagan je- 
mals zugeben, daß ihr Amt für 
Sonderermittlungen (OSI) Hun- 
derte sogenannter Ex-Nazis ge- 
quält und verfolgt hat und dabei 
Dokumente als Beweismittel 
verwendete, von denen bekannt 
ist, daß es sich um Fälschungen 
handelt? 


Zusammenarbeit 
mit dem KGB 


Man hat der amerikanischen Öf- 
fentlichkeit bis jetzt noch nicht 


mitgeteilt, daß Geheimdienstex- 
perten aus Amerika und von den 
Verbündeten viele Aufzeichnun- 
gen aus dem Krieg, die von »Na- 
zijägern« bei der Verfolgung an- 
geblicher Kriegsverbrechen be- 
nutzt werden, für Fälschungen 
der kommunistischen Geheim- 
dienste halten. 


Mit diesen Falschinformationen 
sollen führende Politiker, Intel- 
lektuelle und Sprecher von Ge- 
meinden offenbar in Verruf ge- 
bracht und wenn möglich als 
Kriegsverbrecher abgestempelt 
werden, weil es sich bei ihnen 
um Antikommunisten oder un- 
bequeme Gegner der UdSSR 
handelt. 


Mit dem vom KGB geförderten 
Geheimaktionsprojekt sollen 
auch Schlüsselfiguren in den 
NATO-Ländern eingeschüchtert 
und dahingehend erpreßt wer- 
den, daß sie in einen Nazi- 
Kriegsverbrecher-Skandal ver- 
wickelt werden, falls sie nicht in 
eine Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion einwilligen. 


Ein solcher Skandal kam im 
Frühjahr 1986 in Österreich auf. 
Kurt Waldheim, der ehemalige 
UN-Generalsekretär kandidier- 
te für das Amt des österreichi- 
schen Staatspräsidenten, eine 
Wahl, die‘er mit überwältigen- 
der Mehrheit gewonnen hat. 
Doch als er seine Kandidatur an- 
kündigte, wurde er plötzlich als 
ehemaliger Nazi und Kriegsver- 
brecher verunglimpft, der kein 
öffentliches Amt bekleiden 
dürfe. 


Die Anklagen gegen Waldheim 
entstammen einer Reihe von 
Dokumenten aus dem Zweiten 
Weltkrieg, die unter mysteriösen 
Umständen in die Hände von 
Edgar Bronfman, dem mehrere 
Millionen Dollar schweren 
Whiskykönig, langjährigen Ver- 
fechter der zionistischen Sache 
und Präsident des Jüdischen 


Weltkongresses, gelangt waren. 
Sie wurden von Bronfman An- 
fang März 1986 an die »New 
York Times« weitergegeben und 
belasteten Waldheim in erhebli- 
chem Maße. 


Eine der Anklagen lautet dahin- 
gehend, daß der ehemalige UN- 
Chef im Jahr 1938 der Deut- 
schen Studentenliga beigetreten 
ist, während er in Wien Jura stu- 
dierte und in der Folge auch die 
Mitgliedschaft in der SA an- 
strebte, einer uniformierten Ein- 
heit der Nationalsozialistischen 
Partei. 


Es wurde weiter behauptet, daß 
Waldheim als Offizier im Luft- 
waffenstab von General Alexan- 
der Loehr, dem deutschen Mili- 
tärbefehlshaber auf dem Balkan 
von 1942 bis 1944, in Kriegsver- 
brechen verwickelt gewesen sein 
soll. 


Wie zuverlässig sind die vom 
US-Justizministerium verwende- 
ten Beweise? Mindestens drei 
hochrangige und kenntnisreiche 
Überläufer des KGB und dessen 
verbündeter kommunistischer 
Spionagedienste sagen, daß die 
Dokumentation Teil einer so- 
wjetischen Falschinformations- 
kampagne ist. 


Frisierte und 
gefälschte Dokumente 


Bei einem dieser Überläufer 
handelt es sich um Ladislav Bitt- 
man, dem ehemaligen Leiter der 
Desinformations-Abteilung des 
tschechischen Geheimdienstes. 
Bittman, der mit KGB-Beamten 
in den Geheimaktionsprojekten 
eng zusammengearbeitet hat, 
hat gegenüber amerikanischen 
Behörden eine eidesstattliche 
Erklärung über die massive Fäl- 
schung von Akten aus der 
Kriegszeit, die hinter dem Eiser- 
nen Vorhang vor sich geht, ab- 
gegeben. 


Kurt Waldheim (links) während des Zweiten Weltkrieges in 
Jugoslawien mit seinem Kommandanten General Loehr. 


Bittman zufolge haben sowjeti- 
sche und tschechische Experten 
Tausende offizieller Papiere ge- 
fälscht und eine Vielzahl von 
Originaldokumenten frisiert, die 
bis in den Zweiten Weltkrieg zu- 
rückreichen. Viele dieser ge- 
fälschten Unterlagen, die in je- 
der Hinsicht den Anschein er- 
wecken, als würden sie deut- 
schen Archiven entstammen, er- 
wecken . die Vermutung, daß 
zahlreiche Antikommunisten im 
Westen fragwürdige Rollen ge- 
spielt oder sich im Zweiten 
Weltkrieg der Kriegsverbrechen 
schuldig gemacht haben. 


Dadurch war zu erfahren, daß in 
den achtziger Jahren mindestens 
drei Überläufer aus den Ge- 
heimdiensten des Sowjetblocks 
dem CIA und der Defense Intel- 
ligencee Agency Einzelheiten 
mitgeteilt haben, die die um- 
fangreichen Fälschungen alter 
nationalsozialistiscerr Doku- 
mente zum Zweck der Falschin- 
formation und der Erpressung 
bestätigen. 


Einer dieser Informanten, der 
ehemalige Hauptmann des 
KGB, Valerian Katkov, war als 
Nachrichtenoffizier in der DDR 
tätig, als er im Jahr 1982 im We- 
sten um Asyl bat. In Verhören 
durch die amerikanische Justiz 
hat er angeblich eine Liste hoch- 
rangiger sowjetischer, tsche- 
choslowakischer und ostdeut- 
scher Geheimdienstoffiziere ge- 
nannt, die in diese Fälschungen 
verwickelt gewesen sind. 


Doch obwohl die Reagan-Regie- 
rung dazu neigt, die Enthüllun- 
gen der kommunistischen Deser- 
teure stets und ständig in laute 
Propagandakampagnen zu ver- 
wandeln, gab es keine offizielle 
Freigabe der Aussagen der ehe- 
maligen Offiziere aus. dem So- 
wjetblock über diese Falsch- 
informationen und Fälschungen. 


Die Gründe für dieses Schwei- 
gen sind nicht schwer zu erraten: 
es besteht unter hohen Beamten 
der nationalen Sicherheit der 
USA, von denen viele loyale 
Verfechter Israels sind — insbe- 
sondere der amerikanische Ju- 
stizminister Edwin Meese - die 
Befürchtung, daß eine: offizielle 
Bestätigung der KGB-Fälschun- 
gen Fragen über die Aktivitäten 
des OSI aufwerfen würde. Die 
Anwälte und Agenten des OSI 
haben Fälle gegen angebliche 
Ex-Nazis konstruiert, indem sie 
dazu diese suspekten Kriegsak- 
ten der Sowjets verwendeten. U] 
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Nazijagd 


Vergessene 
Opfer der 


Verfol 


George Spruksts 


sung 


Die Öffentlichkeit hat schon viel gehört von der Verfolgung antikom- 
munistischer Europäer aus Ost- und Mitteleuropa durch das Amt für 
Sonderermittlungen (OSI) im amerikanischen Justizministerium. 
Die Verfolgung durch das OSI entsprechen leider den Tatsachen. 
Dabei wurde die Berichterstattung auf die Verfolgung der Rumänen, 
Ukrainer, Deutschen, Kroaten und Balten sowie auf viele andere 
gelegt. Doch dabei wurde über die ethnische Minderheit der Russen 
in den Vereinigten Staaten geschwiegen. 


Es ist jetzt an der Zeit, den 
Schleier des Schweigens, der 
sich über die Russen gelegt hat, 
zu lüften. Es ist an der Zeit ein 
für allemal klarzustellen, daß die 
Sowjetunion nicht Rußland ist 
und Rußland oder das ehemalige 
russische Reich nicht die Sowjet- 
union, obwohl die beiden histo- 
risch gesehen vielleicht die glei- 
chen oder ähnliche Grenzen ha- 
ben mögen. 


Russe zu sein bedeutet 


Christ zu sein 


Rußland als souveräner Staat 


hat im Jahr 1917 aufgehört zu 
existieren, nachdem eine halsab- 
schneiderische Bande ausländi- 
scher Verbrecher aus den Groß- 
städten der Welt - nicht zuletzt 
auch aus New York oder genau- 
er gesagt New Yorks »Lower 
East Side« - in das Land einge- 
fallen ist. 


Heute existiert Rußland nur 
noch für jene, die das Land lie- 
ben und sich nach seiner Befrei- 
ung von dem satanischen Joch 
der Fremden sehnen. Die Rus- 
sen nennen ihr Land im histori- 
schen Zusammenhang »Heiliges 
Rus unter dem Schutz der heili- 
gen Mutter Gottes« — gleichzei- 
tig eine Verwünschung für ihre 
ausländischen Verfolger. Russe 
zu sein bedeutet ein Christ. zu 
sein, denn wenn man aufhört ein 
Christ zu sein, verliert man jegli- 
chen Anspruch darauf ein Russe 
zu sein. 


Die Sowjetunion besteht aus 
über 120 verschiedenen und 


‚nicht-russischer 


deutlich voneinander zu tren- 
nenden nationalen und ethni- 
schen Gruppen. Von ihnen sind 
zusammengenommen weniger 
als neun Prozent Mitglied der 
kommunistischen Partei. Die 
ethnische Volksgruppe der Rus- 
sen ist heute in der Sowjetunion 
eine rasch abnehmende Minder- 
heit. 


Die Sowjetdiktatur führt trotz 
der sogenannten Russifizierung 
Minderheiten 


und der Annahme russischer Na- 
men durch die bolschewistischen 
Schlächter eine brutale, unbarm- 
herzige Kampagne des Völker- 
mords gegen das russische Volk. 


Churchill, der britische Generalstabschef Lord Alan Brooke und 


Winston Churchill wußte wovon 
er sprach, als er sagte: »Nach Ni- 
kolaus II. war kein Russe mehr 
an der Macht« - eine Tatsache, 
die sich bis zum heutigen Tag 
nicht geändert hat. 


Geschichte eines 
russischen Patrioten 


Die Russen waren, ob innerhalb 
oder außerhalb der Sowjetuni- 
on, die Hauptopfer kommunisti- 
scher Verfolgung. Es folgt die 
Geschichte eines russischen Pa- 
trioten und unerschütterlichen 
Antikommunisten, der dem pro- 
bolschewistischen OSI zum Op- 
fer fiel, eine Geschichte, die 
man nicht in der Establishment- 
Presse lesen kann und die sogar 
von antikommunistischen Me- 
dien unter den Tisch gekehrt 
worden ist, weil sie nicht in ihre 
Bemühungen paßt, den Russen 
einen kommunistischen Anstrich 
zu geben. 


Es ist die Geschichte von Vladi- 
mir Sokolov-Samarin, dem er- 
sten Opfer des amerikanischen 
OSI. 


In den vergangenen siebzig Jah- 
ren haben die sowjetischen Si- 
cherheitskräfte - früher die Che- 
ka, GPU, NKVD, MGB, jetzt 
der KGB - alles in ihrer Macht 
stehende getan, um den Wider- 
stand im Volk gegen den Kom- 
munismus im einstigen Rußland 
zu brechen und die Aktivitäten 
der russischen Gemeinde, die 
Teil des russischen Volkes ist, 
lahmzulegen. 


” 


Feidmarschall Bernard Montgomery (von links nach rechts) am 
25. März 1945 am Ufer des Niederrheins bei einem Picknick. 


Jene, die sich politisch gegen das 
kommunistische Regime betätigt 
haben, wurden Terrorakten, 
Provokationen und .Verleum- 
dungen ausgesetzt. 


In den dreißiger Jahren wurden 
die weißrussischen Generäle Ku- 
tepov und Miller entführt und zu 
Tode gefoltert. 


Der Krieg der sowjetischen Si- 
cherheitskräfte gegen die russi- 
schen Emigranten hat nie aufge- 
hört. Die Befreiungsbewegung 
im Zweiten Weltkrieg hat ge- 
zeigt, daß das russische Volk ge- 
gen den Kommunismus ist und 
der Kampf hat nie aufgehört. 


Nach dem Krieg wurden die An- 
führer der Befreiungsbewegung 
unter General Wlassow gefan- 
gengenommen ebenso wie der 
Kosakengeneral Krasnov zusam- 
men mit seinen Waffenbrüdern. 
Alle wurden in der Operation 
mit dem berüchtigten Codena- 
men »Keelhaul« gefoltert und 
getötet. 


Hunderttausende von Teilneh- 
mern mit Rang und Namen aus 
dieser Bewegung wurden eben- 
falls gefangengenommen und 
viele starben einen Märtyrertod. 
Doch einer großen Zahl gelang 
es auch zu fliehen und sie bilde- 
ten die zweite Emigrationswelle 
in den Vereinigten Staaten, die 
jetzt vereinigt ist mit der ersten 
oder der sogenannten weißen 
Emigrationsgeneration. 


Nach dem Zweiten Weltkrieg 
gingen die Angriffe der sowjeti- 
schen Sicherheitskräfte auf die 
russischen Emigranten durch 
Terror, Provokationen, Lügen 
und Verleumdungen weiter. Ge- 
legentlich beteiligten sich auch 
westliche Sicherheitskräfte da- 
ran. 


Zusammenarbeit 
mit den Zionisten 


Einer der russischen Emigran- 
ten, der für die KGB-Angriffe 
herausgegriffen wurde, ist V.D. 
Sokolov-Samarin, ein überzeug- 
ter Antikommunist und russi- 
scher Patriot, Schriftsteller und 
Leitfigur. Er ist in der Sowjet- 
presse häufig angegriffen 
worden. 


Die Angriffe traten mit besonde- 
rer Heftigkeit im Jahre 1976 auf. 
Im Februar jenes Jahres wurde 
er von der Zeitung »Komso- 
mol’skaia Pravda« angegriffen 
und im April verunglimpfte das 
»Sowjetische Heimatland« eine 


nn 
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in Jiddisch erscheinende Mos- 
kauer Zeitung, ihn in einem Ar- 
tikel des KGB-Generals Arkadii 
Sakhnin, Stellvertreter des Her- 
ausgebers Aron Vergelis. Auf 
der Grundlage dieser Artikel be- 
gann die New Yorker zionisti- 
sche Tageszeitung »Morning- 
Freiheit« eine Hetzkampagne 
gegen Sokolov-Samarins frühere 
Verbindung zu der russischen, 
antikommunistischen Zeitung 
»Rech« (»Gespräch«), die im 
deutsch-besetzten Rußland er- 
schien. Es wurde auch behaup- 
tet, Sokolov-Samarin habe über 
bestimmte Aspekte in seiner 
Vergangenheit bei der Immigra- 
tion Stillschweigen bewahrt. 


Ein Hilfeappell erging, unter- 
zeichnet von etwa 45 bekannten 
Kirchen- und politischen Füh- 
rern und anderen im Exil leben- 
den Gemeindemitgliedern der 
Russen. Hier ein Auszug aus 
diesem Appell: 


»Es scheint, als wolle das Amt 
für Sonderermittlungen (OSI) 
im amerikanischen Justizmini- 
sterium für die Verfolgung auch 
anderer Emigranten einen Prä- 
zedenzfall schaffen. Die Zahl 
potentieller Opfer nimmt zu. 


Vladimir Sokolov-Samarin war 
der erste, dem in dieser erneuten 
KGB-Kampagne gegen Emi- 
granten ein Schlag versetzt wur- 
de. Er steht an vorderster Front 
und braucht unsere Unterstüt- 
zung sowohl in moralischer als 
auch finanzieller Hinsicht. Es ist 
unsere Pflicht ihm zu helfen. 


Das Verfahren läuft jetzt im 
dritten Jahr und zwei Anwälte 
sind dabei die Anklage für Sa- 
marin abzuwehren. Das hat be- 
reits Tausende von Dollar geko- 
stet. Die Kosten werden noch 
steigen, wenn ein Prozeß statt- 
finden wird. 


Es ist unsere Pflicht, unsere Ver- 
antwortung einem russischen Pa- 
trioten, einem überzeugten, 
selbstlosen Antikommunisten zu 
helfen. Wir, die russischen, anti- 


kommunistischen Exilanten 
müssen diesen Prozeß ge- 
winnen.« 


Im März dieses Jahres hat das 
amerikanische Bundesappella- 


tionsgericht von New York die 
Entscheidung des Bundeskreis- 
gerichts in Connecticut einer Re- 
vision unterzogen, aufrund des- 
sen Sokolov-Samarin die ameri- 
kanische Staatsbürgerschaft ent- 
zogen worden war. Samarins Be- 


rufung wurde in ihren Haupt- 
punkten zurückgewiesen und 
der Entzug der US-Staatsbürger- 
schaft blieb aufrechterhalten. 


Gegenwärtig befindet sich Soko- 
lov-Samarin außerhalb der Ver- 
einigten Staaten und ein Anwalt 
überprüft derzeit die Frage einer 
erneuten Berufung beim -Ober- 
sten Bundesgericht der Verei- 
nigten Staaten. 


Die »Affäre Samarin« unter- 
scheidet sich von den Fällen der 
sogenannten Berezovskaya- 
Krankheit, die die russischen 
Emigranten in den fünfziger Jah- 
ren heimgesucht hat. Es ging da- 
bei um Falschaussagen von 
Flüchtlingen über Geburts- und 
Wohnort, um der Zwangsrepa- 
triierung in die UdSSR auf dem 
Wege der Operation Keelhaul 
zu entgehen. 

Wenn solche Angaben auf den 
Einwanderungsdokumenten für 
die Vereinigten Staaten erschie- 
nen, bestand die Gefahr, daß 
solchen Flüchtlingen die ameri- 
kanische Staatsbürgerschaft ent- 
zogen und sie deportiert wur- 
den. In Anerkennung der Be- 
rechtigung einer solchen »le- 
bensrettenden Lüge« nahm der 
US-Kongreß eine Korrektur des 
Einwanderungsgesetzes an, der- 
zufolge Falschinformationen 
über Geburts- und Wohnort kei- 
nen Grund mehr für den Verlust 
der amerikanischen Staatsbür- 
gerschaft darstellen. 


Im Jahr 1978 schrieb das damali- 
ge Mitglied des US-Repräsen- 
tantenhauses Elizabeth Holtz- 
man, erfüllt von Haß gegen alle 
europäischen Antikommunisten 
aus dem Zweiten Weltkrieg den 
OSI-Gesetzentwurf und das Ge- 
setz über Deportation, damit al- 


ternde Antikommunisten in 
Amerika verfolgt? werden 
konnten. 


Obwohl Frau Holtzman schon 
lange nicht mehr dem US-Kon- 
greß angehört - sie ist derzeit 
Staatsanwalt in Brooklyn - und 
obwohl auch die jetzige Regie- 
rung nicht unbedingt dafür ist, 
handelt das OSI aufgrund reiner 
Trägheit des bürokratischen Ap- 
parats danach. Folglich wird ein 
74jähriger, kranker Mann wei- 
terhin für Gedanken verfolgt, 
die er vor 45 Jahren Tausende 
von Meilen entfernt von den 
Vereinigten Staaten angeblich 
zum Ausdruck gebracht haben 
soll. U 


Nazijagd 
Wer ist Arthur 
Rudolph? | 


Peter Blackwood 


Im Gegensatz zu den meisten 
Deutschen und anderen Europä- 
ern, die beschuldigt werden 
»Kriegsverbrecher« zu sein, war 
Dr. Arthur Rudolph kein Regie- 
rungsvertreter, er war kein Mit- 
glied der SS und hatte auch kei- 
nerlei Verbindungen zu Konzen- 
trationslagern. 


Arthur Rudolph war Ingenieur 
und in den letzten Kriegsjahren 
kurze Zeit Produktionsleiter in 
den Mittelwerken, der Fabrik, in 
der die V-2-Raketen hergestellt 
worden sind. Das Mittelwerk in 
Nordhausen verfügte im Harz in 
Stollen unter der Erde über ein 
Montagewerk und beschäftigte 
Gefangene aus dem nahe ge- 
legenen Konzentrationslager 
Dora. 


Große Verdienste 
für die USA 


Rudolph wird beschuldigt, ein 
»Kriegsverbrecher« zu sein, weil 
Gefangene im Mittelwerk einge- 
setzt worden sind. 


In seiner 
cher«-Hexenjagd hat es das Of- 
fice of Special Investigations 
(Amt für Sondermitteilungen, 
OSI) im amerikanischen Justiz- 
ministerium völlig außer acht ge- 
lassen, daß Rudolph fast 30 Jah- 
re lang den Vereinigten Staaten 
zu Diensten war und daß seine 
Kenntnisse und sein Wissen in 
unermeßlicher Weise zur Vor- 
rangstellung der USA auf dem 
Raketen- und Raumfahrtsektor 
beigetragen haben. 


Rudolph hat im Jahr 1930 in 
Berlin das Ingenieursexamen ab- 
gelegt und arbeitete anschlie- 
ßend mehrere Jahre lang in der 
Konstruktion und dem Bau von 
Raketenmotoren. Im Jahr 1934 
trat er dem Raketenteam unter 
Dr. Wernher von Braun bei und 
war an dem Aufbau des deut- 
schen Raketenzentrums in Pee- 
nemünde beteiligt. 


Rudolph kam mit von Braun 
und 117 anderen Ingenieuren in 
die Vereinigten Staaten, als die 
deutsche Wehrmacht sich bedin- 
gungslos ergab. 


»Nazikriegsverbre-. 


Eine Generation lang waren die- 
se Männer das Herz und die See- 
le des amerikanischen Raketen- 
und Raumfahrtprogramms. Oh- 
ne sie wären die Amerikaner 
niemals auf dem Mond gelandet. 


Erst in den Ruhestand 
und dann verjagt 


Rudolph war in den fünfziger 
Jahren im Redstone Arsenal in 
Alabama in verschiedenen Posi- 
tionen als Ingenieur tätig. Im 
Jahre 1958 wurde er zum Pro- 
jektleiter der Pershing-Waffen- 
systeme der US-Army, Ballistics 
Missile Agency, ernannt. 


Arthur Rudolph, ein deutsch- 
stämmiger NASA-Wissen- 
schaftler, wurde 1985 ge- 
zwungen, die USA zu verlas- 
sen, nachdem er 30 Jahre 
lang half, Amerika eine Vor- 
rangstellung in der Raumfahrt 
zu erlangen. 


Er ging mit dem Team von 
Braun, als dies im Jahr 1960 zur 
NASA kam, und arbeitete an 
dem Apollo-Programm, dem 
amerikanischen Mondlandepro- 
gramm. Im Jahr 1963 wurde er 
zum Leiter dieses Programms er- 
nannt. 


Im Januar 1969 ging Rudolph in 
den Ruhestand. 


Rudolph hat zahlreiche Ehrun- 
gen erhalten, darunter die höch- 
ste Auszeichnung der US-Ar- 
mee für außerordentliche zivile 
Leistungen im Jahr 1960 und die 
NASA-Medaille für außerge- 
wöhnliche Leistungen im Jahr 
1968. Im Jahr 1969 wurde ihm 
für die Leitung des Saturn-V- 
Programms die amerikanische 
Verdienstmedaille verliehen. U] 


'Nazijagd 


Verleumdung 


eines 


deutschen 
Raketen- 


Experten 


Friedwardt Winterberg 


Ein Beurteilungsmaßstab für die Größe einer Nation besteht darin zu 
schauen, wie sie die begabten Persönlichkeiten in ihrem Volk behan- 
delt. Im Fall der Zwangsdeportation einer der weltweit fähigsten 
Raketenwissenschaftler haben die Vereinigten Staaten nicht viel 
Größe gezeigt. In einem empörenden Zerrbild von Gerechtigkeit 


wurde 


r. Arthur Rudolph, ein deutschstämmiger, ehemaliger 


NASA-Wissenschaftler, gezwungen, im Jahr 1985 die Vereinigten 
Staaten zu verlassen, nachdem er die USA fast dreißig Jahre lang 
darin unterstützt hatte, eine Vorrangstellung in der Raumfahrt zu 
erlangen. Rudolph hat die Rakete entwickelt, mit denen Astronau- 
ten der Apollo auf den Mond geflogen sind. Aufgrund von »Bewei- 
sen«, die durch die sowjetische Geheimpolizei (KGB) in stillschwei- 

ender Übereinstimmung mit dem Amt für Sonderuntersuchungen 
(0 OSI) des amerikanischen Justizministeriums und dem Simon-Wies- 
enthal-Zentrum für Holocaust-Studien in Los Angeles gefälscht wor- 
den sind, ist er zu einem »Nazi-Kriegsverbrecher« abgestempelt wor- 
den. Dr. Friedwardt Winterberg, Professor für theoretische Physik 
an der Universität von Nevada, hat seine eigene Untersuchung in der 
»Sache Rudolph« durchgeführt und seine Ergebnisse David Bobzien, 
Anwalt im amerikanischen Justizministerium (Office of Professional 
Responsibility) in Washington, vorgelegt. Es folgen Auszüge aus 


“Winterbergs Bericht. 


Nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges wurde Dr. Arthur 
Rudolph, ein führender Rake- 
tenexperte im Wernher-von- 
Braun-Team eingeladen, in den 
Vereinigten Staaten zu arbeiten. 
Die Einladung erfolgte aufgrund 
der Richtlinien der »Operation 
Paper Clip«, dem Codenamen 
des Projekts der amerikanischen 
Regierung, im Rahmen dessen 
führende deutsche Naturwissen- 
schaftler und Ingenieure in die 
Vereinigten Staaten geholt wer- 
den sollten. 


Angst vor einem 
Angriff der Sowjets 


Die Durchführung des Projekts 
war von der US-Regierung voll 
sanktioniett und genehmigt. 
Man hatte berechtigten Grund 
zur Befürchtung eines kommuni- 
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stischen Angriffs auf die freie 
Welt und man wollte die Unter- 
stützung der deutschen Wissen- 
schaftler, um den Kommunis- 
mus zu stoppen. 


Verständlicherweise führte die 
Anstellung deutscher Wissen- 
schaftler durch die amerikani- 
sche Regierung zu Protesten von 
seiten verschiedener jüdischer 
Organisationen. 
Kritik legte die amerikanische 
Regierung die richtige Haltung 
an den Tag, indem sie behaupte- 
te, die Wissenschaft sei der Poli- 
tik übergeordnet und wäre ihr 
immer übergeordnet gewesen. 


Mit Ausnahme des seltenen Fal- 
les, daß ein Wissenschaftler 
gleichzeitig ein Kriegsverbrecher 
ist, war die US-Regierung des- 
halb der Meinung, daß es keinen 


Gegen diese 


Grund gäbe, ‘diesem Wissen- 
schaftler die Einreise in die Ver- 
einigten Staaten zu verweigern. 


Entsprechend wurde eine gründ- 
liche Untersuchung über die 
Vergangenheit eines jeden Wis- 
senschaftlers durchgeführt, den 
man eingeladen hatte, in die 
Vereinigten Staaten zu kom- 
men. Da diese deutschstämmi- 
gen Wissenschaftler nach Erhalt 
der amerikanischen Staatsbür- 
gerschaft im Verlauf ihrer Ar- 
beit eine Sicherheitsüberprüfung 


“ bekommen mußten, wurde dar- 


über hinaus durch das FBI in 
Zusammenarbeit mit anderen 
US-Bundesbehörden jeweils ei- 
ne äußerst gründliche Untersu- 
chung der Vergangenheit bei 
den einzelnen Personen durch- 
geführt - was unter solchen Um- 
ständen durchaus die Regel ist. 


Vorherige vollständige - 
Offenlegung 


Im Verlaufe eines Kriegsverbre- 
cher-Prozesses, der im Jahr 1947 
von einem amerikanischen Mili- 
tärgericht gegen Wachtposten 
eines Konzentrationslagers 
durchgeführt wurde, von dem 
auch Gefangene als Arbeitskräf- 
te in der nahegelegenen V-2-Fa- 
brik abgezogen worden waren, 
in der Dr. Rudolph technischer 
Direktor war, wurde Rudolph 
im Zuge der Beweisermittlungen 
zu diesem Prozeß von den ame- 
rikanischen Behörden einer 
gründlichen Befragung unter- 
zogen. 


In diesem Prozeß ebenso wie in 
einem noch viel umfangreiche- 
ren in der gleichen Sache, der im 
Jahr 1969, also Jahrzehnte spä- 
ter, von der Regierung West- 
deutschlands durchgeführt wur- 
de, ist Rudolph von keinem ein- 
zigen der Hunderte von befrag- 


ten ehemaligen Insassen des- 


Konzentrationslagers in irgend- 
einer Form beschuldigt worden. 


Ein sorgfältiger Vergleich der 
Untersuchungen aus dem Jahr 
1947 und der OSI-Untersuchun- 
gen aus jüngster Zeit fördert kei- 
nerlei neue Einzelheiten ans Ta- 
geslicht. In der OSI-Untersu- 
chung hat Rudolph wiederholt, 
was er gegenüber den US-Be- 
hörden bereits einige Jahrzehnte 
zuvor gesagt hatte: er war tech- 
nischer Direktor in einer V-2- 
Fabrik, die wie die meisten deut- 
schen. Rüstungsfabriken mit 
Arbeitskräften aus den nahege- 


legenen Konzentrationslagern 
versorgt wurde, um die deut- 
schen Vorarbeiter zu unter- 
stützen. 


Ich kann hinzufügen, daß Ru- 
dolph lediglich ein Angestellter 
in dieser Fabrik war und deshalb 
keinerlei Entscheidungsbefugnis 
darüber besaß, wer in diesem 
staatseigenen Unternehmen ar- 
beitete. Rudolph machte diese 
Aussage gegenüber den ameri- 
kanischen Behörden im Jahr 
1947, bevor er die amerikanische 
Staatsbürgerschaft zugesprochen 
bekam. 


Zusammenarbeit des 
OSI mit der DDR 


Das wirft folgende Frage auf: 
Wenn es damals in Ordnung 
war, daß Rudolph die amerika- 
nische Staatsbürgerschaft er- 
hielt, wie kommt die US-Regie- 


rung, der alle Tatsachen bekannt 


und von Rudolph bis ins Jahr 
1947 zurück voll offengelegt 
worden waren, dann dazu, ihre 


‚Meinung 40 Jahre später zu än- 


dern? 


Zu Beginn ihrer Untersuchun- 
gen signalisierte das OSI der 
Staatsanwaltschaft in Ost- 
deutschland, daß ein formeller 
Antrag auf Überlassung von Ma- 
terial gegen Rudolph gestellt 
werden würde. Das erste derar- 
tige Signal kam im August 1981 
im.Verlauf einer aus amerikani- 
schen Steuergeldern finanzierten 
Reise von OSI-Beamten nach 
Ostberlin. 


Eine präzisere Anfrage erging 
am 15. Juli 1983 über die US- 
Botschaft in Form einer diplo- 
matischen Note mit der Nummer 
433. Damit gab das OSI den 
Kommunisten ungefähr zwei 
Jahre Zeit, um Dokumente zu 
fälschen, falls diese es für erfor- 
derlich hielten. 


Im Zuge dieser Anfragen über- 
mittelten die Ostdeutschen ab 
Februar 1982 über den diploma- 
tischen Dienst die folgenden Do- 
kumente an das OSI: 


Zwei Rollen Mikrofilme über ei- 
nen langatmigen Bericht von ei- 
nem Mr. G. Dieckmann; eine 
Broschüre von einem Professor 
Bartel, die in Frankfurt von der 
Zweigorganisation der westdeut- 
schen Kommunistischen Partei, 
bekannt unter. dem Namen 
VVN, veröffentlicht worden ist; 
Aussagenprotokolle von Zeugen 
der Anklage im Prozeß, der im 
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Jahr 1969 in Westdeutschland 


stattgefunden hat; eine Zusam- 
menfassung von einem ostdeut- 
schen Staatsanwalt über das Er- 
gebnis seiner Untersuchungen. 


Als Beweismittel I (Brief von 
Neal M. Sher, Direktor, Office 
of Special Investigation, Straf- 
rechtsabteilung, 1377 K St. NW, 
Suite 195, Washington, D. C. 
20005, an Elfriede G. Krueger, 
Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland, 4645 Reservoir 
Rd. NW, Washington, D. C. 
20007, vom 26. April 1985) füge 
ich die Kopie eines Schreibens 
von Mr. Neal Sher an die west- 
deutsche. Botschaft als Antwort 
auf eine Anfrage des westdeut- 
schen Staatsanwaltes bei, der um 
Überlassung der Akte Rudolph 
gebeten hätte und die im Rah- 
men des bilateralen Vertrages 
zur Unterstützung in Rechtsan- 
gelegenheiten zwischen den 
Vereinigten Staaten und West- 
deutschland erging. Der Staats- 
anwalt in Westdeutschland muß- 
te etwa ein Jahr warten, bis er 
diese Akte erhielt, und war ge- 
zwungen, Sher mehrere Erinne- 
rungsschreiben zu schicken. 


Shers Schreiben enthält eine Li- 
ste der fraglichen OSI-Akten. 
Von dieser Liste fehlen bis auf 
eines alle Dokumente, die das 
OSI aus Ostdeutschland bekom- 
men hatte. Bei dem einzigen 
verbliebenen Dokument handelt 
es sich um die von der Zweigor- 
ganisation der westdeutschen 
Kommunistischen Partei, der 
VVN in Frankfurt veröffentlich- 
te Broschüre. 


Die geheimen Händel 
mit den Kommunisten 


Man kann sich leicht erklären, 
warum diese Dokumente ent- 
fernt worden sind. Nachdem das 
OSI - zu seiner großen Enttäu- 
schung, nehme ich an - erfahren 
hatte, daß es sich bei dem Mate- 
rial aus Ostdeutschland um ent- 
lastendes Material handelte, 
wolite es offenbar nicht, daß sei- 
ne geheimen Händel mit den 
Kommunisten Ostdeutschlands 
in der Öffentlichkeit bekannt 
wurden. Die Entfernung dieser 
Dokumente aus Rudolphs Akte 
könnte auch eine Erklärung da- 
für sein, warum Sher so lange 
gebraucht hat, um die »gesäu- 
berte« Akte an die Staatsanwalt- 
schaft in Westdeutschland zu 
schicken. 


Der ehemalige OSI-Staatsanwalt 
Eli M. Rosenbaum nannte mei- 


ne Anschuldigung, daß das OSI 
sich insgeheim mit den ostdeut- 
schen Kommunisten abgespro- 
chen hätte - was ich auch öffent- 
lich bekanntgemacht hatte, in ei- 
nem. Schreiben an einen. ameri- 
kanischen Senator, dessen Name 
im Justizministerium unter die 
Zensur gefallen ist -, »lächer- 
lich«. 


Mark Richard, Shers Vorgesetz- 
ter, streitet darüber hinaus die 
Beteiligung der Ostdeutschen in 
einem Schreiben an das Mitglied 
des US-Kongresses, Mrs. Bar- 
bara Vucanovich, nicht nur ab, 
sgndern behauptet sogar noch, 
das OSI habe das einzige Doku- 
ment, das nicht aus Rudolphs 
Akte entfernt worden ist, vom 
Internationalen Roten Kreuz in 
Arolsen erhalten, während sie es 
in Wirklichkeit im Dezember 
1983 von der Staatsanwaltschaft 
in Ostdeutschland bekommen 
haben. 


Natürlich konnten weder Rosen- 
baum noch Richard zu dem Zeit- 
punkt, als sie ihre Falschaussa- 
gen vor dem US-Kongreß mach- 
ten, wissen, daß ich insgeheim 
Dokumente aus Ostdeutschland 
bekommen hatte. Diese Doku- 
mente beweisen nicht nur, daß 
sie den Kongreß angelogen ha- 
ben, sondern daß diese verach- 
tenswerte Sache tatsächlich pas- 
siert ist. 


In seinem Schreiben an das Mit- 
glied des Repräsentantenhauses 
Vucanovich betont Richard, daß 
das OSI »in der Vergangenheit 
mit der nicht-kommunistischen, 
demokratischen Regierung 
Westdeutschlands bei der Unter- 
suchung von Nazikriegsverbre- 
chen zusammengearbeitet hat 
und dies auch in Zukunft tun 
wird«, während sie sich tatsäch- 
lich nicht nur direkt an die Kom- 
munisten in Ostdeutschland ge- 
wendet haben, sondern es auch 
gleichzeitig geschickt vermieden 
haben, die Staatsanwaltschaft in 
Westdeutschland, die mit den 
Nazikriegsverbrechen befaßt 
war, nach eventuellen Beweis- 
mitteln zu fragen. 


Darüber hinaus hat das OSI 
auch darauf verzichtet, ehemali- 
ge Mitglieder des amerikani- 
schen Kriegsverbrechergerichts 
zu befragen, das sich mit dem 
Fall des Konzentrationslagers 
befaßt hat, das die V-2-Fabrik 
mit Arbeitskräften versorgt hat, 
in der Rudolph technischer Di- 
rektor war. 


Auch wurde die Staatsanwalt- 
schaft in Westdeutschland vom 
OSI nicht befragt, die über die 
meisten Zeugenaäussagen ver- 
fügt, die im Laufe des zweiten, 
viel gründlicheren Prozesses zu- 
sammengetragen worden waren, 
der im Jahr 1969 in Essen durch- 
geführt wurde. 


Echte und 
falsche Zeugen 


Es ist klar, warum das OSI nicht 
an der Befragung dieser ehema- 
ligen Insassen des Konzentra- 
tionslagers interessiert war, von 
denen die meisten in West- 
deutschland leben: keiner der 
Hunderte von Befragten hatte 
gegen Rudolph in diesem Prozeß 
Anklage erhoben. 


Das OSI hat auch Oberst Milton 
Hochmuth, den Vertreter des 
amerikanischen Geheimdien- 
stes, nicht befragt, der die V-2- 
Fabrik betreten hatte, unmittel- 
bar nachdem sie von den ameri- 
kanischen Streitkräften einge- 
nommen worden war. 


In seinem Schreiben an Mrs. Vu- 
canovich leugnet Richard die 
Zusammenarbeit des OSI mit 
der Zweigorganisation der west- 
deutschen Kommunistischen 
Partei VVN. Doch als ich Ver- 
treter der VVN in Frankfurt be- 
fragte, wurde mir gesagt, daß ei- 
ne Mrs. Letch das OSI in dessen 
Ermittlungen gegen Rudolph 
unterstützt habe. 


Shers Brief an die westdeutsche 
Botschaft enthält eine Liste mit 
angeblichen Zeugen. Es handelt 
sich um ehemalige Insassen des 
Konzentrationslagers, die - so 
nehme ich an — von Sher zum 
Nachweis von Rudolphs Schuld 
genannt wurden. Um das her- 
auszufinden, gelang es mir, die 
meisten dieser Zeugen zu be- 
fragen. 


Alle sind Juden, doch keiner von 
ihnen kannte Rudolph. Mit Aus- 
nahme eines Zeugen erzählten 
sie mir außerdem alle, daß sie 
nicht in der V-2-Fabrik gearbei- 
tet haben. Der eine Zeuge, der 
der Meinung war, er habe dort 
gearbeitet, muß sich irren, denn 
er schrieb mir, daß er in Stollen 
1 gearbeitet habe. Stollen 1 ge- 
hörte jedoch zu einer anderen 
Fabrik mit dem Namen Nord- 
werk, in der Flugzeugmotoren 
hergestellt wurden. Die V-2 hin- 
gegen wurde in den Mittelwer- 


ken hergestellt und befand sich 
nie in Stollen 1. 


Glücklicherweise konnte ich 
einige ehemalige Lagerinsassen 
ausfindig machen, die - anders 
als die OSI-»Zeugen« - Rudolph 
wirklich gekannt hatten. Einige 
von ihnen haben inzwischen ihre 
schriftlichen Zeugenaussagen 
vor der Staatsanwaltschaft in 
Westdeutschland zu Protokoll 
gegeben. Keiner von ihnen hat 
Rudolph in irgendeiner Form 
beschuldigt. Ganz im Gegenteil: 
sie behaupten, er sei völlig un- 
schuldig, und sie bezeichnen die 
Anklagen des. OSI als glatte 
Lügen. 


Außerdem behaupten sie, daß in 
der V-2-Fabrik keine Juden ge- 
arbeitet hätten. Ein Zeuge, den 
ich in Westdeutschland ausfindig 
machen konnte, muß es am be- 
sten wissen, denn er ist Halbju- 
de. Seiner Aussage nach arbeite- 
ten einige-Juden zwar anderswo, 
doch die SS hatte Befehl gege- 
ben,. daß sie die super geheime 
V-2-Fabrik weder betreten, ge- 
schweige denn dort arbeiten 
durften. Das gleiche wurde von 
dem Amerikaner und ehemali- 
gen Lagerinsassen Mr. F. Bar- 
wacz bestätigt. 


Mit Hilfe des 
Jüdischen Weltkongresses 


Zur Situation der Zeugen kann .. 
ich zusammenfassend  feststel- 
len, daß das OSI Personen als 
Zeugen angegeben hat, die in 
Wirklichkeit überhaupt keine 
Zeugen waren, weil sie Rudolph 
nicht gekannt haben und auch 
nicht in der V-2-Fabrik gearbei- 
tet haben. 


_Nazijagd | 
Verleumdung 
eines deutschen 
Raketen- 
Experten 


Ich nehme an, daß es einigen 
Vertretern des OSI klargewor- 
den ist, daß die Zeugen, die sie 
angegeben hatten, kaum als sol- 
che durchgehen konnte, denn 
das ist die einzige Erklärung, die 
ich für die seltsame Anfrage ha- 
be, die das OSI an den Jüdischen 
"Weltkongreß (WJC) gerichtet 
hat, mit der Bitte um Suche nach 
»neuen« Zeugen gegen Ru- 
dolph, da die »alten« keinen 
Pfifferling wert waren. Diese 
neue OSI-Initiative begann, 
nachdem sie ihre Bücher im Fall 
Rudolph offiziell geschlossen 
hatten. 


- Aufgrund der OSI-Anfrage setz- 
te der Jüdische Weltkongreß 
Anzeigen in jüdische Zeitungen. 
Doch als der amerikanische 
Staatsbürger und Zeuge Bar- 
wacz über mich auf diese Anzei- 
ge reagierte, bestand kaum In- 
teresse von seiten des Weltkon- 
gresses, nachdem Vertreter die- 
ser Organisation erfuhren, daß 
Barwacz behauptet, Rudolph sei 
unschuldig. 


Nach Präsident Ronald Reagans 
Besuch in Bitburg lud Edgar 
Bronfman, Präsident des WJC, 
den westdeutschen Kanzler Hel- 
mut Kohl zu einem Treffen mit 
anderen Führern amerikanischer 
.- Juden ein, um ihre Verärgerung 
über den Besuch in Bitburg zum 
Ausdruck zu bringen. Bei die- 
sem Treffen war auch Sher zuge- 
gen. Hier erhebt sich die Frage, 
ob Sher dort als ein Vertreter 
des Jüdischen Weltkongresses 
oder als Vertreter der US-Regie- 
rung zur Unterstützung der Poli- 
tik des Präsidenten auftrat. 


In der Vereinbarung, zu deren 
Unterzeichnung Rudolph ge- 
zwungen wurde, um seinen Fall 
außergerichtlich beizulegen, 
heißt es, daß gegen seine Frau 
und seine Tochter kein Dena- 
turalisierungsverfahren eingelei- 
tet werde. Es wird folglich darin 
zu verstehen gegeben, daß ein 
solches Verfahren gegen Mit- 
glieder seiner Familie erfolgen 
könne, falls er das besagte Do- 
kument nicht unterzeichnet. Mir 
erscheint diese Klausel in der 
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Vereinbarung als eine versteckte 
Form der Zwangsausübung, was 
deshalb die Legalität des gesam- 
ten Dokuments in Frage stellt. 


Weil sie keine stichhaltigen Be- 
weise finden konnten, haben 
OSI-Vertreter die Zeugenaussa- 


:gen einer ehemaligen Sekretärin 


der Mittelwerke ausgegraben, 
die diese vor dem oben erwähn- 
ten US-Gericht in Sachen 
Kriegsverbrechen gemacht hat. 
Der betreffende Abschnitt ihrer 
Zeugenaussage wurde Rudolphs 
Anwalt gezeigt, wobei der Name 
der Sekretärin durchgestrichen 
war, doch wir fanden ihn im Pro- 
tokoll des Prozesses des Jahres 
1947, bei dem Mr. Crook anwe- 
send war. 


Irgend etwas 
stimmt nicht 


In ihrer Zeugenaussage stellte 
die Sekretärin Mutmaßungen 
darüber an, wer Sabotageberich- 
te geschrieben haben könnte, 
und sie meinte, es müßte Ru- 
dolph gewesen sein. 


Sie mußte jedoch zugeben, daß 
sie niemals derartige Berichte zu 
Gesicht bekommen hatte. Dem- 
zufolge hat das amerikanische 
Gericht ihren Spekulationen, die 
noch wertloser sind als Hörensa- 
gen, keinerlei Aufmerksamkeit 
geschenkt. 


Als ich jedoch den ehemaligen 
US-Senator Paul Laxalt auf be- 
stimmte vertrauliche Umstände 
im Zusammenhang mit dieser 
Sekretärin aufmerksam gemacht 
habe und eine Kopie dieses 
Schreibens an das OSI schickte, 
wurde ihr mit Poststempel New 
York eine Kopie meines Schrei- 
bens anonym zugeschickt. 


Da wohl niemand in Laxalts Bü- 
ro die Adresse der Sekretärin in 
Deutschland gekannt hat, muß 


ich annehmen, daß diese Indis- 


kretion durch eine illegale Ent- 
hüllung privater Informationen 
mit Hilfe des OSI oder vielleicht 
sogar direkt durch einen OSI- 
Vertreter erfolgte. 


Als Abschlußbemerkung möch- 
te ich gern noch diese Meinung 
äußern: Irgend etwas stimmt 
nicht, wenn sich das amerikani- 
sche Justizministerium bei der 
Suche nach Beweismitteln gegen 
den Mann, der für das Mondra- 
keten-Programm Saturn V ver- 
antwortlich war, an die Kommu- 
nisten wendet, um ihn aus den 
Vereinigten Staaten zu weisen. 


Eine-Welt-Bewe un 


Warum die 
USA ın 
Vietnam 


kämpften 


Des Griffin 


»Kriege werden nicht ausgetragen, um einen Feind zu schlagen. 
Kriege werden ausgetragen, um einen Zustand zu schaffen.« Diese 
berühmten Worte von Edwin Stanton, Abraham Lincolns Kriegsmi- 
nister, wurden vor 120 Jahren geschrieben. Die Tatsache, daß wir 
ihre grundlegende Wahrheit nicht erkannt und verstanden haben, ist 
der Welt teuer zu stehen gekommen. 


Das fehlende Verstehen dieser 
Äußerung des amerikanischen 
Kriegsministers hat den Verei- 
nigten Staaten in vier großen 
Kriegen und anderen weltweiten 
Konflikten das Leben Hundert- 
tausender seiner fähigsten jun- 
gen Männer gekostet. Es hat zur 
Verstümmelung und emotiona- 
len Zerstörung vieler weiterer 
Millionen Menschen geführt. 


Warum führten die 
USA in Vietnam Krieg? 


Neben diesem menschlichen 
Blutbad war das mangelnde Ver- 
ständnis auch im wesentlichen 
verantwortlich für eine unbe- 
zahlbare nationale Schuld. Dem 
amerikanischen Volk wurde eine 
Schuldenlast von über 7500 Dol- 
lar pro Mann, Frau und Kind 
aufgebürdet. 


Hätten die Amerikaner diese 
Wahrheit verstanden, hätten sie 
niemals in den Ersten Weltkrieg, 
den Zweiten Weltkrieg, Korea 
und Vietnam hineingezogen 
werden können. Amerika wäre 
stark, blühend, gesetzestreu und 
anerkannt, anstatt von den inter- 
nationalen Banken und anderen 
politischen Handlangern der 
verschiedensten Couleur ausge- 
plündert zu werden. Amerika 
wäre unbezwingbar. Die USA 
wären weltweit eine Quelle des 
Vertrauens und der Zuversicht. 


Für Amerika ist der Vietnam- 
krieg eine nationale Katastrophe 
gewesen. Er hat das Land zerris- 


sen. Er hat 58 000 der fähigsten 
und brillantesten jungen Ameri- 
kanern das Leben gekostet. Dar- 
über hinaus blieben viele Tau- 
sende mit körperlichen Ver- 
stümmelungen zurück. . 


Der Vietnamkrieg hat auch Mil- 
lionen Frustrierter, Verbitterter, 
Verärgerter und emotional Ge- 
zeichneter geschaffen. 


Wieso wurden die Vereinigten 
Staaten in Vietnam in einen 
Krieg verwickelt? Hatte der 
Krieg einen Zweck? Oder war es 


ein Akt nationalen Wahnsinns? 


Wurde er geführt, um einen 
Feind zu besiegen? Oder um »ei- 
nen Zustand zu schaffen«? 


Erinnern wir an Franklin Roose- 
velts berühmte Worte: »In der 
Politik gibt es keine Zufälle. 
Wenn etwas geschieht, dann 
können sie wetten, daß es so ge- 
plant war.« 


Was in Vietnam passiert ist, war 
kein Zufall. Es sollte hinlänglich 
klar sein, daß der Vietnamkrieg 
kein Krieg gegen die Kommuni- 
sten gewesen ist. 


Der Vietnamkrie 
war gegen Amerika 


Amerikanische »Führer« und 
Entscheidungsträger haben die 
Kommunisten seit den Tagen 
Franklin Delano Roosevelts eif- 
rig unterstützt und ihnen gehol- 
fen. Sie tun es heute noch. 


Der Vietnamkrieg war in erster 
Linie ein Krieg gegen das Volk 
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der Vereinigten Staaten. Er war 
inszeniert worden, um einen 
»Zustand zu schaffen«. Wie wir 
sehen werden, ist dieser Zustand 
in erster Linie in den Vereinig- 
ten Staaten geschaffen worden. 


Der Gedanke, daß diejenigen, 
die Amerikas außenpolitische 
Entscheidungen treffen, solch 
teuflische Taten begehen wür- 
den - einen solch eklatanten, 
kaltblütigen Verrat -, ist den 
meisten Amerikanern fremd. 
Finden Sie es »unvorstellbar?« 


Vielleicht. Doch stimmt es des- 
halb nicht? 


Wollen wir einer offenen Welt 
die Fakten auf den Tisch legen: 
In Vietnam sind über 58 000 un- 
schuldige Amerikaner auf dem 
Altar internationaler Interessen 
durch politischen Verrat geop- 
fert worden. Ganz zu schweigen 
von der geistigen Zerstörung, 
die Tausenden anderer zugefügt 
worden ist. Sie wurden von ihren 
Bossen in Zivil gezwungen, in 
den Dschungeln und Reisfeldern 
Südostasiens zu kämpfen, wäh- 
rend sie geknebelt waren und 
beide Hände hinter ihrem Rük- 
ken gefesselt hatten. 


Im Jahr 1987 ist Amerika nun 
voller ahnungsloser Opfer, die 
noch immer darum kämpfen, ih- 
rem Leben wieder eine ange- 
messene Form zu geben. Bedau- 
ernswerterweise sind viele kör- 
perlich und seelisch so zerstört, 
daß sie nicht mehr geheilt wer- 
den können. 


Wen schert es, daß die blutbe- 
fleckten internationalen Banker 
und ihre treulosen liberalen 
Kohorten in den Zivilregierun- 
gen einer verwirrten Offentlich- 
keit ihren bösen Willen aufzwin- 
gen? Sollten nicht alle Amerika- 
ner sich demütig vor ihrem neu- 
en Gott - dem Staat — verbeugen 
und ihre Kinder auf seinem Al- 
tar opfern? 


Sir John Harrington (1561 bis 
1612) schrieb: »Verrat gedeiht 
nie. Warum? Wenn er gedeiht, 
würde niemand wagen, es Ver- 
rat zu nennen.« 


Regeln 
des Engagements 


In der Vietnam-Ara waren Mil- 
lionen von Amerikanern ver- 
wirrt. Sie spürten, daß irgend- 
etwas unheimlich falsch war. Die 
Art und Weise, wie der Krieg 


geführt wurde, machte keinen 
Sinn. Viele erkannten, daß die 
Vereinigten Staaten den Viet- 
namkrieg in weniger als einer 
Woche hätten gewinnen kön- 
nen. Sie wurden jedoch daran 
gehindert durch die Veröffentli- 
chung der berüchtigten »Regeln 
des Engagements«. 


Dank des amerikanischen Sena- 
tors Barry Goldwater wurde die- 
ses kritische Dokument am 6., 
14., 18. und 26. März 1985 in das 
Parlamentsprotokoll aufgenom- 
men. Durch diese Regeln wur- 
den die amerikanischen Streit- 
kräfte effektiv geschwächt und 
somit wurde ein Sieg verhindert. 
Sie verboten Luftangriffe auf 
wichtige feindliche Kriegsziele. 


Der amerikanische Generalstab 
hob 242 solch wichtiger Ziele 
hervor, doch sie durften nicht 
bombardiert werden ohne die 
Zustimmung des US-Verteidi- 
gungsministers und anderer 
hochgestellter ziviler Personen. 
Im Ergebnis wurden nur 22 die- 
ser Ziele angegriffen. 


Der amerikanische Generalstab 
protestierte bei zahlreichen Ge- 
legenheiten heftig gegen diese 
Regeln, doch er wurde von den 
Verteidigungsministern Robert 
McNamara und Clark Clifford 


überstimmt. Das war nicht über- 
raschend. Beide - sowohl McNa- 
mara als auch Clifford — hatten 
ihre Seele der »Eine-Welt-Be- 
wegung« verkauft. Sie folgten 
den Befehlen ihrer im verborge- 
nen wirkenden Mentoren. Ihr 
Verrat reflektierte ihre sklavi- 
sche Hingabe gegenüber ihren 
fremden Meistern. 


Es war Ende der sechziger Jah- 
re. James Caldwell (nicht sein 
richtiger Name) war der Leiter 
eines Bombardierungsteams an 
Bord eines Flugzeugträgers vor 
der Küste von Vietnam. Die 
Mannschaft war zuversichtlich. 


Warum nicht? Sie arbeiteten mit 
Gerät nach dem neuesten Stand 


der Technik. Sie waren höchst: 


erfahren. Sie arbeiteten wie eine 
perfekt eingestellte Maschine. 
Sie hatten alles, was nötig war, 
um die Arbeit zu tun. Die 
Kampfmoral war hoch. 


Eines Tages wurden James und 
sein gut eingespieltes Team in 
höchste Alarmbereitschaft ver- 
setzt. Innerhalb kürzester Zeit 
sollten so viele Flugzeuge wie 
möglich mit Bomben beladen 
werden. Es sollte ein massiver 
Angriff auf wichtige Einrichtun- 
gen des Feindes geflogen 
werden. 


Endlich Aktion. Eine Welle ge- 
spannter Erwartung ging durch 
den Flugzeugträger. Verhaltene 
Gefühle explodierten in einem 
Ausbruch von _ Heiterkeit. 
Schließlich würden die Vereinig- 
ten Staaten dem Feind den rich- 
tigen Schlag versetzen. 


Die Arbeit, die zu tun war, war 
so dringlich, daß man keine Mi- 
nute verlieren durfte. Die wich- 
tigsten Leute arbeiteten rund um 
die Uhr. Es gab keine Zeit zu 
verlieren. Über spezielle Zugän- 
ge bekamen diese Experten ihr 
Essen umgehend. Keine Pausen. 


Ein unverkennbarer Stolz und 
freudige Begeisterung ging über 
den Milliarden Dollar schweren 
Flugzeugträger. Viele Monate 
harten Trainings zahlten sich 
aus. Die höchstqualifizierte 
Mannschaft arbeitete im Ein- 
klang. Sie waren genau aufein- 
ander eingespielt. 


Der Angriff 
war eine Finte 


Bei Einbruch der Dunkelheit 
starteten die Flugzeuge. Dutzen- 


Die Schrecken des Vietnam- 
Krieges sind vergessen. Die 
USA haben ihre Lektion nicht 
gelernt und spielen in Nicara- 
gua das alte Spiel. 


Eine-Welt-Bewegung. 


-de vollbeladener Maschinen 
donnerten die Startbahn entlang 
und verschwanden dann in der 
Nacht: in Richtung ihrer An- 
griffsziele. Die ganze Operation 
lief präzise ab wie ein Uhrwerk. 
Die Vietnamesen würden es 
heute nacht gehörig gezeigt be- 
kommen. 


Während die Zahl der starten- 
(den Flugzeuge wuchs, beschäf- 
tigte sich James Caldwell mit 
dem Gedanken, was mit dieser 
geballten Macht an Kraft ge- 
. schehen werde. Was war das 

Ziel dieser Riesenmenge von 
Amerikas modernsten und hoch- 
technisierten Bombern? Hanoi? 
Haiphong? Ein großer Industrie- 
komplex? 


Was konnte wohl eine solch 
spektakuläre Entfaltung der 
amerikanischen Luftstreitkräfte 
rechtfertigen? Alternative Ziele 
gingen James durch den Kopf, 
als er sich dem Ende seines lan- 
gen und erschöpfenden Einsat- 
zes näherte. Eines war sicher, 
Amerikas Kriegsbemühungen 
waren jetzt in besten Händen. 
Die Piloten konnten es von hier 
aus handhaben. 


Beruhigt sank James in seine 
Schlafkoje. Er war erschöpft. 
Ausgelaugt. Er war glücklich 
und stolz darauf, ein Amerika- 
ner zu sein. Er hatte seine Pflicht 
erfüllt. Er hatte gute Arbeit ge- 
leistet. Es war großartig, auf der 
Siegerseite zu sein. 


Ein paar Tage später war James 
Caldwell wie vor den Kopf ge- 
stoßen, als er die Wahrheit er- 
fuhr. Der massive Luftangriff, 
dem er so enthusiastisch beige- 
pflichtet hatte, war eine Finte 
gewesen. Alle Bomber hatten 
ihre tödliche Ladung, mit der ein 
Krieg zu gewinnen war, ganz in 
der Nähe im Ozean abgeworfen, 
viele Meilen von den feindlichen 
Zielen entfernt. 


Warum? Ein vollbeladenes Mu- 
nitionsschiff war soeben aus den 
Vereinigten Staaten eingetrof- 
fen. Die Lagerkapazität an Bord 
des Flugzeugträgers wurde für 
die neuen Vorräte benötigt. 


40 


Anzumerken ist,. daß. diese 
Übung militärischen Wahnsinns 
zu einer Zeit stattfand, als Tau- 
sende amerikanischer Soldaten 
ganz in der Nähe vom Feind ge- 
tötet, verstümmelt und gefoltert 
wurden. 


Warum wurden diese tödlichen 
Waffen nicht gegen den Feind 
eingesetzt? Die Antwort ist viel- 
leicht abstoßend für jeden pa- 
triotischen, nationalen Amerika- 
ner, doch man muß ihr ins Auge 
schauen. Die zivilen Führer und 
deren Handlanger hinter den 
Kulissen hatten den Sieg ver- 
boten. 


Wird jetzt verständlich, daß der 
Vietnamkrieg nicht geführt wor- 
den ist, um den Feind zu schla- 
gen? Er wurde geführt, um 
»einen Zustand zu schaffen«. 
Welcher »Zustand« wurde nun 
damit geschaffen? Wer waren 
die wirklichen Verlierer? Wer 
waren die wirklichen Gewinner? 


Die Belohnung für 
geleistete Dienste 


Für die Vereinigten Staaten war 
der Vietnamkrieg eine uneinge- 
schränkte Katastrophe. Hier 
einige seiner verheerenden Aus- 
wirkungen. 


Erstens: Vor der Ermordung 
von US-Präsident John F. Ken- 
nedy waren die Vereinigten 
Staaten in Südostasien militä- 
risch engagiert. Es waren jedoch 


Lyndon Johnson und seine Me-- 


nagerie ruchloser Vertreter der 
»Eine-Welt-Bewegung«, die die 
Dampfwalze der Zerstörung in 
Gang gesetzt haben. »Sie kön- 
nen darauf wetten, daß es so ge- 
plant war.« 


Die Johnson-Regierung hat Süd- 
ostasien mit amerikanischen Sol- 
daten überschwemmt und damit 
den Rat von Spitzenmilitärs, sich 
in Asien niemals in einem Land- 
krieg zu engagieren, absichtlich 
ignoriert. Sie begannen sofort 
ihre in steuerlicher Hinsicht ver- 
rückte »Kanonen-und-Butterpo- 
litik«. 


Hohe Defizite im _amerikani- 
schen Bundeshaushalt waren die 
Folge und bereiteten den Boden 
für die inflationäre Explosion, 
die darauf folgte. Das Ergebnis? 
Eine nicht abzuschätzende. fi- 
nanzielle Goldgrube für die in- 
ternationalen Banker, die den 
Amerikanern das Geld für die 
Finanzierung des Krieges gelie- 


hen haben. ‘Sie waren die wiırkli-. 


chen Gewinner. 


-Für die im Vietnamkrieg »gelei- 


steten Dienste«x belohnten die 
internationalen Banker Robert 
McNamara mit der Spitzenposi- 
tion bei der Weltbank. Natür- 
lich, jeder Verräter hat seinen 
Preis. 


Zweitens: Amerikas politisch in- 
spirierte Politik des »Nicht-Ge- 
winnens« war in Wirklichkeit 
Außenpolitik. Sie lief den urei- 
gensten Interessen des amerika- 
nischen Volkes total entgegen. 
Es war ein krasser Vertrauens- 
bruch, der 58 000 Amerikanern 
das Leben kostete. Er hinterließ 
darüber hinaus Hunderttausen- 
de körperlich und geistig Ver- 
stümmelter. 


Drittens: An der Heimatfront 
rief die im Vietnamkrieg verfolg- 
te Politik große Unstimmigkeit 
hervor. Das Land teilte sich in 
zwei Lager. Familien wurden 
auseinandergerissen. Frustration 
war weit verbreitet. 


In Vietnam wurden gegen Ende 
des Krieges Hunderte amerika- 
nischer Offiziere von ihren eige- 


nen Männern getötet. Demorali-. 


siert durch ständigen Verrat und 
Täuschung konnten es die ame- 
rikanischen Soldaten nicht mehr 
länger ertragen, ihr Leben in ei- 
nem Scheinkrieg aufs Spiel set- 
zen zu sollen, in dem der Feind 
von den eigenen zivilen Führern 
unterstützt und gestärkt wurde. 


Die gezielte Demoralisierung 
der Vereinigten Staaten - in zivi- 
ler und militärischer Hinsicht - 
war einer der »Zustände«, der 


durch den Krieg geschaffen wor- 


den ist. 


Vielen Dank, 
Henry Kissinger! 


Viertens: Der Vietnamkrieg hat 
dazu beigetragen, den verruch- 
ten Henry Kissinger landesweit 
in den Vordergrund zu spielen. 
Diese Tragödie eines Menschen 
hat den Vereinigten Staaten 
wahrscheinlich mehr Schaden 
zugefügt als jeder andere Mann 
in der amerikanischen Ge- 
schichte. 


Es war Kissinger, der unter dem 
Deckmantel und in der Eigen- 
schaft als US-Präsident Nixons 
nationaler - Sicherheitsberater 
Amerikas eklatanten Verrat sei- 
ner loyalen Verbündeten in Süd- 
ostasien gelenkt und geführt hat. 


Mit dem Fall Südvietnams wur- 
de der Weg dafür frei, daß Kam- 


bodscha in. die Hände der kom- 
munistischen Roten Khmer un- 
ter Führung des berüchtigten Pol 
Pot fiel. Dieser teuflische Barbar 
hat 2,5 Millionen seiner Lands- 
leute abgeschlachtet, die mei- 
sten von ihnen Christen. 


Vielen Dank, Henry Kissinger! 


Fünftens: Das Vietnamdebakel 
hatte auch weitreichende Konse- 
quenzen in einem anderen wich- 
tigen Bereich. Es bereitete den 
Boden für die Notsituation der 
»boat people« und die anschlie- 
ßende Fremdeninvasion Ameri- 
kas. Mindestens 1,5 Millionen 
Ausländer strömen jährlich in 
die Vereinigten Staaten. Es 
wohnen jetzt wahrscheinlich be- 
reits 20 Millionen Ausländer in 
Amerika. 


Können die Vereinigten Staaten 
einem solchen Ausländeran- 
sturm widerstehen? Keine ande- 
re Zivilisation in der Geschichte 
konnte dies. Können die Ameri- 
kaner in ihrem gegenwärtigen 
armseligen moralischen Zustand 
auf ein besseres Schicksal hof- 
fen? Welche Schlußfolgerung 
kann man hinsichtlich des Viet- 
namkrieges ziehen? 


Edwin Stanton hatte recht. 
»Kriege werden nicht geführt, 
um einen Feind zu schlagen. 


. Kriege werden geführt, um ei- 


nen Zustand zu schaffen.« Im 
Vietnamkrieg war der Zustand, 
der geschaffen worden ist, die 
Demoralisierung der Vereinig- 
ten Staaten. 


Und heute in Nahost sind die 

gleichen Kräfte wieder am 
Werk. Denken Sie darüber 
nach! U 


Von Des Griffin ist im Verlag Dia- 
gnosen, D-7250 Leonberg, das 
Buch »Wer regiert die Welt?« er- 
schienen. Im Anhang zu diesem 
Buch sind die »Protokolle« der 
Weltdiktatur veröffentlicht. 


— 


en 


Weltregierung 


Schlange mit 


vielen 


Köpfen 


Arthur Vogt 


Der »Zeitgeist« ist nur scheinbar das Resultat des Wirkens von 
spontanen Kräften; er ist nicht ein Würfelspiel nach den Launen des 
Zufalls, er ist in Wirklichkeit das Werk eines Generalstabs, der mit 
Hilfe der Medien das Bewußtsein formt. Wer aber sind die geheimen 
Mächte, die das Weltgeschehen dieses Jahrhunderts lenken? 


Im’ Zeitalter der elektronischen 
Medien ist die Fabrikation der 
»Weltmeinung« eine Frage der 
Technik. Die Hardware — zum 
Beispiel Fernsehen, Rundfunk, 
Zeitungen und Film — ist quasi 
perfekt. Die Software - die »Me- 
dienschaffenden« wie Künstler, 
Journalisten, Schriftsteller und 
Liedermacher — werden streng 
nach ideologischen Kriterien 
ausgewählt, nur, wer »richtig 
spurt«, hat Aufstiegschancen. 


Sind es wirklich 
zwei Teufel? 


Das Ziel: »One World«, eine 
TV-gesteuerte, »amorphe« 
Menschheit. Freiheit und Indivi- 
dualismus werden auf dem Altar 
der Gleichheit und Sicherheit 
geopfert. Die Massen verlangen 
»Brot und Spiele«; kritische Ein- 
zelgänger sind unerwünscht, sie 
gelten als »asozial«. Geborgen- 
heit gibt die Gruppe. Auch die 
Opposition ist ein Massenphäno- 
men; , Aussteiger sind »in« 
Mode. 


Nach Ayatollah Khomeini gibt 
es in der Welt zwei Teufel: die 
Vereinigten Staaten und die So- 
wjetunion. Der Atheist Mao 
braucht dafür in seiner »Drei- 
Welten-Theorie« den Begriff 
»Supermächte«. Sind es wirklich 
zwei Teufel? Ist es nicht eine 
Schlange mit zwei Köpfen? 


Viele Ungereimtheiten der 
Weltgeschichte lassen sich durch 
diese Hypothese erklären. Es 
gibt Anzeichen für eine geheime 
Zusammenarbeit zwischen der 
Sowjetunion und den Vereinig- 
ten Staaten. Nicht klar ist, ob 
sich die oberste Führung im 


Kreml oder im Weißen Haus be- 
findet. 


Die USA spielten schon 1917, 
bei der Geburt der Sowjetunion, 
die Rolle des Paten. Revolutio- 
näre aus New York -— darunter 
Leo Trotzki - haben die Okto- 
berrevolution in Petersburg ent- 
scheidend beeinflußt. Seither ist 


jede Expansion des sowjetischen 
Machtbereichs durch Aktionen 
der USA eingeleitet oder begün- 
stigt worden. 


Die Entrüstung der Vereinigten 
Staaten über die »sowjetische 
Bedrohung« ist darum nicht 
ernst zu nehmen, denn der Auf- 
stieg der Sowjetunion zur Welt- 
macht ist eine Folge der US- 
Hilfe. 


Ist es Naivität, wenn Ronald 
Reagan die Sowjetunion als »das 
Reich des Bösen« bezeichnet, 
glaubt er an das, was er sagt. Die 
Widersprüche der US-Politik 
lassen auf antagonistische Strö- 
mungen in der politischen Füh- 
rung schließen: die »offizielle«, 
das heißt die antikommunisti- 
sche Linie des Weißen Hauses 
und die kryptokommunistische, 
sowjetfreundliche Linie einer 
einflußreichen Schattenregie- 
rung des CIA und des »Big Busi- 
ness« in New York. 


Schrittmacher 
der Weltrevolution 


Die Welt ist wegen der ambiva- 
lenten Haltung der USA verun- 


sichert. Was sind die wahren 
Absichten der Vereinigten Staa- 
ten? Es folgt eine Aufzählung 
von einzelnen Fällen, in denen 
Amerika den Machtzuwachs der 
Sowjetunion gefördert hat. 


1917 Oktoberrevolution: Ameri- 
ka war immer der Gegenspieler 
des »absolutistischen Zarenrei- 
ches«, sein »demokratisches 
Sendungsbewußtsein« vertrug 
sich schlecht mit der Autokratie. 
So förderten die USA den Um- 
sturzz, der New Yorker Leo 
Trotzki übernahm die militäri- 
sche Führung der Roten Armee, 
New Yorker Banker, Schiff und 
Loeb, schickten Geld. 


Entwicklungshilfe für Stalins Ar- 
chipel Gulag: US-Geld und US- 
Ingenieure sorgten für den Auf- 
bau der sowjetischen Wirtschaft 
und die Erfüllung der Fünf-Jah- 
res-Pläne. Sie förderten den 
Bergbau, den Ausbau der Was- 
serkraftwerke, errichteten eine 
Fabrik für Traktoren. Mit Ge- 
treidespenden halfen sie die 
Hungersnot zu überwinden, die 
sich als Folge der Zwangskollek- 
tivierung der Landwirtschaft ein- 
stellte. 


19455 Einkreisung Hitler- 
Deutschlands: Fest steht, daß 
Roosevelt England zum Krieg 
gegen Hitler-Deutschland er- 
munterte. Wie weit er beim Mo- 
lotow-Ribbentrop-Pakt, der den 
Zweiten Weltkrieg ausgelöst 
hat, die Hände im Spiel gehabt 
hat, das muß die Geschichtsfor- 
schung abklären, wenn die Ar- 
chive geöffnet und die Doku- 
mente freigegeben werden. 


Roosevelt rettet die Sowjetuni- 
on vor dem Zusammenbruch: 
1941, in der Stunde der höchsten 
Bedrängnis — die deutsche 'Ar- 
mee steht vor Moskau -, kommt 
Roosevelt seinem Freund Stalin 
zu Hilfe. Mit einem Trick - 
»Pearl Harbour« -— gelingt es 
ihm, die Vereinigten Staaten in 
den Krieg zu manövrieren. 


1945 Aufteilung Europas: In Jal- 
ta wird Europa durch eine De- 
markationslinie in die sowjeti- 
sche und die anglosächsische Be- 
satzungszone aufgeteilt. Für die 


US-Präsident John F. Kenne- 
dy mit seinem Bruder Robert. 
Kennedy organisierte in Viet- 
nam einen Militärputsch und 
leitete damit den Umsturz und 
Zerfall des Landes ein. 
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Weltregierung 


Schlange mit 
vielen Köpfen 


Zweiteilung Europas und das 
Vorrücken der Roten Armee bis 
Böhmen und Sachsen sind Roo- 
sevelt und Churchill verantwort- 
lich. Für die Erhaltung der Un- 
abhängigkeit Polens hat England 
den Zweiten Weltkrieg ausge- 
löst, heute ist Polen — mit den 
anderen Ländern hinter dem 
»Eisernen Vorhang« - ein Satel- 
lit der Sowjetunion. 


Das Spiel mit 
der Demokratie 


1949 China wird kommunistisch: 
Nach der Kapitulation Japans im 
Jahr 1945 werden in China die 
Kämpfe zwischen den Kommu- 
nisten (Mao) und den Regie- 
rungstruppen (Tschiang Kai- 
schek) immer heftiger. Die So- 
wjets gewähren den Kommuni- 
sten massive Hilfe, während die 
USA auf Druck der »Liberals« 
(General Marshall) jede Hilfe an 
die Nationalisten einstellen, um 
das »diktatorische, korrupte Re- 
gime« zu einer »demokratischen 
Offnung« zu zwingen, das heißt 
zu einer Koalition mit den Kom- 
munisten. 


Die USA sehen untätig zu, wie 
ihre Verbündeten bedrängt und 
schließlich vom Festland vertrie- 
ben werden. Die Nationalisten 
flüchten auf Taiwan, und eine 
Milliarde Chinesen werden un- 
ter Mao kommunistisch. 


1959 Kuba wird ein Sowjetsatel- 
lit vor der Küste Floridas: US- 
Botschafter Smith beschreibt in 
seinem Buch »The Fourth 
Floor«, wie er aus Washington 
die Weisung erhielt, die Hilfe an 
den US-freundlichen Diktator 
Batista einzustellen und eine 
Machtübernahme durch die Re- 
bellen unter Fidel Castro zu be- 
günstigen. Castro war der Mann 
Washingtons. Er erhielt noch ein 
Jahr nach seiner Machtergrei- 
fung Entwicklungshilfe aus den 
USA. Heute ist Kuba fest im 
Ostblock integriert, Batista hat 
sich in seinem Buch »Cuba Be- 
trayed« bitter über den Verrat 
beklagt. 


1963-1975. Das Drama _ Viet- 
nams: Die US-freundliche, anti- 
kommunistische Regierung Süd- 
vietnams unter Ngo Dinh Diem 
kam zunehmend ins Kreuzfeuer 
der Medienkritik, sie wird welt- 
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Franklin D. Roosevelt half den Rockefellers, die Außenpolitik 


der USA zugunsten der Sowjetunion zu verändern. 


weit als »korrupte, volksfeindli- 
che Clique« diffamiert. US-Prä- 
sident Kennedy organisiert über 
seinen Botschafter in Saigon, 
Henry Cabot Lodge, einen Mili- 
tärputsch. 


Am 1. November 1963 wird Ngo 
Dinh Diem, der Führer der na- 
tionalen Einheitsfront, von Re- 
bellen gestürzt und ermordet. 
Die von ihm aufgestellten anti- 
kommunistischen Milizen wer- 
den aufgelöst. Der Umsturz lei- 
tet den moralischen Zerfall Süd- 
vietnams ein. Unfähige Regie- 
rungen lösen sich ab, der Wehr- 
wille erlahmt, der kommunisti- 
sche Aufstand (Vietcong) nimmt 
bedrohliche Formen an - die 
Tragödie Vietnams beginnt. 


Nur durch eine massive Inter- 
vention der USA - es waren bis 
zu 500 000 Soldaten im Einsatz - 
konnte der totale Kollaps hin- 
ausgeschoben werden. Die Ver- 
luste der USA in dem zehnjähri- 
gen Krieg (1963 bis 1975): 


58 000 Tote, 3700 Flugzeuge, 
4800 Helikopter. 


Am 27. Januar 1973 wurde in 
Paris das Waffenstillstandsab- 
kommen zwischen USA, Süd- 
vietnam, Nordvietnam und dem 
Vietcong unterzeichnet, zu Be- 
dingungen, die der kommunisti- 
sche Gegner diktieren konnte. 
Die US-Truppen mußten das 
Land innerhalb von zwei Mona- 
ten verlassen. 


Der Preis für 
die Nobelpreise 


Ho Chi Minh besiegt die Welt- 
macht USA: Das letzte Kapitel 
des Dramas folgt am 30. April 
1975: Nordvietnamesische Pan- 
zer drücken das Eisentor des 
Präsidentenpalastes in Saigon 
ein, ein »korruptes Regime« 
bricht zusammen. Ironischerwei- 
se findet die Abdankung an der 
gleichen Stelle statt, an der Ken- 
nedy mit dem von ihm inszenier- 
ten Putsch gegen die verfas- 


sungsmäßige Regierung das 
Trauerspiel vor zwölf Jahren 
eröffnet hatte. 


Der Sieg Hanois ist ein Triumph 
des Totalitarismus, die demo- 
kratische Supermacht hat ihren 
Schützling schmählich im Stich 
gelassen. Die siegreichen kom- 
munistischen Verbände »befrei- 
ten« — als Vollstrecker des Wil- 
lens von Ho Chi Minh - auch 
Kambodscha und Laos. Für die 
»Befriedungsaktion« hatten 
Henry Kissinger und Le Duc 
Tho den Nobelpreis für den 
Frieden erhalten. 


Der wahre Preis des Friedens: 
Hinrichtung von Zehntausen- 
den, Umerziehungslager, 
Zwangsarbeit, Umsiedlungsak- 
tionen, ein Heer von Flüchtlin- 
gen, das Elend der »boat peop- 
le«. Ausgelöst wurde die Kaska- 
de der Gewalt durch den Mord 
an Diem, inszeniert durch US- 
Präsident Kennedy am 1. No- 
vember 1963. Die Verwicklung 
der USA in den Putsch wird ein- 
gehend geschildert von der Jour- 
nalistin Suzanne Labin, die als 
Augenzeuge den Putsch miter- 
lebte und die betroffenen Perso- 
nen persönlich gekannt hat. Es 
ist auch nachzulesen bei Ray- 
mond Cartier »Weltgeschichte 
nach 1945«. 


1979 Mullahs stürzen den Pfau- 
enthron: 1978 verschärft sich das 
Trommelfeuer der Weltpresse 
gegen den Schah und dessen Ge- 
heimpolizei Savak. Schah Mo- 
hammed Reza wurde in der 
Weltmeinung zum Unterdrük- 
ker, Schmarotzer und Volks- 
feind gestempelt. Sein Gegen- 
spieler Khomeini organisierte 
aus seinem Asyl in Paris den Wi- 
derstand. 1979 war der interna- 
tionale Druck auf einem Höhe- 
punkt. US-Präsident Jimmy Car- 
ter empfahl dem Schah - den er 
noch vor einem Jahr als treuen 
Freund Amerikas gelobt hatte - 
abzudanken. 


Dem todkranken Schah verwei- 
gerten die auf ihre humanitäre 
Tradition stolzen »christlichen« 
Staaten des Westens das Asyl, 
das sie vorher Khomeini für des- 
sen Agitation stillschweigend ge- 
währt hatten. Weder die 
Schweiz, wo der Schah zuvor im- 
mer ein gerngesehener Gast 
war, noch die USA waren be- 
reit, dem Flüchtling Unter- 
schlupf zu gewähren. Einzig 
Agyptens Sadat zeigte Er- 

barmen. 


Die USA müssen heute für ihren 
Treuebruch bitter büßen. An 
der Stelle eines Freundes haben 
sie in Ayatollah Khomeini einen 
Todfeind, der sie ständig heraus- 
fordert und demütigt. Das 
Gleichgewicht zwischen Ost und 
West droht aus den Fugen zu ge- 
raten, falls die Erdölreserven 
des Mittleren Ostens in die Hän- 
de der Sowjetunion geraten soli- 
ten. Dieser Fall könnte aber ein- 
treten, wenn sich Khomeini mit 
dem »kleinen Teufel« Sowjet- 
union gegen den »großen Teu- 
fel« USA verbünden sollte; oder 
wenn bei einem Zusammen- 
bruch der fundamentalistischen 
Welle der Kommunismus im Ir- 
an die Herrschaft erringt - was 
durchaus möglich, wenn nicht 
wahrscheinlich ist. 


Demokratisierung 
gleich Destabilisierung 


1979 Nicaragua unter sandinisti- 


scher Herrschaft: Mit messiani- 
schem Eifer will Carter 1978 den 
Prozeß der »Demokratisierung« 
in Nicaragua fördern. Er sperrt 
Waffenlieferungen an Somoza 
und unterstützt die »demokrati- 
sche« Opposition der Sandini- 
sten. Der alte, bewährte Freund 
der USA, Anastasio Somoza, 
wird - nach dem Modell von Ku- 
ba 1959 - treulos fallengelassen 
und zum Verlassen des Landes 
genötigt. In einer ersten Flücht- 
lingswelle verlassen die Anhän- 
ger Somozas das Land. 


Bald nach der Machtübernahme 
zerbricht die Anti-Somoza-Koa- 
lition; der harte Kern der kom- 
munistischen Sandinisten setzt 
sich durch und verdrängt die 
»bürgerlichen« Partner. Jetzt 
müssen, in einer zweiten Welle, 
die »nützlichen Idioten« der Re- 
volution fliehen: »Kapitalisten«, 
Grundbesitzer, Unternehmer, 
Intellektuelle, Katholiken. Aber 
der US-Kongreß bewilligt 75 
Millionen Dollar »Aufbauhilfe« 
für die Sandinisten. 


Heute ist Nicaragua wie Kuba 
ein kommunistisches Land, das 
vom Ostblock und europäischen 
Sozialisten unterstützt wird. Die 
USA versuchen heute die von 
ihnen geförderte Revolution 
rückgängig zu machen, das heißt 
in »demokratische« Bahnen zu 
leiten. Der von ihnen eingesetz- 
ten Söldnerarmee fehlt die Be- 
geisterung, sie ist von korrupten 
Elementen durchsetzt. Sie wird 
niemals in der Lage sein, das 
Land zu »demokratisieren« oder 
die.Sandinisten zu vertreiben. 


Der Weg zum Sozialismus ist ei- 
ne Einbahnstraße. Moskau hat 
in Nicaragua Fuß gefaßt, es ern- 
tet, was die Vereinigten Staaten 
gesät haben. Reagan hat die 
»Demokratisierung«, das heißt 
Destabilisierung, nach dem Re- 
zept seiner Vorgänger fortge- 
setzt. 


.1986 Haiti: Von Duvalier zur 


Anarchie: Seit der Papst bei sei- 
nem Besuch auf Haiti das Re- 
gime scharf kritisiert hat, ist die 
katholische Kirche zum Träger 


‘der Opposition geworden. Der 


dritte Kopf der Schlange! 


Die USA begrüßten ebenfalls ei- 
nen Regierungswechsel. Der 
Sprecher der US-Regierung, 
Larry Speakes, verkündete am 


31. Januar 1986: »Duvalier sei’ 


gestürzt und habe das Land ver- 
lassen.« Duvalier dementierte 
dies prompt über den Rundfunk. 
Hatte Duvalier einen Befehl der 
US-Schutzmacht mißachtet? 


Am 7. Februar fügte sich Duva- 
lier dem Druck, er demissionier- 
te und verließ mit seiner Familie 
das Land. Seither setzt sich auf 
Haiti — wie auf den Philippinen — 
der wirtschaftliche Niedergang 
fort. Der Regierung fehlt es an 
der Legitimation, die Anarchie 
droht. Haiti gleicht einem Schiff 
ohne Steuermann, das die An- 
ker gelichtet hat. Wohin wird es 
treiben? 


Das Tor zum 
Archipel Gulag 


1986 Philippinen von Marcos zu 
Aquino: Der Umsturz verlief 
ganz nach Drehbuch: Eine welt- 
weite Diffamierungskampagne 
der Medien gegen Marcos 


schaffte das psychologische Kli- 
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ma. Die zehn Milliarden Dollar, 
die er »dem Volk gestohlen« ha- 
ben soll, sucht man umsonst. 
Amerikanische Fernsehteams 
filmten den Aufstand aus der 
Optik der Putschisten. Cory 
Aquino wird »als Geschenk des 
Himmels« (Kardinal Sin) wie ei- 
ne Heilige gefeiert. 


Nach dem offiziellen Ergebnis 
hat Marcos die Wahl mit einem 
Vorsprung von 1,5 Millionen 
Stimmen gewonnen. Aquino er- 
klärte das Ergebnis für ungültig 
und ernannte sich zur Präsiden- 
tin. Marcos wird von den USA 
mit einem Helikopter entführt 
und auf Hawaii interniert. Das 
ist der Dank für seine langjähri- 
ge Freundschaft mit der großen 
Supermacht. 


Die Medien haben Corazon 
Aquino in der öffentlichen Mei- 
nung zur »Frau des Jahres« kata- 
pultiert und Marcos zum Böse- 
wicht gestempelt. Die katholi- 
sche Kirche hat neben den USA 
eine entscheidende Rolle beim 
Umsturz gespielt. Ist die Kirche 
ein Glied der großen Verschwö- 
rung? Ein dritter Kopf der 
Schlange? 


Fazit nach eineinhalb Jahren: 
Alles geht schlechter auf den 
Philippinen, die Zukunft ist dü- 
ster: Arbeitslosigkeit, Devisen- 
knappheit, Kapitalflucht, Unzu- 
friedenheit, Rebellentätigkeit 
sind gestiegen. Die kommunisti- 
sche Bedrohung - von Marcos 
gebändigt - ist gewaltig gewach- 
sen. Die Armee ist demorali- 
siert, der Kampfgeist gesunken - 
wie in Südvietnam 1964. 


Unter dem Vorwand der »De- 
mokratisierung« werden anti- 
kommunistische Regierungen in 
»Volksdemokratien« verwan- 


delt. Das bewährte Rezept ist 
immer das gleiche: Punkt eins ist 
der Rufmord: Eine konzentrier- 
te. Medienkampagne stempelt 
das Staatsoberhaupt zur »Un- 
person«, zum »Volksfeind«; er 
wird der Korruption, der Folter, 
der Unterdrückung der Opposi- 
tion bezichtigt. Beweise sind 
nicht nötig, Verleumdungen fin- 
den immer Gehör. 


Punkt zwei: Nachdem in der Me- 
dienschlacht die Reporter das 
repressive System »sturmreif ge- 
filmt« haben, erfolgt der Putsch. 
Der »korrupte Diktator« wird 
verjagt, das Volk ist befreit und 
ergreift die Macht, »die Demo- 
kratie bricht aus«. 


Punkt drei: Die demokratische 
Allianz ist das Aushängeschild, 
in Wirklichkeit regiert eine Cli- 
que oder Junta. Das Volk wird 
wieder — unter anderen Vorzei- 
chen - autoritär geführt, wie’ 
Zuvor. 


In dem von den USA gebauten 
demokratischen Nest wird das 
rote Kuckucksei ausgebrütet. 
Fazit: Das Volk hat nicht mehr 
Rechte als vorher. Ausgewech- 
selt wurde die führende Elite, 
ausgewechselt wurden die Be- 
griffe, die »Orwellsche Neuspra- 
che« vernebelt den Sachverhalt 
(Dialektik). 


Mit der Demokratie nach dem 
Evangelium der US-Liberals ist 
die dritte Welt überfordert. Die 
Völker sind an eine autoritäre 
Staatsführung gewöhnt, eine 
Verlagerung der politischen 
Verantwortung auf das Individu- 
um ist ihnen fremd. So fügen 
sich auch die Massen wider- 
spruchslos den neuen Prophe- 
ten, der Clique von linken Be- 
rufsrevolutionären. 


Die Frage bleibt: Warum gera- 
ten nur antikommunistische 
Staaten in das Kreuzfeuer der 
Medienkritik - Südafrika, Süd- 
korea, Chile? Warum herrscht 
Funkstille bei Menschenrechts- 
verletzungen in sozialistischen 
Ländern — Vietnam, Äthiopien, 
Nicaragua, Kuba? 


Seit 1945 hat sich das Sowjetim- 
perium ständig ausgeweitet. 
Wenn die Expansion im gleichen 
Tempo weitergeht, so haben wir 
schon bald nach der Jahrhun- 
dertwende den globalen Gulag, 
die »schöne, neue Welt« von 
Huxley. 
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USA 


benteuertum 
als Politik 


John F. Bright 


Die Anwendung des Prinzips politischer und militärischer »Triage« 
kann viel zur Stärkung der Nationen-Familie des Westens beitragen. 
»Triage« ist ein medizinischer Begriff. Gemeint ist damit die Tren- 
nung der Patienten bei einer Katastrophe in drei Kategorien: jene, 
die keine Behandlung brauchen, um zu überleben; jene, die schon zu 
weit verloren sind, um aus einer Behandlung noch einen Nutzen zu 
ziehen, und jene, die durch eine Behandlung gerettet werden kön- 
nen. Danach werden nur die Patienten aus der dritten Kategorie 


behandelt. 


Dieses Prinzip der »Triage« wird 
in einem Lazarett angewandt, 
wenn zwei Ärzte mit 2000 Ver- 
letzten überflutet werden, von 
denen sie nur einige wenige be- 
handeln können. Es werden also 
nur die Fälle der dritten Katego- 
rie behandelt, das heißt, jene, 
die nur überleben werden, wenn 
sie eine Behandlung erfahren. 


Eine Politik 
des Rückzugs 


Die Vereinigten Staaten haben 
sich bei ihren interventionisti- 
schen militärischen und politi- 
schen Arrangements weltweit 
sehr stark übernommen. Viele 
dieser Arrangements sind tief 
verwurzelt in den zerfahrenen 
imperialistischen Ideen von 
Franklin D. Roosevelt, Woo- 
drow Wilson und William 
McKinley sowie Ronald 
Reagan. 


Die Vereinigten Staaten haben 
sich übernommen. Der Zusam- 
menbruch ihrer militärischen 
und politischen Position auf der 
Welt ist fast unvermeidlich. 


Zum Wohle alle Betroffenen 
sollten die USA heute eine Poli- 
tik des Rückzugs aus allen Tei- 
len der Welt betreiben, in denen 
ihre politischen und militäri- 
schen Interessen durch ihre Prä- 
senz keinem guten Zweck die- 
nen. Damit könnte ihnen ein 
schrecklicher Niedergang in mi- 
litärischer - Hinsicht erspart 
bleiben. : 


Es ist völlig in Ordnung, sich 
einmal ein paar »Triage«-Prakti- 
ken anderer westlicher Nationen 
aus der Vergangenheit anzu- 
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Baron Carl von Mannerheim 
(Mitte, grüßend), finnischer 
General und Staatsmann, bei 
der Abnahme eines Fahrrad- 
trupps. 


US-Präsident Woodrow Wil- 
son und seine imperialisti- 
schen Ideen führten zum in- 
ternationalen Abenteuertum 
der USA. 


schauen, welche mit Problemen 
konfrontiert wurden, die größer 
waren, als sie handhaben 
konnten. 


Finnland ist ein dünnbesiedeltes 
Land, das sich vom Golf von 
Bothnia und Golf von Riga im 
Westen bis zum Uralgebirge im 
Osten erstreckt. Es grenzt an 
den 58. Breitengrad und das 
Nördliche Eismeer. In den Zeit- 
altern der Eroberung haben so- 
wohl die Slawen als auch die Wi- 
kinger verschiedene Teile Finn- 
lands erobert. 


Eine Politik 
der Vernunft 


Als das russische Empire im Jahr 
1917 zusammengebrochen ist, 
wurden die Aussichten auf Frei- 


Ihnen wurde klar, daß ihre mili- 
tärische Macht nur für die Be- 
freiung eines Teils ihres Heimat- 


“ Jandes ausreichte. So befreiten 


sie die westlichsten zehn Pro- 
zent, die im heutigen Finnland 
und Estland lagen. Sie prakti- 
zierten die militärische und poli- 
tische »Triage«. Hätten sie dies 
nicht getan, wären sie völlig ver- 
nichtet worden, weil sie sich 
übernommen hatten. 


Am marxistischen Angriffskrieg 
- 1939 bis 1945 — sahen sich die 
Finnen dem gleichen Dilemma 
ein zweites Mal gegenüber. Die 
Marxisten fielen in Finnland und 
Estland ein. Die Finnen konzen- 
trierten sich darauf, Finnland zu 
verteidigen, und opferten Est- 
land in dem Bewußtsein, daß 
sonst auch Finnland verloren ge- 
wesen wäre. 


Südafrika hat dieses Prinzip in 
der derzeitigen Phase seines 
Kampfes praktiziert. Das Land 
hat zu Beginn beschlossen, daß 
seine Streitkräfte nur ausreichen 
würden, um den Teil des Landes 
zu verteidigen, in dem die weiße 
Rasse die Mehrheit der Bevölke- 
rung darstellt und fremde 
Rassenelemente entweder nicht 
oder nur in geringer Zahl existie- 
ren. Dieses Gebiet umfaßt 65 
Prozent der Landmasse Südafri- 
kas und die südlichste Hälfte von 
Namibia. 


Im Rahmen dieser Politik war 
Südafrika bereit, befreundeten 


leiteten den Ungergang der USA ein. 


heit für Finnland zum ersten Mal 
seit vielen Jahrhunderten real. 
Doch die Finnen sahen sich bei 
ihrem Freiheitstraum großem 
Widerstand gegenüber — sowohl 
von zaristischen UÜberbleibseln 
als auch den neu auftauchenden 
marxistischen Imperialisten im 
Ausland. 


schwarzen Staaten unmittelbar 
an seiner Grenze militärische 
Hilfe zu leisten, um einen »cor- 
don sanitaire« um die Grenzen 
Südafrikas herum zu schaffen. 
Zu diesen befreundeten schwar- 
zen Staaten gehören Ovembun- 
du von Angola, Bophuthatswa- 
na, Venda, Botswana, Swazi- 
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land, die Renamo-Streitkräfte 
von Mozambique, Kwa Ndebe- 
. le, Kwa Zulu, Lesotho, Transkei 
und Ciskei. 


Obwohl sie von Südafrika Hilfe 
bekommen, müssen diese Län- 
der ihre eigenen Verteidigungs- 
kriege gegen die Kräfte marxi- 
stisch-imperialistischer Angriffe 
führen. 


Als Rhodesien bei der Verteidi- 
gung gegen Shona-Ndebele-Na- 
tionalısten, die sich mit Marxi- 
sten aus dem Ausland verbündet 
hatten, um Hilfe bat, bot Süd- 
afrika jede materielle Unterstüt- 
zung an, die Rhodesien verlang- 
te, bis auf Truppen. 


Was die USA 
lernen können 


Die Südafrikaner hatten er- 
kannt, daß sie — wären sie voll 
zur Verteidigung Rhodesiens 
eingestiegen - sich selbst derma- 
Ben übernommen hätten, daß ih- 
nen die Gefahr des Zusammen- 
bruchs gedroht hätte. 


Sie praktizierten »Triage« bei 
Rhodesien. Sie ließen es fallen, 
um sich selbst zu retten. Sie be- 
‚ schlossen, daß es wichtiger war, 
die Freiheit und nationale Unab- 
hängigkeit in Südafrika zu ver- 
teidigen als Freiheit und natio- 
nale Unabhängigkeit in ihrem ei- 
genen Land zu opfern und allein 
die Hoffnung zu verfolgen, ei- 
nen befreundeten Nachbarstaat 
zu retten. 


Die Vereinigten Staaten sollten 
aus dem Fall Finnland und Süd- 
afrika lernen. Ein Land ist nur 
zu so viel fähig und nicht mehr. 
Die Vereinigten Staaten können 
nur einen Teil der Welt retten, 
nicht die ganze Welt. Die militä- 
rische und politische Einmi- 
schung Amerikas in Ostasien hat 
den Vereinigten Staaten niemals 
einen Nutzen gebracht. Sie stellt 
nur eine Last dar, von der man 
sich befreien muß. 


Die politische und militärische 
Einmischung Amerikas in der 
Türkei, im Iran, in Israel und im 
Libanon hat den Vereinigten 
Staaten zu keiner Zeit einen 
Vorteil gebracht. Sie hat sogar 
viel geschadet. Diese Engage- 
ments müssen beendet werden. 


Das amerikanische Engagement 
in Mittelamerika ist sinnlos. In 
: diesem. Kampf gibt es für die 
USA nichts zu gewinnen. Die 


Amerikaner müssen dieses En- 
gagement in Mittelamerika be- 
enden. 


Die Auslandshilfe an die nicht 
westliche Welt muß aufhören. 


Die Einwanderung aus nicht 
westlichen Ländern muß eben- 
falls aufhören und alle nicht 
westlichen Staatsangehörigen 
müssen dazu angehalten wer- 
den, in ihre angestammten Hei- 
matländer in Übersee zurückzu- 
kehren. 


Wenn Amerika das Prinzip der 
»Triage« in diesen fünf Aktions- 
gebieten angewendet hat, wer- 
den Ressourcen verfügbar sein, 
um die lebenswichtigen Interes- 


‚sen der USA zu verteidigen. 


Zum Beispiel: Die Amerikaner 
können die freigesetzten Res- 
sourcen für den Aufbau einer 
europäischen Militärmacht ein- 
setzen, die stark genug ist, um 
Mitteldeutschland von den Mar- 
xisten zu befreien. 


Amerika könnte Südafrika Waf- 
fen liefern und Millionen weite- 
rer Freiwilliger dorthin schicken, 
um Südafrika dabei zu helfen 
frei zu bleiben. 


Die Amerikaner könnten ent- 
lang der Grenze zu Mexiko eine 
militärische Mauer aufbauen, 
die stark genug sein wird, um die 
Einwanderungen zu stoppen und 
dem Drogenhandel ein Ende zu 
setzen. 


Die Amerikaner können und 
müssen die Prinzipien politischer 
und militärischer »Triage« an- 
wenden, um die Sache der euro- 
päischen, westlichen Kultur ge- 
gen die inneren und äußeren 
Feinde voranzutreiben. oO 


Be yes SENSATIONELLE 
Banker. NEUERSCHEINUNG! 
verschwörung 
Über 30000 Stück in nur 
6 Wochen ohne große 
öffentliche Werbung verkauft! 


Eustace Mullins/Roland Bohlinger 


Die Bankierverschwörung 


Stark erweiterte 2. Auflage, 280 S., kart., zahlr. Abb., DM 26,80 
Titel des 2. Teils: »Rettung ist möglich!«, 300 S., DM 26,80 


Wußten Sie, - 


- daß die Firma Siemens 2,4 Milliarden DM Steuergelder bekam, um einen 
‚neuen Mikro-Chip zu entwickeln? 

- daß esin Kuwait zeitweise eine Nebenbörse gab, wo Finanzspekulanten 
fast 90 Milliarden Dollar erschwindelten, 

- daß der deutsche Steuerzahler für viele Kredite der Hochfinanz an Län- 
der des Ostblocks geradesteht, einschließlich der Zinsen, 

- daß die USA sich jahrelang einen erheblichen Teil ihrer Öleinfuhren 
durch Westeuropa und Japan finanzieren ließen, 

- daß die Hochfinanz durch ihre Währungsmanipulationen jährlich riesige 
Summen an Spekulationsgeldern einnimmt, 

- daß jetzt durch den zu nıedrigen Dollarkurs die kapitalschwächeren, 
nicht mit der Hochfinanz verbundenen Teile der Exportindustrie in 
Westeuropa und Japan ruiniert werden, 

- daß die Hochfinanz eine Verschmelzung von Sozialismus und Kapitalis- 
mus unter ihrer Führung anstrebt? 


Und wußten Sie, wie dies alles - und noch vieles mehr - begann? Begann es 
mit einem geheimen Treffen.der Spitzenbankiers im Jahre 1910 auf Jekyl Is- 
land, wo ein Ermächtigungsgesetz zugunsten der Hochfinanz ausgearbei- 
tet wurde, das nach Täuschungsmanövern im Handstreich verabschiedet 
wurde, nämlich durch eine Minderheit des amerikanischen Kongresses, als 
am 23.12.1913 die ablehnende Mehrheit der Parlamentarier bereits in den 
Weihnachtsurlaub abgereist war? Oder begann es viel früher? 
Wichtigste Themen der beiden Bände: Die US-Notenbank in privater 
Hand; internationale Finanzherrschaft und die beiden Weltkriege; Weltre- 
Sieruagepläne; der kommende Zusammenbruch der Weltwirtschaft; Zins- 

nd Bodenwucher als Hauptursache der Umweltzerstörung; Plutokratie und 
Plutonium-Staat; die P2-Verschwörung; Zerstörung der ei und 
des Rechts; Hochfinanz und Verbrechen, Verschwörung oder zwangslänfige 
Entwicklung?; Auswege. 


DIESE BEIDEN WERKE MUSSEN SIE GELESEN HABEN, UM GE- 
GEN DIE WACHSENDEN MANIPULATIONEN DER HOCHEI- 
NANZ UND DEN KOMMENDEN GROßEN CRASH POLITISCH 
UND WIRTSCHAFTLICH GERUSTET ZU SEIN! 


EIN EXPLOSIVES ENTSCHLÜSSELUNGS-, ENTHÜLLUNGS-, 
UND ABWEHRBUCH! 


Felix Franz Egon Lützeler 


Hinter den Kulissen der 
Weltgeschichte 
Faksimile, kart. 1432 S., Band I- III zusammen nur DM 98, - 


Der Verlag legt hier die neunte Veröffentlichung in seiner Reihe »Hinter- 
rundanalysen« vor, den Faksimiledruck eines fast verschollenen, aber 
ochinteressanten Werks, das in zahlreiche Hinter- und Abgründe der 

menschlichen Geschichte hineinleuchtet. Dieses Werk behandelt die Ge- - 

heimbündeleien bei Südseeinsulanern und afrikanischen Negervölkern 
ebenso wie bei den alten Ägyptern und Babyloniern, Indern und Tibeta- 
nern, Griechen, Römern, Kelten und Germanen, dazu die verschiedenen 

Ritterorden des Mittelalters, die orientalischen Orden und Geheimbünde 

von den Sikhs bis zu den Sufis, von den Assassinen bis zu den Wahhabiten, 

Senusis und Mahdisten, außerdem selbstverständlich die Freimaurer, Odd 

Fellows, Druiden und den B’ne B’rith, die Jesuiten und Illuminaten, die 

Hermetiker, Evergeten und Rosenkreuzer, den Ku-Klux-Klan, die Tam- 

many-Society, zahlreiche Geheimbünde Ostasiens und Chinas u.v.m. 


Verlag für ganzheitliche Forschung und Kultur 
2257 Struckum/Nordfriesland 


| Waffenskandal 


Über Afrika 
Waffen an 
Khomenmi 


Leon Dobbs 


Informierte Quellen in Israel bestätigen, daß große Mengen Waffen 
von dem Kleinstaat über obskure Kanäle durch schwarz-afrikanische 
Länder in den Iran geliefert worden sind. Dies ist notwendig gewor- 
den, nachdem zwielichtige Waffenhändler und Regierungen angefan- 
gen haben nach diskreteren Wegen Ausschau zu halten, auf denen 
sie ihre Waren dem Empfänger zukommen lassen können. 


Informanten, die der israeli- 
schen Regierung nahestehen 
und in Tel Aviv gut bekannt 
sind, waren bereit, dee israelisch- 
afrikanisch-iranischen Waffen- 
geschäfte unter der Bedingung 
zu diskutieren, daß sie anonym 
bleiben können. 


Israels Angst 
vor dem Irak 


Diesen Quellen zufolge haben 
die Israelis diese Kanäle des 
Waffenhandels mit Hilfe des 
amerikanischen Geheimdienstes 
CIA aufrechterhalten, deren 
Vertreter mithalfen, Waffenge- 
schäfte für die Regierung in Tel 
Aviv zu verdecken, selbst als die 
meisten Länder Afrikas als Fol- 
ge des Yom-Kippur-Krieges mit 
Ägypten im Jahr 1973 die diplo- 
matischen Beziehungen zu Israel 
abgebrochen haben. 


Der Präsident von Zaire Mobuto 
Sese Seko (Joseph Mobutu) hat 
für seine Unterstützung der Is- 
raelis - auf Verlangen der Ame- 
rikaner - israelische Waffen und 
militärische Schulung bekom- 
men. In der finsteren Welt des 
internationalen Waffenhandels 
kalkulierten die Israelis damit, 
-daß das vom CIA installierte, 
korrupte Regime Mobutu dem 
Plan zustimmen würde, der 
mehr militärische Hardware für 
Mobutus persönliche Sicher- 
. heitskräfte und natürlich auch 
persönliche finanzielle Mittel 
versprach. 

Zaire war das erste Land, das im 
Jahr 1982 wieder diplomatische 
Beziehungen zu Israel aufge- 
nommen hat, nachdem fast jedes 
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Land Afrikas diese im Jahr 1973 
abgebrochen hatte. 


Seit der Bombadierung des 
Atomreaktors im Irak im No- 
vember 1981 durch Israel diente 
Zaire als Hauptkanal für israeli- 
sche Waffenlieferungen an den 
Iran. Israel fürchtete immer, daß 
der Irak eine stärkere Militär- 
macht ist als der Iran, und des- 
halb haben die Israelis den Iran 
weiterhin unterstützt in der 
Hoffnung, damit den Irak zu 
schwächen. 


Noch immer hegt Israel seinen 
großen »öffentlichen« Haß ge- 
gen das Khomeini-Regime. 


Die Verbindung zu Zaire kam 
Ende Oktober 1986 ans Tages- 
licht, als der israelische General 
Amram Mizna, Assistent des is- 
raelischen Armeestabschefs, 


-Kinshasa besuchte, angeblich, 


um »die Verstärkung der militä- 
rischen Bindungen zwischen den 
beiden Ländern zu diskutieren«. 


Die Medien verschweigen 
die Wahrheit 


Mit dieser vagen Erläuterung 
über die Treffen wurde ein Plan 
des ehemaligen israelischen Ge- 
neraldirektors des Mossad im 
Außenministerium und Haupt- 
antriebskraft im Iran-Contra- 
Debakel, David Kimche, ver- 
hüllt, demzufolge israelische 
Waffen in den zentralafrikani- 
schen Staat verschifft werden 
sollen, wo sie von iranischen 
Vertretern untersucht und dann 
an den Iran weitergeleitet wer- 
den sollten. 


Entgegen der veröffentlichten 


Berichte im »Wall Street Jour- 
nal« und dem Londoner »Obser- 
ver«, daß die Verbindung zu 
Zaire nicht zustandekam, wur- 
den laut Aussagen von Infor- 
manten im Dezember 1985 über 
25 000 Tonnen israelischer mili- 
tärischer Hardware - einschließ- 
lich Munition, Geschützrohren 
und Flugzeugbauteilen - von 
Zaire direkt in den Iran ver- 
schifft. 


Für seine Kooperation in der 
Transaktion erhielt Mobuto Zu- 
sicherungen vom amerikani- 
schen Präsidenten Ronald Rea- 
gan, daß die Vereinigten Staaten 
ihm helfen würden, bei den Plä- 
nen zu Sparmaßnahmen, die sei- 
nem Land vom Internationalen 
Währungsfonds (TWF) auferlegt 
wurden, bessere Bedingungen 
zu erhalten. Eine Erleichterung 
in den Zahlungsbedingungen 
könnte es Mobuto ermöglichen, 
die strengen Sparmaßnahmen, 
die der Bevölkerung in Zaire 
auferlegt wurden, zu lockern 
und damit eine Streikwelle zum 
Stillstand zu bringen, die die 
Wirtschaft stark geschädigt hat. 


Zaire hat sich als ein so un- 
schätzbarer Weiterleitungskanal 
für israelische Waffen erwiesen, 
daß israelische Beamte fürchte- 
ten seine Offenlegung würde 
den Unterstützungsbemühungen 
für den Iran schaden —- was trotz 
des internationalen Aufruhrs um 
den Iran-Contra-Waffenskandal 
nicht gefährdet werden dürfte. 


Vor dem Hintergrund dieser 
Überlegungen brachte Israel die 
Geschichte in Umlauf, der zairi- 
sche Plan sei gescheitert, als 
Kimche angeblich keinen Erfolg 
damit gehabt hat, die Unterstüt- 
zung von Roland (»Tiny«) Row- 
land, einem britischen Ge- 
schäftsmann, zu bekommen. 


Es wurde fälschlicherweise be- 
richtet, Rowland habe seine Be- 
teiligung an dem Plan zurückge- 
zogen, als es ihm nicht gelang 
von der amerikanischen Bot- 
schaft in London eine Bestäti- 
gung dafür zu bekommen, daß 
die Reagan-Regierung einen 
Plan zur Weiterleitung von Waf- 
fen an das Regime von Ayatol- 
lah Khomeini unterstütze. In 
dem Bericht hieß es weiter, die 
Waffen seien schließlich von Is- 
rael mit einer vom CIA gechar- 
terten Boeing 707 von Kenia aus 
in den Iran gelangt. 


Israel unterhält keine offiziellen 
diplomatischen Beziehungen zu 


terstützten 


Kenia, doch Mombasa hat sich 
als einer der zuverlässigsten Ver- 
bündeten Israels in Afrika er- 
wiesen, wobei die israelischen 
Belange von einer Abteilung für 
Sonderinteressen in der belgi- 
schen Botschaft überwacht wer- 
den sowie durch einige der über 
20 000 Juden, die in dem ostafri- 
kanischen Land wohnen und 
dort ein Geschäft ausüben. 


Bekannt für 
seine Korruption 


Die Rolle Zaires als Mittels- 
mann für die Vereinigten Staa- 
ten im Waffenhandel wurde im 
Jahr 1985 der Öffentlichkeit ent- 
hüllt, als der CIA begann das 
kupferreiche Land als Waffen- 
kanal für die von Südafrika un- 
Unita-Streitkräfte _ 
von Jonas Savimbi in ihrem 
Krieg gegen das kommunistische 
Angola zu benutzen. Israel soll 
der Unita ebenfalls Hilfe gelei- 
stet haben. 


Das Regime Mobutus ist für sei- 
ne Korruption bekannt, und das 
Staatsoberhaupt soll im Lauf der 
Jahre Milliarden von Dollar auf 
privaten Bankkonten in der 
Schweiz angehäuft haben. Er be- 
suchte Israel im Mai 1985 und 
holte sich Zusagen für ein Hilfs- 
paket an militärischer Ausrü- 
stung im Wert von 400 Millionen 
Dollar von einem anderen Lon- 
doner Verfechter Israels: Leon 
Tamman, der den israelischen 
Premierminister Yitzhak Shamir 
auf dessen letzter Reise durch 
Afrika begleitete. Tamman hat 
Mobuto bisher jedoch die Be- 
lohnung für seine Loyalität noch 
nicht geliefert. 


Dennoch wurde auf eben jener 
Reise angekündigt, daß der 
westafrikanische Staat Togo 
das fünfte schwarz-afrikanische 
Land sein wird, das seine diplo- 
matischen Beziehungen zu Tel 
Aviv wieder aufnehmen wird. 
Liberia, Elfenbeinküste und Ka- 
merun haben in den letzten drei 
Jahren ebenfalls alle ihre Bezie- 
hungen zu Israel wieder aufge- 
nommen. DO 


ENTE SIREEEN 


Mossad 


Fehlinfor- 
mationen 


Weiße Haus 


Martin Mann 


Das fehlende Beweisstück im Iran-Contra-Waffenskandal ist ein 
breit angelegtes »Täuschungsmanöver« durch israelische Agenten 
mittels irreführender Geheimdienstberichte, frisierter Dokumente 
und der Hilfe zumindest einer Persönlichkeit aus den Medien, dem 
amerikanischen Fernseh-Talkmeister William F. Buckley. 


Zu diesem Schluß kommen Ge- 
heimdienstexperten aus den 
Vereinigten Staaten und Nahost, 
die über den Riesenmengen von 
Dokumenten hocken, die sich 
durch die Anhörungen im ameri- 
kanischen Kongreß und andere 
Untersuchungen seit Beginn die- 
ses Jahres angesammelt haben. 


Lügen und 
Fälschungen 


»Es ist offensichtlich, daß Präsi- 
dent Ronald Reagan das Ziel ei- 
ner ausgeklügelten Fehlinforma- 
tions--Kampagne war, die von 
dem Mossad inszeniert worden 
ist«, sagte Oberst Herriot Oster- 
man, ein erfahrener NATO-Ge- 
heimdienstexperte, der Verteidi- 
gungsberater im Generalsekre- 
tariat der Vereinten Nationen 
ist. »Das Weiße Haus wurde mit 
Fehlinformationen zu einer Rei- 
he von Entscheidungen verlei- 
tet, die sich für Israel als vorteil- 
haft, doch für die US-Interessen 
als äußerst nachteilig erwiesen 
haben.« 


Andere Experten, die an der Be- 
weisüberprüfung im Iran-Con- 
tra-Skandal beteiligt waren, er- 
zählten, daß sie zu dem gleichen 
Schluß gekommen seien. »Der 
Mossad hat die. Regierung Rea- 
gan wie eine feindliche Regie- 
rung behandelt; sie hat den Prä- 
sidenten und einige seiner Top- 
Berater mit Lügen und gefälsch- 
ten Dokumenten dahingehend 
manipuliert, daß sie einige ver- 
hängnisvolle Schritte unternom- 
inen haben«, sagt ein erfahrener 


Washingtoner Korrespondent 
des Magazins »Time«. 


»Die Folge: Israel kassierte viele 
Millionen Dollar aus versteckten 
Waffenverkäufen und gewann 
andere Vorteile, während Rea- 
gan sich der schädlichsten Kon- 
frontation mit dem Kongreß in 
seiner ganzen Präsidentschaft 
gegenübersah.« 


Es ist die einhellige Meinung al- 
ler Rechercheure, daß bereits 
seit einiger Zeit offensichtlich 
war, daß sich hinter den Schrit- 
ten des Weißen Hauses bezüg- 
lich Iran und Nicaragua ein »ver- 
borgenes Szenario« durch Israel 
verbarg. 


Anhand einiger vertraulicher 
Gespräche und Informationen in 
Washington und im UN-Haupt- 
quartier in New York rekonstru- 
ierte ich die israelische Opera- 
tion Schritt für Schritt: 


Das Ergebnis ist 
Chaos und Aufruhr 


Anfang Dezember 1984 traf Da- 
vid Kimche, stellvertretender 
Generaldirektor des Mossad, 
mit — wie er es nannte — »wichti- 
gen strategischen Geheimdienst- 
Informationen« für Präsident 


Reagan in Washington ein. In ei-. 


nem offiziellen Treffen im Wei- 
Ben Haus, bei dem auch Yaacov 
Meridor, ein hoher israelischer 
Beamter zugegen war, der Mos- 
sad-Chef in den Vereinigten 
Staaten gewesen sein soll, mach- 
te Kimche Reagan auf'eine gro- 


Be »Notsituation« aufmerksam: 
die Sowjetunion plane den Sturz 
der islamischen Regierung im 
Iran und wolle in dem darauf fol- 
genden Chaos ihre eigenen kom- 
munistischen Kräfte an ‘die 
Macht bringen. 


Schmiedete Moskau tatsächlich 
solche machiavellistischen Plä- 
ne, um dieses wichtige Land am 
Golf an sich zu reißen? Kimche 
übergab Reagan eine umfangrei- 
che Akte, die nach seinen Wor- 
ten die »Beweise« für seine Be- 
hauptungen enthielt. 


Kimche erzählte dem amerikani- 
schen Präsidenten, der israeli- 
sche Geheimdienst habe einen 
geheimen sowjetischen Drei- 
Stufen-Plan aufgedeckt, mittels 
dessen die Kontrolle im Iran 
übernommen werden sollte. 


In der ersten Phase ging es um 
ein breit angelegtes Täuschungs- 
manöver durch den KGB, den 
sowjetischen Geheimdienst. Da- 
mit sollte der Iran veranlaßt wer- 
den, seine »letzte Offensive« ge- 
gen den Irak in Gang zu setzen. 
»Der KGB erzählt dem Iran, er 
könne die nächste Runde im 
Krieg gegen den Irak gewinnen, 
die irakischen Truppen seien 
schwach und uneins«, erzählte 
Kimche. 


Außerdem versicherte er, der 
Iran sei den Sowjets offensicht- 
lich ins Netz gegangen. Er ent- 
faltete all seine Streitkräfte für 
einen umfassenden Angriff. Der 
Iran erkannte offenbar nicht, 
daß der Irak hinter den Frontli- 
nien riesige Mengen an Panzern 
und Artillerie und überlegene 
Luftstreitkräfte und Einheiten 
für die chemische Kriegsführung 
bereitgestellt hatte. 


»Wenn der Iran eine letzte Of- 
fensive startet, wird sie von ei- 
nem starken irakischen Gegen- 
angriff überflügelt und vernich- 
tet werden«, sah Kimche voraus. 
»Das Ergebnis wird Chaos und 
Aufruhr in Teheran sein. Die 
Regierung wird stürzen und in 
dem Aufruhr werden die So- 
wjets gut vorbereitete kommuni- 
stische Kräfte in die Kontrollpo- 
sitionen bringen. Sie häufen be- 
reits Truppen entlang ihrer lan- 
gen Grenze mit dem Iran an, die 
bereit sind auf den erwarteten 


Ruf der Kommunisten im Iran 
nach »Hilfe« zu reagieren - ge- . 


nau wie sie im Jahr 1979 in Af- 
ghanistan einfielen.« 


Überzeugt .- oder: zumindest 


alarmiert - von den dringenden 
Warnungen des Mossad, ließ 
sich Reagan in eine Reihe »neu- 
er Initiativen« mit dem Ziel der - 
Kontaktaufnahme zum Iran ver- 
wickeln und der Warnung seiner 
Führer vor der ernsten sowjeti- 
schen Bedrohung. 


Es war eine 
ironische Intrige 


Wie konnten solche Kontakte 

geknüpft werden? Kimche hatte 

eine Antwort bereit: Israel solle 

mehr und hoch technisiertere 
Waffen an den Iran verkaufen. 

Das ‘würde den Boden bereiten 

für bessere Beziehungen zur isla- 

mischen Republik. 


»Es war eine ironische Intrige«, 
bemerkte der Time-Korrespon- 
dent. »Kimche beschuldigte die 
Sowjets teuflischer Täuschungs- 
manöver und in Wirklichkeit 
war es der Mossad, der Reagan 
durch Lügenberichte und ge- 
fälschte Dokumente täuschte«. 


Bei der Rekonstruktion der Er- 
eignisse kam auch zum Vor- 
schein, daß in einer weiteren iro- 
nischen Entwicklung die Falsch- 
informationen des Mossad durch 
den Oberstleutnant der US-Ma- 
rine, Oliver North, zu Buckley 
gelangt waren; North hatte sie 
offenbar für die Wahrheit gehal- 
ten. Buckley veröffentlichte nun 
seinerseits einen Überblick die- 
ser Mossad-Fälschungen in dem 
»National-Review«-Magazin un- 
ter dem ‚Titel: »Die wahre Ge- 
schichte hinter der Geheimdi- 
plomatie mit dem Iran«. 


»Die wahre Geschichte dieser 
Affäre ist noch einfacher«, sagte 
Osterman. Unter der Anführung 
von Kimche hat eine Reihe von 
Mossad-Agenten Präsident Rea- 
gan getäuscht. Unterstützt wur- 
de dieses Täuschungsmanöver 
durch den inneren Kreis der 
Doppelt-Loyalen - angeführt 
von langjährigen Agenten wie 
Michael Ledeen und dem CIA- 
Direktor William Casey -, die 
inzwischen die Entscheidungen 
der amerikanischen Regierung 
über nationale Sicherheit kon- 


‚trollierten. 


»Der Rest. war Routine: ‚Scha-: 


‚den und Verluste für die US-Re- 


gierung, Profite und Fortschritt 


-für- Israel. Das war der wahre .: 
Zweck dieser ganzen Intrige.« [J-= =; 
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Naher Osten 


Reagans 
Geschäft mit 


Fahd 


Warren Hough 


US-Präsident Ronald Reagan hat Israel lange genug gestattet, die 
amerikanische Strategie am ölreichen Persischen Golf zu manipulie- 
ren. Jetzt sieht der amerikanische Präsident sich einer unmittelbaren 
Konfrontation mit dem Kleinstaat in dieser spannungsgeladenen 


Region gegenüber. 


Der Grund dafür ist: »Israel hat 
uns in eine beispiellose Krise 
hineingeführt, die das Leben 
Tausender Amerikaner be- 
droht«, schrieb der ehemalige 
Staatssekretär im amerikani- 
schen Außenministerium, Mac- 
Arthur I., ein einflußreicher re- 
publikanischer außenpolitischer 
Experte, kürzlich in einem ver- 
traulichen Memorandum an das 
Weiße Haus. 


Das Drängen der 
israelischen Lobby 


Die »beispiellose Krise« entsteht 
aus der Entscheidung einen gro- 
ßen, jetzt 21 000 Mann starken 
Marinekampfverband in den 
Golf zu entsenden, ohne einen 
einzigen Stützpunkt zu Lande 
oder einen Hafen zu haben. 


»Die Stationierung ist von An- 
fang an schwierig gewesen«, sag- 
te ein Mitglied des Nationalen 
Sicherheitsrates der USA 
(NSC), der Einsicht in geheime 
Unterlagen über diese Notsitua- 
tion und die Zusammenfassung 
von MacArthurs Bericht ermög- 
licht hat. 


»Was passiert, wenn es zu einem 
Zwischenfall kommt und man 
auf die Amerikaner schießt? 
Wenn die Amerikaner in der 
Region keine Stützpunkte oder 
Häfen haben, so könnte ein Feu- 
ergefecht für die US-Truppen 
zur Katastrophe werden.« 


Warum ist die Stationierung 
amerikanischer Truppen — die 
einzigen unter den westlichen 
Streitkräften - in den arabischen 
Ländern um den Golf herum 
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Unter US-Präsident Reagan 
haben die Israelis Amerikas 
Ruf in der arabischen Welt 
gründlich ruiniert. 


verboten? »Weil uns die israe- 


lische Lobby seit der Amtsüber- 
nahme von Präsident Ronald 
Reagan dazu gedrängt hat, diese 
Länder systematisch zu verfol- 
gen und zu erniedrigen«, be- 
hauptete dieser kenntnisreiche 
Infomant. »Jetzt sind wir damit 
konfrontiert und es muß etwas 
geschehen.« 


Dieses »etwas« wird nach jetzi- 
ger Planung aus zwei parallelen 
Schritten des amerikanischen 
Präsidenten bestehen, so heißt 
es in diplomatischen Quellen. 


Das Weiße Haus entsendet den 
Staatssekretär im US-Außenmi- 
nisterium, Richard Murphy, und 
den Staatssekretär im US-Ver- 


teidigungsministerium, Richard 
Armitage, mit einem persönli- 
chen Schreiben von Präsident 
Reagan an König Fahd nach 
Saudi-Arabien mit der Zusage 
auf umgehende Lieferung ver- 
schiedener, seit langem ange- 
fragter Waffensysteme. 


Die Saudis bekommen, 
was sie haben wollen 


Die für Saudi-Arabien bestimm- 
ten Waffenlieferungen bestehen 
aus folgenden Komplexen: 


1600 Maverick-Raketen als Er- 
satz für eine vergleichbare Zahl 
solcher Raketen, die im Jahre 
1979 an die Saudis verkauft wur- 
den, wobei die neuen Raketen 
vielseitigere zielsuchende 
Sprengköpfe haben. Das US- 
Verteidigungsministerium hat 
den Verkauf dieser Mavericks 
bereits schon mindestens zwei- 
mal zuvor genehmigt, das letzte 
Mal im Juni 1987, als es hieß, 
daß sich damit die Militärstärke 
der Araber nicht bedeutend er- 
höht. 


Doch die israelische Lobby hat 
den Transfer verhindert und ei- 
ne Reihe Verfechter Israels im 
amerikanischen Kongreß unter 
Führung von Senator Alan 
Cranston mobilisiert, die das 
Pentagon angriffen dafür, daß 
sie so etwas überhaupt vorge- 
schlagen haben. 


Sechzehn F15-A-Düsenjäger, 
die ähnliche, verlorengegangene 
oder ausgediente Flugzeuge der 
saudi-arabischen Luftwaffe er- 
setzen sollen. 350 M1-A-Kampf- 
panzer und gepanzerte Muni- 
tionsträger. 


Ersatzteile für saudi-arabische 
Hawk Missiles und von den 
USA installierte Radarsta- 
tionen. . 


Gleichzeitig veranlaßte Ronald 
Reagan Howard Baker, den 
Stabschef des Weißen Hauses, 
Frank Carlucci, den Direktor 
des Nationalen Sicherheitsrates 
der USA, und MacArthur die 
führenden Sprecher der Lobby 
des Kleinstaates vor jeglichem 
Versuch, sich in die Waffenver- 
käufe an Saudi-Arabien einzu- 
mischen; zu warnen. 


In inoffiziellen Treffen mit solch 
führenden _Israel-Verfechtern 
wie dem New Yorker Anwalt 
Howard Squadron, dem Verle- 
ger Rupert Murdoch und Rabbi 


Alexander Schindler (Vorsitzen- 
der der Präsidentenkonferenz 
großer jüdischer Organisatio- 
nen) überbringen Baker und sei- 
ne Kollegen eine persönliche 
Botschaft des amerikanischen 
Präsidenten: Wenn Israel ver- 
sucht dieses wichtige Waffenge- 
schäft zu torpedieren, wird das 
Weiße Haus zum ersten Mal zu- 
rückschlagen. 


Israel will 
anhaltenden Krieg 


Zur Eröffnung wird die Regie- 
rung MacArthurs jüngste Unter- 
suchung über die Krise am Golf 
als Studie des Weißen Hauses 
veröffentlichen: »Im Gegensatz 
zur öffentlichen Meinung«, heißt 
es in dem Bericht, »verfolgen die 
Vereinigten Staaten und Israel 
im Nahen Osten nicht die glei- 
che, beziehungsweise noch nicht 
einmal übereinstimmende Poli- 
tik. Den Vereinigten Staaten 
wäre am besten gedient mit ei- 
nem vereinten, selbstbewußten 
und pro-westlichen System ara- 
bischer Staaten, während Israel 
dabei hinarbeitet, daß die Län- 
der des Islam gespalten, ohne 
Waffen und in Aufruhr sind .... 
Wir brauchen Frieden am Golf, 
Israel will anhaltenden Krieg.« 


Die »Hauptunbekannte« in die- 
sem Szenario — wie Pentagon- 
Quellen es bezeichnen - ist, ob 
Reagans verspätetes Selbstbe- 
wußtsein angesichts des Drucks 
der Israelis die US-Beziehungen 
am Golf verbessern wird und 
den amerikanischen Streitkräf- 
ten einige dringend benötigte 
Landstützpunkte eröffnen kann. 


»Die Saudis haben Amerika ge- 
genüber Affinität und Respekt«, 
sagte ein Golf-Abgesandter bei 
den Vereinten Nationen. »Viele 
Spitzenberater von König Fahd 
haben hier ihre Ausbildung ge- 
nossen. 


Wie die Dinge jetzt stehen, kann 
ein amerikanisches Flugzeug auf 
einem saudi-arabischen Stütz- 
punkt notlanden, wenn es Pro- 
bleme hat. Der Pilot wird 
freundlich aufgenommen und 
bekommt jede nur erdenkliche 
Hilfe. Doch der Zwischenfall 
wird geheimgehalten. 


Die Israelis haben Amerikas Ruf 
in der arabischen Welt so gründ- 
lich ruiniert, daß Gesten: der 
Freundschaft vertuscht werden. 
Das ist eine tragische Situation.« 
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ern, 


Naher Osten 


_ Nuklearplan 


Warren Hough 


‚Apokalypse 


Wenn die tobenden Feuergefechte am Persischen Golf in eine volle 
Konfrontation zwischen den Vereinigten Staaten und Iran ausbre- 
chen, wird die Welt einschließlich Amerika eine unmittelbare ato- 


mare Verwüstung erleben. 


Vor wenigen Wochen sind 
streng geheime Notfallsplanun- 
gen der Reagan-Regierung aus 
dem Washingtoner Verteidi- 
gungsministerium bekannt ge- 
worden. Im Falle eines Golfkrie- 
ges plant die US-Regierung die 
Blockade sämtlicher Hauptver- 
kehrsadern, die den Nordiran 
mit der Sowjetunion verbinden, 
durch atomare Sprengladungen 
(ADM), das heißt nukleare 
Landminen, die zur Detonation 
gebracht werden, »sobald sich 
Feindseligkeiten unmittelbar ab- 
zeichnen«, so heißt es in einem 
Memorandum des Weißen Hau- 
ses aus dem Jahr 1981. 


. Fakten kommen 


zum Vorschein 


»Es ist das Wort »unmittelbar«, 
daß die Einzigartigkeit dieses 
militärischen Szenarios kenn- 
zeichnet«, erläuterte ein patrio- 
tischer amerikanischer Berufsof- 
fizier der US-Armee, ein sehr 
gut informierter Soldat,-der ein 
Programm über amerikanische 
Verteidigungsstudien in einem 
großen Denktank leitet. »An je- 
dem anderen Brennpunkt auf 
der Welt, wo wir uns sowjeti- 
schen Streitkräften gegenüberse- 
hen, sind Atomwaffen unsere 
letzte Zuflucht, die letzte Alter- 
native, wenn alles andere ge- 
scheitert ist. 


Doch am Golf ist unser Plan die 
Feindseligkeiten mit einer Reihe 
von atomaren Sprengungen ein- 
zuleiten. Allerdings der ameri- 
kanische Wähler, dessen Leben 
hier auf dem Spiel steht, hat von 
dieser Strategie nichts er- 
fahren.« 


Wie ist Amerika in diesen Schla- 
massel geraten? Aus einer Reihe 
von Pentagon-Studien und Ent- 


Jimmy Carter ließ, nach dem 
Sturz des Schah durch ein ge- 
heimes Team, die Atomminen 
an der iranischen Grenze zur 
Sowjetunion entfernen. 


schließungsmemoranden des 
Weißen Hauses sowie Informa- 
tionen von Experten, die uns 
diese Unterlagen zur Verfügung 
gestellt haben, sind folgende 
Fakten zutage getreten: 


Seit über einem Vierteljahrhun- 
dert haben die Washingtoner 
Verteidigungsstrategen versucht 
zwei gegensätzliche Dinge mit- 
einander in Einklang zu bringen: 
Die Vereinigten Staaten hatten 
erstens ein wichtiges Interesse 
daran, die Sowjetunion aus dem 
Iran herauszuhalten, und zwei- 
tens gab es keinen zuverlässigen 
militärischen Weg dies zu errei- 
chen. 


»Das galt.auch für die Zeit, als 
der Iran in den siebziger Jahren 


vom Schah, unserem ölreichen 
Verbündeten, regiert wurde«, 
sagte ein ehemaliger amerikani- 
sche Offizier der Luftwaffe, der 
jetzt mit Studien für einen gro- 
ßen Rüstungskönzern in den 
USA befaßt ist. »Jedes Mal, 
wenn wir uns unsere Chancen 
ausgerechnet haben, war klar, 
daß - egal, was wir tun würden - 
uns die Russen in jedem Kampf 
um den Iran zunichte machen 
würden. 


Sie besaßen eine ungeheuere 
Menge an Bodentruppen in der 
Region. Unsere Pläne sahen 
vor, daß nacheinander Luftlan- 
detruppen hätten eingeflogen 
werden müssen. Sie wären ein- 
fach total ausgelöscht worden.« 


Verzögerung des 
sowjetischen Vorstoßes 


Angesichts dieses strategischen 
Ungleichgewichts begannen die 
US-Experten einen Plan zur 
Verzögerung des sowjetischen 
Vorstoßes in den Iran zu ent- 
wickeln — falls dies geschehen 
würde -, indem alle Hauptver- 
bindungen zwischen dem Iran 
und der Sowjetunion blockiert 
werden sollten. 


Das war plausibel; Iran und die 
Sowjetunion haben eine gemein- 
same lange, doch unfreundliche 
und harte Grenze. »Da das Stra- 
ßennetz in dieser Region aus 
schmalen und gebirgigen Passa- 
gen besteht, könnten mit an den 
richtigen Stellen plazierten ato- 
maren Sprengladungen (ADM) 
rasch alle Zugangswege in den 
Iran abgeriegelt werden«, hieß 
es in einem früheren Memoran- 
dumsentwurf für US-Präsident 
Richard Nixon, der von dessen 
Generalstab vorbereitet worden 
war. 


In einer für das Weiße Haus von 
Henry Leonard und Jeffery 
Scott - zwei Militärwissenschaft- 
lern im Nationalen Sicherheits- 
rat der USA - Ende der siebzi- 
ger Jahre erstellten Studie heißt 
es, am Boden detonierende, 
ferngesteuerte Dreißig-Kiloton- 
nen-ADM-Minen würden genug 
Verwüstung und Steinschläge 
anrichten, um jeden sowjeti- 
schen Vorstoß für mindestens 27 
Tage zu blockieren. 


Verteidigungsexperten sind sich 
darin einig, daß das Problem bei 
dieser Methode, die jetzt primä- 
re US-Strategie zum Stop eines 
Invasionsversuchs der Sowjets in 


den Iran ist, darin besteht, daß 
die Minen sofort bei Beginn der 
Feindseligkeiten detoniert wer- 
den müssen oder am besten noch 
ein bißchen früher als atomarer 
Präventivschlag. 


In den letzten Jahren des Schah- 
Regimes sind diese ADM-Minen 
tatsächlich an verschiedenen en- 
gen Durchgangswegen auf der 
iranischen Seite der Grenze in 
die Felsen gelegt worden, sagte 
der amerikanische Luftwaffen- 
experte. Als der Schah gestürzt 
wurde, hat ein geheimes US- 
Team diese Atomwaffe wieder 
entfernt. 


Es wird keinen 
Gewinner geben 


Doch dem Notfallplan des Pen- 
tagons zufolge stehen Spezia- 
leinheiten bereit, sie wieder an 
unbewohnten Stellen im Gebir- 
ge zu plazieren, wenn ein Krieg 
unmittelbar bevorsteht. 


Die Schlüsselfrage, die kein Ex- 
perte oder Planungsstratege 
schlüssig beantworten konnte, 
lautet: »Wie wird die Sowjetuni- 
on auf diese Kettenexplosion 
von Atomminen reagieren? 


»Selbst wenn durch die Spreng- 
wirkung nur wenige Russen ge- 
tötet werden oder vielleicht gar 
keiner, werden diese »schmutzi- 
gen< Atombomben einen star- 
ken Fallout auf die Sowjetunion 
hernieder regnen lassen«, sagte 
Dr. Elizabeth Houseman, eine 
Waffenkontrollexpertin an der 
Princeton-Universität. »Die So- 
wjetbosse könnten dies als einen 
Nuklearangriff auf ihr Land an- 
sehen und einen strategischen 


Vergeltungsschlag gegen ameri- 


kanische Städte führen.« 


Auf jeden Fall wird eine solche 
Detonation von Atomminen die 
nukleare Kriegsführung zwi- 
schen den Supermächten eröff- 


nen, ein Zusammenstoß, bei 


dem es keinen Gewinner geben 
wird. Ein sojwetischer Marschall 
formulierte es kürzlich so: »Es 
wird nicht einmal einen Verlie- 
rer geben, nur die Mondland- 
schaft der Apokalypse.« Oo 


Israel 


Krieg gegen 
schwarze 
Hebräer 


Leon Dobbs 


Im Herbst hat es in einem Zeitabschnitt von neunzig Tagen bei 
werdenden Müttern in der Gemeinde der schwarzen Hebräer in 
Dimona, Israel, mehr Totgeburten gegeben als in den ganzen letzten 
sieben Jahren. Diese plötzlich unerwartet hohe Zahl von Fehlgebur- 
ten ist die direkte Folge des Erschöpfungskrieges, den die israelische 
Regierung gegen die Gruppe der 3000 schwarzen Amerikaner, die im 


Heiligen Land leben, führt. 


Die schwarzen Hebräer sind 
Schwarze - in erster Linie aus 
den Vereinigten Staaten -, die 
sich selbst für die wahren Nach- 
kommen der Israeliten halten. 
Diese beunruhigenden Tatsa- 
chen wurden von einem Spre- 
cher der Hebräer und.dem Soro- 
ka-Krankenhaus in Beersheba, 
Israel,. bestätigt und unterstrei- 
chen die anhaltenden Reibungen 
zwischen den Schwarzen und der 
israelischen Regierung. 


Kein Recht auf Arbeit - 
und Unterstützung 


»Es handelt sich um eine wirt- 
schaftliche Belagerung«, sagte 
der geistige Anführer der 
schwarzen Hebräer, Ben Ammi, 
als er die Strategie der Israelis 
beschrieb, mit der man sie durch 
allmähliches Aushungern in die 
Unterwerfung oder Ausrottung 
treiben will. 


»Die Anzahl der Totgeburten in 
der Gemeinde liegt höher als in 
den vergangenen sieben Jah- 
ren«, sagte Ben Ammi. »Es ist 
die Folge von mangelhafter Er- 
nährung der werdenden Mütter, 
die so weit geht, daß sie für die 
Aufrechterhaltung der Schwan- 
gerschaft völlig unzureichend 
1st.« 


Seit der Massenverhaftung von 
46 schwarzen Hebräern im April 
1986, weil diese angeblich gear- 
beitet haben ohne im Besitz ei- 
ner Arbeitserlaubnis zu sein und 
im Heiligen Land geblieben wa- 
ren, obwohl ihr Visum bereits 
abgelaufen war, verweigern be- 
stimmte Elemente im israeli- 
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Haviv Schieber, Gründer des 
»Holy Land State Committee«, 
warnt die USA, daß sie aus 
der arabischen Welt durch die 
Israelis vertrieben werden. 


schen Innenministerium den 
schwarzen Hebräern das Recht 
auf Arbeit und Unterstützung 
ihrer Familien in dem eindeuti- 
gen Versuch, den Willen der Ge- 
meinde zu brechen. 


Ben Ammi zufolge hat man 85 
Prozent der Arbeitskräfte ab- 
rupt die Erwerbstätigkeit entzo- 
gen, obwohl die Schwarzen in Is- 
rael seit fast zwei Jahrzehnten 
gewohnt und gearbeitet haben. 
So war die Gemeinde gezwun- 
gen, ihre Nahrungsmittel zu ra- 
tionieren. Doch das war nicht 
alles. 


Neben dem starken Anstieg in 
den Zahlen der Fehlgeburten 
gab es zahlreiche Probleme mit 
Frühgeburten 'und Fällen von 
normalen Schwangerschaften, 
wo das Neugeborene jedoch 
sehr starkes Untergewicht hatte, 
eine weitere Folge des sich ver- 
schlechternden Gesundheitszu- 
standes der werdenden Mütter 


- in der Gemeinde, behauptet ein 
Sprecher der Gemeinde. 


Hilfe durch die 
US-Botschaft 


Hungersnot durch Verweige- 
rung von Arbeitserlaubnis: ist 
nur eine Waffe in einer koordi- 
nierten Kampagne der Regie- 
rung, um die Gemeinde der 
Schwarzen aus Israel zu vertrei- 
ben, die als erstes von den Kin- 
dern ihren Tribut fordert. 


Nach Statistiken des amerikani- 
schen Außenministeriums hat es 
im letzten Sommer auf dem Hö- 
hepunkt der israelischen Bemü- 
hungen zur Abschiebung der 
schwarzen Hebräer jede Woche 
mehrere Fälle von Belästigung 
oder Verweigerung der Einreise 
amerikanischer Farbiger nach Is- 
rael gegeben. Die Israelis sag- 
ten, sie fürchteten,. die Schwar- 
zen würden insgeheim versu- 
chen, sich in die Kolonie der 
schwarzen Hebräer in Dimona 
zu integrieren. 


Die Verweigerung der Arbeits- 
erlaubnis und die brutale Ab- 
schiebungspolitik hat immerhin 
eine Welle des Protestes in den 
USA ausgelöst, die von den 
schwarzen Hebräern angeführt 
wird, die ihre Opposition gegen- 
über dem Verhalten der Israelis 
zum Ausdruck bringen, indem 
sie Veranstaltungen der Zioni- 
sten stören und sich in Washing- 
ton und Chicago bei Versamm- 
lungen auf der Rednertribüne 
Gehör verschaffen. 


Der politische Druck veranlaßte 
die US-Botschaft in Tel Aviv zu- 
sammen mit dem israelischen 
Ministerium für Arbeit und So- 
ziales, ein Lebensmittelpro- 
gramm auszuarbeiten, im Rah- 
men dessen die Kinder einmal 
pro Tag eine Mahlzeit erhielten. 


Für die Hebräer war die Hilfe 
mehr eine politische Geste als 
wahre Hilfe. »Es ist absurd für 
mich«, sagte Haraymiel Ben 
Shaleak, Direktor für Offent- 
lichkeitsarbeit bei den schwar- 
zen Hebräern in den Vereinigten 
Staaten, »daß ein Volk, das ar- 
beiten kann und will und 20 Jah- 
re lang für sich selbst gesorgt 
hat, jetzt gezwungen werden 
soll, der Offentlichkeit zur Last 
zu fallen. Wir sind nicht nach Is- 
rael gekommen, um Sozialhil- 
feempfänger zu werden.« 


Die Erwachsenen — unter ihnen 
eine große Zahl älterer Mitbür- 


ger — waren auf die Unterstüt- 
zung von ihrer Familie und auf 
Spenden von ihren Kollegen aus 
Amerika angewiesen. 


Im Februar 1987 drohte die 
Stadtverwaltung von Dimona 
den Hebräern mit der Unterbre- 
chung der Wasserversorgung, 
weil die Rechnung 40 000 Dollar 
überstieg. Ben Ammi sagte, alle 
verfügbaren Geldmittel wurden 
aufgewendet, um die Lebensmit- 
telknappheit zu mindern. 


Vertreibung aus ihren 
Gemeinden 


In den 20 Jahren, in denen die 
schwarzen Hebräer in Israel le- 
ben, haben sie eine Reihe .öf- 
fentlich verkündeter Maßnah- 
men überstanden, mittels derer 
sie aus ihrer Enklave in den 
Städten Dimona, Arad und 
Mitzpe Ramon in der Negev 
Wüste vertrieben werden 
sollten. 


Rechtsanwalt Avigdor Feldman, . 


der die Gemeinden der schwar- 
zen Hebräer in Israel vertritt, 
meinte in einem Schreiben an 
den Parteivorstand der Schwar- 
zen im US-Kongreß im letzten 
Winter klar und deutlich, daß er 
überzeugt sei, die Abschiebung 
der ganzen Gemeinde aus Israel 
sei ein unerreichbares Ziel. 


»Einige der Erwachsenen haben 
ihre amerikanische Staatsbür- 
gerschaft aufgegeben, damit ihre 
Familien durch willkürliche Ab- 
schiebungspraktiken der Regie- 
rung nicht getrennt werden«, 
sagte er. 


Wie es jetzt aussieht, sind in den 
letzten Monaten von 100 Kin- 
dern eines oder beide Elternteile 
abgeschoben worden. 


1) 
»In diesen schweren Zeiten wa- 
ren wir nur deshalb in der Lage 
weiter zu machen«, sagte Ben 
Amnmi, »weil wir die geistige Un- 
terstützung unserer Brüder und 
Schwestern hatten und das Inter- 
esse, das unsere Anhänger in 
den Vereinigten Staaten an un- 
serem Kampf gezeigt haben. 


Unsere Sorge ist, daß sie weiter- 
hin über die Lage informiert 
bleiben und nicht eingelullt wer- 
den und das Interesse daran ver- 
lieren. Wir sind nicht hierher ge- 
kommen, um zu sterben oder ge- 
tötet zu werden. Wir werden 
nicht tatenlos zusehen wie unse- 
re Angehörigen leiden müssen 
und sterben.« 


- 


Kulturgeschichte 


Woher 


kamen die 
Hebräer? 


Ralf Flar 


Die Hebräer, die Juden also, die mit der Religion des Judentums aus 
dem Volk der Hebräer hervorgegangen sind, haben ihre Ursprungs- 
heimat nicht, wie oft und falsch angenommen oder behauptet wird, 
in Chaldäa. Sie sind im Gegenteil als Fremdlinge in das Land Chal- 
däa gekommen und wurden dort auch von den Chaldäern als solche 
behandelt und schließlich vertrieben. 


"Wie die Hebräer aus Chaldäa 
vertrieben wurden, von diesem 
Geschehen berichtet das 1. Buch 
Mose 11, Vers 27 bis 32. Es wird 
auch hier berichtet, wie Charan, 
Tharahs jüngster Sohn, durch 
die Chaldäer den Tod fand. Von 
den Feindseligkeiten der Chal- 
däer gegenüber den Hebräern 
berichtet auch Nehemia. Im 2. 
Buch Esra 9,7 wird erzählt: »Du 
bist es Jahwe, der du Abraham 
auserwählt und herausgeführt 
hast aus dem Feuer der Chal- 
däer.« 


Die Rabbi 
wissen mehr 


Das Ursprungsland der Hebräer 
ist also nicht Chaldäa. Die He- 
bräer waren vielmehr nach Chal- 
däa eingewandert. Sie kamen 
aus dem Land, das die Hebräer- 
schrift, das Alte Testament, er- 
kennen läßt, worüber aber die 
Rabbi viel mehr noch wissen und 
mündlich einander überliefern. 


Im 1. Buch Mose 10,21 erfährt 
man über die Söhne Sems, und 
im selben Buch 11-27 dann wei- 
ter bis hin zu Abraham. 


Im 1. Buch Mose 10,30 heißt es, 
sie hausten in der Gegend von 
Messa bis Saphar, den Berg gen 
Ausgang — was der »Ost-Berg« 
oder Ebal bedeutet -, somit in 
dem Raum Punt-Usal-Schaba 
(Saba), ganz an dem südlichsten 
Zipfel der Halbinsel Arabien. 


In den Hebräerschriften wird 
Sem als Sohn des Noah genannt. 
Diese Tatsache ist nicht haltbar 
und nur dadurch entstanden, 


daß Nehemia und Esra die Dich- 
tungen und Sagen des alten Ba- 
bilus sich vornahmen und zuerst 
daraus abschrieben und dann 
sich die Texte für ihre Belange 
entsprechend umschrieben. Auf 
diese Weise benutzten sie auch 
die Sage von König Sargon 1. für 
die Geschichte Moses, der in 
Wahrheit selbst eine ganz ande- 
re Geschichte hatte. Moses lebte 
wohl auch 2300 Jahre später als 
der große König Sargon I. 


Dieses Umschreiben oder Um- 
dichten findet sich an zahlrei- 
chen Stellen in den Schriften der 
Hebräer, vieles wurde von ihnen 
aus allen möglichen Quellen zu- 


sammengetragen, umgeformt 
und für ihre Zwecke umge- 
schrieben. 


Bei diesem Verfahren gewöhn- 
ten sich die Hebräer langsam 
daran, ihre wahre Ab- und Her- 
kunft nach außen hin zu ver- 
schweigen und nur unter Einge- 
weihten weiterzugeben. Zur 
Zeit des Celsus allerdings waren 
die wahren Tatsachen noch al- 
enthalben gut bekannt. 


Und dies ist 
die Wahrheit 


Die Tatsachen sehen so aus: 
Dort, wohin die genannte Stelle 
im 1. Buch Mose 10,30 hinver- 
weist, bildet sich nahe der 
schmalsten Stelle des Roten 
Meeres, ganz im Süden, zu Fü- 
ßen des Ebal-Gebirges, ein neu- 
er Stamm aus verschiedenen 
Völkerschaften. Der Häuptling 
dieses neuen Stammes war ein 
aus dem Stamm der Schäbäer 
Ausgestoßener, dessen Name 
Abil Habr war. Nach diesem 
Abil Habr nannte der neue 
Stamm sich bald »Habriten«, 
woraus dann später »Hebräer« 
geworden ist. 


Ausgestoßene anderer Stämme 
schlossen sich dem neuen Stamm 
des Abil Habr an, dazu kamen 
verschiedene geflohene Sklaven 
und Sklavinnen. Es wurde ein 
neues Volk aus alledem, das ein 
eigenes war. 


Die Darstellung der Bundeslade gehört zu einem Fries, den man 
in den Ruinen einer Synagoge aus dem 3. Jahrhundert vor 
Christus am See Genezareth fand. 


Abil Habr erbaute mit den Sei- 
nen am Strand eine Festung und 
eroberte bald die dort gegenüber 
gelegene Insel Bara (Perim), die 
zum Großreich Ägyptens gehör- 
te. Dann verbündete sich Abil 
Habr mit den im Athiopischen 
lebenden Stämmen der Amcha- 
rer und der Chabbilas. 


Zusammen mit diesen zog Abil 
Habr in das Mohrenland bis an 
den See Ugan Ugan (Uganda) 
und eroberte es sich vollständig. 
Hier schuf er nun ein Reich und 
hier wurde das eigentliche Volk 
des neuen Stammes zum Volk 
der Hebräer. Die Mitte jenes 
Landes wird seither, nach Abil 
Habr, »Habr« genannt. 


Weil Abil Habr die Vielweiberei 
zum Gesetz machte und weil zu- 
gleich alle Weiber genommen 
wurden, ergab sich ein wirklich 
neues Volk aus all den vielerlei 
Menschentypen, die ihm unter- 
tan waren. 


Als Abil Habr gerade in mittle- 
ren Jahren stand, fiel ihn eine 
böse Geschlechtskrankheit an. 
Zu dieser Zeit gab es einen als 
Zauberer bekannten Mann vom 
Stamm der Geniter aus dem Si- 
na-Land (Sinai). Diesen, der, 
wie es hieß, Wunder durch Blut- 
opfer an einen wilden Gott wirk- 
te, ließ Abil Habr zu sich rufen. 


Jener Priester brachte den Ritus 
der Beschneidung und den Blut- 
und Rachegott Jaho-Jahwe zu 
den Hebräern. 


Der Böse Geist 
El Schaddai 


Abraham, dem direkten Nach- 
kommen -Abil Habrs, erschien 
später der böse Geist mit den 
Worten »Ani hal El Schaddai« 
und forderte viele Blutopfer und 
schloß den Vertrag mit dem 
Volk der Hebräer, die die Juden 
wurden. 


Abil Habr aber baute sein Herr- 
schaftsgebiet aus und breitete ei- 
nen Kriegszug gegen das Land 
Habasch vor, dessen König mit 
dem Pharao verwandt war und 
also die Agypter um Hilfe rief. 
Der Pharao, der zu jener Zeit 
herrschte, war Sesostris I. Er 
schickte eine Flotte und ein 
Heer, und die Agypter bereite- 
ten den Hebräern eine vernich- 
tende Niederlage. Sie nahmen 
auch die Festung Har Habr (Ha- 
rar) ein und besiegten den Feind 
vollkommen. 


Da 
[gope 5sı 


Israel 


Disl oe © ie 


Leon Dobbs 


rung von 
US-Bürgern 


Das amerikanische Außenministerium hat jüngst mit der Herausgabe 
eines Reiseführers gegen den Kleinstaat Israel gedroht, weil dieser 
schwarze und arabische US-Bürger, die dieses Land besuchen, belä- 
stigt und gängelt. Die Israelis reagierten dadurch, daß sie in einer 
eigenen knappen Erklärung ablehnten, mehr als kosmetische Ande- 
rungen an einer offenkundig diskriminierenden Politik vorzu- 


nehmen. 


Im Juli drohte der Sprecher des 
amerikanischen Außenministe- 
riums, Chärles Redmond, öf- 
fentlich mit der Warnung, und 
eine entsprechende Verfügung 
ging an den führenden israeli- 
schen Diplomaten in den USA. 
Seit mehr als einem Jahrzehnt 
beschweren sich Amerikaner 
arabischer Herkunft und Farbi- 
ge, die nach Israel reisen, über 
routinemäßige und erniedrigen- 
de schlechte Behandlung durch 
israelische Zollbeamte am Ben- 
Gurion-Flughafen in Tel Aviv 
und an der Allenby-Brücke, die 
Ostjordanien mit dem israelisch 
besetzten Westufer verbindet. 
So mußten sie sich beispielswei- 
se für Durchsuchungen völlig 
entkleiden oder wurden lange 
festgehalten und befragt. 


Angst vor Vereinigung 
von Schwarzen 
und Arabern 


Einige Vertreter Israels fürch- 
ten, daß die unbesonnene und 
arrogante Politik zu einer Ver- 
einigung von Schwarzen und 
Arabern führen könnte, wie sie 
sich darstellt im Bild der Umar- 
mung zwischen Jesse Jackson 
und Yassir Arafat vor acht Jah- 
ren. Außerdem wird Empörung 
laut über den israelischen Spio- 
nageskandal im Zusammenhang 
mit Jonathan Pollard und die 
Aufdeckung der Verwicklung 
der Israelis in das »Iran- 
Contra«-Debakel. 


Die Wichtigkeit der gegenwärti- 
gen Auseinandersetzung in den 
Vereinigten Stäaten wird deut- 
lich in der Schnelligkeit, mit der 
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Der geistige Anführer der 
"schwarzen Hebräer Ben Ammi 
sagt, Israel führt »eine wirt- 
schaftliche Belagerung« ge- 
gen sein Volk. 


Israel auf die »scharfen Vorwür- 
fe« reagiert hat, sagte ein US- 
Beamter. 


Die Geschichte kam erstmalig in 
Jerusalem ins Rollen, als davon 


die Rede war, daß die Vereinig- 
ten Staaten vielleicht einen Rei- 
seratgeber gegen Israel heraus- 
geben würden, in dem farbige 
Amerikaner und Amerikaner 
arabischer Herkunft gewarnt 
werden sollten, daß sie auf eige- 
ne Gefahr in das Heilige Land 
reisen und ihnen möglicherweise 
die Einreise verweigert wird. 


Die Ankündigungen führten zu 
ständigen Nachfragen bei den 
täglichen Einsatzbesprechungen 
im amerikanischen Außenmini- 
sterium, bis Redmond eine erste 
Warnung herausgab, gefolgt von 
einer Demarche der Vereinigten 
Staaten an den führenden israe- 
lichen Diplomaten Oded 
Eran, in der Israel »mit den 
schärfsten Worten« aufgefordert 
wurde, mit der Belästigung von 
US-Bürgern aufzuhören, die 
kommen, um das Heilige Land 
zu besuchen. 


Israel reagierte 
prompt und übereifrig 


Eran sagte, er sei überrascht, 
daß die Vereinigten Staaten eine 
solche scharfe Stellungnahme in 
der Öffentlichkeit abgegeben 
haben, bevor sie dies Israel auf 
inoffizieller Ebene mitgeteilt 
hätten. 


Die Belästigungen amerikani- 
scher Bürger bei der Einreise 
nach Israel sind nichts Neues, 
denn .es sind in den vergangenen 
Jahren schon mehrere Delega- 
tionen amerikanischer Farbiger 
in das Land gereist, um gegen 
die diskriminierende Behand- 
lung zu protestieren. 


Doch niemals hat dies eine sol- 
che Reaktion von seiten Israels 
hervorgerufen wie dieses Mal. 
Es wurde sofort ein interministe- 


Yitzhak Shamir an der Allenby-Brücke, die Ostjordanien mit 
dem israelisch besetzten Westufer verbindet. 


rielles Treffen mit Vertretern 
des Innenministeriums, der Poli- 
zei, des Außenministeriums und 
des Ministeriums für Tourismus 
sowie der Shin Bet, der gehei- 
men 
kräfte, einberufen. 


israelischen Sicherheits- 


Das Ergebnis war eine kurze Er- 


klärung, die mit 


»Es wird keine Änderung in der 


folgendem ' 
Wortlaut veröffentlicht wurde: 


# . 


Politik hinsichtlich Personen ge- 
ben, die verdächtigt sind, unter 
falschem Vorwand nach Israel ° 


einreisen zu wollen, und die 
israelische Regierung wird wei- 
terhin Maßnahmen ergreifen, 
um sicherzustellen, daß die Tou- 
risten das Land wieder verlas- 
sen, wenn ihr Visum abgelaufen 
ist.« 


Die Israelis boten lediglich an, 
»übergeordnete Behörden« bei 
der Behandlung von »Problem- 
fällen« hinzuzuziehen, Kontakt 
zwischen festgehaltenen Ameri- 
kanern und der amerikanischen 
Botschaft zu erlauben und im 
Falle der Festhaltung bequeme- 
re Unterkünfte zur Verfügung 
zu stellen, alles Bedingungen, 
die angeblich auch schon vorher 
existiert haben. 


Die Erklärung zielte deutlich 
darauf ab, die Aufmerksamkeit 
auf die Amerikaner arabischer 
Herkunft zu lenken, die Ver- 
wandte am Westufer besuchten 
und die gegenüber Amerikanern 
nicht arabischer Herkunft als 
potentielle Terroristen und als 
ein »Sicherheitsrisiko« hinge- 
stellt werden könnten. 


Der Fall der farbigen Amerika- 
ner ist jedoch noch viel heikler 
und erschwert die bereits bela- 
steten Beziehungen zwischen 
Farbigen und Juden in Amerika. 


Im Mittelpunkt der Kontroverse 


steht die afrikanische, hebräisch- 
israelitische Gemeinde, die in 
der Establishment-Presse allge- 
mein als schwarze Hebräer be- 
zeichnet werden. Seit fast zwei 
Jahrzehnten wohnen die 3000 
Schwarzen aus den Vereinigten 
Staaten im Süden Israels und 
wurden niemals als ein Sicher- 
heitsrisiko angesehen. Nie sind 
sie mit Gewalt oder terroristi- 
schen Aktivitäten in Zusammen- 
hang gebracht worden. 


Deportation der 
schwarzen Hebräer 


In der einzigen direkten Unter- 
suchung, die von der israelischen 
Regierung über die Gemeinde 


PP ERENTO NE NOFWERNOFER 


im Jahr 1981 durch die Glass- 


“. Kommission durchgeführt wor- 


den ist, wurde empfohlen ihnen 
die israelische Staatsbürger- 


. schaft zu geben. 


Doch bisher hat die israelische 


Regierung den Schwarzen jede 
Form von Rechtsstatus verwei- 
gert und versucht, ihre Ver- 


‘wandten und Freunde in den 


Staaten durch wahlloses Festhal- 


‘ten, Befragungen und Einreise- 
‚verweigerung daran zu hindern, 
'sie zu besuchen. 


Diese Politik wurde jüngst inten- 
siviert im Zusammenhang mit ei- 


nem Plan der israelischen Regie- 
rung zur Deportation der hebräi- 
schen Gemeinde. Die jüdischen 
Behörden haben seit dem ver- 
gangenen Sommer etwa 60 Ge- 
meindemitglieder verhaftet und 


‚ausgewiesen. Aus Zahlen des 


amerikanischen Außenministe- 
riums geht hervor, daß jede Wo- 
che von mehreren Vorfällen von 
Belästigung und Festnahmen un- 
schuldiger farbiger Amerikaner 
die Rede ist. 


»»Ich bin erstaunt, daß die israeli- 


sche Regierung mit der Behaup- 
tung fortfährt, daß der Grund 
für die Belästigung farbiger 


‚Amerikaner am Flughafen die 
‚Angst sei, sie könnten versu- 


chen, unsere Gemeinde in Di- 
moa zu infiltrieren«, sagte Ben 
Ammi, der geistige Anführer 
der Gemeinde der schwarzen 


 * .Hebräer in Israel. »Man straft 


‚nicht 35 Millionen Schwarze in 


Amerika, weil man Angst hat, 
daß 10 oder 12 unter ihnen 
schwarze Hebräer sein 
könnten.« 


‚Ben Ammi fügte hinzu, daß er 


vor über einem Jahr bei dem 
Versuch, das Problem zu lösen, 
mit dem amerikanischen Bot- 
schafter Thomas Pickering zu- 
sammengetroffen sei und vorge- 
schlagen habe, die Behörden da- 
von in Kenntnis zu setzen, wenn 


‘Personen kommen, die die he- 


bräische Gemeinde besuchen 


wollen, »sobald die Regierung 
‘die Unterdrückung der Gemein- 


de stoppen würde und uns er- 


möglichen, könnte wie normale 
‘Menschen zu leben. Doch das 


war offenbar zuviel verlangt. 
Wir haben nie eine Antwort be- 
kommen.« 


»Ich glaube, die Wurzel des Pro- 


'blems liegt in der mangeinden 


Achtung für die schwarzen 


:Amerikaner auf internationaler 
'Ebene«, fuhr er fort. »Im großen 


und ganzen werden: die schwar- 
zen Amerikaner solchen Dingen 
gegenüber als schwach und ver- 
letzbar angesehen«, und er spiel- 
te damit vieleicht auf die Tatsa- 
che an,‘ daß . schätzungsweise 


‘20.000 Israelis jährlich in die 


Vereinigten Staaten einreisen, 
um Verwandte zu besuchen, und 
meist über die Gültigkeitsdauer 
ihrer Visa’ hinaus bleiben. Doch 
es gibt in Amerika keine Politik, 
derzufolge sie routinemäßig fest- 
gehalten, untersucht und befragt 
werden. 


Die Reise wird 
zu einem Alptraum 


Über die Jahre hinweg sind 
Hunderte, vielleicht sogar Tau- 


. sende von schwarzen Amerika- 
- nern unbewußt zu Opfern ge- 


worden, und diese. Praktik er- 
streckt sich bei weitem nicht nur 
auf die schwarzen Hebräer. Von 
den Millionen Schwarzer, die in 
das Heilige Land reisen, kommt 
ein großer Prozentsatz zusam- 
men mit Kirchengruppen, die 
aus rein religiösen Gründen 
nach Israel kommen, sei es, daß 
sie Wallfahrten unternehmen 
oder religiöse Studien betreiben 
wollen. 


Statistiken aus dem israelischen 
Ministerrum für Touristik zei- 
gen, daß die schwarzen Ameri- 
kaner schätzungsweise über 
zehn Prozent aller amerikani- 
schen Touristen, die Israel besu- 
chen, ausmachen und damit ei- 
nen beträchtlichen Betrag zur is- 
raelischen Staatskasse leisten. 


In den letzten zehn Jahren sind 
viele Farbige und Amerikaner 
arabischer Herkunft mit Horror- 
geschichten über Durchsuchun- 
gen und Festnahmen unter ent- 
würdigenden Umständen und 
anschließender erzwungener 
Rückkehr in die Vereinigten 
Staaten nach Hause zurückge- 
kehrt und haben das Heilige 
Land nie betreten. Sie haben die 
Reisekosten nie erstattet be- 
kommen, das meistens Geld 
war, was man sich für die einma- 


lige Wallfahrt in das Land, in- 


dem ‘Jesus gelebt hat, zusam- 
mengespart hatte. 


Viele angesehene Schwarze wa- 


ren unter jenen, die diese.herab- 
. würdigende Politik zu spüren be- 


kamen, unter ihnen der ameri- 
kanische Akademiepreisträger 
und Schauspieler Lou Gossett, 
Michael Hooks,-ein abgeordne- 
ter aus Tennessee und der Neffe 
des NAACP-Direktors : Benja- 


min Hooks sowie. die Heritage 
Jazz Band aus New Orleans, die 
zu einem Gastspiel nach Jerusa- 
lem eingeladen worden war. 


Im März 1986 wurde eine Grup- 
pe von 26 schwarzen Hebräern, 
die in keiner Weise mit der von 
Ben Ammi geführten Gemeinde 
in Zusammenhang standen, über 
30 Stunden lang am Flughafen 
Tel Aviv festgehalten, bevor 
man sie unhöflich wieder ins 
Flugzeug setzte - und zwar nicht 
zurück nach New York, wo sie 
herkamen, sondern nach Chi- 
cago. 


»Es war ein Alptraum«, sagte 
Netanya Halevi, der Führer der 
Gemeinde. »Wir haben über 
20 000 Dollar für eine siebentä- 
gige Reise mit Unterkunft und 
Verpflegung gezahlt und freuten 
uns auf ein sehr schönes, erfül- 
lendes Erlebnis. Was geschah, 
war, daß die Israelis uns in unse- 
ren Menschenrechten ver- 
letzten. 


Wir hatten es nicht darauf abge- 


sehen dort zu bleiben. Wir alle 


hatten hier in den Vereinigten 
Staaten unsere Berufe und Ge- 
schäfte. Man hatte jedes Grup- 
penmitglied gezwungen, eine 
Kaution in Höhe von 2000 Dol- 
lar zu hinterlegen und den Paß 
abzugeben, um eine Einreisege- 
nehmigung zu bekommen. Doch 
als sie damit einverstanden wa- 
ren, verweigerte man ihnen die 
Einreise dennoch.« 


Als er zu den Töchtern 
wollte, Einreise verweigert 


Zu der Gruppe gehörte Balkis 
Makada, eine 80jährige Groß- 
mutter im Rollstuhl, die ihre 
ganzen Ersparnisse für die Reise 


ins Heilige Land hergegeben 


hatte. 


Der Prozeß zur Wiedererlan- 
gung des verlorenen Geldes ist 


noch anhängig. Doch es geht. 


nun um viel mehr als nur um 
Geld. 


»Als Zentrum der drei größten 
Weltreligionen ist Jerusalem ein 
internationaler  Anziehungs- 
punkt für Juden, Christen und 
Moslems. Der Gedanke, daß die 
israelische Regierung willkürlich 


. den Zugang zur Verwirklichung . | 


bestimmter religiöser Ziele ver- 
weigern kann, ist äußerst ver- 
weiflich«, sagte Valerie Lee, ei- 
ne New :Yorkerin, der im Jahr 


1986 die Einreise‘ ‚verweigert | 


wurde. 


Dr. Haraymiel Ben. Shaleak;. 
dem Public-Relations-Direktor 
der schwarzen Hebräer in den 
Vereinigten Staaten, wurde 
sechsmal die Einreise verwei- 
gert, als er zu seinen Töchtern 
wollte, die seit sieben Jahren oh- 
ne ihn in Israel leben. 


Warnung vor körperlicher 
Gefahr 


Amerikanische Vertreter geben 
zu, daß der Reiseratgeber gegen 
Israel der erste wäre, der aus an- 
deren Gründen als zur Warnung 
vor einer körperlichen Gefahr 
herausgegeben wird. Doch was 
noch wichtiger ist: der Ratgeber 
würde Israel in eine Kategorie 
setzen mit vielen Ländern, die 
schlechte Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten haben wie 
der Libanon, Afghanistan, Süd- 
jemen und Nicaragua. 


In diesem Jahr sind bisher be- 
reits 75 Fälle von Belästigungen 
dem amerikanischen Außenmi- 
nisterium berichtet worden, sag- 
te ein US-Beamter. g 
Abdeen Jabara, Präsident des 
arabisch-amerikanischen Anti- 
Diskriminierungs-Komitees, hat 
vor kurzem eine faktenfindende 
Delegation nach Israel ange- 
führt, um das Problem zu unter- 
suchen, und traf mit israelischen 
Beamten und Dutzenden von 
Amerikanern arabischer Her- 
kunft zusammen, die Verwandte 
am Westufer besuchten. 


Jabara sagte, er wolle das ameri- 
kanische Außenministerium ver- 
anlassen, in den Reiseratgeber 
alle Amerikaner, nicht nur die 
Schwarzen und Araber, einzu- 
schließen. »Wenn die Warnung 
nur auf die Schwarzen und Ara- 
ber beschränkt bleibt, bekom- 
men die Israelis nur das, was sie 
wollen«, warnte er. DO 


Leon Dobbs ist ein farbiger ameri- 
kanischer Journalist, der in den - 
USA ständig über die Probleme 
der schwarzen Hebräer berichtet. 


Zitate 
Traum | 

Erich Honecker, SED-General- 
sekretär: »Auch bei uns gab es 
einmal den Traum von der 
Schaffung eines einheitlichen 
deutschen Staates. Aber dieser 
Traum ist zerschellt an dem Wil- 
len der westlichen . Alliierten, 
den deutschen Imperialismus 
wieder aufleben zu lassen, und 
zwar in einem Separatstaat.« 


Glasnost 


Michail Gorbatschow, sowjeti- 
scher Parteichef: »Wenn man 
fragt,, wo die Grenzen der Um- 
gestaltung sind, wo die Grenzen 
von Glasnost sind im Rahmen 
des Prozesses, den wir jetzt ent- 
falten, so antworten wir: Alles, 
was den Sozialismus festigt, also 
auch Glasnost, Demokratie, al- 
les ist zu unterstützen, zu begrü- 


Ben... ja, alles, was den Sozia- 


lismus festigt.« 


Parteien 


William Lion Mackenzie King, 


ehemaliger kanadischer Mini- 
sterpräsident: »Die Verspre- 
chungen der Parteien von heute 
sind die Steuern von morgen.« 


Börsen-Crash 


Pierre Languetin, Präsident der 
Schweizerischen Nationalbank: 
»Merkwürdig ist schon, in wel- 
chem Tempo sich die Börsen 
entwickelt haben. Nach meiner 
Meinung gibt es dafür zwei 
Gründe: erstens, die Leute ha- 
ben lange Zeit nicht an eine dau- 
erhafte Erholung der Wirtschaft 
geglaubt; und zweitens, jetzt 
wird nachgeholt. Aber die Ge- 
fahr liegt darin, daß die Börse 
bei solchen Entwicklungen zu 
weit geht. Dieses Risiko sehe ich 
durchaus, und deshalb spreche 
ich von einer übertrieben günsti- 
gen Reaktion an den Börsen. 
Deshalb wird hier nach einigen 
Jahren eine Ernüchterung ein- 
treten, aber das kann geschehen, 
ohne-daß die Börsen zusammen- 
brechen. Ich sage deshalb kei- 
nen Finanz-Crash voraus.« 


_Schuldenkrise 


F. Wilhelm Christians, Sprecher . 


des Vorstandes der Deutschen 
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" Bank: »Die Verschuldenspro- 


blematik ist nicht nur nicht ge- 
löst, sondern sie ist, sachlich ge- 
sehen, ja auch noch drückender 
geworden.« 


.,® „ 
Politik 
Martin Bangemann, Bundes- 
wirtschaftsminister: »Ein: kulti- 
vierter Mensch kann nur ein 
deutsches Auto fahren.« 


Kohle 


Rudolf von Bennigsen-Foerder, 
Veba-Chef: »Wir werden noch 


eine ganze Weile mit einem 


niedrigen Ölpreis leben. Aber 
wenn eines Tages die OPEC in 
ihre alte Machtposition zurück- 
kehrt, kann sich das schnell än- 
dern. Auch deshalb müssen wir 
aufpassen, daß uns die Ruhrkoh- 
le nicht unter den Händen weg- 
stirbt.« 


Kunst 


Franz Xaver Kroetz, meistge- 
spielter Autor deutscher Spra- 
che: »Kunst kann unmöglich 
Rücksicht nehmen auf das Volk. 
Kunst als Befriedigungsmecha- 
nismus für das Kleinbürgertum 
kann nicht Kunst sein. Da liegt 
selbstverständlich immer eine 
Verletzungsgefahr für das Klein- 
bürgertum. Allerdings bei ernst- 
hafter Eigenleistung erhält das 
Kleinbürgertum dafür eine neue 


Erlebnisfähigkeit. Es mag zuge- 


geben sein, daß es sich dagegen 
vielleicht wehrt. Aber Kunst ist 
ja- kein aufgezwungener Vor- 
gang. Wie Sie den Metzger 
wechseln, so können Sie sich 
auch weigern, Theaterstücke 
von mir anzuschauen. Kunst ist 
ein Mechanismus zur Verlet- 
zung, zur Erzeugung von Rüttel- 
effekten. Sonst muß man Kunst 
eben staatlich verbieten.« 


Moskau 


Margaret Thatcher, britische 
Premierministerin: »Afghani- 
stan ist immer noch besetzt. Die 
Berliner Mauer steht immer 
noch und die Sowjetunion 
schickt immer noch massenweise 
Waffen in die Länder der dritten 
Welt. Diese brauchen aber keine 
Waffen, sie brauchen Nahrungs- 
mittel.« 


USA 


Walter Seipp, Vorstandsvorsit- 


zender der Commerzbank AG: 


»Die klassische Medizin für 


Amerikas Defizit-Probleme - 
die heute allerdings kein ernst- 
hafter Ökonom mehr verschrei- 
ben würde - wäre ein drastisches 
Gürtel-enger-Schnallen.« 


Deutschland 


Francois Mauriac, französischer 
Schriftsteller: »Ich liebe 
Deutschland so sehr, daß ich 
froh bin, daß es zwei davon 
gibt.« 


Wieder- 
vereinigung 


Francois Mitterrand, französi- 
scher Staatspräsident: » Ich halte 
die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands weder für wünschenswert 
noch für möglich.« 


Deutsches 
Volk 


Michel Jobert, ehemaliger fran- 
zösischer Außenminister und 
Handelsminister: »Die gefühls- 
mäßige Einheit der Deutschen 
ist das Wichtigste. Ich habe kei- 
ne Zweifel, keine Angst, daß die 
Einheit überleben wird, wäh- 
rend die derzeitigen Versuche, 
eine Einigung der deutschen 
Staaten ins Auge zu fassen, ein 
falscher Weg sind. Im Gegensatz 
zu unserem Francois Mauriac 
zerbreche ich mir nicht den Kopf 
über eine derart unwirkliche 
Perspektive. Es gibt heute zwei 
deutsche Staaten, doch die Her- 
zen der Deutschen sind nicht ge- 
trennt. Das deutsche Volk ist be- 
ständig - untergründig oder 
sichtbar.« 


Demokratie 


Edzard Reuter, Vorstandsvorsit- 
zender der Daimler-Benz AG: 
»Wir als Deutsche sollten doch 
wissen, daß die Geschichte für 
Fehler und Verschulden nur sel- 
ten Bewährung einräumt. Muß 
es uns deshalb nicht umtreiben, 
wenn unsere politische Klasse 
den aufklärerischen Kampf der 
Polemik zu einem kalten, macht- 
technischen Denken, oft genug 
mit Feindbildern unterlegt, ver- 
kommen läßt.« 


Wünsche 


Helmut Geiger, Präsident des 
Deutschen Sparkassen- und Gi- 


roverbandes: »Es .besteht jetzt 
die Chance, daß sich sowohl in ’ 
den USA als auch bei uns die . 


Zinsen wieder normalisieren 
und der internationalen Koope- 
ration nicht nur verbale Beach- 
tung geschenkt wird.« 


Zuversicht 


Sam Nunn, ‚Vorsitzender des ee 
des 


Verteidigungsausschusses 
US-Senats: »Ich meine, wir soll- 
ten immer bereit sein, den So- 
wjets die Hand zu schütteln. 


Doch wir sollten: danach stets : 


unsere Finger zählen.« 


Realismus 


Ulrich Wilckens, Leitender Bi- 
schof der Nordelbischen Evan- 
gelischen-Lutherischen Kirche: 
»Der Staat ist nicht das Reich 
Gottes und wird nie imstande 
sein, das Reich Gottes zu, wer- 
den. Aber es gibt auch umge- 
kehrt eine Art von »Realismus< 
ohne wirkliche und aufrichtige 
Rücksicht auf Religion, in den 
letzten Jahren mehr und mehr. 
Und die. unheimliche Gefahr, 
die daraus erwächst, ist die, daß 
man sich, ohne es zu merken, 


gleichsam den Himmel aneignet - 
und sich selbst eine ‘Allmächtig- : 


keit zuschreibt, die nur noch 
durch den politischen Gegner 
und durch die Zustimmung der 
Massen begrenzt scheint: Den 
einen gilt es dann womöglich 
auszuschalten — die anderen zu 
befriedigen. Durch solchen Rea- 
lismus kann Demokratie um ih- 
ren eigentlichen Charakter ge- 
bracht werden, ohne daß sich an 


‚ihrer Fassade etwas ändert. Und 


das weckt bei Menschen, denen 


- es um die Menschlichkeit in un- 


serem Staat geht, Verdacht und 
Widerwillen. Der regt sich, 


wenn nicht alles trügt, in Anfän- : 


gen seit längerem mitten unter 
uns und wird durch schlimme 
Vorgänge, wie wir sie jetzt erle- 
ben mußten, stark genährt.« 


Bekenntnis 


Richard von Weizsäcker, Bun- 


* 


despräsident: »Wir hängen aus 


tiefer Überzeugung am Westen, 
aber wir würden unsere Glaub- 


ren, wenn wir unsere Zusam- 


mengehörigkeit mit den Deut- + 


schen, Polen oder Tschechen 
verleugnen wollen, die. Europäer 
sind wie wir.« oO 


"würdigkeit vor uns selbst verlie- -: 


Ar eneieis iin 


WETTE TEE TEE 


Vatikan 


Zur Person 
von Clemens 


Flavius 


'Romanus 


Die in der »Magischen Weltsicht« skizzierte  Anfangsgeschichte ist als 
der »Anfang vor dem Anfang« zu sehen, sie ist der Schilderung der 
Johannes-Offenbarung noch vorgelagert. Es kann nur gemutmaßt 
werden, daß eben Jahrtausende früher eine andere, den » Anfang vor 
dem Anfang« behandelnde Offenbarung stattgefunden hat. Wenn 
bei Johannes vom bevorstehenden Untergang »Babylons« gespro- 
chen wird, so ist damit natürlich nicht Babylon gemeint - das zu jener 


“ Zeit längst untergegangen war -; sondern er meint Rom. Der Unter- 


gang Roms bedeutet hier der Untergang der »römisch-christlichen« 
Kirche, die wider Willen dann die Wahrheit Christi annehmen wird. 


: -Von den ur-christlichen Unterlagen mit der Wahrheit Christi ist 


heute auch im Vatikan wohl kaum noch etwas vorhanden, denn sonst 
wäre es nicht zu erklären, warum die römische Kirche in unseren 


'" Tagen so umherirrt. Um zur Wahrheit zurückzukehren und eine 
. "wirkliche christliche Kirche zu werden, ist die Schrift von Clemens 
. Flavius Romanus »Das Christentum in Rom« von großem Interesse. 


Wer war dieser Clemens Flavius Romanus? Wir veröffentlichen 


. Das Christentum zu Rom zur 


Zeit der Apostel Petrus, Lukas, 
ihres Mitarbeiters Linus des Jün- 
eren und dessen Söhne Cletus 
Pleton) und Clemens (Kleome- 


“ nes) und des Nazarener-Juden- 


christentums dortselbst unter 
Asser (Ascher) ben Kipas - der 


» sich Kephas-Petrus nannte - und 


dessen Mitarbeiter Jacob ben 
Ahira und Philon ben Heber - 
dieser Philippus, der andere Ja- 
kobus sich nennend -, dann ganz 
besonders unter Clemens Fla- 
vius Romanus. 


Des nachmaligen Kaisers Flavius 
Vespasian und dessen älteren 
Bruders Flavius Sabinus, des 
nachmaligen Stadtpräfekten von 
Rom leibliche Schwester Flavia 
Valerie, war mit dem Senator 
Gajus Flavius Clemens verheira- 


: tet, aus welcher Ehe Clemens 


Flavius Romanus stammt. Auch 
war Domitilla Anastasia,. des 
'Gajus Flavius Clemens’ leibliche 
Schwester, die Frau des Flavius 
Sabinus. 


Demnach waren der nachmalige 


--Kaiser Vespasian und dessen 


* zunächst einige Informationen zu seiner Person und dann seinen 
' Beitrag. Der folgende biographische Texte sowie der Artikel ist nach 
.. der Handschrift des Clemens Flavius Romanus ohne Berichtigungen 
.:: und Korrekturen gedruckt. Sogar der Titel ist originalgetreu. 


Bruder Sabinus Oheime, die 
Söhne Vespasians und nachmali- 
ge Kaiser Titus und Domitian, 
des Clemens Flavius’ Vetter, Ti- 
tus um sechzehn, Domitian um 
sechsundzwanzig Jahre jünger 
als Clemens Flavius - und da die 
Mutter der beiden, Vespasians 
Frau, Flavia Domitella, Tochter 
des Flavius Liberalis, starb, als 
ihr Sohn Domitian kaum zehn 
Jahre alt geworden, lebte Do- 
mitian als Knabe teils im Hause 
seines Oheims Flavius Sabinus, 
teils im Hause seines zweiten 
Oheims des Prätorianers Gajus 
Flavius Clemens, dessen Frau an 
der verstorbenen Mutter des 
Knaben mit großer Liebe gehan- 
gen ist, und wo der kleine Do- 
mitian an seinem Vetter Cle- 
mens Flavius nicht nur einen na- 
hen Verwandten, sondern auch 
einen eifrigen Lehrer hatte. 


Der Anlaß zu 
der Schrift 


Zu dieser Zeit - Römerjahr 815 


- :oder 62 nach Christus - war Cle- 


mens Flavius Romanus 37 Jahre 
alt, ein Mann von außerordent- 


lich großer, schöner Gestalt, be- 
redsam, anziehend und der als 
oberster Aufseher-Episkopos, 
der römischen Nazarener-Juden- 
christengemeinde vorstehend, 
vollständig auch in den neuen, 
nach Rom schon im neunzehn- 
“ten und zwanzigsten Jahr des Ti- 
berius gebrachten Lehren auf- 
ging und für nichts anderes einen 
Sinn aufbrachte, als auch sein 
ganzes Haus für die neue Lehre 
zu gewinnen, was ihm bei seinen 
zwei Schwestern bereits, weitge- 


. hend gelungen war. 


Den eigentlichen Anlaß zu der 
seelisch-geistigen Einstellung 
des jungen Clemens Flavius Ro- 
manus, der bis dahin an den 
Göttern der Römer hing, gaben 
die Ereignisse unter Kaiser Cali- 

üla, als dieser im August 793 
“a0 nach Christus) aus Britannia, 
Germania und Gallia nach Rom 
kam und im Spätherbst aus Al- 
exandria Abgesandte der Grie- 
chen und der Juden eintrafen, 
um gegenseitig widereinander zu 
klagen. 


Zwei einander feindlich 
gesinnte Gemeinden 


Die Berichte über die Beschuldi- 
gungen der Juden seitens der 
Griechen, die Widerlegungen 
der Juden und Beschuldigungen 
der Griechen erfüllten ganz 
Rom, und als bekannt wurde, 
mit welcher Verachtung Caligula 
unter Zustimmung des Senats 
sprach und welche Schimpfna- 
men und Flüche er gegen den 
Judengott und die Juden aus- 
stieß, dann auch gleich den jüdi- 
schen Arabarchen Julius Alex- 
ander Lysimachos-Jedidja mit 
noch einigen Juden in den Ker- 
ker werfen ließ, währenddem 
dessen Bruder Philo ben Jedidja 
mit den anderen abgesandten 
Juden sein Heil in der Flucht 
suchte, alles das machte auf den 
jungen, damals fünfzehnjähri- 
gen Clemens Flavius Romanus 
einen so tiefen Eindruck, daß er 
auf offener Straße in Tränen 
ausbrach. 


Da trat zu ihm der etwa gleich- 
altrige und angefreundete Ana- 
cletus, einer der dreizehn Söhne 


. eines-der reichsten Juden Roms 


Aschub ben Abischur, der sich 
Marcus Anacletus -Alexander 
nannte und von seinen vier Wei- 
bern außer den Söhnen noch 
fünf Töchter hatte - und fragte 
Clemens Flavius Romanus, war- 
um er:weine, worauf dieser zur 
Antwort gab: 


»Weil der Kaiser, unserer eige-:".\ >; 


nen Götter vergessend, einem 
fremden Gotte flucht, als gehöre 
dieser nicht zu den Göttern, de- 
ren Zahl doch kein Mensch‘ 
kennt.« 


Wie verwundert sah Th der an- 
dere an und sprach: »Clemens 
Flavius Romanus! Wir beide 
sind noch Knaben, aber’du, wie 
ich, weißt doch von der neuen 
Lehre, die hier schon seit sechs 
Jahren verkündet wird und der 
sich jetzt schon viele Römer, 
aber auch nicht gerade wenige 
Juden neigen. Ich weiß auch, 
daß die Anhänger der neuen 
Lehre schon von Anfang aus 
zwei einander feindlich gesinn- 
ten Gemeinden bestehen und 
daß eine die andere Falsches zu 
lehren beschuldigt. 


Ich weiß noch mehr; wenn du 
aber willst, komme einmal in das 
Haus meines Oheims Evaristus 
ben Riaja, und dort wirst du von 
der. neuen Lehre so viel hören, 
wie es unserem Alter zukommt; 
lasse aber diese Aufruhrtage 
vorübergehen, laß mich dann 
wissen, wann du kommen willst, 
und ich werde dich dort ein- 
führen.« 


Diese Stunde war für alles weite- 
re Tun und Wirken des jungen 
Clemens Flavius Romanus ent- 
scheidend. Als er das erstemal in. 
das Haus des Evaristus ben Ria- 
ja kam, traf er dort Asser ben 
Kipas, der schon im Römerjahre 
787 (34) dem jüngeren Linus aus 
Jerusalem nach Rom nachge- 
kommen ist und daselbst wider 
die von Linus dem Jüngeren ge- 
gründete wahre Gemeinde Got- 
tes Christi eine eigene Nazare- 
ner-Judenchristengemeinde ge- 
gründet hat - und ihr unter dem 
tückischen Mißbrauch des Na- 
mens Kephas-Petrus vorste- 
hend, sich Episkopos nennen 
ließ. 


Ein Meister 


- der neuen Lehre 


Nach Rom brachte er gleich bei 
seiner ersten Ankunft zwei Mit- 
arbeiter, Philon ben Heber und 
Jakob ben Ahira, von welchen 
dieser Jakobus, jener Philippus 
sich nannte, und alle drei gaben 
sich für Apostel aus, von dem 
gekreuzigten und auferstande- 
nen reinen und wahren- Gottes- 
lamm gesandt worden zu sein, 
zum Preise des Gottes Israels. 


Der Vater des dem Clemens Fla- 
vius ‘ Romanus:: befreundeten 


Knaben Anecletus, einer der 


[Bone ss. 


Vatikan 

Zur Person von 
Clemens 
Flavius 
Romanus 


reichsten Juden Roms, der sich 
Marcus Anecletus Alexander 
nannte, war des falschen Apo- 
stels Asser ben Kipas’ Oheim — 
und Evaristus ben Riaja war des- 
selben Asser ben Kipas mütter- 
licherseits Bruder, der ihn und 
seine zwei Begleiter in seinem 
Haus beherbergte. 


Während der sechs inzwischen 
verflossenen Jahre war Asser 
ben Kipas zweimal längere Zeit 
in Jerusalem und kam diesmal 
nach Rom mit den alexandrini- 
schen Judengesandten, um den 
Ausgang des vom Kaiser selbst 
gehaltenen Gerichts an Ort und 
Stelle zu erfahren; denn der von 
Caligula in den Kerker gesetzte 
Arabarch Julius Alexander Lysi- 
machos-Jedidja war mit seinem 
Oheim Marcus Anecletus Alex- 
ander verschwägert und daher 
auch mit ihm selbst und mit sei- 
nem Bruder Evaristus ben Riaja 
verwandt, desgleichen auch mit 
des Arabarchen Bruder Philo 
ben Jedidja. 


Also war Asser ben Kipas (Ke- 
phas-Petrus) und neben diesem 
abwechslungsweise dessen zwei 
Mitarbeiter Jakob ben Ahira 
re und Philon ben Heber 
Philippus), je nachdem sie in 
Rom anwesend waren, des jun- 
gen Clemens Flavius Romanus’ 
Lehrer, er selbst aber ein Schü- 
ler, der im Verlaufe der Zeit ein 
solcher Meister der ihm ihrer- 
seits eingeflößten neuen Lehre 
wurde, daß sie selbst sich vor 
ihm neigten. 


Vatikan 


Das 


Christentum 
zu Rom 


Clemens Flavius Romanus 


Der folgende Bericht von Clemens Flavius Romanus wird als Text 
nach der Originalhandschrift ohne Berichtigungen und Korrektur 
zum ersten Mal in deutscher Sprache veröffentlicht. Er gibt einen 
fundierten Einblick in den »Weltkampf« aller Zeiten, der in letzter 
Konsequenz der Kampf einer Minderheit von Satansdienern gegen 
alle anderen Völker ist. Wenn nach einem zeitweiligen Triumpf des 
Satans die Kräfte des Bösen hinweggefegt sein werden, beginnt das 
verheißene »goldene Zeitalter des göttlichen Lichts«. 


Als Ende Januar 794 (Römer- 
jahr, das heißt 41 nach Christus) 
Caligula und mit ihm auch die 
Kaiserin Caesonia samt ihrem 
Töchterlein ermordet waren, 
kam auf den Cäsaren-Thron 
Kaiser Claudius, der den einge- 
kerkerten Arabarchen Julius Al- 
exander Lysimachos-Jedidja 
samt den anderen mit ihm gefan- 
genen Juden freiließ, die Vor- 
und Sonderrechte der Juden - 
nach den einstigen Verfügungen 
Caesars — besonders die zu Alex- 
andria bestätigte und den ge- 
flüchteten Philo ben Jedidja zu- 
rückrief, damit dieser die Klagen 
der Juden Alexandrias und 
Ägyptens wider ihre griechi- 
schen Mitbürger im Senat vor- 
bringe. 


Die Zahl der 
Proselyten wuchs 


Herodes Agrippa I., den Sohn 
des Aristobul und der Berenike, 
ernannte Claudius zum König 
der Juden, setzte diesen König 
Herodes Agrippa I. über ganz 
Palästina und erweiterte auch 
die Vor- und Sonderrechte der 
Juden in Rom, die zweimal zu- 
vor schon Tiberius aufgehoben, 
wieder aber gewährt, und die 
Caligula neuerlich - aufgehoben 
hat. 


“Diese Maßnahmen des Kaisers 


Claudius hatten einen neuen Zu- 
strom der Juden aus allen Län- 
dern nach Italia und besonders 
nach Rom zur Folge und die ih- 
nen zuerkannten Vor- und Son- 
derrechte wie auch das auf diese 
sich stützende Vorgehen der Ju- 


den brachte es mit sich, daß die 
Zahl der Proselyten, das heißt 
der zum Judentum bekehrten 
Römer, Italiener und der unter 
diesen lebenden anderen Völ- 
ker, besonders der Frauen, im- 


mer größer wurde; eine Erschei- 
nung, gegen die der römische 
Senat schon unter Kaiser Augu- 
stus Maßnahmen zu ergreifen 
sich bemüht hatte. 


In den letzten Jahren des Kaisers 
Augustus gab es allein in Rom 
über 15000 Juden und schon 
auch gegen 3000 zum Judentum 
bekehrte Römer, wohl in der 
weitaus überlegenen Mehrzahl 
Sklavinnen, Dienerinnen, schon 
aber auch Frauen, deren Män- 
ner in mehr oder minder einfluß- 
reichen Ämtern standen. Doch 
aber war auch die Zahl der Män- _ 
ner immer größer, die sich die 
Juden auf allerlei Art verpflich- 
tet zu machen wußten und die, 
um weiterer Vorteile nicht verlu- 
stig zu werden, zumindest Prose- 
Iyten des Thors werden mußten. 


Anerkennung der 
jüdischen Offenbarung 


Das heißt: »Die jüdische Offen- 
barung und die jüdischen Sat- 
zungen als heilig und über alles 
andere stehend zu bekennen und 
zu schützen hatten, ohne unbe- 


Eine Detail aus einem Fresko der Villa Misteri in Pompeji: Die | 
Erzieherin spielte in der römischen Gesellschaft eine große - 


Rolle. 


dingt sich selbst der Beschnei- 
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dung unterwerfen zu müssen.« 


Unter Tiberius, im Römerjahr 


: 772 (19 nach Christus), also im 


! fünften Jahr seiner Regierung, 
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gab es allein in Rom schon weit- 
aus über 30 000 Juden und nicht 
weniger als 7000 Proselyten. An- 
- fangs dieses Jahres kamen aber 


„. Verbrechen auf, deren Tiberius 


mit Maßnahmen begegnete, die 
er selbst auf die Fürsprache sei- 
ner Schwägerin Antonia — die 


© jüngste Tochter des Triumvirs 
”- Antonius und Frau seines jünge- 


‚ten, in Germanien vom Pferd 


gestürzten und dort verstorbe- - 


nen Bruders Claudius Drusus — 


“. nicht zurücknahm, obwohl An- 


. tonia sonst alles bei ihm er- 
reichte. 


Anfangs des erwähnten Jahres 
. kamen große Betrügereien, Wu- 
- cher und Erpressungen auf, die 
“bestimmte Juden an den römi- 
.schen Proselyten übten und 
nicht wenige der angesehensten 

- Römer nicht nur in Verruf, son- 
dern auch um alles Vermögen 
...und Besitz brachten. Unter an- 
.. derem war es der im ganzen Rö- 
. merreich bekannte und hochan- 
' gesehene Freund des Kaisers Ti- 
: berius, der Senator Lucius Tibe- 
“ rius Saturninus, dessen Frau Ful- 
“via als Proselytin ihrem Mann 
‘nicht nur alles Wertvolle nach 
*und nach gestohlen, sondern in 
seinem Namen auch so riesige 
.=Summen von Juden geborgt und 
. Ihnen als Opfergabe für den Je- 
rusalemer Tempel gegeben hat- 

: te, daß der Senator nicht nur als 
“. Bettler dastand, sondern dar- 


» über auch noch Summen schul- 


‘ ‚dete, auf die schweres Gefängnis 


: „stand. 


: Alles das, wie auch mehr noch 
alles damit sonst im Zusammen- 
. hang Stehende, brachte den an 
‘ "sich schon düsteren Sinn des Ti- 
. berius maßlos auf. Er ließ viele 


der Schuldigen ausfindig ma- 


‘ chen, festnehmen, und bei den 
* Verhören stellte es sich heraus, 

daß die Betrüger, Wucherer und 
: Erpresser von all den erbeuteten 
7 Summen keine Sesterze nach Je- 


: » rusalem gaben, sondern teils für 


; sich und teils zum Fang neuer 


& Proselyten behalten und verwen- 


i det hatten. 


‘ Diese strengen Maßnahmen 


s brachten es mit sich, daß die 


: 3 "Zahl der Juden zu Rom im Ver- 


lauf von nur vier Jahren von 
35 000 wieder auf rund 15 000 
kleiner ‚geworden ist, um aber 


mit dem Römerjahr 777 (24.nach 
Christus) wieder zu wachsen, da 
Tiberius vor den Tagen der Sa- 
turnus-Festlichkeiten im Dezem- 


- ber 776 alle die vor vier Jahren 


wider die Juden getroffenen 
Maßnahmen aufhob, indem er 
den Vorstellungen seiner Schwä- 
gerin Antonia nachgab, in wel- 
cher die Juden ihrer Zeit die 
mächtigste Fürsprecherin und 
Beschützerin hatten. 


Auf Vorstellungen. derselben 
Antonia hob Tiberius zu Ende 
desselben Monates alle wider die 
Juden in den Jahren 782 und 783 
erlassenen Verfügungen auf und 
gestand ihnen wieder jene Vor- 
und Sonderrechte zu, die ihnen 
Julius Caesar gegeben hatte. 


Nun wuchs der Zuzug der Juden 
nach Italien und besonders nach 
Rom aufs neue, und selbst Vor- 
gänge unter Tiberius’ Nachfol- 
ger Caligula unterbrachen den 
Zustrom nur wenig. Also zählte 
allein Rom zu Ende der Regie- 
rung des Kaisers Tiberius gegen 
45 000, zu Beginn der Regierung 
des Claudius über 50 000 und im 
zehnten Jahr seines Kaisertums 
über 60 000 Juden. 


Die Unterdrückung 
des wahren Christentums 


Zu dieser Zeit - also um das Jahr 
der Römer 804 (51 nach Chri- 
stus) — gab es in Rom und Italia, 
aber auch in anderen Ländern 
und Orten des Römer-Reiches 
keine Bekenner des Judentums, 
also keine Proselyten aus den 
anderen Völkern mehr. Wie 
schon erwähnt, gab es zwar un- 
ter Tiberius allein in Rom gegen 
7000 proselytische Bekenner des 
Judentums aus Römern und aus 
den anderen dort lebenden Völ- 
kern, und die Zahl hat sich, trotz 
der von ihm und vom Senat er- 
griffenen Maßnahmen, bis in die 
Jahre 787 (34) und 789 (36) fast 
verdoppelt. 


Dieses Proselytentum nahm 
aber in diesen beiden Jahren ei- 
ne Wendung, eine Gestalt und 
ein Wesen an, das den Antichri- 
sten eifrig mithalf, dem wahren 
Christentum das Grab zu schau- 
feln, kaum daß es hingebracht 
und in einer kleinen Gemeinde 
Gottes Christi verankert ward. 


Von den wahren Aposteln des 
Herrn dazu ausersehen-und auf 
seinen eigenen Wunsch gesandt, 
kam der jüngere Linus schon im 
Römerjahr 786 (33) nach Sicilia 
und Italia,:wo er durch. seine 


“Mutter Sabina Cornelia, die ’aus 


dem weitverzweigten Haus der 
Cornelier - sie war eine Enkelin 
des Cornelius Nepos — stammte, 
zahlreiche Verwandtschaft in 
Catana, Syracusa, Metapontum, 
Pompeji, Capua und Puteoli, be- 
sonders aber auch in Rom hatte, 
predigte dort vorzüglich unter 
den Assidei-animi-Gemeinden 
das heilige Evangelium und 
gründete Gemeinden Gottes 
Christi. 


Zur Weihnachtszeit desselben 
Jahres, kaum sechs Wochen 
nach der Ankunft Linus des Jün- 
geren in Rom, zählte die dortige 
wahre Christengemeinde bereits 
über 100 Glieder, zur vierten 
Jährung der Gedenktage der 
furchtbaren Selbstaufopferung 
Gottes Christi, seines Sterbens 
am Kreuz und seiner glorreichen 
Auferstehung 787 (34), war die 
Zahl schon eine dreifache. 


Bald aber nach diesen Gedenk- 
tagen kamen mit den aus Jerusa- 
lem vom Blutfest des Passah zu- 
rückkehrenden italienischen und 
römischen Juden auch drei Ab- 
gesandte der Jerusalemer, von 
den dortigen Juden wider das 
wahre Christentum ins Leben 
gerufenen und mit allen erdenk- 
lichen Mitteln geförderten Naza- 
rener-Judenchristengemeinde 
mit nach Rom und begannen al- 
sogleich auch da ihr unheilvolles 
Werk. 


Für ihre Saat ein 
vorbereiteter Boden 


Es waren jüdische Antichristen, 
betrügerische und falsche Apo- 
stel, die sich im Einverständnis 
mit den römischen, besonders 
mit den aus Jerusalem zurückge- 
kehrten und wohl unterrichteten 
Juden vorzüglich an die römi- 
schen, griechischen und sonsti- 
gen Proselyten-Judengenossen 
wandten, und da die Zahl dieser 
allein in Rom gegen 14 000 be- 
trug und sie mehr oder minder 
oberflächlich in die jüdischen 


. Offenbarungs- und Satzungsleh- 


ren, vorzüglich aber in die ver- 
kehrten und niemals stattgefun- 
denen ägyptischen Wunder ein- 
geführt waren, fanden die Anti- 
christen-Apostel in ihnen einen 
für ihre Saat schon vorbereiteten 
Boden und immer reichlicher 
war auch ihre Ernte. 


Zur Weihnachtszeit desselben 
Jahres 787 (34) zählte die wahre, 
von Linus dem Jüngeren ein 
Jahr zuvor zu Rom gegründete 


Gemeinde Gottes Christi kaum 
600, dagegen die von den drei 
scheingetauften. falschen Apo- 
steln und Antichristen, Asser 
ben Kipas (Kephas-Petrus), Ja- 
kob ben Ahira (Jakobus) und 
Philon ben Heber (Philippus), 
wider das wahre Christentum 
dort errichtete Nazarener-Ju- 


"denchristengemeinde, über 4000 


Glieder, unter welchen es kaum 
nur 30 Juden gegeben hat, die 
sämtliche führenden Stellen hat- 
ten und mit Sammeln der Gaben 
wie auch mit Verteilung von Al- 
mosen an Arme betraut waren. 


Zu dieser Zeit bestanden die 
gleichen Nazarener-Judenchri- 
stengemeinden, außer der ersten 
von den Juden wider das wahre 
Christentum zu Jerusalem er- 
richteten, auch zu Damaskus, zu 
Epiphania und Antiochia in Sy- 
rien, zu Alexandria und einigen 
Orten Kleinasiens; keine aber, 
auch nicht die zu Jerusalem, 
zählte auch nur annähernd so 
viele Glieder als die zu Rom. 


Auch wurden im Laufe dieses 
Jahres 787 (34) von den schein- 
getauften und nicht-getauften 
Oberen der Nazarener-Juden- 
christengemeinde zu Jerusalem . 
nicht weniger als 60 falsche Apo- 
stel mit einigen 30 Betrüger-Pro- 
pheten ausgesandt, um ihre fal- 
schen Evangelien in alle größe- 
ren Orte der Länder des Römer- 
Reiches zu tragen und mit Hilfe 
der dort lebenden Juden unter 
den Völkern wider das wahre 
Christentum eigene Gemeinden 
zu gründen. 


Kein Wunder, daß diese Maß- 
nahme der Juden, mit aller Tük- 
ke, List, Verstellungs- und 
Überredungskunst, auch mit al- 
len anderen Mitteln und mit 
Freigebigkeit betrieben, sehr 
bald einen solchen Erfolg hatte, 
daß die aus den Völkern gewon-, 
nenen Nazarener-Judenchristen 
sich selbst für wahre Christen 
hielten und sich gegen die wah- 
ren Christen hetzen ließen), die 
ihnen von den Antichristen des- 
halb als Gotteslästerer darge- 
stellt wurden, weil sie »den al- 
lein wahren ewigen Gott in Chri- 
sto dem Herrn sehen, in dem Er 
Mensch geworden ist«. 


Die Rolle 
des Pontius Pilatus 


Nach ihren Evangelien war »der 
Herr Jesus« ein bloßer Gesand- 
ter, Gesalbter und zum »Sohne 
Gottes« gleich Israel erhobener 
Mensch, durch sein Sterben am 
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Vatikan 


Das 
Christentum 


zu Rom 
Kreuz »ein wahres Gottes- 
lamm«. z 


Kein weiteres Wunder, daß die 
Uneingeweihten aus den Völ- 
kern zwischen dem wahren Chri- 
stentum und dem Nazarener- 
Judenchristentum keinen Unter- 
schied kannten und in beiden 
nichts anderes sahen als eine 
neue, aus dem Judentum hervor- 
gegangene Partei und Sekte, de- 
ren Aufgabe es ist, dem Juden- 
tum unter einem anderen Na- 
men Proselyten zu schaffen. 


Diese Annahme aller Uneinge- 
weihten war bezüglich des Naza- 
rener-Judenchristentums nur in- 
sofern nicht ganz richtig, weil sie 
nicht wußten, daß seine Haupt- 
aufgabe ist: »Das wahre Chri- 
stentum soweit wie möglich aus- 
zurotten und das, was von ihm 
trotz allem bleiben sollte, den 
Völkern so darzustellen, als wä- 
re es tatsächlich aus dem Juden- 
tum hervorgegangen.« 


Von den Uneingeweihten aus 
den Völkern wußte es kein 
Mensch, daß der unbewußte und 
unfreiwillige Urheber der von 
den Jerusalemer Oberen wider 
das wahre Christentum gegrün- 
deten ersten Nazarener-Juden- 
christengemeinde kein. anderer 
war als der Prokurator Judäas, 
Pontius Pilatus. 


So unglaublich diese Tatsache 
auch scheinen mag, ist und 
bleibt sie Tatsache, doch mag 
Pontius Pilatus selbst niemals 
auch entferntest nur daran ge- 
dacht haben. Er kannte die Ju- 
den wohl, aber alle ihre Findig- 
keit kannte er noch lange nicht, 
und darum war er unbewußt der 
unfreiwillige Urheber der Grün- 
dung jener von den Juden zu 
Jerusalem ins Leben gerufe- 
nen Nazarener-Judenchristenge- 
meinde, die dem wahren Chri- 
stentum das Grab zu schaufeln 
beschlossen hatte. 


Mit der Ermordung Gottes Chri- 
sti glaubten die Juden alles Licht 
und Leben seines heiligsten We- 
sens, Geistes und Wortes miter- 
. mordet, beseitigt und vernichtet 
zu haben - siehe aber, Er ist am 
dritten Tag, so wie Er es vorher 
wiederholt gesagt hatte, glor- 
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reich auferstanden, ist in blutlee- 
rem Leib sieben Wochen lang 
mit den Seinen gegangen und 
hat weitere Gotteswerke getan. 


Still, als wüßten sie von alledem 
nichts, verhielten sich die Juden, 
denn sie wußten es wohl, daß 
Pilatus auf Rache sinne wider 
sie, die, seine augenblickliche 
Ohnmacht ausnützend, da er oh- 
ne seine Kohorten dastand, den 
dreimal von ihm freigesproche- 
nen Christus eigenmächtig sei- 
ner oberst-richterlichen Gewalt 
entrissen hatten, damit ihn, den 
Schwiegersohn des Kaisers Tibe- 
rius, und alles Römerrecht höh- 
nend. 


genug waren, gerade auch dieses 
Geschehen wider ihn auszunüt- 
zen suchen werden, was tatsäch- 
lich auch seitens des im Jahr 783 
(30) noch unbeschränkt herr- 
schenden Sejanus geschehen ist, 
der in einem Sonderschreiben 
dem Landpfleger eine an Feig- 
heit grenzende Schwäche vor- 
warf, da er einem einmal nach 
dem Römerrecht Freigesproche- 
nen, wer immer es gewesen sein 
mag, und mit diesem auch dem 
richterlichen Spruch unter allen 
Umständen Recht zu schaffen 
hatte, selbst dann, so ihm auch 
nur ein einziger Söldner zur Ver- 
fügung gestanden und er samt 
ihm das Leben eingebüßt hätte. 


Büste des jungen Tiberius, der aus Pompeji stammte. Sie steht 


heute im Nationalmuseum in Neapel. 


Nun aber. waren seine Kohorten 
da, 30 Stunden nach dem furcht- 
barsten Geschehen aller Zeiten 
der Ewigkeit, eingetroffen, und 
die Juden hielten sich still: zu- 
rückgezogen; denn auch. sie 
kannten Pilatus so, wie er sie. 
Auch er saß im Prätorium zu- 
rückgezogen, ließ sich nicht se- 
hen, und gerade das beunruhigte 
alle diejenigen, die dem Römer- 
recht und ihm die Schmach an- 
getan hatten, den von ihm frei- 
gesprochenen und für gerecht 
erklärten Christus eigenmächtig 
zu morden. 


Die Neider 
und Hasser 


Auch wußte er genau, daß seine 
Neider und Hasser, die zahlreich 


Sejanus ließ dem Pilatus schrei- 
ben: »Was ist ein Schwiegersohn 
des Kaisers und Prokurator ei- 
nes Landes, der das Römerrecht 
und sich selbst von Juden höh- 
nen und mit den Füßen treten 
läßt, indem er einen für gerecht 
gefundenen und freigesproche- 
nen Menschen sich einfach ent- 
reißen und ihn mit noch anderen 
töten läßt, ohne zu der Waffe zu 
greifen? 


Darf ein Prokurator einer sol- 
chen Verhöhnung des Römer- 
rechts, des Kaisers, der römi- 
schen Obrigkeit und in diesem 
Fall der Verhöhnung deiner 
selbst so tatenlos zusehen und 
ohne jeden Versuch eines 
Schwertstreiches ruhig auch ge- 
schehen lassen? 


Sieht das Ganze nicht einer still- 
schweigenden Auslieferung, ei- 
nem Einverständnis oder einer 
maßlosen Furcht vor zusammen- 
gerotteten Judenhorden gleich? 
Ich kenne deine zwei Berichte 
an den Kaiser, hoffe aber, daß er 
diesbezüglich derselben Mei- 
nung sein wird wie ich und ande- 
re, von denen du nicht sagen 
kannst, daß sie deine Feinde wä- 
ren, der auch ich nicht bin, dir 
aber die Wahrheit sage. 


Es handelt sich bei alledem nicht 
um den einen oder die anderen 
Hingerichteten, sondern einzig 
und allein um das Prestige und 
Ansehen des Römerrechts und 
der Römermacht, die du durch 
deine Tatenlosigkeit mit zu höh- 
nen geholfen hast, wofür ich 
dich zur Verantwortung zu zie- 
hen gedenke.« 


Es war gut, daß gleichzeitig mit 
diesem Schreiben auch ein Brief 
des Kaisers von der Insel Capri 
an Pilatus gekommen ist, in dem 
Tiberius dem Landpfleger zwar 
auch Vorwürfe wegen tatenlo- 
sem Duldens solcher Ausschrei- 
tungen der Juden wider das Rö- 
merrecht schreiben läßt, zum 
Schluß aber bemerkt, daß der 
Fall keines solchen Aufhebens 
wert sei, da er die Römermacht 
in keinerlei Weise verringern 
könne. 


Als Maßnahme für die dem Rö- 
merrecht und dem Landpfleger 
angetane Verhöhnung und Miß- 
achtung solle Pilatus die Juden 
desto strenger im Zaum halten, 
wie er, der Kaiser selbst, seine 
im Vorjahr gegen die in Italia 
und besonders in Rom lebenden 
Juden erlassenen Maßnahmen 
mit aller Strenge und Schärfe 
handzuhaben bereits befohlen 
habe. 


Man hoffte, 
das Geschehene 
wird vergessen 


Dieser Brief des Tiberius hat 
ganz sicher Abertausende Juden 
und Pilatus selbst das Leben ge- 
rettet, denn der Brief des Seja- 
nus brachte den Prokurator in 
eine solche Wut, daß er wie von 
Sinnen tobte, den Juden und 
dem Sejanus die furchtbarste 
Rache schwor, diese an den Ju- 
den auch nahm, nicht aber an 
Sejanus, der kaum ein Jahr dar- 
auf, auf Befehl des Tiberius, im 
Senat festgenommen, verurteilt 
und alsogleich auch hingerichtet 
wird. 
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Sieben Wochen lang ging der 
auferstandene Christus mit den 
Seinen, die dann Zeugen seiner 
glorreichen Himmelfahrt waren, 
eine weitere Woche verfloß, und 
schon glaubten die Jerusalemer 
Juden, daß sich die Seinen ver- 
laufen, zerstreuen werden und 
alles das Geschehene mit der 
Zeit in Vergessenheit geraten 
werde. 


Plötzlich aber, den Tag nach der 
Sendung des Heiligen Geistes 
Gottes Christi ewiger. Wahrheit 
den Seinen sichtbar im Licht sei- 
ner Kraft, traten die Apostel mit 
den Jüngern öffentlich in Jerusa- 
lem auf, das heiligste Wort Chri- 
sti, seine Frohe Botschaft, sein 
Evangelium verkündigend, und 
nach der Stille der letzten acht 
Wochen wirkte ihr Auftreten auf 
die Antichristen ärger, als käme 
es zu einer neuerlichen Belage- 
rung Jerusalems durch irgendei- 
nen Feind. 


Dem Prokurator wurde es also- 
gleich berichtet, doch hätte es 
dessen gar nicht bedurft, da er 


‘vom Söller des Praetoriums 
“ selbst einer Ansammlung zusah 


und der mit mächtiger Stimme 


. :vorgetragenen Predigt des Apo- 


stels Andreas Jonius zuhörte. Er 
sandte seine Vertrauten aus, um 
sich berichten zu lassen, wie vie- 


le solcher Ansammlungen es 


gibt, und befahl den Centurio- 


e “nen, ihre Kohorten bereitzuhal- 


ten, falls das friedliche Verhal- 
ten der einzelnen Gruppen ir- 
gendwie von dritter Seite gestört 


. werden und es. zu Tumulten 


kommen sollte, wozu es aber 


..: nicht kam. 


- Nun aber erschienen bald Abge- 


sandte der Hohepriester und des 
Synhedrions, um Pilatus auf das 
Vorgehen der Anhänger des Na- 
zareners — wie sie Christus nann- 
ten -— aufmerksam zu machen 
und von ihm zu fordern, er möge 
den Aufwieglern und Lügnern - 
wie sie die Apostel nannten - ihr 
Tun verbieten, am besten aber 
sie wegen Auflaufes gefangen- 
setzen. 


Pilatus aber wies sie in Erinne- 
rung des ihm Angetanen zornbe- 
bend kurzweg ab mit der Eröff- 
nung, er lasse jeden Tag verkün- 
den und auch geschrieben an- 
schlagen, daß jedermann auf der 
Stelle niedergehauen wird, der 
den Predigern des Friedens 


feindselig entgegenzutreten auch. 


nur versuche. 


Diese Eröffnung, die Pilatus tat- 
sächlich auch verkünden und 
viersprachig anschlagen ließ, sie 
auch durch Aufstellung von gan- 
zen oder Teilen seiner Kohorten 
in der Nähe der täglichen. An- 
sammlungen auch noch erhärte- 
te, - so unbedeutend sie an sich 
zu sein scheinen mag - sollte und 
ist dem wahren Christentum so 
verhängnisvoli geworden, daß 
sie nur an den Folgen zu messen 
ist. Denn was taten die Juden? 


Das Verhän is für 
das wahre Christentum 


Sie berieten. Die Hohepriester 
berieten, die Glieder des Synhe- 
drions berieten, und wieder war 


es der alte Anan ben Schia-Seth . 


(Hanan, Annas) mit den Seinen, 
der einen Plan entwarf, »der be- 


. harrlich durchgesetzt und mit al- 


len erdenklichen Mitteln geför- 
dert, das Judentum nicht nur zu 
retten, sondern es endlich auch 
über die Völker der Erde erhe- 


ben werde, so er halbwegs nur. 


gelingen, und er wird gelingen 
müssen, sollte das Judentum 
durch die Lehren. des Nazare- 
ners nicht vollständig unter- 
gehen«. 


Auf eine gewaltsame Unter- 
drückung der aufs neue lebendig 
gewordenen Bewegung war an- 
betrachts der Einstellung des 
Prokurators nieht zu denken - 
an den Kaiser und an den römi- 
schen Senat sich zu wenden, war. 
angesichts der im Vorjahr neuer- 
lich wider die Juden ergriffenen 
Maßnahmen unmöglich -— der 
Legat Syriens Pomponius Flac- 
cus .war des Pilatus bester 
Freund und bei ihm Klage zu 
führen, war schon aus dem ein- 
fachen Grund ausgeschlossen, 
weil ‘die Bewegung durchaus 
friedlich war -, und zu warten, 
bis ein den Juden gutgesinnter 
oder bestechlicher Legat und ein 
solcher neuer Landpfleger kä- 
me, wäre vielleicht ein nie mehr 
gutzumachendes Versäumnis ge- 
wesen. 


Das gewaltige Anwachsen der 
Bewegung forderte einen ra- 
schen Entschluß und rasches 
Handeln ohne offensichtliche 
Gewalttätigkeit, und also ward 
beschlossen, einige Freiwillige 
aus der 'eigenen Mitte werden 
sich mit den von ihnen dazu aus- 
ersehenen, listigen, beredsamen 
und verstellungstüchtigen Män- 
nern ihres Bekanntenkreises zu 
den Anhängern des Nazareners 
begeben, ihre Predigten .hören, 


die Lehre eifrig lobpreisen, bald 
getauft zu werden verlangen, bei 
der.erhaltenen Taufe die Namen 
der sie taufenden Apostel an- 
nehmen; sich überaus gläubig 
stellen, ihr volles Vertrauen zu 
gewinnen, dabei durch Freige- 
bigkeit die ärmeren Glieder der 
Bewegung an sich zu ziehen und, 
da es bekannt war, daß Jovian 
und Matthäus die Frohe Bot- 
schaft des Erscheinens des Wor- 
tes und der Werke des Nazare- 
ners, das Evangelium, schrei- 
ben, dieses stückweise auch 
schon von einigen Jüngern ab- 
schreiben lassen, derselben 
Schriftstücke bald habhaft zu 
werden auf jede Art und Weise. 


Ist es’soweit gekommen, bleibt 
eine Anzahl der Scheingetauften 
der Lehre und den Aposteln 
scheinbar weiter treu, wogegen 
einige andere, die durch Freige- 
bigkeit viele der Armeren an 
sich gezogen haben, einen Streit 
mit den Aposteln beginnen, sie 
vor möglichst vielen: Ohrenzeu- 
gen Falsches zu lehren beschul- 
digen und ihnen eröffnen wer- 
den, daß sie, von ihnen getrennt, 
eine eigene Nazarenergemeinde 
gründen werden, in welcher die 
Frohe Botschaft des Herrn Jesus 


wahr und rein vertreten und ver- |- 


kündet wird. 


Als sie die 
Evangelien hatten 


Ist dann diese Gemeinde errich- 
.tet, werden die. den. Aposteln 


scheinbar weiter treu gebliebe- 
nen Scheingetauften die Tren- 
nung verstellungstüchtig schwer 
beklagen, die Hohepriester und 
der Synhedrion mit anderen Ju- 
denoberen scheinbar beide Ge- 
meinden auch außenhin verdam- 
men, aber die Gemeinde der 


Scheingetauften mit allen Mit- | 


teln unterstützen und fördern, je 
mehr Glieder aus den Völkern 
sie gewinnen und gegen die Ge- 
meinde der Apostel einstellen. 


Die Hauptaufgabe der den 


Aposteln scheinbar weiter treu 


gebliebenen Scheingetauften 
bleibt aber, eines jeden geschrie- 
benen Stückes des Evangeliums 
weiter habhaft zu werden und 
dieses den führenden Oberen 
der. Nazarener-Judenchristenge- 


meinde oder den anderen dazu 


bestimmten und namhaft ge- 
machten Juden auszuhändigen. 


Solcher Weisungen gab es noch 
viele, und es dauerte gar nieht 
lange, gab es in Jerusalem neben 


der wahren, von den Aposteln | 


Es gibt nichts 
Gutes - esseidenn 
LK 


Viel Gutes durften wir auch 
aus der Gemeinde Remshal- 
den in den beiden letzten Jah- 
ren erfahren. Dort organisier- 
ten ideenreiche Remshaldener 
Bürgerinnen und Bürger nun 
schon eine zweite Wohltätig- 
keitsveranstaltung — das 
Glockengassentfest. Unter 
anderem wurde fleißig Salz- 
kuchen — unter der Obhut 
und Regie von Bäckermeister 
Schaal — gebacken. 


Bei vielen Helfern und Akteu- 


' ren bedanken wir uns noch- 


mals herzlich für die ideelle 
und finanzielle Unterstützung 
unserer Arbeit für MS-Kranke. 


Wenn dieses Beispiel Schule 
macht, kommen wir in un- 
serem Hilfsprogramm wieder 
ein Stückchen weiter. 


Ursula Späth, Frau unseres Minister- 
präsidenten und Schirmherrin der AMSEL 
Denken Sie beim Festen, 
Feiern, Fröhlichsein auch 
an uns: Tausende MS- 
Kranke warten in unserem 
Land auf Hilfe. 


Unser Konto: 

Landesgirokasse Stuttgart 

(BLZ 600 501 01) Kto.-Nr. 22. 33 332 
(Spenden sind steuerbegünstigt!) 


gg Aktion 
Multiple Sklerose 
MErkrankter- 
! Landesverband 


Baden-Württemberg Pe 


Paul-Lincke-Straße 8 
7000 Stuttgart1 
Telefon 07 11/ 69 2019 


Dies ist eine Spendenanzeige. Wir danken... 


Vatikan 


dort gegründeten Gemeinde 
Gottes Christi auch schon eine 
antichristliche Nazarener-Juden- 
christengemeinde, an deren 
Spitze scheingetaufte Juden 
standen, von denen die Mehr- 
zahl die Namen der Apostel trug 
und deren Glieder gleich bei ih- 
rer Aufstellung weniger aus dem 
Judentum, sondern aus den 
Griechen, Syrern, Nabatäern, 
Agyptern und den anderen Völ- 
kern zusammengebracht waren, 
die meisten von der Freigebig- 
keit der Oberen angezogen. 


Einige Wochen nach der Grün- 
dung dieser wider das wahre 
Christentum von den Juden er- 
richteten Gemeinden waren ihre 
Oberen im Besitz des einen wah- 
ren, von Jovian und Matthäus 
geschriebenen Evangeliums, 
und alsbald berief der alte Anan 
ben Schia-Seth die maßgebend- 
sten Jerusalemer Juden zu einer 
großen Beratung, die tagelang 
viele Stunden hindurch fortge- 
setzt wurde. 


Stückweise wurde das wahre 
Evangelium vorgelesen, ein jeg- 
licher schrieb sich in kurzen 
Worten Stellen auf, die ihm be- 
sonders mißfielen, wobei es 
nicht an Verwünschungen fehl- 
te, und als es zur Hauptberatung 
kam, ward, in kurzen Worten 
gesagt, Folgendes beschlossen: 


Vor allem anderen darf unter 
keinen Umständen jene Lehre 
des Nazareners unter die Völker 
- Gojim nennen sie alle Völker - 
gelangen und bekannt werden, 
die klar deutlich sagt, daß die 
Seele und der Geist eines jegli- 
chen lebendigen Wesens als see- 
lisch-geistiger Same in aller 
Ewigkeit mit und neben Ihm - 
der selbst Gott zu sein behauptet 
und wegen Lästerung des Gottes 
Israel getötet werden mußte - 
dagewesen ist. 


Diese Lehre darf 
nicht verbreitet werden 


Es darf nicht gesagt werden, daß 
Er für all den seelisch-geistigen, 
aber leblosen Samen die wahre 
Welt seines Reiches geschaffen, 
es dort aufgenommen, ihm das 
Leben von seiner eigenen ewi- 
gen Lebenskraft gegeben hat; 
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daß alle Menschen auf Erden, 
sowohl die dagewesenen wie 
auch die noch kommenden, 
Aeonen von Zeiten hindurch in 
Seligkeit und Frieden schaffend 
tätig in der wahren Welt seines 
Reiches gelebt haben, dann aber 
von einem böse gewordenen 
Großengel und von seiner Schar 
verführt, ihm bald nachgezogen 
sind, nachdem er mit seiner 
Schar das Himmelreich verlas- 
sen hatte, um sich mit seiner 
Schar sein Reich der Hölle zu 
schaffen. 


Daß die ihm dann nachziehen- 
den Scharen nicht zu ihm gelan- 
gen konnten in der weltenlosen 
Leere der Unendlichkeit, ihren 


digt, indem sie ihre Irrtümer klar 
aufzeigt, muß sie ausgerottet 
und vernichtet werden, weil sie 
die Offenbarungen des Gottes 
Israel als Lügen hinstellt und sie 
aufhebt, wie es der verfluchte 
Nazarener so schon getan hat. 


Weiter ist es aber unerläßlich, 
nicht nur. aus dem Nazarener, 
sondern aus allen den Seinen Ju- 
den zu machen, das heißt, den 
Gojim ihn und sie alle durch 
Wort und Schrift so darzustel- 
len, daß ihr Glaube, wonach der 
Nazarener und die Seinen vom 
Judentum abstammen, unaus- 
löschbar festgelegt bleibe, was 
schon aus dem Grund nicht 
schwer durchzusetzen sein wird, 


»Die Gepeitschte«, ein Detail eines Freskos aus der Villa Misteri 
‚in Pompeji. 


im Himmelreich sich aufgebau- 
ten Leib verloren haben, gestor- 
ben und wieder zu einem bloßen 
seelisch-geistigen, jedoch leben- 
digen Samen geworden sind, der 
nun nach und nach auf die inzwi- 
schen von dem Nazarener mit 
dem All dieser Welt geschaffe- 
nen Erde gelangt, um im irdi- 
schen Leibe noch einmal da 
durchzugehen und je seinen da 
getanen Werken nach in eine 
entsprechende Welt des Jenseits 
oder gleich in das Himmelreich 
des Nazareners zurückzukehren, 
zum wahren ewigen Leben. 


Diese Lehre darf unter keinen 
Umständen ünter die Gojim ge- 
langen, denn ganz davon abgese- 
hen, daß sie die Lehren und den 
Glauben der arjanischen Völ- 
ker, der alten Perser und Agyp- 
ter zu einem kleinen Teil bestä- 
tigt, im ganzen aber vervollstän- 


weil er selbst und die meisten 
der Seinen in unserem Land ge- 
boren sind und er unter uns tätig 
war. 


Vernichten wir also seine Lehre 
über das ewige Sein der Seele 
und des Geistes und ersetzen sie 
durch eine ihm geltende Ge- 
schlechtstafel. Wir selbst müssen 
aus ihm wider unseres Wissens 
und Willens jenen Messias ma- 
chen, der uns durch die Prophe- 
ten verheißen ist, was unseren 
Schriftgelehrten ein leichtes ist, 
denn es behaupten des Nazare- 
ners Apostel und Jünger, daß er 
aus der Jungfrau zu Bethlehem 
geboren ist. Einer, dessen Sein 
vor jeglichem Anfange in aller 
Ewigkeit ist. 


Der Mißgriff 
mit der Kreuzigung 


Und da es in den Propheten Je- 
saja und Micha geschrieben 


steht: Siehe! Die Jungfrau wird 
empfangen und einen Sohn ge- 
bären, den man Emmanuel, das 
heißt »Gott ist bei uns« nennen 
wird, du Bethlehem Ephrata bist 
klein unter den Städten Judäa, 
aber aus dir wird der kommen, 
dessen Ausgang vor dem Anfan- 
ge, von Ewigkeit her ist — und 
uns ist ein Sohn geschenkt, auf 
dessen Schulter alle Herrlichkeit 
ruhet und zu dem man sagen 
wird: Wunderbarer, Ratgeber, 
Friedensfürst, Gott und Vater 
der Ewigkeit! 


Also alles das, was der verfluch- 
te Nazarener von sich selbst ge- 
redet hat, lassen wir ihm zukom- 
men durch die von uns wider sei- 
ne Brut errichtete Gemeinde. Er 
kann ein Messias, Heiland, Ge- 
salbter, ja gleich dem erstgebo- 
renen Sohne Gottes Israel, auch 
ein Sohn Gottes, kurz, er kann 
alles sein und alles bleiben, was 
er ist, allein aber das muß durch- 
gesetzt und unauslöschlich fest- 
gelegt werden, daß er der Ge- 
sandte unseres Gottes, des Got- 
tes Israel sei. 


Übereilter Mißgriff war es von 
uns, daß wir ihn an das Kreuz 
gebracht haben, denn in den 
ganzen Jahren seiner Tätigkeit 
unter‘ uns hat er nicht so viele 
Anhänger gefunden als die Sei- 
nen in wenigen Tagen und Wo- 
chen; aber auch dieser unser 
übereilter Mißgriff wird sich mit 
der Zeit auf den Landpfleger ab- 
wälzen lassen. 


Wir dürfen kein Mittel unver- 
sucht lassen und keine Opfer 
scheuen, um die Ausbreitung 
der von uns wider die Gemeinde 
der Apostel des Nazareners auf- 
gestellten Gemeinde so zu för- 
dern, daß die anderen in ihr 
nach und nach langsam ersticken 
und die Unseren obenan als 
Führer die ganze Bewegung da- 
hin bringen, daß unser Gott, der 
Gott Israels, obenan bleibe, daß 
im Namen des verfluchten Naza- 
reners alle Knie vor dem Gott 
Israel sich beugen, die an den 
Namen des Gehenkten glauben 
und noch glauben werden, denn 
mit unserem Gott stehen oder 
fallen auch wir. 


Jetzt haben wir das Geschriebe- 
ne, das diese verfluchten Gojim 
Evangelium nennen, vollständig 
in unserer Hand und wissen nun, 
was wir davon lassen, was wir 
davon vernichten und was wir 
davon umstellen müssen, damit 
es dem von uns gefaßten Be- 


rn 


- schluß entspricht; wir werden es 


durchsetzen, denn die armselige 
Brut der Seinen kommt uns auf 
die Dauer nicht auf. 


Es müssen alsbald unsere Evan- 
gelien geschrieben und nicht nur 
abertausendmal abgeschrieben, 
‘ sondern auch in Sprachen umge- 
schrieben werden, damit werden 
unsere Apostel mit eigens dazu 
abgerichteten Propheten unter 
die Gojim aller Länder gehen, 
wohin sich des Nazareners Brut 


4 wenden wird. 


Ja, die Unseren müssen mög- 
lichst auch noch vor ihnen Städte 
und Orte aufsuchen, die dort 
heimischen Unseren aufklären, 
ihnen unsere Briefe überbringen 
und im Einverständnis mit ihnen 
jene Gojim erfassen, die auch 
als Proselyten des Thors weiter- 
hin Judengenossen bleiben, auch 
dann, so sie an den Nazarener 
als an den Gesandten, Gesalb- 
ten, Messias, Sohn und Lamm 
Gottes glauben. 


Es wird zu Streit, 


= Zweifel und Hader 
: kommen 


Überall dort aber, wo des Naza- 
reners Brut auf die von ihm Ge- 
heilen und auf die vielen 
Aschai-Essaier der Gojim ge- 
stützt, seine Gemeinden schon 


gegründet hat, muß alsogleich 
auch eine Gegengemeinde auf- 
‘gerichtet und alle die Unseren 
-. verpflichtet werden, sie mit allen 


Mitteln zu fördern, daß die an- 
dere nach und nach in ihr auf- 
‚geht und erstickt. 


Die Taufe, mit der unsere Apo- 
stel die Gojim taufen werden, ob 
diese bereits Proselyten sind 
oder auch nicht, darf nicht in 
dem verfluchten Namen des Na- 
'zareners erfolgen, sondern sie 
‚werden getauft: Im Namen Got- 
‘tes des Vaters, Schöpfers der 
Himmel und der Erde, des Op- 


“ ferlamm. der Herr Jesus ist, für 
‚die Sünden der Welt. 


‘Finden wir es späterhin für vor- 
teilhaft, können wir auch das än- 
dern, wie wir auch unsere Evan- 
gelien nicht gleichlautend schrei- 


"ben und abschreiben lassen wer- 


‘den, damit bald ein Durcheinan- 
der auch durch die Schrift ent- 
steht, was unter den Gojim von 


‘selbst Streitigkeiten, Zweifel, 


‘Zank, Hader und Kämpfe her- 


"vorbringen wird, und durch das 
‚alles unsere Apostel und Pro- 


pheten desto besser weiterschü- 


- ren können. 


In unseren Evangelien muß der 
Nazarener immer wieder auf un- 
sere Schrift hinweisen, nicht 
aber in der Art und Weise, wie 
er es.getan hat und wie es im 
Evangelium seiner Brut ge- 
schrieben. steht, in unseren 
Evangelien muß der Nazarener 
zum Vater beten, ihn anrufen, 
als von ihm gesandt reden, ihm 
für die. Wunderkräfte danken, 
die er ihm verliehen hat. Auch 
darf er darin nicht auferstanden 
sein, sondern Gott hat ihn von 
den Toten auferweckt; seine 
Himmelfahrt darf in unseren 
Evangelien keine andere sein als 
die, welche zuvor unserem He- 
noch und Elia zuteil wird: Gott 
hat sie hinweggenommen. 


Die Sendung des Heiligen Gei- 
stes kann bleiben, doch muß es 
der Geist Gottes unseres Vaters 
sein und nicht der des Nazare- 
ners. Auch darf in unseren 
Evangelien das Weib dem Mann 
nicht gleichgestellt werden, dar- 
in.wird der Nazarener die Wei- 
ber und selbst seine eigene Mut- 
ter irgendwie zurechtweisen und 
beiseite stellen müssen. 


Er muß selbst auch irgendwie 
zornig, fluchend und gewalttätig 
dargestellt werden, nicht nur 
duldend, vergebend und seg- 
nend, was dem Worte unseres 
Gottes und unserer Schrift so wi- 
derspricht wie die Lehre des Na- 
zareners über das ewige Sein der 
Seele und des Geistes, der Of- 
fenbarung unserer. Schrift über 
die Schöpfung. 


Unsere Schrift sagt im Hiob, daß 
unser Gott, Vater und Herr mit 
dem Satan um die Treue Hiobs 
gewettet hat - das Evangelium 
der Brut des verfluchten Nazare- 
ners schreibt sein auf uns gerich- 
tetes Wort: 


»Euer Vater ist der Satan, Mör- 
der und Lügner von Anfang an, 
der Lüge Vater!« 


Je mehr Widersprüche 
desto besser 


Darum muß er in unseren Evan- 
gelien vom Satan versucht wer- 
den und dabei auf unsere Schrift 
und durch sie auch auf unseren 
Gott hinweisen. In unseren 
Evangelien muß er sagen, daß er 
nicht gekommen ist, unsere 


‚Schrift, unser Gesetz und unsere 


Propheten aufzuheben und .auf- 


-zulösen, sondern das Wort Got- 


tes so zu erfüllen, wie es ge- 
schrieben steht. 


Je mehr Widersprüche in sein ei- 
genes’Wort gelegt werden, desto 
besser, denn das wird Streit un- 
ter den Gojim entfachen, der, 
von den Unseren geschürt, je- 
nen keine Zeit lassen wird, tiefer 
in das Grundwesen unserer 
Schrift und ihrer Satzungen ein- 
zudringen; denn wie bisher wird 
sie alle unser Gott, Vater und 
Herr auch weiter mit Blindheit 
schlagen, wie es geschrieben 
steht. 


Ihr seht, sprach Anan ben Schia- 
Seth (Annas, Hanan), daß und 
wie unser Gott gerade die Gro- 
ßen, Vorderen, Oberen und 
Mächtigen der Gojim mit Blind- 
heit schlägt, daß sie dem Heute 
leben und dem Augenblick fol- 
gen — uns aber weiset er den 
Weg zur Zukunft und gibt uns 
richtige Fingerzeige zur richtigen 
Zeit, so daß wir unter den gro- 
Ben und zahlreichen Gojim klein 
sind und sie doch weitaus über- 
ragen, daß wir unter ihrer Herr- 
schaft stehen und sie beherr- 
schen, daß wir die Besiegten 
sind, sie uns aber dienen und wir 
auf ihre Nacken treten, wie’ es 
die letzten Worte Moysis sagen: 


Auch wir sind gelegentlich blind, 
uns aber öffnet unser Gott die 
Augen bald und gibt uns Finger- 
zeige durch seinen Geist. Kurz- 
sichtig geworden, verlangten wir 
vom Pilatus, er möge dem Trei- 
ben der Brut Einhalt gebieten 
und sie unschädlich machen, un- 
ser Gott aber schlug ihn mit der 
Blindheit des Größenwahns und 
mit Drohungen wies er unsere 
Abgesandten schroff hinaus. 


Mit Blindheit geschlagen, läßt er 
die Brut des verfluchten Nazare- 
ners gewähren und verleiht ih- 
nen seinen Schutz, um auch da- 
durch seine Machtgewalt zu zei- 
gen und an uns auch äuf diese 
Weise Rache zu nehmen, gerade 
aber dadurch öffnet unser Gott 
und Herr unsere Augen, damit 
wir desto besser sehen, je mehr 
er die Gojim mit Blindheit 
schlägt, und nun sehen wir auch 
den Weg, den wir zu seinem 
Preise und zum Heile seines aus- 
erwählten Volkes gehen müssen 
und eifrig auch gehen werden 
wie ein einziger Mann. 


Ich bin wohl kein Prophet und 
Seher, aber in diesem Gesche- 


hen sehe ich den Beginn.dessen, : 


was im Pro ZEREN Jesaja‘! e: 
schrieben steht: »Du.wirst Gc 
jim rufen, die du nicht Keane, 
und die Gojim, die dich nicht 
kennen, werden zu dir laufen . 
deines Gottes wegen, des Heili- 
gen in Israel!« 


»Ich schwöre . bei mir selbst, 
spricht der Herr: Mir sollen sich 
beugen alle Knie und alle Zun- 
gen mir schwören!« 


Also spricht der Herr unser Gott 
durch Jesaja; diejenigen aber, zu 
denen er also spricht, sind heute 
wir, und wir müssen dafür sor- 
gen, daß dieses Wort unseres 
Gottes wahr wird - und es wird 
werden, denn niemals noch war 
eine solche Gelegenheit dazu ge- 
geben wie jetzt und niemals wird 
sie wieder kommen. 


In dem verfluchten Namen des 
Nazareners werden wir die Go- 
jim rufen durch unsere Apostel, 
und sie werden zu uns laufen un- 
seres Gottes wegen, den wir den 
Gojim durch unsere Evangelien 
geben werden, die auf unsere 
Schrift weisen,.durch die unser 
Gott zu uns spricht, und ihm 
werden sich alle Knie beugen, 
ihm werden alle Zungen schwö- 
ren! DO 


Die. 
protestantischen 
Kirchen im Sog 
des Kommunismus 
Die evangelischen Kir- 
chen sind zu Mägden 
des atheistischen Kom- 
munismus erniedrigt 


worden, weil kirchliche 
Meinungsmacher (z.B. 


aus dem Genfer Weltkir- 
chenrat) ein Dogma mit 
Unfehlbarkeitscharakter 


aufnötigen: daß Sozialis- 
mus verbindlicher sei als 
das Evangelium. - Vom 
Durchbruch dieser 
geistlichen Perversion 
handelt die genannte 
Schrift. 


Autor: Dr. jur. B. C. 
Bäschlin, 44 Seiten, 
SELVAPIANA-Verlag, 
CH-6652-Tegna. 


Preis: 14,- DM/12,- sfr. 


Direkt beim Verlag (Por- 
to inbegriffen) oder im 
Buchhandel. 


Vertrauliches 


- Sowjetunion 


ı 


K .. f © g 
stärkere 
Beziehungen 


'zu Israel 


Nimrod Novik, ein Vertreter des 
israelischen Außenministers Shi- 
mon Peres, traf.sich in Bonn zu 
einer zehnstündigen Bespre- 
chung mit Vladimir Tarasov, ei- 
nem Nahostexperten und hoch- 
rangigen Beamten des sowjeti- 
schen Außenministeriums. Man 
vereinbarte zum ersten Mal in 


. zwanzig Jahren reguläre politi- 


sche Kontakte zwischen Israel 
und der UdSSR. 


Andere Themen, die bei dem 
Treffen in Bonn behandelt wur- 
den, betrafen eine internationale 
Nahost-Friedenskonferenz, den 
Stand der bilateralen sowjetisch- 
israelischen Verhandlungen und 
die Auswanderung von Juden 
aus der UdSSR. 


Im Anschluß an das Treffen äu- 
Berte Peres gegenüber den israe- 
lischen Medi ien, er hege »vor- 
sichtigen Optimismus« gegen- 
über den Ergebnissen, doch die 
Haltung der Sowjets zu Israel sei 
noch nicht gänzlich ausgereift. 


Unterdessen haben Israel und 


- Ungarn ihre diplomatischen Be- 


ziehungen wieder aufgenommen 
und eröffneten Büros in beiden 
Hauptstädten. 


Kolumbien 


Mafia-Chef aus 
Haft entlassen 


Pablo Escobar, der kolumbiani- 
sche Mafia-Chef, ist von Richter 
Maria Ines Ramirez de Garcia 
zusammen mit 14 anderen Ma- 


ku: fiosis aus der Haft entlassen wor-. 
den. Sie waren zu einem. Jahr 
' Gefängnisstrafe wegen Mordes 


an Justizminister Rodrigo Lara 
Bonilla im Jahr 1984 verurteilt 
worden. Lära Bonilla war ein 
hartnäckiger Bekämpfer des 
Drogenhandels. Der Richter 
ordnete die Aufhebung aller 
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- Kautionen und Beschlagnah- 


mungen von ERObarS Vermö- 
gen an. 


Jose Salgar, dessen Schwieger- 
vater Herausgeber der Zeitung 
»El Espectador« ist und der von 
Escobars Bande ermordet wur- 
de, veröffentlichte eine - Erklä- 
rung, in der er seine Entrüstung 
über die richterliche Maßnahme 
zum Ausdruck brachte, »wenn 
man angesichts der Greueltaten, 
wie sie in diesen Tagen auftre- 
ten, sieht, daß für jene, die für 
die nationale Krise verantwort- 
lich sind, die Amnestie erlassen 
wird und die Beschlagnahmun- 
gen des Mafia-Besitzes aufgeho- 
ben wird sowie die Köpfe, die 
verantwortlich sind für die Ver- 
brechen und diese nationale 
Auflösung somit freigesprochen 
werden«. 


Salgar verlangte nach einer 
»dringenden Allianz zwischen 
Wirtschaft, Kirche und Presse, 
um unser Land aus der Krise zu 
retten«. 


Polen 
Es fehlen über 
tausend 


Medikamente 


Inmitten von Sparmaßnahme- 
forderungen von seiten des In- 
ternationalen Währungsafonds 
(IWF) und der UdSSR hat die 
polnische Regierung zum ersten 
Mal offiziell eine ernste Medika- 
mentenknappheit bestätigt. 


Laut polnischen Presseberichten 
fehlen von. den 2300 am drin- 
gendsten benötigten Medika- 
mente 1000 völlig. Rund siebzig 
Prozent davon sind Medikamen- 
te, die-zuvor aus dem Westen 
importiert worden sind. Am 
meisten fehlen Vitamine, Medi- 
kamente zur Behandlung von 
Kreislauferkrankungen und 
Krebs sowie Antibiotika. 


Das Sparmaßnahmenprogramm 
des IWF hat auch die Lage in 
Jugoslawien verschlimmert. Der 
Staat hat die Höchstpreise für 
Brot aufgehoben, was zum er- 
sten Mal seit der Nachkriegszeit 
zu einem Schwarzmarkt und 
Knappheit’ an Schwarzbrot - 
führt hat. 


Orthodoxie | 
Patriarch von 
Konstantinopel 


besuchte 
Moskau 


Demetrios I., Patriarch von 
Konstantinopel, flog zu einem 
zwölftägigen Besuch der rus- 
sisch-orthodoxen Kirche von 
Istanbul nach Moskau. Es ist der 
erste Besuch eines geistigen 
Oberhauptes der Weltorthodo- 
xie in Rußland seit 400 Jahren. 


Demetrios sagte, mit seinem Be- 
such wolle er die historischen 
Bande zwischen Konstantinopel 
und den orthodoxen Kirchen 
von Rußland und Georgien stär- 
ken. Seine Mission hat der Lon- 
doner »Times« zufolge »eigenar- 
tigerweise« die Zustimmung, 


wenn nicht gar den Beifall so- 


wohl Griechenlands als auch der 
Türkei. Er flog mit einer Ma- 
schineder Olympic Airways nach 
Moskau, die von der türkischen 
Regierung speziell gechartert 
worden war und reiste mit einem 
türkischen Reisepaß. 


In Moskau traf der Patriarch 
nicht nur mit Patriarch Pimen 
von der russisch-orthodoxen 
Kirche, sondern auch mit Mi- 
chail Gorbatschow zusammen. 


Sowjetunion 


Führend in der 
U-Boot- 
Konstruktion 


Angesichts der sowjetischen 
Fortschritte bei »supraleitfähi- 
gen Materialien« und »kleinen 
Elektromagneten« ist es der 
Zeitschrift »Jane’s Figthing 
Ships« »geradezu vorsätzliche 
Selbsttäuschung, die Wahr- 
scheinlichkeit zu ignorieren, daß 
es heute eine ungeheuer starke 
U-Bootstreitmacht gibt, die sehr 
leise ist und nicht mittels Schiffs- 
schrauben, sondern wie nur 
durch leises Wellengesäusel an- 
getrieben wird«. 


"Captain John Moore, der 15 der 


jährlichen Marine-Publikationen 
veröffentlicht hat, meint, daß 
seiner Meinung nach zahlreiche 


Ul- sowjetische Unterseeboote, dar- 


revolutionären, 


unter die Victor III-, Sierra- und . 


Akula-Klassen mit einem neuen 
hydromagneti- 
schen, propellerlosen Antriebs- 
system ausgestattet sind und mit 
einem viel kleineren Motor, der 
auf Supraleitfähigkeit basiert. 


\ 3 Pe 
Moore setzt die innovativen so- 3 


wjetischen Konstrukteure zu i 
dem »konservativen« Ansatz ih- 3 


rer westlichen Gegenspieler in : + 


Gegensatz - insbesondere jener 


in den Vereinigten-Staaten. »In ° | 


den letzten 15 Jahren hat es in : 


Amerika auf dem Gebiet des U- 


Bootangriffs kaum grundlegen- -+ 


de Veränderungen gegeben«, 
schreibt Moore. »Aufgrund von 


Konformismus, Konservatismus 
und Selbstgefälligkeit wird es in - 


der US-Marine vor dem Jahr 
1994 zu keinerlei radikalen 
Neuerungen in der U-Boot-Kon- 


. struktion kommen.« 


Moore drängt die NATO zur In- . 


vestition »hoher Summen für 
Forschung und Entwicklung«, 
um der Bedrohung Herr zu wer- 
den. Im Falle eines Krieges wür- 
den »beide Seiten entscheidend 
von der Stärke ihrer Anti-U- 


Boot-Waffen abhängen und im : 
Jahr 1987 könnte jede Selbstge- 


fälligkeit auf seiten des Westens 
ebenso verhängnisvoll sein wie 
die britische Haltung vor 50 Jah- 
ren.« oJ 


Afrika 


Heuschrecken 
zerstörten 


Getreideernten. 


Die UN-Organisation für Ernäh- 


rung und Landwirtschaft (FAO) _ 


hat einen Bericht veröffentlicht, 
in dem es heißt, daß die Getrei- 
deernte in Afrika von Heu: 
schreckenschwärmen bedroht 
ist. 


Heuschrecken aus der Wüste 


sind in den Norden Athiopiens 
und den Ostsudan gezogen und 
ebenfalls im Tschad, Mali, Mau- 
retanien und Niger wurden wel- 
che gesichtet. Auch in Westafri- 


ka gibt eine frühe und umfang- _ 
reiche Brut »Anlaß zur Sorge«, _ 


schreibt die FAO. 


Die Ablehnung der FAO und 
anderer internationaler Organi- 


sationen sowie Regierungen, im 


letzten Jahr ausreichende Maß- 


nahmen zu ergreifen, haben zu ° 


dieser neuen Bedrohung beige- 
tragen. 


Te een 


Die. Lage verschlimmert sich 
durch. die Tatsache, daß mehrere 
Länder in Südafrika in diesem 
Jahr wesentlich geringere Ermmn- 


teerträge haben werden als in _ 


den vergangenen beiden Jahren, 
heißt es in dem Bericht der 
FAO. Aufgrund der Unruhen 
nimmt die Getreideproduktion 
in Mozambique laufend weiter 
ab und Notmaßnahmen sind er- 
‘ ‚forderlich, um dort eine weitere 
> "um sich greifende Hungersnot zu 
‚verhindern. 


: In Angola, Botswana, Lesotho, 
: Malawi und Zambia fielen die: 
. Ernten älle weitaus geringer aus 

als im Jahr 1986 und in Zimbab- 
we wird es wahrscheinlich weni- 
: ger als die Hälfte des Vorjahres 
= sein. Ü 


: Thailand ‚ 

; Maßnahmen 
gegen KGB- 
Spionage 

"Die thailändische Regierung hat 


$ T pesen ein Netz von Ausländern 
° hart durchgegriffen, die beschul- 


© digt werden, für den sowjeti- 
schen KGB zu arbeiten. Die Be- 
hörden Thailands sind der Über- 
#: zeugung, daß es sich bei der 
. 2 Hälfte der 87 an der Sowjetbot- 
{.. schaft akkreditierten Diploma- 
ten um KGB-Agenten handelt. 


&: Verhaftet wurden Thomas Be- 
‘;. .nes, ein in der Tschechoslowakei 
=. geborener westdeutscher Staats- 
= bürger, der ein KGB-Beamter 


sein soll, und die Manager von. 


=" Aeroflot und der sowjetischen 
:2: Reedereigesellschaft Thasos, de- 
x. ‚ren Visa für Thailand nicht er- 
: neuert werden. Benes soll ein 
‘& Reisebüro haben, über das thai- 
&_ ländische Mädchen zur Prostitu- 
'», tion nach Westdeutschland ge- 
“schickt werden. 


Ein britischer Staatsbürger, Ge- 
offrey ‚Higginson, wurde eben- 
falls verhaftet und von Bangkok 
nach Malaysia abgeschoben.. 


‚In einem Kommentar in der 


tion« schreibt Kavi Chong Kitta- 


vorn,. mit dieser Razzia durch‘ 
‚thailändische Sicherheitsbeamte - 


"sollen- wohl die Verbesserungen 
in den thailändisch-sowjetischen 


Bangkoker Zeitung »The Na- 


Beziehungen torpediert und die 
Hoffnungen von Premiermini- 
ster Prem auf einen. Besuch in 


"Moskau vereiteltwerden. DI 


Kanada 


Besuch von 
Mutter 


"Rußland 


Eine Delegation der sowjeti- 
schen Rodina-Gesellschaft reiste 
unter Teilnahme des sowjeti- 
schen Kultusministers nach Ver- 
igan, Saskatchewan, Kanada, 
um die 30 000 Mann starke Duk- 
hobor-Gemeinde von Kanada zu 
ehren und ihnen eine überle- 
bensgroße Statue von Leo Tol- 
stoi zu übergeben. Die Rodina- 
Gesellschaft - Rodina heißt 
»Mutterland« - ist ein Hauptver- 
fechter des russischen Nationa- 
lismus. 


Die Dukhobnors sind eine 
Gruppe russischer Glaubensge- 
nossen, die mit Hilfe von Tolstoi 
und den Quäkern im Jahr 1899 
nach Kanada emigriert sind. Sie 
haben sich die Jahre hindurch an 
geringfügigen Terrorakten betei- 
ligt, um gegen den Zwang. zu 
protestieren, ihre Kinder zu er- 
ziehen. Sie verehren Tolstoi 
noch immer als ihren „role 
vater«. 


Die Delegation der Rodina-Ge- 
sellschaft wurde begleitet von 
Graf Ilya Tolstoi, dem Urenkel 
des Ideologen des passiven Wi- 
derstandes, der Professor an der 
Fakultät für Journalismus der 
Moskauer Universität ist. DJ 


China 


Änderung der 
Wirtschafts- 


politik 


Führende chinesische Politiker 
haben eine Delegation der Welt- 


. bank darüber informiert, daß sie 


weitreichende Veränderungen in 


“ der Wirtschaftspolitik der Regi- 


rung in Richtung auf »freie 
Marktwirtschaft« planen sowie 
eine größere Dezentralisierung. 
Die Politiker berichten weiter, 


in: der nächsten .Reformphase. - 
möchten sie, daß Unternehmer. 


die Kontrolle von staatseigenen 
Betrieben übernehmen und 
dann die volle Verantwortung 
für ‚Gewinne und Verluste 
tragen. 


Die Chinesen machten den Ver- 
tretern der ‚Weltbank’ deutlich, 
daß sie die traditionelle Politik 
umkehren wollen, um die land- 
wirtschaftliche Produktion effi- 
zienter zu machen. Es ist beab- 
sichtigt, daß die Küstenprovin- 
zen, die die wichtigsten Getrei- 
deerzeuger sind, sich auf die 
Agrarwirtschaft konzentrieren, 
da China derzeit seine fehlenden 
Getreidemengen durch deutlich 
steigende Einfuhren deckt. 


Moeen A. Quresbi, der Vizeprä- 
sident der Weltbank für finan- 
zielle Transaktionen, meint, es 
könnte sein, daß die Verände- 
rungen aufgrund des Erfolges 
der Reformen eingeführt wer- 
den, die in den letzten neun Jah- 
ren durchgeführt wurden. Er 
meinte, die chinesische Führung 
betreibe eine sehr praktische Po- 
litik und die Weltbank begrüßt 
fast alleihre Maßnahmen. U 


Thailand: 


Abgeordnete 
besichtigen 
Kanäle ın 
Europa 


Parlamentsabgeordnete aus 
Thailand in Begleitung von Mit- 
gliedern des thailändischen na- 
tionalen Sicherheitsrates und der 
bewaffneten Streitkräfte besich- 
tigten in Europa Kanäle, um ih- 
re Landsleute über die verfügba- 
ren Techniken zum Bau und Be- 
trieb eines geplanten Kanals 
durch die thailändische Landen- 
ge von Kra zu informieren: 


Der Kra-Kanal würde bei gleich- 
zeitiger Belebung der industriel- 
len Entwicklung Thailands den 
ungeheuren Verkehr etwas ent- 
lasten, der derzeit. auf der 
Hauptwasserstraße zwischen 
den Becken des pazifischen und 
indischen. -Ozeans, der Straße 
von Malakka, herrscht. 


‘Die Delegation aus Thailand be- 


suchte den Suezkanal in-Ägyp- 


ten sowie den Nord-Ostseekanal - 
‚in Kiel. 


Sie besuchten auch 


Den Haagurd Paris. Überall: 


‚erhielten sie. ausführliche: Infor- 


mationen über Technologien des 


Kanalbaus und Erdabbaus. 


In Frankreich hatte eine der Fir- 
men, die am Euro-Tunnelpro- 
jekt beteiligt sind, Bouygues, ei- 
ne Informationsveranstaltung 
für die Delegation in ihrer Pari- 
ser Hauptverwaltung vorberei- 
tet. Die Fusion Energy Founda- 
tion in Paris, einer der wichtig- 
sten Unterstützer des Kra-Ka- 
nalprojekts, stellte die Gruppe 
einer Reihe französischer Parla- 
mentarier zur Diskussion über 
den Kanal vor; dazu gehörte 
auch ein Mann, der unter de 
Gaulle Außenhandelsminister 
gewesen ist. 


Das Büro der Fusion Energy 
Foundation in Thailand hat zu- 


sammen mit 15 ehemaligen Mili- 


tärs einen Kra-Club gegründet, 
und es wird berichtet, daß man 
bereits Anfragen für Bespre- 
chungen des Projekts von seiten 
deutscher und japanischer Fir- 
men bekommen hat. oO 


Niederlande 


Arzt lehnt 
Euthanasie- 
Trend ab 


Sechstausend bis zwölftausend 
Menschen pro Jahr werden in 
den Niederlanden aufgrund von 
Euthanasie (Gnadentod) getötet 
und die Fortsetzung dieses 
Trends bedeutet »das Ende der 
medizinischen Wissenschaft«, 
sagte Dr. Rutenfrans von der 
katholischen Universität von 
Nijmegen. 


Die Euthanasie ist in den Nie- 


. derlanden weiter verbreitet als 


in jedem anderen Land Europas 
und das Aufkommen von Aids 
hat diese Praktik noch weit ver- 
breiteter gemacht. 


»Die Euthanasie hat in den Nie- 
derlanden Ende. der sechziger 
Jahre begonnen«, schreibt: der 


‚Arzt. »In den verschiedensten 


Büchern, in Artikeln und Inter- 


. views wird sie als einzige Lösung . . 


für jene Probleme präsentiert, 
die durch den medizinischen 


Fortschritt: aufgekommen sein 


sollten. Die Patienten wurden zu 


ER o2 


de: Greis- einen: 


'. dieser ermordet worden: sei.-Da. 
»ın letzter.: Zeit Gerüchte auf- 


Y ertrauliches 


Or fern der Medizientechniken 
erklärt. 


Eigenartigerweise sind jedoch 
diese Argumente schon benutzt 
: worden, als es noch nicht so vie- 
le medizinische Möglichkeiten 
gegeben hat, um das menschli- 
che Leben zu verlängern. Der 
Sozial-Darwinist Ernst Heckel 
schrieb schon im Jahr 1875, daß 
Hunderttausende von unheilbar 
kranken Patienten künstlich am 
Leben erhalten werden, ohne 
daß ihnen selbst oder der Gesell- 
schaft damit gedient ist.« 


Dr. Rutenfrans meint dazu: 
»Die Etablierung der Euthana- 
sie bedeutet auch das Ende der 
medizinischen Wissenschaft. 
Das 2500 Jahre alte Verbot der 
Euthanasie im Eid des Hippo- 
. krates war eine absolute Voraus- 
setzung für die Entwicklung der 
medizinischen Wissenschaften. 
Die Notwendigkeit, Menschen 
zu heilen und ihre Schmerzen zu 
erleichtern wäre nicht so groß 
gewesen, wenn.man diese. Men- 
schen einfach hätte töten kön- 
nen.« 


Berlin 
Die | 
Ermordun 


von Rudo 
Heß 


Zum Tode des ehemaligen 
Reichsministers Rudolf Heß 
wird aus verläßlicher Quelle be- 
kannt: Der von der Familie Heß 
" bestimmte Arzt für die Untersu- 
chung der Leiche stellte eindeu- 
tig Würgemale am Hals fest und 
keine Strangulierungszeichen. 
Die angebliche Ankündigung ei- 
nes Selbstmordes war geheim- 
dienstliche Stümperarbeit, denn 
Heß konnte nicht voraussehen, 
daß einige Tage später ein an- 
geblich herumliegender Draht 
im. Gefängnishof von Spandau 
eine Selbstmordmöglichkeit bot, 
und zudem konnte der.fast blin- 


nicht wahrnehmen. 
, Einer Nachricht aus England zu- 


folge: erklärte auch der britische 
Historiker: A.J.P. Taytoı 


‚"Oxford-Universität; : der -für..die: 


Freilassung'von Heß eintrat, daß 
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n. auch: - 


rt vonder: 


per daß Heß doch noch 
et werden könnte, hat- 
ngland in erster Linie Inter- 
= daran, etwaige Aussagen zu 
verhindern. 


Dazu kommt noch, daß auf den 
Sohn Rüdiger Heß ein Anschlag 
verübt wurde. Dazu sind im Au- 
genblick zwei Versionen im Ge- 
spräch: Nach Zeitungsberichten 
wurde Rüdiger Heß bei einem 
Interview von Journalisten um- 
ringt und brach dann mit einem 
Gehirnschlag zusammen. Nach 
ärztlichen Annahmen erhielt er 
dabei eine blitzschnelle Gift- 
injektion. 


Nach einer anderen Meinung 
wurde ihm schon vorher ein ver- 
giftetes Getränk gegeben. Er 
liegt, rechtsseitig gelähmt, zur 
Zeit, angeblich im Koma, in ei- 
nem Krankenhaus und ist nicht 
ansprechbar. 


Jugoslawien 


Destabilisierung 


wächst weiter 


Die jüngsten ungünstigen Ent- 
wicklungen in der Wirtschaft Ju- 
goslawiens haben die Gefahr ei- 
ner politischen Destabilisierung 
in diesem Land auf dem Balkan 
erhöht. 


Ein Finanzskandal, der zum 
Rücktritt von Vizepräsident 
Hamdija Pozderac führte, 


brachte ans Licht, daß die Wirt- 
schaft am Rand des Bankrotts 
steht. Das Agrarunternehmen 
Agrokomerc hat Schuldscheine 
in Landeswährung in Höhe von 
fast 256 Millionen Dollar ausge- 
geben - ohne Deckung - und ei- 
ne Bank hat sie garantiert. Das 
Institut, das die Garantie gelei- 
stet hat, die Bank von Bihac, ist 
jetzt im Begriff, pleite zu ma- 
chen. Ungefähr 63 andere Ban- 
ken sammeln sich, um ihre For- 
derungen vor Gericht durchzu- 
setzen, von denen einige auf- 
rund ähnlicher :Verluste eben- 
is vor dem Banktött stehen. 
Der: Präsident von ASHOBRNaCHE 
wurde-fest 


genommen. .. 


14 Viezepräsident . Pozderac, . der: 


aus Bosnien stammt, ist inzwi-. 
schen zurückgetreten, als. sich 


amtlichen. Nachrichtenagentur . 


Tanjug zufolge hat die kommu- 


Mitglieder ausgeschlossen . und 
28 von ihnen erwartet ein Straf- 
verfahren - bei allen in’der glei- 
chen Sache. 


Verschlimmert wird die Destabi- 
lisierung im Land noch durch 
den Terrorismus der Separati- 
sten aus der Bevölkerungsmehr- 
heit mit albanischer Herkunft in 
der Provinz Kosovo, die vom be- 
nachbarten Albanien und dem 
sowjetiscn KGB geschürt 
wird. Der Terrorismus dort hat 
zum Exodus der Minderheit von 
Serben und Montenegrern ge- 
führt. Die Serben repräsentieren 
die Mehrheit in der jugoslawi- 
schen Bevölkerung und kontrol- 
lieren die Armee. 


Im September lief ein Rekrut 
der albanischen Minderheit in 
einer Militärbaracke in Südser- 
bien mit einer Automatikwaffe 
Amok. Vier  nicht-albanische 
Soldaten starben und fünf ande- 
re wurden verwundet. Bei der 
Beerdigung eines der Opfer in 
Belgrad kam es zu Protestaktio- 
nen .durch über 100 000 Serben. 
Regierungssprechern zufolge 
kam es zu »irrationalem Verhal- 
ten«, womit die anti-albanischen 
Slogans gemeint waren, die ge- 
rufen wurden. 


Der Zwischenfall in der Militär- 


‚baracke hat die Gefahr erhöht, 


daß bei einem erneuten Vor- 
kommnis die Armee in Kosovo 
eingreifen wird - einer Gegend 
mit 55 Prozent Arbeitslosen. DU 


UdSSR 


Provokation 
an der NATO- 
Nordflanke 


Die Sowjets haben die militäri- 
schen Provokationen und die 
»Willensprüfung« an der Nord- 
flanke der NATO erhöht. Inner- 
halb von drei Tagen kam es über 
der Ostsee und der Barents-See 
© Fra Zwischenfällen in .der 
uft. 


ein berichte-:. 


ten, daß ein schwedisches: Auf- 


klärungsflugzeug im: internatio- 
‘nalen Luftraum über der Ostsee. 
- von.:einem: sowjetischen: Düsen- 


herausstellte, daß sein-Bruder in: : kampfjäger. verfolgt. wurde, . der 
den Agrokomerc-Betrug verwik-- bis auf. 20. Meter. an das schwedi- . 
. kelt ‘war. Einer. Meldung der. sche Flugzeug herankam. 


nistische Partei Jugoslawiens 42 - 


Drei Tage später schoß ein so-. 
wjetischer SU-27-Kampfbomber . 


Aufklärungsflugzeug - einer: 
Orion P-3B - über der Ostsee ' 


vorüber, daß das rechte Trieb-i 


werk des norwegischen Flugzeu-': 
ges beschädigt wurde, was dar-: 
auf hin zur Landung Een 
wurde. D: 


Kanada 
Sikhs 
Terroristen 


werden 
entlassen 


Zwei Sikhs-Terroristen wurden:: 
in Britisch-Kolumbien aus dem: 
Gefängnis entlassen. Als Vor- 


A 


wand für die Freilassung wurde 


angegeben. daß die Beweise ge-. 
gen die Sikhs auf illegale Weise‘; 
zustande gekommen seien. 
Der kanadische Sicherheits- und:: 
Geheimdienst (CSIS) soll angeb- 


lich vor Gericht die Unwahrheit... 
gesagt haben, um die Erlaubnis 


zu bekommen, zahlreiche Perso-: 
nen abhören zu dürfen, die ver- 
dächtigt 
Flugzeugunglück der Air India- 
im Jahr 1985 verwickelt gewesen : 
zu sein, in dem über 400 Men- 
schen ums Leben kamen. 


Später wurden die bei dieser Ab- 
höraktion erlangten Beweise bei 
der Verhaftung von neun Sikhs’ 
verwendet, die einen Mordan-' 
schlag gegen ein Mitglied der in- 
dischen Regierung geplant hat- 
ten, das zu Besuch gekommen 
war. Die beiden jetzt freigelasse- 
nen Sikhs gehören zu den neun, 
die diesen Mordanschlag verwik-: 
kelt waren. Es wird erwartet, 
daß die restlichen sieben Gefan-) 
genen auch bald freigelassen, 
werden. Mi; 


Naher Osten | 
Moskauund 


ber 6 
handen . .. 
gemeinsam Fr 


"Berichten zufolge ste teht:der: Nahe: ; 
a.unter.dem.: 


Osten und-Nor 


»Krisenmanagement« des. State. 
Departments. und des Kreml, : 


so dicht an einem norwegischen 


BE En 


werden, in das 


a a et a ck ht A 


a art a ae en en 


} 
E 


! wobei pro-sowjetische Entschei- 
} dungen im Vordergrund stehen. 


“Radio Moskau lobte den Waf- 
. fenstilltand zwischen dem 
Tschad und Libyen, ohne dabei 
:. den Tschad anzugreifen. Norma- 
‚lerweise sind die sowjetischen 
. Berichte über den Angriff Liby- 
“ ens auf den-Tschad und die mili- 
tärischen Gegenschläge des 
Tschad mit amerikanischer und 
französischer Unterstützung 
stark pro-libyscher Natur. Der 
unparteiische Ton von Radio 
- Moskau weist darauf hin, daß 
der Waffenstillstand einen Ost- 
West-Handel widerspiegelt. 


Im sowjetischen Rundfunk hieß 
es auch, daß der OAU-Präsident 

Kenneth Kaunda von Sambia 

angekündigt hat, das OAU-Ko- 

mitee, das versuchten soll, den 

Konflikt beizulegen, werde sich 
: in Lusaka, der Hauptstadt Sam- 
bias treffen. Chester Crocker, 
der Verhandlungsführer des US- 
Außenministeriums in »regiona- 
len Angelegenheiten«, der mit 
den Sowjets über die Region 
verhandelt, hat Sambia erst 
kürzlich besucht. 


ee en 


Im gleichen Stil berichtete die 
»International Harald Tribune«, 
. daß sowohl Washington als auch 
Moskau interveniert hätten, um 
_ zu verhindern, daß Libyen See- 
"Minen sowjetischer Bauart an 
den Iran verkauft. Die Vereinig- 
ten Staaten haben Libyen ein- 
dringlich gewarnt und meinten, 
wenn ein amerikanisches Schiff 
von solchen Minen im Golf ge- 
- troffen würde, würde man Liby- 
. en dafür zur Verantwortung zie- 

hen. Auch die Sowjets sollen Li- 


an 2 nn 0 


schäft nicht zu machen. U 
j USA 

: Mehr Macht 
für 
'Börsenaufsicht 


Der neue Vorstitzende der ame- 

rikanischen Börsenaufsichtsbe- 

hörde, David Ruder, möchte das 

Recht Staatsgesetze aufzuheben, 
® mit denen feindliche Übernah- 
men von Unternehmen einge- 
schränkt werden. Die amerika- 
nische Börsenaufsichtsbehörde 
* möchte: entscheiden können, ob 
: ein Unternehmen von einem 
' »Angreifer« oder anderen Fir- 
men-übernommen werden sollte 
oder nicht. 


. byen gedrängt haben das Ge- 


Als Folge wird erwartet, daß 
sich die Debatte im US-Kongreß 
darüber, ob Staaten die Befugnis 
besitzen, Unternehmen von 
feindlichen Bietern zu schützen; 
noch verstärkt. Die Debatte 
wird sich weiter erhitzen, da laut 
»New York Times« »Mr. Ruder 
den Kongreß. gebeten hat, der 
Börsenaufsichtsbehörde aus- 
drückliche Machtbefugnis zu 
verleihen, darüber zu entschei- 
den, wenn ein Staatsgesetz dem 


nationalen Wertpapiermarkt 
schadet«. U 
Sibirien 


Arbeit für 
drei Millionen 
Moslems 


Drei Millionen moslemische Ar- 
beiter sind von ihrem Arbeits- 
platz in der Sowjetunion »entlas- 
sen« und nach Sibirien transpor- 
tiert worden. Sowjetische Beam- 
te sagen, die »Entlassungen« sei- 
en die Folge von: Arbeitskräfte- 
überschüssen, die durch eine Er- 
höhung in der Produktivität ver- 


- ursacht worden sind. 


Bei der staatlichen Eisenbahn 
wurden 280 000 Arbeiter entlas- 
sen und in der Ölindustrie 
70 000, die meisten von ihnen in 
den ärmeren islamischen Regio- 
nen Zentralasiens, die den So- 
wjetbeamten zufolge zu »viele 
Arbeitskräfte haben« aufgrund 


der rasch ansteigenden Gebur-. 


tenraten. Die meisten haben Ar- 
beitsplätze in bestimmten Ent- 
wicklungszentren Sibiriens und 
dem Fernen Osten angenom- 
men, wo ein Arbeitskräfteman- 
gel herrsche. u 


Waffen 


Nicht nukleare 
Cruise Missile 
wird entwickelt 


Das amerikanische 
gungsministerium entwickelt ei- 
ne hoch explosive, nicht nuklea- 
re Version der Cruise Missile, 


die in der Lage sein wird, ein - 
Ziel bis auf wenige Millimeter _ 


genau zu treffen, berichtete die 
»New York Times« und zitierte 
damit Quellen aus dem Penta- 
gon und dem US-Kongreß. Die 
Reichweite der Rakete wurde 
verdoppelt, betonten die Beam- 


Verteidi- - 


“ten und meinten, die Marine ha- 


be eine verwendet, die von ei- 
nem U-Boot abgefeuert wurde 
und ein Ziel 3000 Meilen ent- 
fernt traf. ; 


Die Implikationen dieser. Ent- 
wicklungen in der Cruise Missi- 
le-Technologie umfassen: er- 
stens den Austausch von Atom- 
raketen mit mittlerer Reichwei- 


. te, die unter dem Vertrag über 


Intermediate Nuclear Forces 
(INF) von Europa abgezogen 
werden; zweitens den Einsatz 
von Cruise Missiles mit exakten 
Zielen statt Atomraketen in ei- 
nem europäischen Konflikt; drit- 
tens die Reduzierung der Not- 
wendigkeit der Luftbombardie- 
rung und viertens eine neue 
Waffe gegen Terroristen, da die 
Rakete Ziel auf einzelne Gebäu- 
de nehmen kann. - 


Es wird fünf bis zehn Jahre dau- 
ern, bis das Programm abge- 
schlossen ist. Im arabischen Golf 
wurden Cruise Missiles mit kon- 
ventionellen Sprengköpfen von 
den Vereinigten ‚Staaten aller- 
dings schon an Bord des Kampf- 
schiffes »Missouri« und der 
Kreuzer »Long Beach« und 
»Bunker Hill« eingesetzt, heißt 
es in der »New York Times«. 


»Einige Beamte«, so die Zei-, 
tung, rechnen damit, daß der 
»erste feindliche Einsatz der 
Cruise Missiles in dieser Region 
stattfinden wird, wenn Präsident 
Reagan einen Schlag gegen den 
Iran befehlen würde. Vom ara- 
bischen Meer aus können die 
amerikanischen Cruise Missiles 
ohne Schwierigkeiten in den 
Iran gelangen und Teheran 
treffen.« 


Großbritannien 


Lord 
Rothschild 
kommt wieder 
ins 
Rampenlicht 


Irgendjemand versucht in Groß- 
britannien die Sache mit Lord 
Victor Rothschilds Verbindun- 
gen zu den Russen wieder in die 
Schlagzeilen zu bringen: Die sa- 
tirische Zeitung »Private Eye«, 
die - wie ihr Name schon sagt - 
mehr als nur flüchtige Verbin- 
dungen zum Geheimdienst hat, 


schreibt, :die Versuche der brit#- >. 
schen Regierung; ein Buch eines 
ehemaligen Geheimdienstbeam- 
ten zu verbieten, würde im Ge-: 
ee stehen zur Weigerung, 
ntersuchungen über den ver- 
dächtigten Aristokraten anzu- 
stellen. 


Peter Wrights Buch »Spycat- 
cher« enthüllt Dinge, von denen 
die Regierung nicht will, daß sie 
bekannt werden. Das »Unge- 
wöhnlichste« an der Sache ist - 
so das Magazin -, daß Lord 
Rothschild seltsamerweise nicht 
strafrechtlich verfolgt wird. 


Rothschild hatte auf »Enthüllun- 
gen« über sowjetische Agenten 
im britischen Geheimdienst hin- 
gearbeitet, um vor allem von sei- 
ner eigenen Person abzulenken. 
Doch, so das Magazin, die wirk- 
liche Frage mit. Rothschild ist 
nicht, ob er ein sowjetischer 
Agent war, sondern daß er ein 
»offener Befürworter« einer en- 
geren Zusammenarbeit der Bri- 
ten mit Rußland war, insbeson- 
dere auf dem Gebiet der Über- 
mittlung von Informationen im 
Zweiten Weltkrieg. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg hat Roth- 
schild seine sowjetfreundliche 
Einstellung beibehalten und ar- 
beitete mit Schlüsselpersonen in 
der pro-sowjetischen Fraktion 
der britischen Labour-Party. 


Trotz all dem schienen die briti- 
schen Behörden nicht auch nur 
»entfernt den gleichen Haß ge- 
gen eine blaublütige und verehr- 
te Figur des Establishments« wie 
Rothschild zu hegen, als das bei 
einem ehemaligen MI-5-Offizier 
Wright der Fall ist. DO 


Betr.: Bonn 
»Wiederherstellung Pr 
Deutschen Reiches«, 
Nr. 10/87 


Das Deutsche Reich besteht deshalb 
noch, weil die Siegermächte mit der 
Reichsregierung Dönitz die »bedin- 


gungslose Kapitulation« abschlossen 


und sie damit völkerrechtlich aner- 
kannten. Die gewaltsame Beseitigung 
der Reichsregierung Dönitz danach 
war also illegal und hob die »bedin- 
gungslose Kapitulation« wieder aufund 
stellte den Zustand vor der Kapitula- 
tion, vor dem 8.. Mai, wieder her. Das 
Deutsche Reich existiert daher in sei- 
nen Grenzen vor dem 8. Mai 1945 und 
nicht, wie die BRD-Besatzerdemokra- 
ten behaupten, in den Grenzen des 
Versailles-Diktates, das überhaupt kei- 
ne Rolle mehr spielt. 


Die Wiederherstellung des Deutschen 
Reiches kann erst nach dem auch von 
Ludwig Erhard schon 1974 vorausge- 
sagten »Ende mit Schrecken« der 
Nachkriegspolitik erfolgen, also nach 
dem dritten Weltkrieg zwischen den 
USA und der UdSSR, nachdem .diese 
Supermächte schwach geworden sind. 
Man versucht zwar, den Status quo von 
1945, die »Ergebnisse des Zweiten 
Weltkrieges«, aufrechtzuerhalten, aber 
die politische, wirtschäftliche und gei- 
stige Entwicklung geht unbeirrt weiter 
ins Chaos. Ost und West sind bankrott 
und gehen am Stock! 


Und auf der Basis der Aufteilung, Aus- 
beutung und Niederhaltung Deutsch- 
lands ist keine Wiederherstellung 
Deutschlands, Europas und der Welt 
möglich, wie sie die Siegermächte und 
ihre Lizenzpolitiker der BRD und 
DDR endgäültig sanktionieren wollen. 


Seit der Abhalfterung Adenauers und 
seiner »Hallstein-Doktrin« durch die 
Westmächte und Ersatz durch. die 
»Entspannungspolitik« mußte klar 
sein, daß die West- und Ostmächte die 
Wiedervereinigung Deutschlands (von 
der Rückgliederung der annektierten 
deutschen Ostgebiete ganz zu schwei- 
gen) nicht wollen, was auch der italieni- 
sche Außenminister Andreotti freimü- 
tig bestätigte. 

Die West- und Ostmächte waren zur 
Vernichtung des Deutschen Reiches in 
den Krieg gegangen, zumal ja die Ver- 
nichtung des deutschen Volkes seit je 
ihr Ziel war, ganz gleich, wer oder wel- 
ches System in Deutschland oder bei 
ihnen herrschte. 


Die Schuld an der Niederlage Deutsch- 
lands mit allen entsetzlichen Folgen hat 
Hitler, weil er die Forderungen Molo- 
tows 1940 in Berlin auf freie Hand der 
UdSSR in Richtung Skandinavien und 
'Dardanellen-Mittelmeer nicht- akzep- 
tierte. Denn das hätte die Westmächte 
vom Reich abgelenkt und zum militäri- 
schen Eingreifen gegen die UdSSR in 
‘Norwegen und im Mittelmeer gezwun- 
gen, besonders die USA. 


Aber Hitler war kein Realpolitiker wie 
Bismarck, als dessen Nächfolger er sich 
gerne ansah, sondern ein Ideologe. Der 
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Angriff auf Rußland hätte die Beset- 
zung Englands zur Voraussetzung ge- 


- habt, um-den USA die. Eingreifbasis 
. gegen Europa wegzunehmen. Aber die 


»Schlacht um England« ging verloren. 


Trotzdem griff Hitler die UdSSR an 
und. lud sich damit zwei Weltmächte 
auf den Hals in totaler Überschätzung 
der Mittel und Möglichkeiten Deutsch- 
lands. So groß die Verdienste Hitlers 
bei der Herausführung des deutschen 
Volkes aus der politischen, militäri- 
schen, wirtschaftlichen Katastrophe 
und bei der Befreiung von den Ketten 
des Versailles-Diktates auch waren, so 
ändert das nichts daran, daß er als 
Feldherr und Politiker versagte, weil er 
die Motive der anderen verkannte. 
Zum Beispiel die britische »Gleichge- 
wichtspolitik«, die sich gegen jeden, je- 
de Macht oder auch Koalition richtete, 
die versuchte, den Kontinent zu beherr- 
schen und zu einigen (Napoleon), und 
daß die Deutschland umgebenden Völ- 
ker seit je als Ziel die Verhinderung 
der Einheit Deutschlands hatten. 


Churchill sagte dem »Helden des 
20. Juli«- Gördeler: »Sie müssen sich 
klar sein, daß der Krieg nicht gegen 
Hitler oder den Nationalsozialismus 
geht, sondern gegen die Kraft des deut- 
schen Volkes, die man für immer zer- 
schlagen will, Jleichgültig, ob sie in den 
Händen Hitlers oder eines Jesuitenpa- 
ters liegt.« 


Helmut Golz, Köln 


Betr.: Vatikan 
»Was Barnabas an Kaiser 
Flavius schrieb«, Nr. 10/87 


Es trifft zu, daß die Juden der ersten 
Jahrhunderte von Jesus gesagt. haben, 
er sei der uneheliche Sohn des römi- 
schen Legionärs Pandera und der Ma- 
ria, woraus sich dann die Bezeichnung 
»Panderimamser« ergab. Aber in wel- 
chem apokryphen Evangelium soll der 
bezeichnete Dialog überliefert sein? 


Wenn sich Barnabas nach der ersten 
Missionsreise von Paulus getrennt hat, 
weil er die Unantastbarkeit der Thora 
vertrat, dürfte er’solche, die mosaische 
Gottheit abwertenden Zitate kaum be- 
nutzt haben. 


Bekanntlich wollte auch der große 
»Ketzer« Marcion (um 150), der Jah- 
we, den alttestamentlichen Gott, als 
Widersacher des erbarmenden Gottes 
Jesu Christi bezeichnete, neben dem 
Lukasevangelium nur.'die zehn Send- 
schreiben des Paulus als im christlichen 
Sinne authentisch gelten lassen. 


Adressat des Briefes kann auch nicht 
der Kaiser Flavius Vespasianus (Kaiser 
von 69-79) gewesen sein, dessen Sohn 
Titus (Kaiser von 79-81) anno 70 Jeru- 
salem zerstört hat. Flavius Vespasianus 
war als »Soldatenkaiser« allenfalls An- 
hänger des Mythraskultes der römi- 
schen Legionen, aber nicht episcopos 
episcoporum der »Christianer«. Dies 
war vielmehr nach kirchlicher Zählung 
als Nachfolger des Petrus der Heilige 
und Presbyter Linus (Päpst von:67-76): 
Der erste »christliche« Kaiser war Kon- 


stantin der: Große. (um 330), der alle 
nichtehristlichen Kulte.aufhob und ver- 
bot.. Vermutlich ist das Ganze späteren 
Datums, und man hat solche Aussagen 
Barnabas zu Unrecht in den Mund ge- 
legt, ähnlich wie man die mystischen 
Schriften des Pseudodionysios (oder 
Dionysios Areopagita) auf einen ver- 
meintlichen Paulusjünger vom Athener 
Areopag zurückdatiert hat. 


Karl Schäfer, Konstanz 


Betr.: Kulturgeschichte 
»Magische Weltsicht«, 
Nr. 8-11/87 


Ralf Flar spricht von der Unendlichkeit 
der Materie und gibt dazu ein Beispiel 
mit der Verzögerung der Lichtge- 
schwindigkeit. Ich erweitere dieses nun 
folgend: Die Erde hat sich schon ein 
Lichtjahr lang atomar aufgelöst und die 
Sonne ist erloschen. Alle durch riesige 
Fernrohre blickenden Wesen näher als 
ein Lichtjahr sehen also nichts mehr! 
Die weiter entfernten sehen natürlich 
noch immer verschiedene erdgeschicht- 
liche Epochen. Es sind aber nicht die 
wirklichen Epochen, sondern nur 
Lichtbilder davon. Die körperliche 
Unendlichkeit ist ein falscher Schluß; 
der Autor versetzt uns nicht in die Nä- 
he der modernen Naturwissenschaft, 
sondern betreibt geistigen Betrug. 


: Sepp Meidl, Villach 


Der Verfasser beschreibt in dem Arti- 
kel unter anderem das Fische- und 
Wassermann-Zeitalter. Der überzeugte 
Christ kann sich weder an das eine 
noch andere Zeitalter halten. Sein Fel- 
sengrund ist Jesus Christus, der Erlöser 
von Sünde, Teufel, Tod und Hölle, der 
als Gottes- und Menschensohn diese 
Erlösung vollbrachte. 


Aufgrund dessen spielt sich der Kampf 
für den Christen auf dieser Erde ab, 
was die Weltgeschichte beweist, die 
man vom religiösen, politischen und 
weltlichen Standpunkt betrachten 
kann. Ein Kampf in der Astrologie ist 
unmöglich. 


Die Erwähnung von einem sogenann- 
ten Alten Testament in dem Bericht ist 
derartig ärgerniserregend und absto- 
ßend, daß man von einer rebellischen 
Haltung gegen Gott sprechen kann, wo 
doch die heiligen Zehn Gebote unter 
Donner, Blitz und Erdbeben auf Sinai 
gegeben wurden. 


und das: Neue: Testament als einzige 
heilige Sache bezeichnet, an die man 
nicht seine Hand legen soll. Er schreibt 
in seinem Katechismus, daß Gott zu 


fürchten; zu lieben und zu vertrauen , 


ist. 


Das Licht der ewigen Wahrheit ist . 
durch Jesus Christus allein in die Welt ° 


gekommen - nicht über eine Göttin 
heidnischer Kultur, auch keine Maria 
kann mich zum Licht führen. Es gibt 
unverbrüchlich nur einen dreieinigen 
Gott im Alten und Neuen Testament. 


. Margarete Tennigkeit, Puchendorf 


Betr.: In eigener Sache 
»Ein ernstes Thema wird 
zur Farce«, Nr. 9/87 


Natürlich ist es naheliegend, daß man 
Sie auf diese Weise handlungsunfähig 
machen will. Es ist die gleiche Metho- 


‘de, wie man sie auch sonst mit bestem 


Erfolg, anwendet. Mögen die Juden Ju- 
den sein. Wir sind gewiß keine Antise- 
miten, wie Sie dies ja auch in Ihrem 
Prozeß nachgewiesen haben. Aber 
warum sollen wir nicht mehr Deutsche 
sein und bleiben. Ist dies die Rache, die 
nun ein ganzes Volk auslöschen soll? 
Soll man es doch ganz offen sagen: 
Germany must perished. 


Ich gehe heute davon aus, daß die Ju- 


den ihre Vormachtstellung im Westen }: 


weitgehend gefestigt haben. Hindernis- 
se zur Weltherrschaft sind nur noch der 
Islam, der Katholizismus und sicher 
auch die kommunistische Ideologie. 
Zur Überwindung dieser Barrieren soll 
nun der Westen eingesetzt werden. 


All dies ist natürlich nackter Wahnsinn. 
Viel schlimmer aber ist unsere eigene 
Unfähigkeit, ja hilflose Dummheit. Se- 
hen Sie sich doch die Westdeutschen 
an. Der Wohlstandswahn hat sie gänz- 
lich besoffen gemacht. Das war die 
Droge, mit der man die Deutschen ka- 
puttmachen konnte. Und der für uns 
vernichtende Erfolg hat diese Überle- 
gungen bestätigt. Und nun hinzugehen 
und die Schuld nur bei den Juden, das 
heißt beim Judaismus zu sehen, das ist 
einfach töricht, ja eine unverzeihliche 
Dummheit. 


Wo sind sie denn, die Deutschen, de- 
nen es noch um Moral und Anstand, 
um Volkstum und um deutsche Kultur 
geht? Wo sind die jungen Menschen 
geblieben, die noch bereit wären, Tra- 
ditionen zu übernehmen und sie um ih- 
rer Menschenwürde willen weiterzu- 
tragen? 


Hier wurde die Lebenskette des deut- 
schen Volkes gesprengt, und die »wir 
auch deutsch« haben die Direktive 
übernommen. Das Schreckliche bei 
allem aber ist, unsere politischen Funk- 
tionäre sind damit durchaus einverstan- 
den. Und wir haben sie auch noch ge- 
wählt, damit sie uns nach dem Motto, 
die besten Kälber wählen ihre Metzger 
selber, zum: Schlachthof führen. 


Dr. E..Meder, Bad Dürkheim-Leistadt 


. Luther hat die Heilige Schrift, das.Alte :|-+ (4 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
— einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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